
 

Informationen zur Raumentwicklung 

Biomasse: Perspektiven 
räumlicher Entwicklung 

Heft 5/6.2011 



  
  
  
 

  
  
 

  
 

 

 

  
  
  
  
  
        
        
  
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 

Herausgeber Bundesinstitut für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR) 
im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR) 

Schriftleitung Elke Pahl-Weber 
Hans-Peter Gatzweiler 
Robert Kaltenbrunner 

Wissenschaftliche Redaktion Alexander Wacker 
Lars Porsche 

Redaktionelle Bearbeitung Adelheid Joswig-Erfing 

Druck Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 

Vertrieb Selbstverlag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR) 
im BBR 
Deichmanns Aue 31–37, 53179 Bonn 
Postfach 21 01 50, 53156 Bonn 
Telefon: 022899-4 01-2209 
Telefax: 022899-401-2292 
E-Mail: selbstverlag@bbr.bund.de
und Buchhandel

Redaktionsschluss: 15. April 2011 

Die Beiträge werden von der Schriftleitung/ 
wissenschaftlichen Redaktion gezielt akquiriert. 
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für 
unaufgefordert eingesandte Manuskripte. 

Die vom Autor vertretene Auffassung ist 
nicht unbedingt mit der des Herausgebers 
identisch. 

Jahresabonnement 
(12 Hefte einschl. Register) 50,00 € 
Einzelheft 6,00 € 
Doppelheft 12,00 € 
jeweils zuzüglich Versand 

Bezugsbedingungen siehe: 
www.bbsr.bund.de > Veröffentlichungen > IzR 

Nachdruck und Vervielfältigung: 
Alle Rechte vorbehalten 

ISSN 0303 – 2493 

http:www.bbsr.bund.de


 
  

  
  

  

  
  

  
   

   
 

  

   
 
 

  

  
   
 
 

  

  
  

   
  

  
  

   
 
 

  

  

  
  

Inhalt Heft 5/6.2011 

Alexander Wacker 
Lars Porsche 

Alexander Wacker 
Lars Porsche 

Cornelia Viehmann 
Thilo Seidenberger 
Daniela Thrän 
Alexander Schiffer 
Werner Bohnenschäfer 

Ulrike Seyfert 
Katja Bunzel 
Daniela Thrän 
Jürgen Zeddies 

Katja Bunzel 
Daniela Thrän 
Ulrike Seyfert 
Vanessa Zeller 
Marcel Buchhorn 

Michael Jandewerth 
Wolfgang Urban 

Kathrin Ammermann 
Andreas Mengel 

Nadin Gaasch 
Anja Starick 
Kristian Klöckner 
Inga Möller 
Klaus Müller 
Bettina Matzdorf 

Till Jenssen 

Klaus Einig 

Seite 

Einführung 
I 

Kurzfassungen – Abstracts V 

Alles im grünen Bereich? Bioenergie: Beitrag zu bundespolitischen Zielen 
und Anforderungen an die räumliche Entwicklung 265 

Beitrag der Biomasse zur dezentralen Energieversorgung mit dem Ziel 
der Daseinsvorsorge und Versorgungssicherheit 
für periphere Räume 277 

Biomassepotenziale aus dem Energiepfanzenanbau in Deutschland 285 

Forstwirtschaftliche Biomassepotenziale und Reststoffpotenziale 
in Deutschland 295 

Raumbezogene Analyse des Technologiepfads Biogaseinspeisung 
durch Einsatz von Geoinformationssystemen 307 

Energetischer Biomasseanbau im Kontext von Naturschutz, Biodiversität, 
Kulturlandschaftsentwicklung 321 

Sicherung einer nachhaltigen Bioenergiebereitstellung. Räumlicher 
Steuerungsbedarf und Steuerungsmöglichkeiten 
durch die Regionalplanung 337 

Bioenergie – Möglichkeiten und neue Aufgaben für die Raumplanung 353 

Kapazität der Regionalplanung zur Steuerung der Produktion 
und Nutzung von Biomasse 367 



Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 5/6.2011 II

Alexander Wacker
Lars Porsche

Biomasse: Perspektiven räumlicher Entwicklung 

Einführung

Alexander Wacker
Lars Porsche
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR)
im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung
Deichmanns Aue 31–37
53179 Bonn
E-Mail: alexander.wacker@bbr.
bund.de
lars.porsche@bbr.bund.de

Blühende Landschaften sind es, mit denen 
für Bioenergie geworben wird. Doch es sind 
nicht nur Ackerpflanzen, die in Deutschland 
Bioenergie bereitstellen. Die Spannweite 
reicht von land- und forstwirtschaftlicher 
Biomasse über Grünabfälle aus der Land-
schaftspflege bis zu Bioabfällen von Haus-
halten und der Gastronomie. 

Aufgrund der Gesetzgebung und Förder-
politik des Bundes, der Länder und der 
Kommunen sowie der steigenden Preise für 
fossile Energieträger gewinnt die Biomasse 
im nationalen und im globalen Kontext als 
Energieträger und Wirtschaftsfaktor an Be-
deutung. Neue überregionale und teilweise 
global vernetzte Märkte zur Biomassepro-
duktion, -erzeugung, -distribution und -ver-
marktung entstehen. Von der lokalen bis zur 
globalen Ebene sind diese sehr dynamischen 
Entwicklungen mit räumlichen Konkur-
renzen und Konflikten verbunden. Diese re-
sultieren nicht nur aus steigenden Umwelt-
einflüssen und dem Bedarf an Anbauflächen 
für die stoffliche Verwertung von Biomasse-
produkten, z. B. in der chemischen Industrie. 
Auch der Ausbau technischer Infrastruktur 
und steigende (regionale) Verkehrsbelas
tungen durch die Belieferung von Bioener-
gieanlagen tragen dazu bei. Hinzu kommen 
Einwände der Zivilgesellschaft gegen die 
Veränderung der Kulturlandschaft und die 
Beimischung von Biokraftstoffen zu Benzin 
und Diesel. Dies ist Grund genug, sich fünf 
Jahre nach dem IzR-Heft „Bioenergie: Zu-
kunft für ländliche Räume“ (1/2.2006) dem 
Thema und seiner dynamischen wie raum-
prägenden Entwicklung erneut zu widmen.

Über die 2007 mit dem Integrierten Energie- 
und Klimaprogramm (IEKP) festgelegten 
energie- und klimapolitischen Ziele hat das 
damalige Bundeskabinett den Ausbau der 
erneuerbaren Energien (EE) als ein Kern-
element der energiepolitischen Strategie 
Deutschlands festgelegt und ist in diesem 
Zusammenhang auf die Vorgaben der euro-
päischen Ebene eingegangen. Auf europä-
ischer Ebene wird unter dem Titel „20-20-20“ 
gefordert, die CO

2
-Emissionen gegenüber 

dem Basisjahr 1990 um 20 % zu reduzieren, 
den Gesamtanteil an erneuerbaren Ener-
gien in der EU auf 20 % zu steigern und die 
Energieeffizienz um 20 % erhöhen. Mit dem 
Energiekonzept der Bundesregierung vom 
September 2010 wurde die Zielmarke von 
18 % erneuerbare Energien am Bruttoend
energieverbrauch (Strom und Wärme) für 
das Jahr 2020 festgelegt. In der Stromversor-
gung soll ein EE-Anteil von 35 % erreicht wer-
den. Das 2007 eingeführte Biokraftstoffquo-
tengesetz schreibt der Mineralölwirtschaft 
wachsende Marktanteile von Biokraftstoffen 
vor. Die aktuelle Diskussion um den neu ein-
geführten Biokraftstoff E10 (Benzin mit 10 % 
Biokraftstoff) zeigt, dass die von den Anbie-
tern gewählte Maßnahme zur Reduzierung 
der CO

2
-Emissionen und damit zur Erfüllung 

der Klimaziele nicht frei von Konflikten ist. 

Um die gesteckten energie- und klimapoli-
tischen Ziele zu erfüllen, ist ein weiterer Aus-
bau der erneuerbaren Energien erforderlich. 
Heute liegt der Anteil der aller erneuerbaren 
Energien am Endenergieverbrauch bei 11 %. 
1990 waren es gerade 2 %. Die Energiebereit-
stellung durch Biomasse stieg von 1999 bis 
2009 stark an: In der Stromerzeugung ver-
fünffachte sie sich in dieser Zeit von 5  528 
GWh auf 25  989 GWh und in der Wärmebe-
reitstellung verdoppelte sie sich von 50  858 
MW auf 99  233 MW1. 2009 betrug der Anteil 
der Biomasse an der gesamten Stromerzeu-
gung 5,2 % und an der Wärmebereitstellung 
8,0 %. Die energetische Nutzung von Bio-
masse sparte im Jahr 2010 CO

2
-Emissionen 

im Umfang von 65,5  Mio. t ein. 

Diese sehr dynamische Entwicklung hat 
jedoch auch relevante Auswirkungen auf 
den Raum: Biomasse ist aktuell mit einem 
Anteil von 7,9 % am Endenergieverbrauch 
die dominierende erneuerbare Energie in 
Deutschland. Die Erzeugung von Energie 
mittels Biomasse benötigt unter den erneu-
erbaren Energien am meisten Fläche. Diese 
Flächeninanspruchnahme durch Biomasse 
wird weiter steigen. Nach Berechnungen des 
Deutschen BiomasseForschungsZentrums 
(DBFZ) könnte 2020 bei Erfüllung der bun-
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despolitischen Ziele der energetische Bio-
masseanbau je nach Szenario eine Fläche 
von 2,7 bis 3,9  Mio. ha bzw. 15,9 bis 23,0 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche in Anspruch 
nehmen.2 In Deutschland wird gegenwär-
tig auf ca. 1,8  Mio. ha Landwirtschaftsfläche 
Biomasse zur energetischen Verwertung an-
gebaut.3 Dies entspricht ca. 9,5 % der gesam-
ten landwirtschaftlichen Nutzfläche. Nach 
den Ergebnissen des DBFZ ist also mit einer 
Verdopplung der Inanspruchnahme land-
wirtschaftlicher Nutzfläche durch den Bio-
masseanbau zu rechnen. Jedoch zeichnen 
sich schon heute Nutzungskonkurrenzen ab, 
die sich auch in gesellschaftlichen Debatten 
über die Priorität von Nahrungs-, Futter-
mittel- oder Biotreibstoffproduktion äußern 
(bspw. Teller-Tank-Diskussion). Gefürchtet 
werden auch die Ausdehnung großer mono
toner Landwirtschaftsflächen, der Ausbau 
von Infrastruktur zur Verarbeitung und Be-
reitstellung von Bioenergie und damit ver-
bundene Lärm- und Geruchsbelastungen. 
Diese stünden Ansprüchen des Naturschut-
zes, der Biodiversität sowie des Tourismus 
entgegen. Besonders der ländliche Raum 
steht zunehmend unter Druck, da Biomasse 
vornehmlich hier erzeugt wird.

Der Beitrag „Forstwirtschaftliche Biomas
sepotenziale und Reststoffpotenziale in 
Deutschland“ zeigt, dass diese Potenziale 
räumlich sehr unterschiedlich verteilt sind. 
Die Mehrheit der zur Verfügung stehenden 
forstwirtschaftlichen Potenziale wird jedoch 
bereits genutzt – trotzdem bestehen noch 
Ausbaumöglichkeiten, z. B. durch die Nut-
zung von Waldrestholz. Die Reststoffe Stroh 
und Gülle sind vor allem in (ländlichen) Re-
gionen mit intensiver landwirtschaftlicher 
Nutzung zu finden. Auch urbane Räume 
verfügen vor allem mit Bio- und Grünabfäl-
len über Reststoffpotenziale, die momentan 
noch kaum energetisch genutzt werden. Die-
se Potenziale sind noch erschließbar. 

Für ländliche Räume hat die energetische 
Biomassenutzung durchaus Vorteile. Hierzu 
zählt neben wirtschaftlichen Aspekten – wie 
bspw. die Erschließung zusätzlicher Einnah-
mequellen für Land- und Forstwirte – auch 
eine zunehmende Unabhängigkeit von Ener
gieimporten. In diesem Zusammenhang 
stellt sich die Frage, inwieweit sich Regionen 
mit Bioenergie selbst versorgen können und 
welche Maßnahmen dazu erforderlich sind. 
Ob und wie dies möglich ist, zeigt der Arti-
kel „Beitrag der Biomasse zur dezentralen 

Energieversorgung mit dem Ziel der Da-
seinsvorsorge und Versorgungssicherheit für 
periphere Räume“ für die Bereiche Strom, 
Wärme und Kraftstoffe exemplarisch anhand 
von drei ländlich-geprägten Landkreisen.

Eine weitere Wirkung des Ausbaus der ener-
getischen Biomassenutzung ist die steigende 
Dezentralität und wachsende Anzahl der Er-
zeuger. Die Dezentralisierung des deutschen 
Energiesystems aufgrund des Ausbaus der 
erneuerbaren Energien trennt Stromerzeu-
gung und -nachfrage räumlich. Der Vergleich 
der Standorte konventioneller Kraftwerks-
einheiten mit denen von Bioenergieanlagen 
zeigt, dass sich konventionelle Kraftwerke 
auf Räume mit der siedlungsstrukturellen 
Prägung „städtisch“ konzentrieren: Mehr als 
70 % der ca. 100 Gigawatt installierten kon-
ventionellen Kraftwerksleistung befinden 
sich in städtisch geprägten Räumen. Im Ge-
gensatz dazu liegen Bioenergieanlagen we-
sentlich heterogener und dezentraler. Auf-
grund der im ländlich geprägten Raum vor-
handenen Substrate aus der Landwirtschaft 
(Energiepflanzen ebenso wie Gülle aus 
der Nutztierhaltung) bzw. entsprechenden 
Potenziale sind Bioenergieanlagen über-
wiegend in Regionen zu finden, die durch 
Ackerbau- und Mastbetriebe geprägt sind 
(siehe Beitrag „Alles im grünen Bereich? Bio-
energie: Beitrag zu bundespolitischen Zielen 
und Anforderungen an räumliche Entwick-
lung“).

Bei einem steigenden Anteil der energe-
tischen Nutzung der Biomasse ist aber frag-
lich, ob die dort produzierten Mengen an 
Strom und vor allem Wärme auch vor Ort 
nachgefragt werden. Alternativen wie die 
Einspeisung von Biogas in das Erdgasnetz zur 
Bereitstellung von Energie für verbrauchs-
starke städtische Agglomerationen und die 
zeitliche Entkopplung von Erzeugung und 
Verbrauch bieten vielversprechende Chan-
cen (siehe Beitrag „Raumbezogene Analyse 
des Technologiepfads Biogaseinspeisung 
durch Einsatz von Geoinformationssyste-
men“).

Der Ausbau der erneuerbaren Energien hat 
vielerlei Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft. Bedingt durch den zunehmenden 
Energiepflanzenanbau verändert sich vie-
lerorts die Kulturlandschaft. Dies manife-
stiert sich u.a. im zunehmenden Mais- und 
Rapsanbau. In manchen Regionen haben 
die Maisfelder inzwischen einen Anteil von 
über 40 % der Landwirtschaftsfläche erreicht. 
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Ebenso ist in den letzten Jahren ein ver-
mehrter Grünlandumbruch zu verzeichnen. 
Dieser erfolgte vorwiegend in den Regionen 
mit dem größten Zubau an Biogasanlagen. 
Welche Auswirkungen diese Entwicklungen 
haben und wie steuernd eingegriffen werden 
kann, thematisiert der Beitrag „Energetischer 
Biomasseanbau im Kontext von Naturschutz, 
Biodiversität, Kulturlandschaftsentwicklung“.

Energiepolitische Fragen haben in den ver-
gangenen Jahren für die Raumordnung in 
Bund und Ländern bereits erheblich an Be-
deutung gewonnen. Ihre Relevanz wird zu-
künftig weiter steigen. Gründe dafür sind der 
zunehmende Anbau von Biomasse zur ener
getischen Nutzung, dessen Flächenbedarf 
und die dezentrale bis disperse Verteilung 

der Anlagen zur Energieerzeugung. Die Re-
gionalplanung steht besonders in der Frage 
des Biomasseanbaus vor einer schwierigen 
Aufgabe. Ihr stehen in diesem Bereich ge-
genwärtig keine Steuerungsinstrumente zur 
Verfügung. Generell ist fraglich, ob sie für 
entsprechende Eingriffe über eine rechtliche 
Basis verfügt: Das Bodenrecht und die Ge-
werbefreiheit des Landwirts stehen dem ent-
gegen (siehe Beiträge „Sicherung einer nach-
haltigen Bioenergiebereitstellung. Räum-
licher Steuerungsbedarf und Steuerungs-
möglichkeiten durch die Regionalplanung“, 

„Bioenergie – Möglichkeiten und neue Aufga-
ben für die Raumplanung“ sowie „Kapazität 
der Regionalplanung zur Steuerung der Pro-
duktion und Nutzung von Biomasse“). 

Anmerkungen
(1)
Jeweils ohne biogenen Anteil des Abfalls 

(2)
Ergebnisse des Projekts „Globale und regionale räum-
liche Verteilung von Biomassepotenzialen - Status quo 
und Möglichkeiten der Präzisierung“, das vom Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
gefördert und vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 

Raumforschung fachlich betreut wurde (siehe auch 
Artikel „Biomassepotenziale aus dem Energiepflan-
zenanbau in Deutschland“)

(3)
Fachagentur für Nachwachsende Rohstoffe: Daten 
und Fakten (2010; www.nachwachsenderohstoffe.de/
service/daten-und-fakten/anbau; 17.02.11)
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Kurzfassungen – Abstracts 

Alexander Wacker, Lars Porsche: 

Alles im grünen Bereich? Bioenergie: Beitrag zu bundespolitischen Zielen und 
Anforderungen an räumliche Entwicklung 

Green light for bio-energy? Contributions of bio-energy to the goals of federal 
policy and demands on spatial development 

Vor dem Hintergrund der politischen Ziel­
vorgaben von EU, Bund, Ländern sowie ei­
niger Regionen zum Ausbau erneuerba­
rer Energien kam es speziell im Bereich 
der Bioenergie in den vergangenen Jah­
ren zu einem starken Anstieg der Bio­
masseproduktion und der Anzahl der 
Bioenergieanlagen. Zudem gilt die Biomas­
seproduktion zunehmend als eine prof­
table Variante der erneuerbaren Ener­
gieproduktion. Vor allem in ländlichen 
Regionen hat dies zu einer gesteigerten 
Nachfrage nach land­ und forstwirtschaft­
licher Biomasse geführt. Damit geht eine 
erhöhte Inanspruchnahme land­ und forst­
wirtschaftlicher Flächen einher, so dass es 
zu Nutzungskonkurrenzen zwischen Nah­
rungs­ und Futtermittelproduktion auf 
der einen Seite und Produktion von Bio­
masse zur energetischen Nutzung auf der 
anderen Seite kommt. Auf regionaler Ebe­
ne sind sehr unterschiedliche Intensitäten 
der energetischen Biomassenutzung zu ver­
zeichnen. Diese hängen neben den physi­
schen Voraussetzungen u. a. von der Vertei­
lung landwirtschaftlicher Ackerbau­ und 
Mastbetriebe ab. Im Gegensatz zur Wind­
energie mit einem in der räumlichen Ver­
teilung deutlich ausgeprägten Nord­Süd­
Gefälle oder der topographisch bedingt vor 
allem in Süddeutschland genutzten Wasser­
kraft fnden Bioenergieanlagen eine starke 
Verbreitung in Nord­ und Süddeutschland. 
Urbane Gebiete weisen durchaus Reststoff­
potenziale in Form von Bio­ und Grünab­
fällen auf, deren Nutzung momentan aber 
noch wenig ausgeprägt ist. 

Im Zusammenhang mit dem Einsatz von 
Biomasse zur Energieversorgung ergeben 
sich aus räumlicher Sicht verschiedene Fra­
gen: Wie kann Bioenergie für entfernt gele­
gene größere Verbrauchsräume effektiv zur 
Verfügung gestellt werden, ohne den posi­
tiven CO

2
­Minderungseffekt der Biomasse­

nutzung zu konterkarieren, z. B. durch lange 

Against the background of the political ob-
jectives of the European Union, the Feder-
al Government, the federal states as well as 
some regions regarding the expansion of re-
newable energies, the production of biomass 
and the number of bio-energy facilities has 
increased greatly particularly in the sector of 
bio-energy in recent years. Furthermore the 
production of biomass is increasingly con-
sidered to be a proftable variant of renewa-
ble energy production. Particularly in rural 
regions this has led to an increased demand 
for biomass from agriculture and forestry. 
This is accompanied by an increased claim 
for agricultural and forestry areas, so that 
competition in land use between the pro-
duction of food and animal feed on the one 
hand and the production of biomass for en-
ergy use on the other hand results. At the re-
gional level very different intensities of ener-
getic biomass use can be noted. In addition 
to the physical preconditions, these depend 
inter alia on the distribution of agricultural 
cultivation and livestock fattening enterpris-
es. In contrast to wind energy, with a clear 
north-south disparity in its spatial distribu-
tion, or hydroelectric power, which is used 
mainly in southern Germany for topograph-
ic reasons, bio-energy facilities are widely 
distributed in northern and southern Ger-
many. Urban areas absolutely have poten-
tials of residual substances in the form of bi-
ological and green waste, which are, however, 
little used at present. 

In connection with the use of biomass for en-
ergy supply, different questions result from 
a spatial point of view: how can bio-energy 
be provided effectively for larger consump-
tion areas located at a greater distance with-
out counteracting the positive CO

2
-reducing 

effect of biomass use, e.g. through long dis-
tances to the processing location? This re-
quires the consideration of spatial relation-
ships and consumption structures as well as 
the technical infrastructure. To what extent 
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Distanzen zum Verarbeitungsort? Dies er­
fordert die Betrachtung räumlicher Bezie­
hungen und Verbrauchstrukturen sowie 
der technischen Infrastruktur. Inwieweit 
kann die Raumordnung bzw. Regionalpla­
nung steuernd auf einen raumverträglichen 
Anbau von Biomasse hinwirken? Formell 
fehlen der Regionalplanung dazu die Ins­
trumente, aber informell kann über Frucht­
folge­Regelungen, veränderte Anbauver­
fahren oder regionale Energiekonzepte 
versucht werden, einvernehmliche Lösun­
gen für eine optimale Flächennutzung für 
energetische Zwecke unter Beachtung des 
Natur­ und Kulturlandschaftsschutzes bis 
zu Belangen des Tourismus herbeizuführen. 

Zukünftig wird der Nutzungsdruck durch 
Nahrungs­, Futtermittelindustrie oder die 
stoffiche Nutzung von Biomasse auf die 
Fläche noch zunehmen. Im ländlichen 
Raum kumulieren die Problemlagen. Soll 
eine Steigerung des Anteils erneuerbarer 
Energien aus Biomasse mittel­ und langfris­
tig ökonomisch, ökologisch und räumlich 
in ausreichendem wie verträglichem Maße 
gelingen, sind auch Raumordnung und Re­
gionalplanung gefordert, ihren Beitrag zu 
leisten. 

can spatial planning or regional planning 
guide a spatially compatible cultivation of 
biomass? Formally regional planning lacks 
the instruments for this purpose, but infor-
mally one can attempt to achieve solutions 
by mutual agreement for an optimum land 
use for energy purposes through crop rota-
tion regulations, changed cultivation proce-
dures or regional energy concepts under con-
sideration of the protection of nature and 
the cultural landscape and the concerns of 
tourism. 

In the future the pressure of use through the 
food and animal feed industries or the sub-
stance use of biomass on space will still 
grow. In rural areas the problem situations 
are cumulating. If the increase of the pro-
portion of renewable energies from biomass 
is to succeed in the medium and long term 
economically, ecologically and spatially to 
a suffcient and compatible extent, spatial 
planning and regional planning are also re-
quired to make their contribution. 

Cornelia Viehmann, Thilo Seidenberger, Daniela Thrän, Alexander Schiffer. 
Werner Bohnenschäfer: 

Beitrag der Biomasse zur dezentralen Energieversorgung mit dem Ziel der 
Daseinsvorsorge und Versorgungssicherheit für periphere Räume 

Contribution of biomass to decentralised energy supply with the objective of 
public services and supply security for peripheral regions 

Die gleichnamige Studie ging der Frage der 
räumlichen Relevanz sowie technischen 
Anforderungen der Bioenergie als alleinige 
bzw. anteilige Energieform zur dezentralen 
Energieversorgung nach. Zu diesem Zweck 
wurde unter dem Aspekt der Selbstversor­
gung beispielhaft für drei Referenzregio­
nen der Deckungsgrad des Energiebedarfs 
durch Bioenergie (und in Kombination mit 
anderen regenerativen Energieträgern) für 
die Jahre 2007 und 2020 ermittelt. Die ge­
nerierten Ergebnisse weisen erhebliche Un­
terschiede bei den drei Referenzregionen 
auf, so dass beeinfussende Faktoren – an­
gebots­ sowie nachfrageseitig – identifziert 
werden konnten. Eine Selbstversorgung 
konnte jedoch in keiner der Referenzregio­
nen und Szenarien erzielt werden, so dass 

The aim of the correspondent project is to as-
sess the spatial relevance and the technical 
requirements for a possible utilization of bi-
omass, either exclusively or in combination 
with other renewable energy sources. To an-
swer the question as to the extent to which 
biomass (and in combination with other re-
newable energy sources) can ensure a self-
generated energy-supply; three reference re-
gions are examined in 2007 and 2020. There 
are signifcant differences between the re-
gions as to the possibility of a 100 % self-sup-
ply. Thus relevant preconditions regarding 
supply and demand could be identifed. Due 
to the fact that none of the three reference re-
gions could provide a self-supply an excur-
sus examines the framework conditions for 
an increasing regional biomass potential. 
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in einem Exkurs der Fragestellung nachge­
gangen wurde, welche Rahmenbedingun­
gen hierfür notwendig sind. 

Ulrike Seyfert, Katja Bunzel, Daniela Thrän, Jürgen Zeddies: 

Biomassepotenziale aus dem Energiepfanzenanbau in Deutschland   

Biomass potentials of energy crops in Germany 

Energiepfanzen leisten einen wichtigen 
Beitrag zur Energieversorgung, der zukünf­
tig noch ausgebaut werden soll. Im Rahmen 
des Projekts „Globale und regionale räumli­
che Verteilung von Biomassepotenzialen“ im 
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung wurden die tech­
nischen Potenziale von Energiepfanzen in 
Deutschland auf Landkreisebene bestimmt. 
Aufbauend auf Berechnungen für das Jahr 
2007 wurden drei Szenarien entwickelt, die 
mögliche Entwicklungen bis 2020 abbilden. 
Hierzu wurden Flächenpotenziale auf natio­
naler Ebene bestimmt und verschiedene An­
nahmen zu Flächenbelegungen, Nachhal­
tigkeitsaspekten und Ertragssteigerungen 
getroffen. So ergibt sich für das Jahr 2007 ein 
technisches Brennstoffpotenzial von etwa 
176 PJ/a. Für die Szenarien bis 2020 wurde 
bei „Business as usual“ ein Potenzial von 500 
PJ/a bestimmt, und die Berechnungen für 
die Szenarien „Bioenergie“ und „Bioenergie 
mit verstärkten Umwelt­ und Naturschutzre­
striktionen“ ergaben ein technisches Poten­
zial von 860 PJ/a bzw. 580 PJ/a. 

Energy crops can contribute an important 
part to the energy demand. During the pro-
ject “Global and regional spatial distribu-
tion of biomass potentials” technical poten-
tials of energy crops were determined for 
Germany on county level. In a frst step po-
tentials for the year 2007 were calculated 
and based on this, three scenarios were de-
veloped which refect possible changes up 
to 2020. For this the available land for ener-
gy crops cultivation in 2020 was determined 
and different assumptions for surface cover-
ages were made. For the year 2007 the calcu-
lations result in a technical potential of en-
ergy crops of 176 PJ/a. The potential in the 
scenario “Business as usual” amounts to 500 
PJ/a and the potential for the scenarios “Bi-
oenergy” and “Bioenergy with increased re-
strictions due to environment and nature 
protection” is 860 PJ/a and 580 PJ/a. 

Katja Bunzel, Daniela Thrän, Ulrike Seyfert, Vanessa Zeller, 
Marcel Buchhorn: 

Forstwirtschaftliche Biomassepotenziale und Reststoffpotenziale in 
Deutschland 

Biomass potentials from forestry and common residues for Germany 

Im Rahmen des Projekts „Globale und 
regionale räumliche Verteilung von Bio­
massepotenzialen“ wurden die techni­
schen Brennstoffpotenziale für forst­
wirtschaftliche Biomassen sowie die 
wesentlichen Reststoffströme (Stroh, Exkre­
mente der Nutztierhaltung, Bio­ und Grün­
abfälle, Industrierestholz, Altholz) für 
Deutschland bestimmt. Die Potenzialun­
tersuchungen zeigen, dass das technische 
Potenzial aus der Forstwirtschaft von ins­
gesamt 511 PJ/a bereits zur Hälfte genutzt 

One of the aims of the project „Global and 
regional spatial distribution of biomass po-
tentials” was the determination of the tech-
nical biomass potentials from forestry and 
common residues (straw, excrements, organ-
ic municipal waste, wood processing indus-
try by-products and residues, used wood) for 
Germany. The results of the potential analy-
sis show that half of the technical potential 
from forestry of 511 PJ/a is already used en-
ergetically (average 2002-2008). Unused po-
tentials consist especially of logging resi-
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wird (Durchschnitt 2002–2008). Ungenutz­
te Potenziale sind insbesondere im Be­
reich Waldrestholz zu fnden (ca. 164 PJ/a). 
Im Gegensatz zur Holznutzung gibt es bei 
der energetischen Nutzung von Reststoffen 
noch beträchtliche unerschlossene Poten­
ziale. Die technischen Brennstoffpotenziale 
der untersuchten Reststoffe summieren 
sich für Deutschland auf rund 390 PJ/a. 
Forstwirtschaftliche Biomassen und Rest­
stoffe werden insbesondere im Wärme­ und 
Stromsektor einen wichtigen Beitrag zur Er­
reichung der Erneuerbare­Energien­Ziele 
der Bundesregierung leisten. 

Michael Jandewerth: 

dues (about 164 PJ/a). In contrast to the use 
of wood the potential of residues is hard-
ly exploited. The technical biomass poten-
tials of the analysed residues add up to ap-
proximately 390 PJ/a. Forestry biomass and 
residues will make an important contribu-
tion to achieve the German targets regarding 
Renewable Energy especially in the heating 
and electricity sectors. 

Raumbezogene Analyse des Technologiepfads Biogaseinspeisung durch 
Einsatz von Geoinformationssystemen 

Spatial analysis of the biogas feed-in technology based on geographical 
information systems 

In einem durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung geförderten Ver­
bundprojekt mit dem Titel „Biogaseinspei­
sung“ sollten das Klimaschutzpotenzial der 
Biogaseinspeisung realitätsnah evaluiert 
und die Hemmnisse zur Aktivierung analy­
siert werden. Dazu wurden die Biomasse­
bereitstellung sowie die Erzeugung, Auf­
bereitung, Einspeisung und Verteilung von 
Biogas über das Erdgasnetz grundsätzlich 
unter konkreten räumlichen Gegebenheiten 
betrachtet. Die Analyse erforderte daher die 
Berücksichtigung des Raumbezugs verschie­
denster Informationen und Daten entlang 
der Prozesskette vom Substratanbau bis zur 
Einspeisung in das Erdgasnetz und erfolgte 
durch den Einsatz von Geoinformationssys­
temen. 

A collaborative research project on biogas 
feed-in, funded by the Federal Ministry of 
Education and Research, aims at evaluat-
ing the potential of biogas feed-in to protect 
the climate in a realistic way and at analys-
ing factors preventing the activation of its 
potential. This is why the supply of biomass 
as well as the production, processing, feed-
in and distribution of biogas via the nat-
ural gas network are principally analysed 
within a concrete spatial context. The anal-
ysis therefore required to take the spatial ref-
erence of various information and data into 
account, which are produced along the pro-
cess chain from substratum growing to feed-
ing biogas into the natural gas network. It 
was done by means of geographical infor-
mation systems. 

Kathrin Ammermann, Andreas Mengel: 

Energetischer Biomasseanbau im Kontext von Naturschutz, Biodiversität, 
Kulturlandschaftsentwicklung 

Energetic biomass cultivation in the context of nature protection, biodiversity 
and the development of the cultural landscape 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien 
wird unter anderem mit dem Ziel voran­
getrieben, die Klimaschutzziele zu erfül­
len, zu denen sich Deutschland internatio­
nal wie national verpfichtet hat. Die Folgen 
des Klimawandels sind auch aus Natur­
schutzsicht als gravierend einzustufen und 

The expansion of renewable energies is 
speeded up inter alia with the objective to 
fulfl the climate protection goals to which 
Germany has committed itself internation-
ally as well as nationally. The impacts of cli-
mate change must be considered as grave 
also from the perspective of nature pro-
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erfordern daher Maßnahmen, die den Kli­
mawandel mindern. Gleichwohl dürfen 
derart motivierte Maßnahmen nicht zu Las­
ten der Naturschutzziele gehen, zu denen 
sich Deutschland ebenfalls in verschiede­
nen Zusammenhängen verpfichtet hat. In 
einigen Bereichen, insbesondere im Zu­
sammenhang mit dem Anbau von Ener­
giepfanzen, sind allerdings negative Aus­
wirkungen festzustellen. Zukünftig sollten 
verstärkt Möglichkeiten genutzt werden, 
beide Zielrichtungen gleichermaßen zu ver­
folgen. 

Nicht allein, aber maßgeblich geleitet durch 
die Ausbauziele der EU und auch der Bun­
desregierung für die erneuerbaren Ener­
gien und entsprechenden Anreizen auf poli­
tischer Ebene fnden derzeit Veränderungen 
in der landwirtschaftlichen Produktion statt, 
die sich auf Natur und Landschaft in unter­
schiedlicher Form auswirken. Dies ist fest­
zustellen, obwohl die Kulturen, die nun mit 
dem Ziel einer energetischen Nutzung an­
gebaut bzw. genutzt werden, überwiegend 
bereits bekannte Kulturen sind. Denn die 
Nachfrage hat sich sowohl nach eigens für 
die energetische Nutzung angebauten Kul­
turen wie auch nach sog. Reststoffen deut­
lich erhöht, insbesondere im Umkreis ent­
sprechender Bioenergie­Anlagen. Im Beitrag 
wird diese Entwicklung aus Naturschutz­
sicht beleuchtet und bewertet. Weiter wird 
aufgezeigt, welche Anforderungen aus Na­
turschutzsicht an die zukünftige Entwick­
lung im Kontext Biomasseanbau zu stellen 
sind und welche Steuerungsformen hierfür 
in Frage kommen. 

tection and therefore require measures 
which diminish climate change. Neverthe-
less, measures motivated by this must not 
be detrimental to nature protection goals, to 
which Germany has also committed itself in 
different connections. However, in some are-
as, particularly in connection with the cul-
tivation of energy plants, negative impacts 
can be noted. In the future, possibilities 
should increasingly be used to follow both 
aims. 

Not alone, but guided decisively by the ex-
pansion goals of the European Union and 
also of the Federal Government for the re-
newable energies and corresponding incen-
tives at the political level, changes in ag-
ricultural production are taking place at 
present, which affect nature and the land-
scape in different forms. This can be noted 
even though the cultures which are grown or 
used now with the aim of energy use are to 
a large extent already familiar cultures. The 
demand has increased considerably for the 
cultures grown exclusively for energy use as 
well for so-called residual substances, par-
ticularly in the surroundings of correspond-
ing bio-energy facilities. This development 
is considered and evaluated in the article 
from the perspective of nature protection. 
Furthermore it is indicated which demands 
should be made on the future development 
in the context of biomass cultivation from 
the point of view of nature protection and 
which forms of management are appropri-
ate for this. 

Nadin Gaasch, Anja Starick, Kristian Klöckner, Inga Möller, Klaus Müller, Bettina 
Matzdorf: 

Sicherung einer nachhaltigen Bioenergiebereitstellung. Räumlicher Steue­
rungsbedarf und Steuerungsmöglichkeiten durch die Regionalplanung 

Securing a sustainable bio-energy supply. The need for spatial control and 
possibilities for control through regional planning 

Mit der gesteigerten Bioenergiebereitstel­ Due to the increase of bio-energy use, the 
lung rückt das Thema Flächenverfügbarkeit availability of land became a commonly dis-
in den Fokus der aktuellen gesellschafts­ cussed topic within society and policy. In the 
politischen Diskussion. Welcher Hand­ present article needs of action for region-
lungsbedarf sich für die Regionalplanung al planning and options to steer the supply 
in Deutschland daraus ableitet und wel­ of bio-energy in accordance with spatial ob-
che Möglichkeiten zur räumlichen Steue­ jectives are discussed. First the role of region-
rung ihr zur Verfügung stehen, wird in al planning authorities in Germany within 
dem Beitrag diskutiert. Zunächst wird die the bio-energy sector is outlined. Moreover 
Rolle der Regionalplanung innerhalb des challenges to steer the supply of bio-ener-
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Bioenergiesektors skizziert. Anschließend 
werden Herausforderungen der räumli­
chen Steuerung der Bioenergiebereitstel­
lung dargestellt, die sich an deren kom­
plexen Wechselwirkungen, der Frage nach 
der Raumbedeutsamkeit sowie der Pla­
nungspraxis festmachen. Bevor Hand­
lungsoptionen zur räumlichen Steuerung 
der Anbaufächen und der Anlagen für die 
Bioenergiebereitstellung erläutert werden, 
wird die Methodik zur Identifzierung der 
Steuerungsmöglichkeiten durch die Regio­
nalplanung vorgestellt. Schließlich werden 
Ansätze zur Weiterentwicklung der Hand­
lungsmöglichkeiten erläutert. 

Till Jenssen: 

gy are pointed out, particularly focussing on 
the complex interaction of product chains, 
the relevance of the bio-energy supply for 
regional planning and current planning 
practices. In a next step the methodological 
approach for identifying spatial steering op-
portunities of the regional planning author-
ities is presented. Options to infuence the 
spatial distribution of cultivated areas for 
biomass production as well as of bio-energy 
plants are discussed. Finally approaches for 
the further development of spatial planning 
options are considered. 

Bioenergie – Möglichkeiten und neue Aufgaben für die Raumplanung 

Bio-energy – possibilities and new tasks for spatial planning 

Die Bioenergie zählt wegen ihrer weit ent­
wickelten Technologien und ihres hohen 
Anteils an der Energiebereitstellung durch 
erneuerbare Energien zu den vielverspre­
chenden Möglichkeiten einer zukunftsfähi­
gen Energieversorgung. In den letzten Jah­
ren waren aber auch vermehrt kritische 
Töne zu hören, etwa im Zuge der allgemei­
nen Feinstaubdiskussionen oder in Bezug 
auf ihren „Flächenhunger“. 

Vor diesem Hintergrund hat in den letz­
ten Jahren ein Diskurs begonnen, der sich 
den Fragen widmet, wie Raumentwicklung, 
Energiewirtschaft und Bioenergie aufein­
ander einwirken und welche Möglichkeiten, 
Grenzen und Steuerungsmöglichkeiten für 
eine nachhaltige Ausgestaltung bestehen. 
Die vorliegende Arbeit erörtert am Beispiel 
der Bioenergie die Einsatzmöglichkeiten 
erneuerbarer Energien im Spannungsfeld 
ihrer technischen Machbarkeit, ökono­
mischen Tragfähigkeit, ökologischen Wirk­
samkeit und sozialen Akzeptanz. 

Im Anschluss an einen querschnittsorien­
tierten Überblick der räumlichen Implika­
tionen wird ein Aufgabenfeld entworfen, 
in dem die Raumplanung die Rolle ei­
nes „Transmissionsriemens“ für eine nach­
haltige Bioenergienutzung einnehmen 
kann – ein Transmissionsriemen, der da­
für sorgt, dass die globalen und nationa­
len Klimaschutzziele auch tatsächlich auf 

As a result of its far-developed technolo-
gies and its large share in energy provision 
through renewable energies, bio-energy be-
longs to the promising possibilities of a for-
ward-looking energy supply. However, in the 
last years critical voices were also increas-
ingly heard, for instance in the course of the 
general discussions about fne dust or with 
regard to their “hunger for land”. 

Against this background a discourse has be-
gun in the last years, which is concerned 
with the questions how spatial develop-
ment, the energy industry and bio-energy in-
fuence each other and which opportunities, 
limitations and possibilities for control exist 
for a sustainable development. Taking bio-
energy as an example, this paper discusses 
the possibilities for the application of renew-
able energies in the feld of tension between 
its technical feasibility, economic sustaina-
bility, ecological effectiveness and social ac-
ceptance. 

Following a cross-sectional overview of the 
spatial implications, a task area is outlined 
in which spatial planning can take over the 
role as a “transmission belt” for a sustain-
able bio-energy use – a transmission belt 
which takes care that the global and nation-
al climate protection goals actually arrive at 
the regional and municipal level. In order to 
do this, a mix of selected formal and infor-
mal possibilities of control is discussed for 
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 der regionalen und kommunalen Ebene an­ spatial planning, which contains conceptual, 
kommen. Dazu wird ein Mix ausgewählter regulative and individual elements. 
formeller und informeller Steuerungsmög­
lichkeiten für die Raumplanung diskutiert, 
der konzeptionelle, regulative und indivi­
duelle Elemente enthält. 

Klaus Einig: 

Kapazität der Regionalplanung zur Steuerung der Produktion und Nutzung 
von Biomasse 

The capacity of regional planning to control the production and use of 
biomass 

Die Energieproduktion aus Biomasse un­
terscheidet sich von anderen erneuerbaren 
Energien insbesondere darin, dass die Er­
zeugung der Biomasse direkt an land­ und 
forstwirtschaftliche Flächennutzungen ge­
bunden ist. Aufgrund dieser engen Bindung 
verursacht die Produktion von Biomasse 
umfangreiche Auswirkungen auf die Um­
welt, die positiver wie negativer Natur sein 
können. Aus diesem Grund ist die Produkti­
on und energetische Nutzung von Biomas­
se möglichst nachhaltig zu gestalten. Die 
Pläne der Bundesregierung und der Länder, 
die Produktion und Nutzung der Biomasse 
auszuweiten, wird eine starke Zunahme der 
Flächeninanspruchnahme zur Folge haben. 
Dieser Flächennutzungswandel muss durch 
die Regionalplanung reguliert werden, soll 
eine nachhaltige Raumentwicklung gesi­
chert werden. Die Regionalplanung zielt al­
lerdings nicht primär auf eine Kontrolle di­
rekter Flächennutzungsentscheidungen, 
sondern versucht andere öffentliche Pla­
nungsakteure zu beeinfussen. Die Regulie­
rungskapazität von Regionalplänen ist vor 
allem für die Steuerung von raumbedeut­
samen Biogasanlagen und Biomassekraft­
werken ausgelegt, aber nicht für die Kon­
trolle der land­ und forstwirtschaftlichen 
Flächennutzung. Neben hierarchischen In­
strumenten setzt die Regionalplanung zur 
Steuerung der Bioenergie­ und Biomasse­
produktion aber auch kooperative Instru­
mente ein, insbesondere regionale Energie­
konzepte. 

Energy production from biomass differs 
from other renewables, in the extent to 
which it is directly tied to agricultural and 
forest land uses from which biomass feed-
stocks are obtained. Because of this close as-
sociation with land use, the production of 
biomass has the potential to result in a wide 
range of environmental impacts, both posi-
tive and negative. This is why biomass needs 
to be produced and used as sustainably as 
possible. Political Plans of the federal cabi-
net and the states to extend the production 
and use of biomass will cause extensive land 
use changes. These changes have to be regu-
lated by regional planning otherwise a sus-
tainable territorial development will not re-
sult. Regional planning aims not to control 
individual land-use decisions but the plan-
ning processes of other public planning or-
ganisations. The regulation capacity of re-
gional plans is qualifed for steering the 
location of biogas generating plants and bi-
omass power stations but not for controlling 
agricultural or forest land uses. Enforcement 
is not the only means by which regional 
planning organizations achieve compliance. 
Alongside traditional ‘command and control’ 
regulation they use information and callab-
orative strategies to reach consent. 
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Alexander Wacker
Lars Porsche

Alles im grünen Bereich? 
Bioenergie: Beitrag zu bundespolitischen Zielen 
und Anforderungen an die räumliche Entwicklung 

1	 Einleitung

Der erneuerbare Energieträger Biomasse 
wird in der aktuellen Debatte häufig als ein 
wahrer Alleskönner dargestellt. Biomasse 
kann energetisch für die Strom-, Wärme- 
und Kraftstoffproduktion genutzt werden. 
Eine weitere Alternative stellt die Direktein-
speisung von Biomethan ins Erdgasnetz dar. 
Scheinbar begrenzen nur die zur Verfügung 
stehende Technik und die Anbaufläche das 
Angebot. Letztere wird sogar bunter. So 
können brachliegende Ackerflächen einer 
klimaschonenden Energieproduktion und 
ökonomisch sinnvollen Verwertung zuge-
führt werden. Eine Erfolgsgeschichte mit 
Zukunftsaussichten, könnte man vermuten.

Im Gegensatz zu Windenergie- oder Photo-
voltaik-Anlagen war in der Wahrnehmung 
der Öffentlichkeit – bis zur Diskussion um 
den Kraftstofftyp E10 – hingegen bislang 
weniger bewusst, inwieweit die u.a. von 
der Bundesregierung geforderte verstärkte 
Nutzung der Bioenergie die Nutzung be-
stehender Acker- und landwirtschaftlicher 
Brachflächen verändert. Diese Veränderun-
gen reichen von der Verdrängung typischer 
Fruchtfolgen bis hin zu großflächigen Mo-
nokulturen, wodurch Nutzungskonkurren-
zen und eine sichtbare Umwandlung von 
historischen Kulturlandschaften hervorge-
rufen werden. Der Umbruch von Grünland 
ist nicht unumstritten, denn es werden 
Treibhausgasemissionen (THG) freisetzt.1 

Der Flächenanspruch der Bioenergie 
stellt eine wesentliche Herausforderung 
vor Ort dar. Auch wenn die Anbaufläche 
für Energiepflanzen nach einer Studie des 
Deutschen BiomasseForschungsZentrums 
(DBFZ)2 von heute 1,8 Mio. ha bis 2020 auf 
2,7 bis 3,9 Mio. ha und nach Angaben der 
Agentur für Erneuerbare Energien bis 2030 
auf 4,4 Mio. ha mehr als verdoppelt wer-
den könnte, ohne dabei die Versorgung mit 
Nahrungsmitteln in Frage zu stellen3, sind 
regional schon heute große Ackerflächen 
mit Monokulturen4 und steigenden Pacht-
preisen5 zu beobachten.

Alexander Wacker
Lars Porsche
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR)
im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung
Deichmanns Aue 31-37
53179 Bonn
E-Mail: alexander.wacker@
bbr.bund.de
lars.porsche@bbr.bund.de

Unbenommen der zuvor beschriebenen 
positiven wie negativen Eigenschaften von 
Bioenergie prägt die – auch politisch ge-
forderte und geförderte – vermehrte Er-
zeugung und Nutzung von Bioenergie sich 
räumlich aus. 

2	 Rahmenbedingungen und Entwick-
lung der Bioenergie

Zwei wesentliche Treiber beeinflussen die 
Entwicklung in Deutschland hin zu einem 
erhöhten Einsatz erneuerbarer Energien 
(EE) und somit von Bioenergie: Zum einen 
forcieren politische Vereinbarungen wie 
das „Kyoto-Protokoll zum internationalen 
Klimaschutz“6 sowie das EU „20-20-20-Ziel“ 
Klimaschutz, Energieeffizienz und die Nut-
zung erneuerbarer Energien. Zum anderen 
sind allgemeine wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklungen maßgebend, wie 
steigende und volatile Rohstoffpreise im 
Energiebereich, die steigende finanzielle At-
traktivität zur Erzeugung und Nutzung von 
erneuerbaren Energien und ein sich än-
derndes gesellschaftliches Bewusstsein. 

Politische Zielstellungen

Zur Umsetzung internationaler Klima-
schutzvereinbarungen bzw. der Anforde-
rungen der EU hat die Bundesregierung 
mit dem Integrierten Energie- und Klima-
programm (2007) und aktuell dem Energie
konzept vom September 2010 konkrete 
energiepolitische Ziele formuliert. Auch 
neue Gesetze wie u.a. das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) sind in dieser Kon-
sequenz entstanden und haben maßgeb-
lich zum rasanten Ausbau der erneuerbaren 
Energien beigetragen.

Das Integrierte Energie- und Klimapro-
gramm (IEKP) benennt als Richtlinie der 
zukünftigen Energiepolitik das Zieldreieck 
aus Versorgungssicherheit, Wirtschaftlich-
keit und Umweltverträglichkeit.7 Als we-
sentliche Maßnahmen für die Sicherung 
eines nachhaltigen Energiesystems werden 
die Steigerung der Energieeffizienz sowie 
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Ziele Energiekonzept IEKP

Übergeordnete Ziele

THG Treibhausgas (THG)-
Emissionen senken

Reduzierung der THG-Emissionen gegenüber 1990:
•	bis 2020 um 40 %
•	bis 2050 um 80–95 %

Reduzierung der THG-Emissionen gegenüber 
1990:
• bis 2020 um 40 %

Energieeffizienz

Energieeffizienz erhöhen Senkung des Primärenergieverbrauchs gegenüber 2008:
• bis 2020 um 20 % 	 •	bis 2050 um 50 %

•	Steigerung der Energieproduktivität um durchschnitt- 
	 lich 2,1 % pro Jahr bezogen auf Endenergie- 
	 verbrauch
•	bis 2020 Steigerung der Energieeffizienz um 20 %

Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK)

Anteil der KWK-Stromerzeugung:
•	bis 2020 auf 25 % erhöhen

Ausbau EE

EE-Anteil/ Endenergie-
verbrauch erhöhen

Anteil der EE am Endenergieverbrauch:
•	bis 2020 18 % 
•	bis 2050 60 %

EE-Anteil/ Strom erhöhen
Anteil der Stromerzeugung aus EE am Stromverbrauch:
•	bis 2020 35 %	 •	bis 2040 65 %
•	bis 2030 50 %	 •	bis 2050 80 %

EE-Anteil im Strombereich:
•	bis 2020 auf 25 bis 30 %
•	danach weiter kontinuierlich erhöhen

EE-Anteil/ Wärme 
erhöhen

EE-Anteil am Wärmeverbrauch:
•	bis 2020 auf 14 %

Ausbau Bioenergie

•	weiterer Ausbau der Bioenergie als bedeutender 	
	 erneuerbarer Energieträger in allen drei Nutzungs- 
	 pfaden „Wärme“, „Strom“ und „Kraftstoffe“

•	verstärkt effizienter und zielgerichteter Einsatz v.  
	 dezentral erzeugtem Biogas in der KWK und  
	 als Kraftstoff

•	konsequente Fortsetzung des bereits eingeschla- 
	 genen Wegs der nachhaltigen Nutzung von  
	 Biomasse für eine umweltfreundliche und sichere 	
	 Energieversorgung

•	Erleichterung der Biogaseinspeisung in  
	 das Erdgasnetz
•	bis 2020 Erschließung eines Biogaspotenzials, 	
	 das 6 % des derz. Gasverbrauchs entspricht

Tabelle 1
Synopse der Zielsetzungen von IEKP und Energiekonzept der Bundesregierung – Bioenergie 

Datenbasis: BMU 2011 © BBSR Bonn 2011

0 10 20 30 40 50 60 70 80

Strom 76,1

Wärme 38,1

Kraftstoffe 5,2

Bioenergie Solarenergie Geothermie Windenergie Wasserkraft

Gesamt-Vermeidung:
ca. 120 Mio. t CO2-Äq.,

davon 65,5 Mio. t CO2-Äq.
durch Bioenergie

[Mio. t CO2-Äq.]

Abbildung 1
Durch die Nutzung erneuerbarer Energien in Deutschland im Jahr 2010  
vermiedene Treibhausgasemissionen

der deutliche Ausbau der Nutzung erneu-
erbarer Energieträger herausgestellt. Das 
Energiekonzept der Bundesregierung8 kon-
kretisiert die Zielsetzungen und Maßnah-
men im Bereich Energie zur „Sicherstellung 
einer zuverlässigen, wirtschaftlichen und 
umweltverträglichen Energieversorgung“9  
(Tab.  1). Zugleich verdeutlicht die Bundes-
regierung mit dem Konzept nicht nur den 
ökologischen, sondern auch den ökonomi-
schen Stellenwert des Themas: „Ein hohes 
Maß an Versorgungssicherheit, ein wirksa-
mer Klima- und Umweltschutz sowie eine 
wirtschaftlich tragfähige Energieversorgung 
sind zugleich zentrale Voraussetzungen, 
dass Deutschland auch langfristig ein wett-
bewerbsfähiger Industriestandort bleibt.“10

Ausbau der Bioenergieproduktion

Maßnahmen von EU, Bund und Ländern 
sowie die Eigeninitiative einiger Regionen 
zum Ausbau erneuerbarer Energien ha-
ben dazu geführt, dass der Gesamtanteil 
der Biomasse am Endenergieverbrauch 
(EEV) bis 2010 auf 7,9 % stieg. Damit stellt 
Biomasse unter den erneuerbaren Ener-
gien, die 2010 einen Anteil von 11,0 % am 
EEV stellten, die wichtigste erneuerbare 
Energieform dar.11 Insgesamt wurden 2010 
durch die energetische Biomassenutzung 
Treibhausgase im Umfang von 65,5 Mio. t 
CO

2
-Äquivalent eingespart (Abb. 1).12
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nicht nur als Brücke fungieren, gilt es für 
die Zukunft ebenso regionale Klimaent-
wicklungen zu beachten, die sich u.a. durch 
Trockenheit ebenso wie Starkregennieder-
schläge auf die zur Verfügung stehende 
Quantität auswirken können.19

In der Wärmebereitstellung war Biomas-
se auch im Jahr 2010 mit einem Anteil von 
rund 92 % dominierende Größe unter den 
erneuerbaren Energien. Sie stellte insge-
samt rund 127 Mrd. kWh und damit gut 
11 % mehr Wärme bereit als im Vorjahr (114 
Mrd. kWh). 

In der Stromerzeugung wurde 2010 mit 
rund 12,8 Mrd. kWh fast 19 % mehr Strom 
in Bioenergieanlagen erzeugt als im Vorjahr 
(10,8 Mrd. kWh).13 In den vergangen zehn 
Jahren, 1999 bis 2009, verfünffachte sich die 
Anlagenanzahl auf 4  671.14 Die installierte 
Leistung zur Stromerzeugung stieg somit 
auf 4 910 MW (2010).15

Ein derartiger Ausbau hat vor allem in 
ländlichen Regionen zu einer gesteigerten 
Nachfrage nach land- und forstwirtschaft-
licher Biomasse geführt. Die Konzentration 
auf ertragreiche Saaten hat zur Folge, dass 
ertragsschwächere Kulturen und extensive 
landwirtschaftliche Nutzungen an Bedeu-
tung verlieren. Im Gegenzug kommt es zu 
einer Konzentration auf wenige ertrags-
starke Anbaukulturen, wie z. B. Mais, und 
zu einer – regional sehr unterschiedlichen 

– Überprägung des Landschaftsbilds oder 
Nutzungskonkurrenzen mit dem Natur-
schutz.16 Am anschaulichsten wird diese 
Entwicklung anhand der vermehrt zu ver-
zeichnenden Maismonokulturen.

Dabei gibt es auch in der Produktion von 
Biomasse Alternativen, die landschafts
ästhetische Belange berücksichtigen, dem 
Naturschutz gerecht werden und den Ertrag 
wirtschaftlich gestalten. Dazu zählen der 
gezielte Einsatz von Saaten, die Änderung 
der Fruchtfolge und deren Auflockerung 
durch Mischkulturen sowie Alley Cropping 
(Abb. 2). Diese Möglichkeiten zeigte das 
BBR-Projekt „Kulturlandschaftliche Wir-
kungen eines erweiterten Biomasseanbaus 
für energetische Zwecke“ am Nutzungspfad 
Biogas für den Landkreis Teltow-Fläming 
(Brandenburg) anschaulich auf.17

Mit der zuvor genannten Erweiterung der 
Biomasseanbauflächen bis 2020 auf 2,7 bis 
3,9 Mio. ha bzw. bis 2030 auf 4,4 Mio. ha 
wird die umwelt- und raumverträglichere 
Gestaltung der Biomasseproduktion un-
umgänglich. In diesem Zusammenhang 
sind auch Belieferungs- und Entsorgungs-
infrastrukturen sowie die Entfernungen 
zwischen Anbau und energetischer Verwer-
tung zu berücksichtigen.18 Soll Biomasse 

Abbildung 2
Verschiedene Anbauformen zur energetischen Biomassenutzung im Vergleich

Monostruktureller Maisanbau

Weitgehende Monokulturen mit Pappeln und Robinien

Streifenförmiger Anbau unterschiedlicher Kulturen

Quelle: BBR: Kulturlandschaftliche Wirkungen eines erweiterten Biomasseanbaus. – 
Bonn 2008. = BBR-Online-Publikation 16/2008
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schiedlich ausfallen. So verbleiben bei einer 
regional verankerten Bioenergiegenossen-
schaft die Gewinne in der Region, in der 
sich die Bioenergieanlage befindet. Von ins-
gesamt allen im Rahmen eines MORO-Pro-
jekts22 untersuchten erneuerbaren Energien 
weist die Biogasproduktion die höchsten 
regionalen Wertschöpfungseffekte pro kW 
auf. Die Biomasse gewinnt als Energieträger 
und Wirtschaftsfaktor aufgrund der Gesetz-
gebung und Förderpolitik des Bundes, der 
Länder und der Kommunen sowie der stei-
genden Preise für fossile Energieträger zu-
nehmend an Bedeutung. Spekulationen auf 
den Rohstoffmärkten, wie im Sommer 2010, 
in dem sich u.a. die Weizenpreise innerhalb 
von eineinhalb Monaten um 50 % verteuer-
ten, zeigen aber auch die Anfälligkeit dieser 
Energieform gegenüber Preisschwankun-
gen (Abb. 3).

3	 Regionale Verteilung erneuerbarer 
Energien in Deutschland

Die Potenziale wie die Erzeugung erneuer-
barer Energien sind in Deutschland regio-
nal ungleich verteilt. Nicht jede Energieop-
tion lässt sich in Qualität oder Quantität an 
jedem Ort gleichwertig erzeugen. Die räum-
liche Verteilung spiegelt einerseits natur-
räumlich und siedlungsstrukturell bedingte 
Unterschiede, andererseits aber auch Dif-
ferenzen in Bezug auf die gesellschaftliche 
und politische Akzeptanz wider.23 Urban 
geprägten Regionen wie Berlin oder Ham-
burg fehlen für die Nutzung bestimmter er-
neuerbarer Energieträger (z. B. große Wind-
energieanlagen oder Biomasseproduktion) 
schlichtweg die notwendigen Flächen.

Am Beispiel Strom zeigt sich für Deutsch-
land ein regional sehr heterogenes Bild. Die 
Windenergie verfügt im Strombereich über 
die höchste installierte Leistung aller er-
neuerbaren Energieträger. Die Verteilung 
der Windenergieleistung zeigt jedoch – auf-
grund der naturräumlichen Gegebenhei-
ten – ein deutliches Nord-Süd-Gefälle (Abb. 
4). Infolge der technischen Entwicklung ist 
es zunehmend möglich, auch bisher inef-
fiziente Standorte in südlicheren Regionen 
Deutschlands zu nutzen. 

Der überwiegende Teil der Wasserkraft-
leistung ist topographisch bedingt im Sü-
den Deutschlands installiert und hier vor-
wiegend entlang der größeren Flüsse Isar, 

Ökonomische Effekte

Die energetische Biomasseproduktion wird 
von vielen Land- und Forstwirten zuneh-
mend als profitable Alternative bzw. Er-
gänzung zur klassischen Nahrungs- und 
Futtermittelproduktion sowie zu forstwirt-
schaftlichen Produkten für die Möbel- oder 
Papierindustrie gesehen. Gerade in ländlich 
peripheren Regionen kann die Bioenergie 
sich zu einem regionalökonomischen Fak-
tor entwickeln. „Die Bioenergie bietet der 
Landwirtschaft ein zusätzliches Standbein. 
Rund 130  000 Arbeitsplätze werden bundes-
weit in diesem Bereich gezählt.“20 Zusätz-
lich kann die kommunale Wertschöpfung 
gesteigert werden. Berechnungen des Ins-
tituts für Ökologische Wirtschaftsforschung 
(IÖW) haben ergeben, dass die Erzeugung 
von Strom, Wärme und Kraftstoffen aus 
Biomasse im Jahr 2010 für ca. 1,9  Mrd.  € an 
Einkommen, Steuereinnahmen und Un-
ternehmensgewinnen in den Kommunen 
sorgte.21

Bei einer regionalwirtschaftlichen Analyse 
werden die Arbeitsplätze betrachtet, die im 
Zusammenhang mit einer Bioenergieanla-
ge geschaffen oder erhalten werden – etwa 
für Anbau, Ernte und Transport der Ener-
giepflanzen, aber auch durch Betrieb und 
Wartung der Anlage. Hinzu kommen Pacht-
einnahmen für Landwirtschaftsflächen und 
Steuereinnahmen der Gemeinden durch 
Gewerbe- und Einkommenssteuern. Dabei 
können diese regionalen Wertschöpfungs-
effekte je nach Betreibermodell unter-
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Abbildung 3
Entwicklung des Weizenpreises von 2008 bis 2011

Quelle: eigene Darstellung nach www.finanzen.net/rohstoffe/weizenpreis/Chart, 
Stand 01.04.2011
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Hinweise: Wasserkraft ohne Pumpspeicherkraftwerke. 
Geothermie nicht erfasst. Die installierte elektrische
Geothermieleistung ist bislang noch von 
geringer Bedeutung (220 kW).

Abbildung 4
Regionale Verteilung der installierten Leistung erneuerbarer Energien (Strom)
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Flächeninanspruchnahme pro erzeugter 
GWh auf als die fossile Energieerzeugung. 
Zur Deckung des umfangreichen Energie-
bedarfs von Bevölkerung und Wirtschaft 
werden in Deutschland in Zukunft Flächen 
in großem Umfang benötigt. Erneuerba-
re Energien stellen je nach Option unter-
schiedliche Anforderungen an den Raum.28 
Die Biomasse gilt unter den Erneuerbaren 
als besonders flächenintensiv.29 Die oben 
genannten Schätzungen des DBFZ und der 
Agentur für Erneuerbare Energien gehen 
davon aus, dass mit Erfüllung der bundes-
politischen Ziele im Jahr 2020 der energeti-
sche Biomasseanbau 15,9 bis 23 % der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche in Anspruch 
nehmen wird. Vor dem Hintergrund der 
Forderung eines Anteils von 80 % erneuer-
barer Energien am Stromverbrauch im Jahr 
2050 ist fraglich, ob diese Flächen ausrei-
chen werden. 

Biomassepotenziale

Die land- und forstwirtschaftlichen Bio-
energiepotenziale liegen überwiegend im 
ländlichen Raum, da hier große land- wie 
forstwirtschaftliche Flächen zur Verfügung 
stehen. Aufgrund des Getreideanbaus fin-
den sich in Mitteldeutschland und Teilen 
Norddeutschlands hohe Reststoffpotenzi-
ale Stroh. Gebiete mit intensiver Tierhal-
tung – in Nordwestdeutschland und Teilen 
Südbayerns – weisen hohe Reststoffpoten-
ziale in Form von Exkrementen auf (Abb. 
5). Auch urbane Gebiete verfügen über 
Reststoffpotenziale in Form von Bio- und 
Grünabfällen, deren energetische Nutzung 
momentan aber noch wenig ausgeprägt ist. 
Die Verwendung von Reststoffen in Biogas-
anlagen ist eine Option zur Ergänzung der 
eingesetzten Energiepflanzen. 

Bestimmte Gunsträume zeichnen sich 
durch eine hohe installierte thermische 
und elektrische Leistung über Biogasan-
lagen aus. Sie finden sich in Teilen Nord-
deutschlands, z. B. im Nordwesten von 
Niedersachsen und im nördlichen Meck-
lenburg-Vorpommern. Aber auch Teile von 
Thüringen, Sachsen-Anhalt und Sachsen 
weisen große Potenziale auf, ebenso einige 
Landkreise in Süddeutschland wie z. B. die 
Region um München. 

In den letzten Jahren wird zunehmend an 
der Mobilisierung urbaner Biomassepoten-
ziale (in Form von Bio- und Grünabfällen) 
aus Haushalten, Gastronomie und Lebens-

Inn, Main, Donau, Rhein und Mosel.24 Die 
Photovoltaik (PV) unterscheidet sich in 
der Struktur grundlegend von den übrigen 
Energieträgern. Charakteristisch ist ihre 
disperse Verbreitung. Grund hierfür ist das 
EEG: Es ermöglicht einer Vielzahl Klein-
anlagenbetreibern durch entsprechende 
Fördersätze, den erzeugten Strom ins Netz 
einzuspeisen. 

Die Bioenergie zeigt in der Verteilung der 
installierten elektrischen Leistung der Bio-
energieanlagen eine starke Verbreitung in 
Nord- und Süddeutschland, aber auch in 
geringerer Ausprägung teils in westlichen 
Landesteilen. Die Bioenergieanlagen liegen 
vorrangig im ländlichen Raum, besonders 
in Regionen mit Intensivtierhaltung und 
großflächigem Anbau nachwachsender 
Rohstoffe. In Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Thüringen werden im Durch-
schnitt größere Bioenergieanlagen betrie-
ben (mehr dazu im folgenden Kapitel).

4 	 Räumliche Erfassung und Aus- 
prägung der Biomasse und -energie 

Im Flächenbedarf unterscheidet sich ein 
auf EE basierendes Energiesystem grund-
legend von einem System, das auf fossilen 
Energieträgern mit einem konventionellen 
Kraftwerkspark basiert. Werden Abbauflä-
chen für z.B. Kohle und Uran sowie End-
lagerstätten nicht mitgerechnet, weisen 
alle erneuerbaren Energien eine höhere 

Exkurs: Datenerfassung 

Um räumliche Veränderungen durch die Nutzung erneuerbarer Energien darzustel-
len, sind Daten in regionalisierter Form kontinuierlich zu erfassen und auszuwerten. 
Räumlich hoch aufgelöste Daten für empirische Auswertungen sind aber meist 
nicht ohne Weiteres verfügbar.25 Seit Inkrafttreten des novellierten Energieversor-
gungsgesetzes im Jahr 1998 befinden sich die Informationen über Energienachfra-
ge und -versorgung in erster Linie in der Hand der Energiewirtschaft. Ebenso oder 
noch schwieriger gestaltet sich die Erfassung zu Daten im Bereich Biomasse bzw. 
Bioenergie.26 Dies zeigt sich allein daran, dass die Verwendung von Biomasse als 
Nahrungs- bzw. Futtermittel, in der stofflichen Verwertung (z.B. in der chemischen 
Industrie)27 oder in der Energieerzeugung nicht statistisch kleinräumig erfasst wird. 

Seit der Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 2009 
verpflichten die §§ 45 bis 52 des EEG die Netzbetreiber dazu, detaillierte Infor-
mationen zu den an ihr Netz angeschlossenen EEG-geförderten Anlagen (wie 
Standort und Leistung) zu veröffentlichen. Somit ist für den Stromsektor die instal-
lierte Leistung sowie in Teilen die eingespeiste Strommenge verfügbar. Schwierig 
bleibt jedoch die Erfassung von Anlagen im Wärmebereich. Zudem gibt es keinen 
Überblick zu aktuellen Schwerpunkträumen der erneuerbaren Energieerzeugung 
sowohl im Bereich Strom als auch Wärme sowie zukünftig potenziell nutzbarer 
Räume.
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Abbildung 5
Landwirtschaftliche Biomasse- und Reststoffpotenziale 

mittelindustrie gearbeitet. Dies hätte den 
Vorteil, dass diese Form der Bioenergieer-
zeugung insofern flächeneutral ist, als dass 
keine Flächen zum Energiepflanzenanbau 
benötigt werden. Des Weiteren kann die bei 
der Stromerzeugung anfallende Wärme in 
benachbarten Siedlungen oder Industriean-
lagen genutzt werden. Mit ca. 60 % befindet 
sich der Großteil der installierten Leistung 
(elektrisch) in ländlich geprägten Gebie-
ten (Tab. 2).30 Wie bei der Windenergie oder 
großflächigen Freiflächenphotovoltaik-An
lagen differieren auch hier zunehmend der 
Ort der Energieerzeugung und die Zent-

Siedlungsstrukturelle Prägung Anteil Bioenergie in %

ländlich 60,67

teilweise städtisch 20,59

überwiegend städtisch 18,74

Gesamte installierte elektrische Leistung 2 189 MW 

Tabelle 2
Anteil der installierten elektrischen Leistung nach siedlungsstruktureller  
Prägung 

Quelle: eigene Darstellung nach DBFZ (auf der Grundlage dieser regionalen Daten 
wurde auch die gesamte installierte Leistung berechnet und erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit)
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Eine Alternative bieten die Transformation 
der Biomasse in Biogas (Biomethan) und 
die Direkteinspeisung in das Erdgasnetz32 
(Abb.  6). Zudem wird über die Einspeisung 
von Biomethan in das Erdgasnetz eine be-
darfsorientierte Energieerzeugung möglich; 
Biogas kann gespeichert und in Zeiten ho-
her Stromnachfrage bei Schwankungen 
im Netz in Gaskraftwerken schnell genutzt 
werden. Das räumliche Auseinanderfallen 
von Energieangebot und -nachfrage wird 
dadurch ausgeglichen. Denn Biogas ist zwar 
in der Herstellung mit Umwandlungsver-
lusten verbunden, aber nicht im Transport. 

Die Notwendigkeit zum Ausbau der ent-
sprechenden technischen Infrastruktur be-
trifft hier hauptsächlich die Anbindung der 
Biogasanlage im ländlichen Raum an das 
überregionale Erdgasnetz, ohne dass dafür 
große Investitionen erforderlich wären. Das 
überregionale Erdgasnetz ist in weiten Tei-
len gut ausgebaut und Speicher stehen ak-
tuell in ausreichendem Maß zur Verfügung. 

Aus der Sicht des Klimaschutzes ist die Bio-
gaseinspeisung sinnvoll, da sie einen Bei-
trag zur Reduzierung des CO

2
-Ausstoßes 

leistet. In Folge der Substitution des (kon-
ventionellen) Erdgases durch regenerativ 
erzeugtes Bioerdgas können die CO

2
-Emis-

sionen um bis zu 60 % reduziert werden. 

Im Februar 2011 waren in Deutschland 
insgesamt 44 Anlagen zur Biogaseinspei-
sung in das Erdgasnetz im Betrieb. Weitere 
62 Anlagen befanden sich in der Bau- bzw. 
Planungsphase (Abb. 7). Die Biogaseinspei-
sepunkte sind über ganz Deutschland ver-
teilt, mit Schwerpunkt in Ostdeutschland. 
Demgegenüber ist das entsprechende land-
wirtschaftliche Biomassepotenzial in Teilen 
Mittel- und Norddeutschlands zwar hoch, 
aber es sind bislang – trotz eines gut ausge-
bauten Gasnetzes – nur relativ wenige Bio-
gaseinspeisepunkte vorhanden. Hier sind 
noch ungenutzte Potenziale zu erschließen.

Auch Bioenergie ist nicht frei von Konflikten

Die Nutzung von Bioenergie sowie der da-
mit zusammenhängende Infrastruktur-
bedarf sind wie bei anderen erneuerba-
ren Energien nicht frei von Konkurrenzen 
und damit Nutzungskonflikten. Es ist zu 
erwarten, dass sich diese Konflikte stark 
ausweiten werden, wenn die geplante In-
tensivierung des Ausbaus erneuerbarer 
Energien und ihrer technischen Infrastruk-

ren des Verbrauchs. Deshalb ist es wichtig, 
die räumlich heterogenen und dispersen 
Standorte der erneuerbaren Energieerzeu-
gung mit dem lokalen, regionalen und nati-
onalen Verbrauch abzugleichen und räum-
lich wie wirtschaftlich tragfähige Lösungen 
zur Versorgung aufzuzeigen. Räumlich inte-
grierte regionale Energiekonzepte können 
hierzu einen relevanten Beitrag leisten31, da 
sie verschiedene Aspekte wie Verbrauchs-
strukturen, EE-Potenzialanalysen oder die 
Einbringung aller relevanten Akteure und 
somit eine gezielte Abstimmung beinhalten.

Nutzung der Bioenergie – Beispiel Biogas 
und Netze

Biomasse wird vorwiegend im räumlich-
funktionalen Zusammenhang von Anbau-
flächen und Bioenergieanlagen in Block-
heizkraftwerken zur Gewinnung von Strom 
und Wärme in ländlich strukturierten Räu-
men genutzt. Dort fehlt es aber vielfach 
an Abnehmern für die gewonnene Wärme. 
Wenn außerdem kein Nah- bzw. Fernwär-
menetz vorhanden ist, kann die erzeugte 
Wärme nicht von anderen Abnehmern (wie 
Industriebetrieben oder Wohnsiedlungen) 
sinnvoll verwendet werden. 

© BBSR Bonn 2011Gasleitung
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Abbildung 6
Konzepte zur lokalen bzw. überregionalen energetischen Biomassenutzung

Quelle: eigene Darstellung
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tur in Deutschland plan- und steuerungslos 
umgesetzt wird.

Prinzipiell können vier Arten von Nut-
zungskonkurrenzen im Bereich der Biomas-
segewinnung und -nutzung unterschieden 
werden:

•	 landwirtschaftliche oder nicht-land-
wirtschaftliche Nutzung (z. B. Erholungs- 
oder Naturschutzgebiet) bzw. sonstige 
Nutzung (z. B. Verkehrsflächen) von Flä-
che

•	 Nutzung der Fläche für die Erzeugung 
von Nahrung/Futter oder für die energe-
tische bzw. stoffliche Verwertung von Bio-
masse

•	 Biomassenutzung für die energetische 
oder für die stoffliche Verwertung

•	 Verwertung der Biomasse wahlweise zur 
Erzeugung von Wärme, Strom oder Kraft-
stoffen.33

Diese Konkurrenzen bzw. Konflikte gilt es 
zu mindern. Der Anbau wie die Weiterver-
wertung von Biomasse führen u.a. zu einem 
erhöhten Verkehrsaufkommen, somit auch 
zu Schadstoff- und Lärmemissionen. Diese 
können ebenso wie mögliche CO

2
-Emissi-

onen durch GIS-Analysen und -entschei-
dungsunterstützung im Planungsprozess 
von Anbau- und Weiterverarbeitungsflä-
chen, Biogaseinspeiseanlagen etc. vermin-
dert werden.34

Bezüglich der Konkurrenz zur stofflichen 
Nutzung (u. a. in der chemischen Industrie), 
geht die Bundesregierung davon aus, dass 
deren Flächenbedarf, zusätzlich zu dem der 
Nahrungs- und Futtermittelverwertung, bis 
2020 auf ca. 500  000 ha ansteigen wird.35

Der Druck auf die Fläche durch die Bio-
massenutzung wird zunehmen und der 
Ausgleich dieser Nutzungskonflikte durch 
die Raumordnung an Bedeutung gewinnen. 
Die Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) weist auf einen Prüfungs- und 
Untersuchungsbedarf hin, inwieweit die 
Landes- und Regionalplanung Einfluss auf 
die Bewirtschaftung von Flächen durch die 
Land- und Forstwirtschaft nehmen kann 
und sollte.36
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Abbildung 7
Potenziale landwirtschaftlicher Biomasse zur Einspeisung in das Erdgasnetz

5 	 Raumplanerische  
Herausforderungen

Die Flächeninanspruchnahme der Biomas-
se ist unter den erneuerbaren Energien die 
höchste. Ausbauziele erneuerbarer Energi-
en können nur dann realistisch diskutiert 
werden, wenn ihr Flächenbedarf und die 
Möglichkeiten der verträglichen Realisie-
rung der Energienutzungen im Raum be-



Alexander Wacker, Lars Porsche: Alles im grünen Bereich? Bioenergie: Beitrag zu  
bundespolitischen Zielen und Anforderungen an die räumliche Entwicklung 274

Es zeigt sich, dass mit der Steigerung des 
Biomasseanbaus und der Biomassenutzung 
eine erhöhte Flächeninanspruchnahme 
sowie vermehrte Nutzungskonflikte auftre-
ten werden, die einer Steuerung bedürfen. 
Möglicherweise bieten formelle Neurege-
lungen oder die Nutzung informeller Inst-
rumente die Möglichkeit, die Nutzung von 
Bioenergie entsprechend den regionalen 
Potenzialen und deren raumverträglicher 
Erschließung zu steuern. Das Raumord-
nungsgesetz (ROG) bietet in § 13 Ansätze 
zur „Raumordnerischen Zusammenarbeit“ 
zwischen „…Träger der Landes- und Re-
gionalplanung mit den hierfür maßgeb-
lichen öffentlichen Stellen und Personen 
des Privatrechts einschließlich Nichtregie-
rungsorganisationen und der Wirtschaft…“ 
bzw. zur Initiierung der Zusammenarbeit 

„dieser Stellen und Personen“40. Zu diesen 
Instrumenten können z.B. regionale Ener-
giekonzepte gehören. Das Vorgehen über 
regionale Energiekonzepte steigert zudem 
die Transparenz über eine breite Diskus-
sion und Information, u.a. anhand von vi-
sualisierten räumlichen Auswirkungen ei-
nes vermehrten Biomasseanbaus bzw. der 
Nutzung erneuerbarer Energien. Dies kann 
entscheidend zur Schaffung von Akzeptanz 
beitragen. Denn es lassen sich von Beginn 
an alle Akteure aktiv in den Prozess der Er-
stellung des Energiekonzepts bis zur Fest-
legung und Umsetzung von Maßnahmen 
einbeziehen.41

6	 Fazit

Der Anteil der erneuerbaren Energien hat 
in den letzten Jahren erheblich zugenom-
men. Die räumlichen Potenziale zur Erzeu-
gung erneuerbarer Energien sind räumlich 
sehr ungleich verteilt. Zudem nehmen er-

rücksichtigt werden. Aber im Gegensatz zur 
Steuerung der Raumordnung von großen 
Windenergie- und Freiflächen-PV-Anlagen, 
die als raumbedeutsam gelten, spielt die 
räumliche Steuerung des Biomasseanbaus 
durch die Regionalplanung bislang noch 
keine Rolle. Da die Raumordnung über 
keinen bodenrechtlichen Kompetenzti-
tel verfügt, kann sie die Art und Intensität 
der land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zung nicht direkt steuern. Ein Ansatz wäre, 
die Raumbedeutsamkeit im Einzelfall auf 
die Wuchshöhe der Anpflanzungen und 
die Flächenausdehnung in Verbindung 
mit der Empfindlichkeit des Kulturland-
schaftsraums zurückzuführen.37  Bisher be-
schränkt sich die Raumordnung aber auf 
eine Standortsteuerung der Anlagen zur 
energetischen Biomasseverwertung. Hier 
wird zwischen privilegierten und nicht pri-
vilegierten Bioenergieanlagen unterschie-
den. Aktuell steht hier weiter das Kriterium 
der privilegierten Anlagen bis 0,5  MW38 und 
nicht privilegierter Bioenergieanlagen mit 
einer Leistung über 0,5 MW. 

Einen „Prüfungs- und Untersuchungsbe-
darf, inwieweit die Landes- und Regional-
planung Einfluss auf die Bewirtschaftung 
von Flächen durch die Land- oder Forst-
wirtschaft nehmen kann und sollte“, kon-
statiert auch die Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO): „Zu klären wäre 
auch, ob beispielsweise der Anbau nach-
wachsender Rohstoffe auf geeigneten Flä-
chen gesteuert werden kann und ob auf 
regionaler Ebene eine prozentuale Ober-
grenze in Bezug zum Planungsgebiet für 
den Anbau von Energiepflanzen auf Land-
wirtschaftsflächen festgelegt werden kann 
und sollte. Besonderer Klärungsbedarf wird 
für die Anpflanzung von Kurzumtriebsplan-
tagen gesehen.“39

Biogasanlage in Bad Bentheim Biomasse und Windenergie im Mindener Land
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wie die Erreichung der Ziele des IEKP und 
des Energiekonzepts der Bundesergierung 
erheblich erschwert. Ausbauziele erneuer-
barer Energien können nur dann realistisch 
diskutiert werden, wenn ihr Flächenbedarf 
und die Möglichkeiten der verträglichen Re-
alisierung der Energienutzungen im Raum 
berücksichtigt und akzeptiert werden. Dies 
gilt umso mehr, da die Bereitstellung des er-
zeugten Stroms bzw. der Wärme möglichst 
verlustfrei erfolgen muss, um Ineffizienzen 
und eine mindere Nutzung der natürlichen 
Ressourcen so gering wie möglich zu hal-
ten. Hierfür sind u.a. Kenntnisse über die 
technische Infrastruktur, aber auch bspw. 
den Energieverbrauch notwendig. In die-
sem Kontext sind regionale Energiekonzepte 
geeignete informelle Instrumente, um die 
verschiedenen Ansprüche und Potenziale 
zu koordinieren und miteinander in Über-
einstimmung zu bringen. Regionen bzw. die 
Regionalplanung werden diese Aufgabe aber 
nicht allein stemmen können. Unterstüt-
zung durch den Bund wie durch die Länder 
ist nötig, um Anleitung, praktische Unter-
stützung, Bereitstellung von Daten oder not-
wendigen Fördermitteln zu gewährleisten. 
Da die Bioenergienutzung – vor dem Hinter-
grund der angestrebten politischen Energie-
wende – beachtliche ökonomische Potenzia-
le birgt, könnte die Förderung auch in Form 
revolvierender Fonds erfolgen.

Bezüglich formeller Instrumente besteht 
weiterhin Untersuchungsbedarf, ob und 
wie zukünftig die Steuerung des Biomas-
seanbaus und deren Nutzung regionalpla-
nerisch sinnvoller erfolgen sollten. Weiter 
fehlen Methoden und Instrumente, die eine 
Abschätzung der Flächeninanspruchnahme, 
die Ermittlung zukünftiger Schwerpunkt-
räume der EE-Erzeugung und notwendiger 
Leitungsaus- bzw. neubauten sowie einen 
Abgleich mit Bundes-, Landes- und regio-
nalen Energiezielen ermöglichen.

Ohne die kombinierte Anwendung infor-
meller (regionaler Energiekonzepte) und 
neuer formeller Instrumente sowie einer 
integrierten Betrachtung und Entschei-
dungsfindung wird die Steigerung des An-
teils erneuerbaren Energien aus Biomasse 
mittel- und langfristig ökonomisch, ökolo-
gisch und räumlich nicht in ausreichendem 
Maße gelingen. 

neuerbare Energien mehr Fläche bei glei-
chem Energieoutput in Anspruch als die 
konventionelle Energieversorgung. Beson-
ders deutlich zeigen sich die Flächeninan-
spruchnahme und damit einhergehende 
Konflikte bei der Bioenergie. Diese hat mit 
7,9 % den höchsten Anteil der Erneuerbaren 
am Endenergieverbrauch. Der Flächenan-
spruch pro erzeugter kWh ist hier unter den 
erneuerbaren Energien am höchsten. Der 
Ausbau der Biomassenutzung hat zu einer 
Verschärfung von Flächennutzungskonflik-
ten mit anderen land- und forstwirtschaft-
lichen Nutzungen geführt. Dabei fällt die 
Intensität der Nutzungskonkurrenz räum-
lich sehr unterschiedlich aus, da einige Teil-
räume aufgrund ihrer naturräumlichen wie 
land- oder forstwirtschaftlichen Prägung 
ein höheres Biomassenutzungspotenzial 
aufweisen als andere. Zukünftig wird der 
Nutzungsdruck durch die Nahrungs- und 
Futtermittelindustrie oder die stoffliche 
Nutzung von Biomasse noch zunehmen. 
Im ländlichen Raum kumulieren die Prob-
lemlagen. Städtische Räume werden hin-
sichtlich der Bereitstellung von Biomasse 
bzw. biogenen Reststoffen und deren Ver-
wertung im Vergleich zum ländlichen Raum 
nur eine untergeordnete Rolle spielen.

Gerade in ländlich strukturierten Räumen 
ergibt sich – auch mit Blick auf die notwen-
dige integrierte Betrachtung und Steuerung 
des Ausbaus erneuerbarer Energien – ein 
wichtiges Wirkungsfeld räumlicher bzw. re-
gionaler Planung. Raumordnung bzw. Re-
gionalplanung verfügen aktuell aber über 
keine ausreichenden Steuerungsmöglich-
keiten des Energiepflanzenanbaus. Gelingt 
es aber nicht im nötigen Umfang, Flächen 
für die Produktion erneuerbarer Energien 
raumverträglich, also möglichst konfliktfrei 
bereitzustellen, werden die Etablierung ei-
ner nachhaltigeren Energieversorgung so-

alle Fotos: Lars Porsche
Rapsfelder in der Eifel
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für periphere Räume

1	 Einleitung

Eine der größten umweltpolitischen Her-
ausforderungen ist der Klimaschutz. Neben 
der Erhöhung der Energieeffizienz soll auch 
der Ausbau von regenerativen Energien ei-
nen erheblichen Beitrag zur Verminderung 
der CO

2
-Emissionen leisten. Für den länd-

lich peripheren Raum kann insbesondere 
die energetische Nutzung regionseigener 
Biomasse die Versorgungssicherheit mit 
Strom und Wärme erhöhen und neue Wert-
schöpfungspotenziale erschließen.1 

Vor diesem Hintergrund war es Ziel der hier 
vorgestellten Studie, die räumliche Rele-
vanz und technischen Anforderungen ei-
ner verstärkten energetischen Nutzung von 
Biomasse und anderer erneuerbarer Energi-
en in peripheren Räumen zu untersuchen.2 
Im Folgenden liegt der Schwerpunkt auf der 
energetischen Nutzung von Biomasse, die 
als alleiniger sowie anteiliger Energieliefe-
rant einer dezentralen Energieversorgung 
in peripheren Regionen betrachtet wird. 
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2	 Charakterisierung der  
Referenzregionen

Der Raumordnungsbericht (ROB) 20053 
unterscheidet zwischen den Raumty-
pen Zentralraum, Zwischenraum und pe-
ripherer Raum. Letzterer zeichnet sich 
durch eine Bevölkerungsdichte  unter  
100  EW/km², einen überdurchschnittlichen 
Bevölkerungsrückgang, mangelnde soziale 
sowie technische Infrastruktureinrichtun-
gen und wirtschaftsstrukturelle Problemla-
gen aus.4 Daraus wurden die in Abbildung  1 
aufgeführten Aspekte zur Auswahl der Re
ferenzregionen abgeleitet. 

Mit dem Ziel, eine möglichst breite Vielfalt 
an verschiedenen Gegebenheiten abzu-
bilden, wurden die drei Landkreise Cham 
(Bayern), Kyffhäuser (Thüringen) und Ue-
cker-Randow (Mecklenburg-Vorpommern) 
ausgewählt. Die wesentlichen Parameter 
der ausgewählten Regionen sind in Tabel-
le  1 aufgeführt.

Abbildung 1
Aspekte zur Auswahl der Referenzregionen

Tabelle 1
Charakterisierung der drei Referenzregionen für das Referenzjahr 2007 mit Ausnahme  
der Bevölkerungs- und Energiebedarfsprognose 2020

Aspekte Deutschland Cham Kyffhäuser Uecker-Randow

Raumbezogene Aspekte

- Fläche (ha) 35  705  750 151  187 103  514 162  428

- Bevölkerungsdichte (EW/ha) 230 86 83 47

Bioenergiebezogene Aspeke

- Anteil Ackerfläche (%) 33 21 59 35

- Anteil Waldfläche (%) 30 43 23 32

- Tierbestand (GVE/ha) 0,2 0,6 0,8 ß,3

Sozioökologische Aspekte

- Bevölkerung 2007/2020 (EW) 82,2 Mio./80,5 Mio. 129  817/128  537 85  882/72  486 75  842/68  379

- Energiebedarf 2007/2020 (GWh) k.A. 4  868/4  962 2  008/1  816 1  504/1  417

- Bruttowertschöpfung (€/EW) 26  513 23  092 13  886 13  468

Quelle: DBFZ, IE Leipzig nach Statistisches Bundesamt, Bayerisches Landesamt für Statistik und Daten
verarbeitung, Thüringer Landesamt für Statistik 
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bezüglich des Anlagenausbaus, der Flä-
chennutzung sowie der Hektarerträge. Wäh-
rend dem Referenz-Szenario ein moderater 
Anstieg der Nutzung regenerativer Energien 
auf Basis bisheriger Entwicklungen zugrun-
de gelegt wurde, wurden bei dem Ziel-Sze-
nario ein überdurchschnittliches Bestreben 
nach der vollständigen Deckung des End-
energiebedarfs allein aus regionseigener 
Biomasse oder in Kombination mit ande-
ren regenerativen Energien unterstellt. Dies 
spiegelt sich in abweichenden Annahmen 
bzgl. der Flächennutzung, der Steigerung 
der Hektarerträge sowie dem unterstell-
ten Anlagenausbau wider. Aufbauend auf 
den getroffenen Rahmenbedingungen und 
der in Abbildung  2 dargestellten Methodik 
ergaben sich die Deckungsgrade des End-
energiebedarfs. Sie sind für die drei Refe-
renzregionen in Abbildung 3 dargestellt.

Ein erheblicher Unterschied ist nicht nur 
zwischen dem Status quo und den bei-
den Szenarien zu erkennen, sondern auch 
zwischen den drei Referenzregionen. So-
wohl für den Status quo als auch das Ziel-
Szenario wird für den Landkreis Cham der 
geringste Deckungsgrad des Endenergie-
bedarfs erreicht. Mit 21 % im Ziel-Szenario 
liegt dieser deutlich unterhalb des errech-
neten Deckungsgrads für den Status quo 
des Landkreises Uecker-Randow (45 %). 
Beide Landkreise weisen eine vergleichs-
weise Erhöhung des Deckungsgrades der 

Während Cham für einen waldreichen 
Landkreis mit guter wirtschaftlicher Lage 
steht, ist im Vergleich dazu und zum Bun-
desdurchschnitt in Uecker-Randow die 
Bruttowertschöpfung gering und der Be-
völkerungsrückgang hoch. Hinsichtlich der 
bioenergiebezogenen Aspekte repräsentiert 
Uecker-Randow den Bundesdurchschnitt; 
Kyffhäuser ist ein stark landwirtschaftlich 
geprägter Landkreis mit einem hohen Tier-
bestand und einem hohen Anteil an Acker-
fläche an der gesamten Kreisfläche. 

3	 Methodik und Ergebnisse der  
Szenarien

Ziel der Studie war die Ermittlung des Ei-
genversorgungsgrades mittels regionseige-
ner Biomasse (BioE) oder in Kombination 
mit anderen erneuerbaren Energien (EE). 
Entsprechend der in Abbildung  2 darge-
stellten Vorgehensweise wurden gesondert 
für BioE und EE je ein Status quo (2007), ein 
Referenz- und ein Zielszenario (beide für 
2020) gebildet. Als Restriktion der Szenarien 
galt, dass eine Selbstversorgung der Region 
mit Lebensmitteln erfolgt und damit nur 
Überschussflächen für die Biomassepro-
duktion genutzt werden.

Nicht nur hinsichtlich der Technologieaus-
wahl wurde zwischen dem Status quo und 
den Szenarien differenziert, sondern auch 

Abbildung 2
Vorgehensweise bei der Bildung des Status quo und der Szenarien
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men Strom, Wärme und Kraftstoffe in Ab-
bildung  4 dargestellt.

Unter den getroffenen Annahmen ist dem-
nach eine Eigenversorgung von Strom und 
Wärme allein durch Bioenergie ausschließ-
lich im Ziel-Szenario des Landkreises Ue-
cker-Randow möglich. Die Kombination 
der Bioenergie mit den anderen regenera-
tiven Energieträgern ermöglicht zusätzlich 
eine Deckung des Strombedarfs in beiden 
Szenarien sowie dem Status quo in Uecker-
Randow und im Ziel-Szenario für den Kyff-
häuserkreis. Während die anderen regene-
rativen Energieträger beim Strombedarf 
eine zum Teil entscheidende Rolle spielen, 

Ziel-Szenarios gegenüber dem Status quo 
um das 1,5-fache auf. In Uecker-Randow 
wird – aufgrund des deutlich höheren De-
ckungsgrades bereits im Status quo – im 
Ziel-Szenario mit 73 % der höchste De-
ckungsgrad der drei Landkreise errechnet. 
Im Vergleich dazu kann im Landkreis Kyff-
häuser der Deckungsgrad im Ziel-Szenario 
gegenüber dem Status quo fast verdreifacht 
werden. Der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Endenergieverbrauch liegt hier mit 
51 % jedoch deutlich unter dem errechne-
ten Wert des Landkreises Uecker-Randow.  
Vertiefend ist die Deckung des Endenergie-
bedarfs entsprechend der drei Energiefor-
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Abbildung 3
Deckungsgrad des gesamten Endenergiebedarfs in den drei Referenzregionen basierend auf 
dem nutzbaren regionseigenen Potenzial für 2007 bzw. 2020

Abbildung 4
Deckungsgrad des spezifischen Endenergiebedarfs in den drei Referenzregionen basierend auf 
dem nutzbaren regionseigenen Potenzial, differenziert nach Wärme, Strom und Kraftstoffe, für 
2007 bzw. 2020
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Flächen (Acker, Wald, Dauergrünland) und 
vertiefend die Nutzung der Ackerflächen 
(Nahrungsmittel/ Energiepflanzen, Anbau-
kulturen) einen erheblichen Einfluss auf 
das Biomassepotenzial. Hinsichtlich der 
Steigerung des regionseigenen Biomasse-
potenzials sind als wesentliche Treiber zu 
benennen:

•	 Steigende Hektarerträge sowie zusätzlich 
verfügbare Ackerflächen zum Anbau von 
Energiepflanzen. Letzteres beruht auf 
dem Rückgang der Nahrungsmittelflä-
chen infolge der Ertragssteigerung sowie 
dem Bevölkerungsrückgang. 

•	 Ackerflächen für den Anbau von Energie-
pflanzen haben aufgrund von Änderun-
gen bei den Anbaukulturen ein erhebli-
ches Steigerungspotenzial zwischen dem 
Status quo sowie den beiden Szenarien.

Die angenommene Steigerung des Hektar-
ertrags auf Waldflächen basiert einzig auf 
der Annahme einer zunehmenden Verfüg-
barkeit von Waldrestholz. Im Gegensatz 
dazu kann der Hektarertrag von Ackerflä-
chen für den Energiepflanzenanbau zu-
sätzlich durch den Anbau anderer Kulturen 
erhöht werden. Weiterhin wurden in den 
Szenarien keine Veränderungen für den re-
gionalen Viehbestand unterstellt, so dass 
eine konstante Menge an tierischen Exkre-
menten für die energetische Nutzung zur 
Verfügung steht. 

Eine umfassende Betrachtung der Szena
rienergebnisse bedarf, neben der Ange-
botsseite, ebenso einer Analyse der Nach-
frageseite – des Endenergiebedarfs. Dieser 

ist die Bioenergie bei der Deckung des Wär-
mebedarfs entscheidend. Vor dem Hinter-
grund der Ausrichtung des Ziel-Szenarios, 
die Bioenergie vordergründig stationär zur 
Strom- und Wärmeversorgung einzusetzen, 
liegt der Deckungsgrad des Kraftstoffbe-
darfs in allen drei Landkreisen bei 0 %. In-
folgedessen beträgt der in Abbildung 3 dar-
gestellte Deckungsgrad für den gesamten 
Endenergieverbrauch (also Strom, Wärme 
und Kraftstoffe) in Uecker-Randow ledig-
lich 73 %.

Vor diesem Hintergrund sind – für eine Ei-
genversorgung mittels regionseigener re-
generativer Energien – geeignete Maßnah-
men zur Energieeffizienzsteigerung sowie 
Energieverbrauchsminderung (z. B. Gebäu-
dedämmung) und Maßnahmen im Kraft-
stoffbereich (Weiterentwicklung biogener 
Kraftstoffe der zweiten Generation, alterna-
tive Mobilitätskonzepte) zu entwickeln. 

Wesentliche Einflussgrößen auf die De-
ckung des Endenergiebedarfs sind einer-
seits die Potenziale der regenerativen Ener-
gieträger (Angebotsseite) und andererseits 
der Endenergiebedarf an Wärme, Strom 
und Kraftstoffen (Nachfrageseite).

Die Nutzung des Potenzials der übrigen re-
generativen Energieträger (außer Biomasse) 
wird nach Annahme der Studie nur durch 
den derzeitigen Bestand und den definier-
ten Zubau in den Szenarien beeinflusst. 
Dem hingegen wurde für das Biomassepo-
tenzial und dessen Nutzung eine Vielzahl 
von Einflussfaktoren unterstellt. So hat 
neben der Flächengröße die Belegung der 

Abbildung 5
Endenergiebedarf der drei Referenzregionen für 2007 und 2020
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4	 Exkurs: 100 % Eigenversorgung

Aufbauend darauf, dass mittels der getroffe-
nen Rahmenbedingungen keine vollständi-
ge Eigenversorgung in den drei Referenzre-
gionen möglich ist, wurde in einem Exkurs 
der Fragestellung nachgegangen, welche 
Maßnahmen zur Steigerung der Biomasse-
produktion für eine entsprechende Eigen-
versorgung aus regionseigener Bioenergie 
zu ergreifen wären. Zur Ermittlung des Bio-
massepotenzials wurden in drei Stufen die 
Rahmenbedingungen verschärft:

•	 Stufe 1: energetische Nutzung des gesam-
ten Holzes

•	 Stufe 2: Umwidmung des Dauergrün­
lands zu Ackerflächen für Energiepflan-
zenanbau

•	 Stufe 3:   Umwidmung der Nahrungsmit-
tel-Ackerflächen in Energiepflanzen-
Ackerflächen.

Wie aus Abbildung 6 ersichtlich wird, führt 
die schrittweise Verschärfung der Rahmen-
bedingungen in allen drei Regionen zu ei-
ner Steigerung der regionseigenen Bioener-
gie. Infolgedessen erhöht sich der Anteil 
der Bioenergie am Endenergiebedarf mit 
jeder Stufe. Eine Deckung des gesamten 
Endenergiebedarfs an Strom, Wärme sowie 
Kraftstoffen durch Bioenergie kann dem-
nach nur in Uecker-Randow im Exkurs Stu-
fe 3 erreicht werden. Vor dem Hintergrund, 
dass eine Deckung des Endenergiebedarfs 
an Strom und Wärme allein durch Bioener-
gie für Uecker-Randow bereits im Ziel-Sze-
nario erreicht werden konnte, ist die Diffe-
renz der ersten beiden Stufen des Exkurses 

ist für die drei Referenzregionen in Abbil-
dung  5 dargestellt.

Die deutlichen Unterschiede zwischen 
den drei betrachteten Landkreisen sind 
zunächst auf die wirtschaftliche Lage der 
Regionen und die differierenden Einwoh-
nerzahlen zurückzuführen. In Cham ist 
nicht nur eine Vielzahl an Unternehmen 
im Bereich Maschinenbau – mit einem ent-
sprechend hohen Energieverbrauch – an-
gesiedelt, sondern der Landkreis hat auch 
deutlich mehr Einwohner als Kyffhäuser 
und Uecker-Randow (siehe Tab. 1). Doch 
nicht nur die Anzahl der Einwohner wirkt 
sich auf den höheren Energiebedarf des 
Landkreises Cham aus, auch der einwoh-
nerspezifische Energiebedarf an Strom 
und Wärme der privaten Haushalte ist dort 
vergleichsweise höher. In diesem Zusam-
menhang sind weitere Einflussgrößen wie 
klimatische Verhältnisse (z. B. mittlere Jah-
restemperatur), Gebäudetypen und deren 
Sanierungsstand sowie die mit einem stei-
genden Lebensstandard vermehrte Ausstat-
tung mit Haushaltsgeräten und der damit 
einhergehende höhere Strombedarf zu nen-
nen. Die Vielzahl an Einflussgrößen zeigt, 
dass eine umfassende Analyse der regiona-
len Gegebenheiten (verfügbare Flächen für 
erneuerbare Energien, Einwohner, Wirt-
schaftsstruktur) notwendig und somit eine 
Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere 
Regionen nicht möglich ist. Zusammen
fassend ist der Energiebedarf nicht nur von 
der Anzahl der Einwohner, sondern auch 
von der wirtschaftlichen Lage der Region 
sowie der Branchenzuordnung und Anzahl 
der angesiedelten Unternehmen abhängig.

Abbildung 6
Deckungsgrad des gesamten Energiebedarfs in den drei Referenzregionen basierend auf dem im 
Exkurs stufenweise berechnetem regionseigenem Potenzial für 2020
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durch regionseigene Biomasse allein noch 
in Kombination mit anderen regenerativen 
Energieträgern möglich ist. Die Einflussgrö-
ßen sind sowohl die Nachfrageseite – beein-
flusst durch Bevölkerungsanzahl, Gebäu-
destandard sowie wirtschaftliche Lage und 
klimatische Verhältnisse – als auch die An-
gebotsseite in Form der Potenziale der rege-
nerativen Energieträger und der verfügbaren 
Technologien. 

Aufbauend auf den Ergebnissen aus den 
Szenarien wurde im Exkurs der Frage nach-
gegangen, unter welchen Rahmenbedin-
gungen eine Deckung des Endenergiebe-
darfs aus regionseigener Biomasse möglich 
ist. Es zeigte sich, dass ohne Maßnahmen 
auf der Nachfrageseite (Energieeinsparung) 
eine Eigenversorgung nur in einer der drei 
Referenzregionen – Uecker-Randow –  mög-
lich ist (vgl. Exkurs). Im Rahmen des Exkur-
ses wurden streitbare Rahmenbedingungen 
(z. B. Umwidmung der Ackerflächen für 
den Anbau von Nahrungsmitteln zu Acker-
flächen für den Energiepflanzenanbau, 
Umwandlung der stofflichen in die ener-
getische Nutzung des Holzes) gewählt, die 
nicht nur eine Dezimierung der Artenviel-
falt sowie grundlegende Veränderungen des 
Landschaftsbilds zur Folge haben. Vielmehr 
hätte die Unabhängigkeit der Region von 
fossilen Energieträgern – unter Berücksich-
tigung der aufgeführten Rahmenbedingun-
gen – die Importabhängigkeit im Nahrungs-
mittelsektor und im Bereich der stofflichen 
Nutzung des Holzes zur Folge. Diesbezüg-
lich ist eine kritische Auseinandersetzung 
mit den Ursachen und Folgen der Maß-
nahmen zur Steigerung der regionseigenen 
Biomasse und darauf aufbauend eine stra-
tegische Entscheidung hinsichtlich der Aus-
richtung der (Energie-)Ziele der Regionen 
notwendig. 

Die für drei Referenzregionen – Cham, Kyff-
häuser und Uecker-Randow – aufgezeigten 
Ergebnisse und deren Einflussfaktoren ver-
deutlichen, dass eine umfassende regionale 
Analyse zur Bearbeitung der Fragestellung 
des Beitrags der Bioenergie (in Kombinati-
on mit anderen regenerativen Energieträ-
gern) am Deckungsgrad des Energiever-
brauches unabdingbar ist.

auf die Bereitstellung von Biokraftstoffen 
zurückzuführen. Auch am Beispiel des 
Landkreises Kyffhäuser wird eine Eigenver-
sorgung an Strom und Wärme im Exkurs 
(Stufe 2 und 3) erreicht. Die Deckung des 
gesamten Endenergiebedarfs wird in Stu-
fe 3 mit 93 % nur knapp verfehlt. Die Rah-
menbedingung Umwidmung der bislang 
zur Nahrungsmittelproduktion genutzten 
Ackerflächen in Energiepflanzen-Ackerflä-
chen (Stufe 3) führt in den beiden Land-
kreisen Kyffhäuser und Uecker-Randow zu 
einem – im Vergleich zu den Maßnahmen 
in Stufe 1 und 2 – überproportionalen An-
stieg des Deckungsgrads. Im Gegensatz 
dazu liegt der Deckungsgrad des Landkrei-
ses Cham in allen drei Stufen des Exkurses 
deutlich unterhalb der 100 %. Selbst im Ex-
kurs Stufe 3 kann der Wärme- und Strombe-
darf nur zu 70 % bzw. 60 % durch Bioenergie 
gedeckt werden.  Dies kann mit den bereits 
aufgeführten Argumenten – höhere Anzahl 
an Einwohnern, wirtschaftliche Lage sowie 
die Präsenz energieintensiver Unterneh-
men – begründet werden. 

An dieser Stelle ist jedoch kritisch zu hin-
terfragen, ob diese Rahmenbedingungen 
tatsächlich in diesem Umfang in die Praxis 
umgesetzt werden können. Infolge des Ex-
kurses bedürfte es eines Imports von Holz 
für die stoffliche Nutzung und von Nah-
rungsmitteln. Dies würde wiederum eine 
Abhängigkeit von anderen Landkreisen bzw. 
Importen aus dem Ausland bedeuten. Dar-
über hinaus wäre mit der Umwidmung des 
Dauergrünlands und der Ackerflächen für 
den Nahrungsmittelanbau ein deutlicher 
Eingriff in die Kulturlandschaft verbunden, 
einhergehend mit einer Verringerung der 
Artenvielfalt an Flora und Fauna sowie einer 
erheblichen Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbilds. 

5	 Zusammenfassung

Mittels Szenarienanalyse wurde gezeigt, dass 
auch in den untersuchten peripheren Re-
gionen bis zum Jahr 2020 eine vollständige 
Deckung des gesamten Endenergiebedarfs 
– an Strom, Wärme und Kraftstoffen – weder 
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Biomassepotenziale aus dem  
Energiepflanzenanbau in Deutschland

1	 Einleitung

Energiepflanzen gehören zu den nach-
wachsenden Rohstoffen und werden aus-
schließlich für eine energetische Nutzung 
angebaut, d.h. sie liefern Biomasse zur 
Strom- und Wärmeerzeugung sowie zur 
Herstellung von Kraftstoffen. Hierzu zählen 
auch die etablierten landwirtschaftlichen 
Kulturen wie verschiedene Getreidesorten. 
Diese können neben der Nutzung für die 
menschliche und tierische Ernährung auch 
energetisch verwertet werden. Verwendet 
werden sie zur Verarbeitung zu Bioethanol 
oder die Herstellung von Biogas in Biogas-
anlagen aus Getreideganzpflanzensilage 
(GPS). Andere für eine energetische Ver-
wertung geeignete Kulturen sind Raps, Silo-
mais und Holz von Kurzumtriebsplantagen 
(KUP). Dabei kann das Öl aus der Rapssaat 
für die Produktion von Biodiesel eingesetzt 
werden, während Silomais als Biogassubs-
trat Verwendung findet. Auf Kurzumtriebs-
plantagen werden schnellwachsende Bau-
marten wie Pappel und Weide angebaut, 
die ebenfalls zu den Anbaubiomassen und 
damit zu den Energiepflanzen gezählt wer-
den. Sie werden nach drei bis fünf Jahren 
geerntet und können u. a. in Heizkraftwer-
ken zur Wärme- und Strombereitstellung 
eingesetzt werden. 

Der Anbau von Energiepflanzen hat in 
Deutschland in den vergangenen Jahren 
deutlich an Bedeutung gewonnen (Abb. 1). 
Zielvorgaben aus der Politik wie die Bio-
kraftstoffquote haben diese Entwicklung 
verstärkt, da Biokraftstoffe der ersten Ge-
neration hauptsächlich aus Energiepflan-
zen hergestellt werden. 2010 wurden nach 
Angaben der Fachagentur für Nachwach-
sende Rohstoffe (FNR) insgesamt etwa 
2,15 Mio. ha landwirtschaftliche Nutzflä-
che für nachwachsende Rohstoffe genutzt.1 
Davon entfielen 2010 knapp 1  Mio.  ha auf 
Rapsbiodiesel, 0,25  Mio.  ha auf Getreide 
und Zuckerrüben für Bioethanol sowie 
0,65  Mio.  ha auf Energiepflanzen für Bio-
gasanlagen (d. h. vor allem Mais) und gut 
0,3 Mio. ha für verschiedene stoffliche Nut-
zungen. Das bedeutet, dass in Deutschland 
auf etwa 17 % der Ackerfläche bzw. 12 % der 
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landwirtschaftlichen Nutzfläche nachwach-
sende Rohstoffe angebaut werden. 

Mittel- bis langfristig gilt Biomasse als eine 
bedeutende Quelle für die Erneuerbare-
Energien-Produktion, u.a. auch als aus-
sichtsreicher Rohstoff für die BtL-( Biomass 
to Liquid)-Kraftstoffproduktion. Im Rah-
men des Projekts „Globale und regionale 
räumliche Verteilung von Biomassepo-
tenzialen“ wurden daher die technischen 
Brennstoffpotenziale für Biomasse aus dem 
landwirtschaftlichen Anbau für die Jahre 
2007 und 2020 bestimmt. Die Ergebnis-
se für Deutschland werden im Folgenden 
dargestellt. Bei dieser Bestimmung wur-
den der Vorrang der Nahrungs- und Fut-
termittelproduktion sowie eine möglichst 
nachhaltige Biomasseerzeugung beachtet, 
um Nutzungskonkurrenzen möglichst aus-
zuschließen. Neben den Energiepflanzen 
wurde auch Grünland in die Betrachtungen 
zu den Potenzialermittlungen mit einbe-
zogen. Die Potenziale von Grünland wur-
den für Deutschland nur für das Jahr 2020 
und für die zusätzlich frei werdenden sog. 
Non-Food-Flächen bestimmt, da räumlich 
aufgelöste Angaben zur aktuellen energeti-
schen Nutzung von Grünland nicht vorlie-
gen. 

Das Jahr 2007 wurde ausgewählt, weil noch 
keine aktuellere Statistiken für die Berech-
nungen verfügbar waren. Für 2020 wurden 
drei Szenarien entwickelt, die die mögli-
chen zukünftigen Entwicklungen in Ab-
hängigkeit von verschiedenen Annahmen 
darstellen. Das Szenario „Business as usu-
al“ (BAU) führt die aktuelle Entwicklung 
bezüglich Landnutzungsänderungen, der 
landwirtschaftlichen Entwicklung und Be-
völkerungsentwicklung bis 2020 fort. Im 

„Bioenergie“-Szenario (B) hingegen soll 
eine verstärkte energetische Nutzung for-
ciert werden, wofür die Annahmen entspre-
chend verändert wurden (u. a. Annahme 
einer erhöhten Investitionsbereitschaft in 
der Landwirtschaft, was zu größeren Er-
tragsfortschritten bis 2020 führt). Auch wer-
den verstärkt die Kulturen mit den höchs-
ten Erträgen angebaut. Das dritte Szenario 

„Bioenergie mit verstärkten Umwelt- und 
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durch verringerte Düngung und andere 
Einschränkungen im Anbau auftreten. 

Um die Erträge von Kurzumtriebsplanta-
gen (KUP) in den einzelnen Landkreisen 
abschätzen zu können, wurden Kreisdaten 
des Julius-Kühn-Instituts zu den Böden 
verwendet sowie Daten über zusätzlich frei 
werdende sog. Non-Food-Flächen. Diese 
beinhalten Bodengütedaten für Deutsch-
land, basierend auf der von der Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstof-
fe (BGR) erstellten Karte „Leitbodenarten 
Deutschlands“. Zusätzlich sind Nieder-
schlagswerte in die Arbeit eingeflossen. 

Als Grundlage zur Ermittlung des techni-
schen Brennstoffpotenzials von Grünland 
wurden die Berechnungen zu den Grün-
landflächen aus einem Teilprojekt des 
Vorhabens verwendet. Diese geben die zu-
sätzlich für Non-Food-Verwendungen frei 
werdenden Grünlandflächen zwischen den 
Jahren 2007 und 2020 in Deutschland ohne 
weitere regionale Differenzierung an. 

Potenziale von Energiepflanzen 2007

Zur Bestimmung der aktuellen Nutzung 
von nachwachsenden Rohstoffen (NawaRo) 
wurden zunächst die bundesweiten Anteile 
der jeweiligen Fruchtarten für die Produk-
tion von Bioenergie an der gesamten An-
baufläche bestimmt. So werden beispiels-

Naturschutzrestriktionen“ (B&U) stellt eine 
Modellwelt dar, in der die Bedeutung des 
Natur- und Umweltschutzes stärker betont 
wird. 

2	 Methodik

Datenbasis

Zur Berechnung der Biomassepotenziale 
in Deutschland für die einzelnen Bundes-
länder auf Kreisebene wurden landwirt-
schaftliche Statistiken sowie Boden- und 
Klimadaten (Niederschlag, Durchschnitts-
temperatur) verwendet. Die landwirtschaft-
lichen Statistiken auf Kreisebene wurden 
durch die statistischen Landesämter zur 
Verfügung gestellt und beinhalten unter 
anderem Daten zur Ackerfläche, Grünland-
fläche und landwirtschaftlichen Brachen. 
Neben den allgemeinen Flächenangaben 
wurden Statistiken über die Anbauflächen 
der relevanten Fruchtarten wie Getreide 
und Silomais sowie deren durchschnittliche 
Hektarerträge und Erntemengen der Jahre 
2000 bis 2007 erfasst. Als weitere Grundlage 
wurden Daten zu den Naturschutzgebieten 
in den einzelnen Landkreisen eingesetzt, 
die durch die zuständigen Ämter der ent-
sprechenden Bundesländer bereitgestellt 
werden können. Auf diesen Flächen wurden 
Ertragsminderungen angenommen, die z. B. 

Abbildung 1
Anbauflächen für nachwachsende Rohstoffe in Deutschland
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zusätzlich zu dem bereits im Ausgangsjahr 
2007 vorhandenen Biomasseanbau weitere 
Flächen frei werden und für den Anbau von 
Energiepflanzen in Deutschland 2020 be-
reitstehen. 

Die Abschätzung der zukünftig verfügbaren 
Flächenpotenziale für Bioenergieträger be-
rücksichtigt gegenüber dem Basiszeitraum 
folgende Veränderungen:

• Nahrungsmittelverbrauch in Abhängigkeit 
von der Entwicklung der Bevölkerung und 
des Pro-Kopf-Verbrauchs: In Deutschland, 
im Durchschnitt aller 27 EU-Mitgliedstaa-
ten sowie im Durchschnitt aller Staaten des 
Kontinents Europa ist bis 2020 und auch 
bis 2050 nicht mit Bevölkerungswachs-
tum und nur mit einem vergleichsweise 
geringen Pro-Kopf-Verbrauchszuwachs zu 
rechnen. Demgegenüber ist auf den an-
deren Kontinenten fast ausnahmslos von 
stark wachsender Bevölkerung und stei-
gendem Pro-Kopf-Verbrauch auszugehen. 
Der Welthandel mit Nahrungsmitteln, an 
dem sich auch Deutschland wegen seiner 
guten Wettbewerbsfähigkeit auf einigen 
Nahrungsmittelmärkten stärker (zu Las-
ten seiner Bioenergiepotenziale) beteiligen 
wird, nimmt zu. Dies betrifft vor allem nicht 
subventionierte Nahrungsmittel aus Milch, 
Fleisch und Zucker, aber auch Getreide und 
Futtermittel.4 

• Umwidmung von bisher landwirtschaftlich 
genutzten Flächen zu Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen und anderen Zwecken: In den 
letzten 20 Jahren wurden jährlich im Durch-
schnitt 30  000 ha (ca. 0,2  %) landwirtschaft-
liche Nutzfläche umgewidmet. Weitere Um-
widmungen von Landwirtschaftsflächen 
sind in Zukunft bei rückläufiger Zunahme 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen auch 
aufgrund des wachsenden Bedarfs an Na-
turschutzflächen zu erwarten. 

• Nutzung stillgelegter Flächen: Rund 
840  000 ha obligatorisch stillzulegende Flä-
che aus den Jahren 2002–2005 ist nach Aus-
setzung der Stilllegungspflicht weitgehend 
in Nutzung genommen worden. 

• Ertragssteigerungen in der Pflanzenproduk-
tion: Pro Jahr werden auf den Ackerflächen 
in Deutschland weiter um etwa 1,3 % höhere 
Erträge umgesetzt werden, wenn auch mit 
abnehmender Tendenz. Dadurch werden für 
die Nahrungsmittelbereitstellung jährlich 
weniger landwirtschaftliche Flächen benö-
tigt und für Biomasseanbau frei.

weise 73 % der gesamten Rapsanbaufläche 
(1  120  000 ha2) in Deutschland für die Pro-
duktion von Biodiesel genutzt. Dieser Anteil 
wurde auf alle Landkreise in Deutschland 
übertragen, so dass in Landkreisen mit ei-
nem hohen Anteil an Rapsanbauflächen 
auch ein entsprechend höherer Flächenan-
teil für die Biodieselproduktion verwendet 
wird als in Regionen mit geringem Rapsan-
bau. Diese Methodik wurde auch bei den 
anderen Energiepflanzen Silomais, Getrei-
de und Zuckerrüben durchgeführt. 

Des Weiteren wurde aus dem Verhältnis 
der eingesetzten Rohstoffe, z.B. für Biogas 
und Bioethanol, auf die Anbauflächen der 
einzelnen Fruchtarten geschlossen. Aus 
Erhebungen des Deutschen BiomasseFor-
schungsZentrums (DBFZ) ist bekannt, dass 
2007 in Deutschland auf einer Fläche von 
550  000 ha Biogassubstrate angebaut wur-
den; demgegenüber wurden Bioethanol-
rohstoffe auf einer Fläche von 200  300  ha 
angebaut.3 Insgesamt ergibt sich für 2007 
eine Ackerfläche von 1,7  Mio.  ha, auf der 
nachwachsende Rohstoffe für energeti-
sche Zwecke angebaut werden. Kurzum-
triebsplantagen wurden 2007 noch nicht 
berücksichtigt, da die Anbauflächen nur 
etwa 1  000 ha betrugen und vor allem zu 
Versuchszwecken angelegt wurden. Mit Hil-
fe der landkreisspezifischen Erträge konn-
ten dann die Erntemengen der einzelnen 
Fruchtarten berechnet werden. Berück-
sichtigt wurden dabei auch die Anteile der 
Ackerflächen, die in geschützten Gebieten 
wie Naturparks und Biosphärenreservaten 
liegen. 

Aus den Erntemengen wiederum lassen 
sich schließlich mit Hilfe der spezifischen 
Heizwerte die Brennstoffpotenziale in PJ/a 
ermitteln. Zur Bestimmung des techni-
schen Potenzials von Silomais, Getreide-
ganzpflanzensilage und Zuckerrüben wur-
de der Ertrag an Biogas aus den anfallenden 
Mengen bzw. die Menge Biogas ermittelt, 
der sich aus den Rohstoffen gewinnen lässt. 

Szenarien

Zur Ermittlung der Potenziale für das Jahr 
2020 wurden drei Szenarien berechnet, die 
die mögliche Entwicklung in der Landwirt-
schaft unter bestimmten Annahmen wi-
derspiegeln. In den jeweiligen Szenarien 
stehen 2020 verschieden große Flächen-
potenziale für die Biomasseproduktion zur 
Verfügung. Sie ergeben sich dadurch, dass 
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derungen wie Grünlandumbruch sowie 
Erweiterung der Naturschutzflächen 
durch Bereitstellung weiterer 2 % des 
Ackerlandes für Natur- und Umwelt-
schutz.

Nicht in die Betrachtungen einbezogen 
wurden die Flächenpotenziale degradierter 
Flächen.5 Die Datenlage zu diesem The-
menbereich ist aktuell noch sehr ungenau 
und weist ein breites Spektrum an Boden-
qualitäten und Ertragserwartungen auf. Da-
mit ist eine generelle Einordnung des Flä-
chenpotenzials nicht möglich, auch wenn 
Synergien zwischen Flächenaufwertungen 
und der Bioenergieproduktion möglich 
sind. In Deutschland spielt diese Kategorie 
aber nur eine untergeordnete Rolle.

Die weiteren Berechnungen wurden basie-
rend auf den nationalen Flächenpotenzia-
len durchgeführt.

Für die Szenarien wurden die Anteile der 
einzelnen Fruchtarten an der NawaRo-Flä-
che unterschiedlich festgelegt. So beträgt 
der Anteil der Kurzumtriebsplantagen im 
Szenario BAU etwa 10 % der Non-Food-Flä-
che, im Szenario Bioenergie jedoch 30 %, da 
hier verstärkt Kulturen mit hohen Hektar
erträgen angebaut werden sollen. Abbil-
dung 2 zeigt die prozentuale Verteilung der 
Fruchtarten im Jahr 2007 und für die drei 
Szenarien von 2020. Es wird deutlich, dass 
vor allem der Anteil der Rapsanbaufläche 
von 2007 zum Szenario B&U stark abnimmt, 
während der Anbau von Kurzumtriebsplan-
tagen stärker forciert wird.

• Die Leistungssteigerungen in der Tierpro-
duktion: Dadurch werden etwa 13  000 ha 
Landwirtschaftsfläche pro Jahr weniger für 
die Futterbereitstellung benötigt.

Aus der Saldierung der Flächeneffekte der 
einzelnen Variablen zuzüglich der in der 
Basisperiode existierenden Potenziale er-
gibt sich das zukünftig erschließbare Flä-
chenpotenzial für Bioenergie. 

Die Abschätzung der zukünftigen Flächen-
potenziale wird für drei Szenarien darge-
stellt: 

(1) „Business as usual“-Szenario (BAU):
•	 kontinuierliche Fortentwicklung der-

zeitig bestehender Trends bei unverän-
derten Rahmenbedingungen

(2) Bioenergie-Szenario (B): 
•	 Stärkere Förderung der Bioenergie und 

Veränderung des Anbaumixes hin zu 
den ertragreichsten Energiepflanzen; 
Verknappung des Nahrungsangebots

•	 deutliche Steigerung der Agrarrohstoff-
preise

•	 um 50 % höhere Ertragssteigerungen, 
d. h. 2 % im Vergleich zu 1,3 %/Jahr im 
BAU-Szenario bei allen Ackerkulturen. 
Diese Trendänderung entsteht durch 
Bevorzugung ertragsstarker Kultur-
pflanzen, Erhöhung des Betriebsmitte-
leinsatzes, bessere Ausnutzung der An-
baufläche durch Fruchtfolgeänderung, 
Wassermanagement, Züchtung und an-
dere technische Fortschritte.

(3) Bioenergie mit erhöhten Umwelt- und 
Naturschutzrestriktionen-Szenario (B&U): 

•	 wie Szenario Bioenergie, zusätzlich 
striktes Verbot von Landnutzungsän-
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Abbildung 2
Prozentuale Verteilung der Fruchtarten auf der Non-Food-Fläche 2007 und in den Szenarien 2020
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Ertragsannahmen noch größere nationa-
le Flächenpotenziale von etwa 3,9  Mio.  ha 
verfügbar, während die Ackerflächenpoten-
ziale im Szenario B&U u.a. wegen Flächen-
umwidmungen zu Naturschutzzwecken mit 
2,7 Mio. ha geringer wären. Bei allen Szena-
rien wurde von einer zukünftigen Verschie-
bung im angebauten Kulturarten-Spektrum 
ausgegangen: Während 2007 Winterraps 
den größten Anteil an den Potenzialen hat-
te, gewinnen bis 2020 in allen Szenarien Si-
lomais und Kurzumtriebsplantagen wegen 
hoher Erträge und entsprechend ausgewei-
teter Anbauflächen an Bedeutung.

Insgesamt wurde für 2007 in Deutschland 
ein technisches Brennstoffpotenzial aus 
Energiepflanzen von etwa 176  PJ/a be-
stimmt. Für das Szenario BAU ergibt sich 
für 2020 ein entsprechendes Potenzial 
von rund 501  PJ/a, für das Szenario B von 
ca. 860  PJ/a und im Szenario B&U von ca. 
580  PJ/a (Abb. 3). Zusätzlich zu den Ergeb-
nissen aus dem Energiepflanzenanbau er-
gaben die Berechnungen zum technischen 
Brennstoffpotenzial vom Grünland weitere 
99,8 PJ/a für Deutschland.

Ertragsminderung

Schutzgebiet 2007 2020 BAU 2020 B&U 2020 B

Naturschutzgebiete Kein Anbau von Energiepflanzen

Nationalpark Kein Anbau von Energiepflanzen

Biosphärenreservate 5 % 5 % 10 % 5 %

Natura 2000-Gebiete 5 % 5 % 10 % 5 %

Landschaftsschutzgebiete - - - -

Naturpark - - - -

Wasserschutzgebiet-Zone I Kein Anbau von Energiepflanzen

Wasserschutzgebiet-Zone II 5 % 5 % 10 % 5 %

Wasserschutzgebiet-Zone III 2,5 % 2,5 % 5 % 2,5 %

Überschwemmungsgebiete Erst ab 2012 
relevant

10 % Kein Energie-
pflanzen

anbau

10 %

BAU B B&U

dt/ha/a dt/ha/a dt/ha/a

Getreide 0,65 0,98 0,98

Silomais 8,1 12,1 12,1

Winterraps 0,71 1,1 1,1

Zuckerrüben 8,1 12,1 12,1

KUP 4,3 4,3 4,3

Kartoffel 8,1 12,1 12,1

Tabelle 2
Jährliche Ertragssteigerungen der Fruchtarten in den Szenarien 

Quelle: eigene Annahmen

Quelle: eigene Annahmen

Tabelle 3
Ertragsminderungen auf Schutzgebieten verschiedener Kategorien 

Zur Berechnung der Erntemengen muss die 
Anbaufläche mit den spezifischen Erträgen 
der Fruchtarten verrechnet werden. Aus-
gehend von den durchschnittlichen land-
kreisspezifischen Erträgen der Jahre 2000 
bis 2007 wurde je nach Szenario von ver-
schiedenen Ertragssteigerungen ausgegan-
gen. Im Szenario BAU wurde eine moderate 
Ertragssteigerung angenommen, die jedoch 
in den Szenarien B und B&U um 50 % er-
höht wurde (Tab. 2). Aus den jährlichen Er-
tragssteigerungen ergeben sich basierend 
auf den Durchschnittserträgen die Hektar-
erträge für 2020.

Mit Hilfe der ermittelten Erträge für 2020 
wurden die Erntemengen berechnet, unter 
Berücksichtigung der Ertragsminderungen 
auf Naturschutzflächen (Tab. 3). Diese Er-
träge wurden schließlich analog zum Vorge-
hen der Potenzialberechnungen für das Jahr 
2007 in das technische Brennstoffpotenzial 
umgerechnet.

Grundlage für die Bestimmung des techni-
schen Brennstoffpotenzials von Grünland-
aufwuchs ist die Grünlandfläche, die für 
eine energetische Verwendung eingesetzt 
werden kann. Das technische Brennstoffpo-
tenzial wird über die Erntemenge und den 
unteren Heizwert des Grünlandaufwuchses 
bestimmt. Da sich aus diesen Berechnun-
gen nur ein Wert für ganz Deutschland er-
gibt, kann das Potenzial von Grünland nicht 
regional differenziert bestimmt werden. 

3	 Zusammengefasste Ergebnisse der 
Potenzialberechnungen

Die postulierten Nahrungsmittelexporte 
werden dazu führen, dass 2020 nur beim 
Szenario Bioenergie nennenswerte Flä-
chenpotenziale für die Bioenergiepro-
duktion – zusätzlich zu den 2007 bereits 
genutzten – zur Verfügung stehen werden. 
Gleichwohl wurden für die Ermittlung 
der technischen Brennstoffpotenziale in 
Deutschland die nationalen Flächenberech-
nungen ohne Handelsausgleich genutzt. 

Im Szenario BAU steigt dementsprechend 
das national verfügbare Ackerflächenpo-
tenzial für Biomasse auf insgesamt 3,3 Mio. 
ha in 2020, wobei 2,3 Mio. ha zusätzlich zu 
den bereits im Basiszeitraum genutzten 
Flächen von 1 Mio. ha hinzukommen. Im 
Szenario B wären aufgrund der höheren 
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Abbildung 4 zeigt die regionale Verteilung 
und Entwicklung für die Jahre 2007 und 2020 
beispielhaft für das Szenario BAU. Dabei 
wird deutlich, dass das technische Brenn-
stoffpotenzial 2007 erheblich geringer ist als 
in den Szenarien für das Jahr 2020. Die größ-
ten Potenziale finden sich hauptsächlich in 
den Gebieten mit einem hohen Anteil an 
landwirtschaftlichen Flächen wie in großen 
Teilen Norddeutschlands, z. B. im Nordwes-
ten von Niedersachsen und im nördlichen 
Mecklenburg-Vorpommern. Aber auch die 
mitteldeutschen Landkreise in Thüringen 
und Sachsen bzw. Sachsen-Anhalt verfügen 
über vergleichsweise hohe Potenziale.

Abbildung 3
Technisches Brennstoffpotenzial aus Energiepflanzen 2007 und in den  
Szenarien 2020
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Abbildung 4
Technische Brennstoffpotenziale von Energiepflanzen 2007 und 2020 im Szenario BAU
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pfade zugeordnet, um den Bioenergieertrag 
zu ermitteln. So wird beispielsweise Silo-
mais für die Produktion von Biogas verwen-
det, aus dem wiederum in einem Block-
heizkraftwerk (BHKW) Strom und Wärme 
erzeugt werden kann. Kurzumtriebsplanta-
gen hingegen können sowohl als Brennstoff 
in Heizkraftwerken als auch als Rohstoff für 
die Produktion von Kraftstoffen der 2. Ge-
neration (BtL und Synthetic Natural Gas, 
BioSNG) eingesetzt werden. 

Abbildung 5 zeigt den Vergleich der errech-
neten Potenziale der Energiepflanzen mit 
den Zielen des nREAP. Im Szenario B wird 
der gewünschte Anteil der Bioenergie an 
der Strombereitstellung durch Biomasse-
anbau bereits erreicht, ohne dass weitere 
Reststoffe und Biomassen aus der Forst-
wirtschaft eingesetzt werden müssen. Der 
Wärme- und Kraftstoffbedarf im Jahr 2020 
kann jedoch mit Energiepflanzen allein 
nicht gedeckt werden. Allerdings leisten 
gerade forstwirtschaftliche Biomassen im 
Bereich der Wärmeversorgung einen gro-
ßen Beitrag. Insgesamt wird deutlich, dass 
2020 mit der energetischen Nutzung von 
Energiepflanzen und Grünschnitt ein signi-
fikanter Beitrag zum Wärmebedarf geleistet 
werden kann. Zur Erzeugung von Bioener-
gie, insbesondere auch von Wärme, können 
außerdem zusätzlich forstwirtschaftliche 
Biomassen oder Reststoffe eingesetzt wer-
den (s. Beitrag „Forstwirtschaftliche Bio-
massepotenziale und Reststoffpotenziale in 
Deutschland“ i. d. H.).

4	 Vergleich der Ergebnisse mit den 
politischen Zielvorgaben

Die Bundesregierung hat im August 2010 
den Nationalen Aktionsplan für erneuerba-
re Energien (nREAP)6 veröffentlicht, in dem 
verschiedene Annahmen zu künftigen An-
teilen der erneuerbaren Energien am Ener-
gieverbrauch festgehalten sind. So wird 
davon ausgegangen, dass das Ziel, 18 % des 
Bruttoenergieverbrauch mit erneuerbaren 
Energien zu decken, bis 2020 erfüllt wird. 
Weiterhin wird auch der Anteil der Bio-
energie am Energieverbrauch im Jahr 2020 
angegeben: Es wird erwartet, dass Energie 
aus Biomasse etwa 180 PJ/a Strom, 475 PJ/a 
Wärme und etwa 230  PJ/a zum Kraftstoff-
bedarf beitragen kann. Im Vergleich mit 
den bisherigen Zielen der Bundesregierung 
bezüglich der Bioenergieproduktion sind 
diese Werte im Strom- und Wärmebereich 
leicht höher und im Kraftstoffbereich et-
was unter den bisher formulierten Zielvor-
gaben. So wurden im Integrierten Klima- 
und Energieprogramm (IEKP)7 bzw. dem 
Nationalen Biomasseaktionsplan8 und der 
Leitstudie 20089 noch folgende Ziele aufge-
stellt: 140 PJ/a Strom, 390 PJ/a Wärme und 
280 PJ/a Kraftstoff.

Die Modellrechungen ergaben für 2007 ein 
technisches Brennstoffpotenzial von 176 PJ; 
für das Jahr 2020 wurden je nach Szenario 
500–860  PJ/a ermittelt. Basierend auf den 
ermittelten Brennstoffpotenzialen wurden 
den Rohstoffen entsprechende Nutzungs-
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Abbildung 5
Vergleich des technischen Potenzials von Energiepflanzen mit den Zielen im nREAP im Jahr 2020
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Im einzelnen ergeben sich folgende Ackerflächen-
potenziale für den Energiepflanzenanbau: 2010 
hätte in Deutschland bei Verzicht auf subventio-
nierte Nahrungsmittelexporte neben der existie-
renden Produktion nachwachsender Rohstoffe (sie 
betrug im Basiszeitraum ca. 1 Mio. ha) zusätzlich 
rund 1,5 Mio. ha Ackerfläche für Bioenergie ver-
wendet werden können. Zusammen ergibt das 
ein Ackerflächenpotenzial von rund 2,5 Mio. ha, 
wovon ca. 2 Mio. ha (2009) genutzt wurden. Etwa 
0,5 Mio. ha waren ungenutzt bzw. wurden immer 
noch für subventionierte Nahrungsexporte ver-
wendet. Im Szenario „Business as usual“ würde 
das national verfügbare Ackerflächenpotenzial auf 
2,3 Mio. ha in 2020 und 4,3 Mio. ha in 2050 an-
wachsen. Im Szenario „Bioenergie“ wären noch 
größere nationale Flächenpotenziale verfügbar, 
weil höhere Erträge angenommen wurden. Dem-
gegenüber wären die Ackerflächenpotenziale im 
Szenario „Bioenergie mit erhöhten Umwelt- und 
Naturschutzrestriktionen“ (B&U) wegen Flächen-
umwidmungen zu Naturschutzzwecken sowie wei-
teren Umweltschutzrestriktionen mit 1,7 bzw. 3,3 
Mio. ha geringer. Diese nationalen Flächenpotenzi-
ale werden zukünftig aber nur in geringerem Um-
fang ausgeschöpft werden, weil sich Deutschland 
stärker am Nahrungsmittelexport beteiligen wird. 

Nach Abzug der Flächen für den Export werden 
nur im Bioenergieszenario noch relevante zusätz-
liche Ackerflächenanteile für Bioenergie zur Ver-
fügung stehen. Sie werden für das Jahr 2020 auf 
1,3 Mio. ha geschätzt; zusammen mit der schon 
genutzten Ackerfläche für nachwachsende Roh-
stoffe werden es insgesamt etwa 2,3 Mio. ha, das 
sind 20 % der Ackerflächen. Bis 2050 könnte die 
Ackerfläche für Bioenergie einschließlich der im 
Basiszeitraum existierenden Fläche weiter auf etwa 
3 Mio. ha gesteigert werden. Das sind etwa 25 % 
der Ackerfläche, die ca. 12 Mio. ha umfasst. Das 
Bioenergieszenario kann als das realistischste 
Szenario angesehen werden, denn bei „Business 
as usual“ würde die Nahrungsmittelversorgung 

weltweit knapp. Als Folge davon wären deutlich 
höhere Preise für Agrarrohstoffe und Energieträger 
zu erwarten. Dadurch ausgelöst würden höhere 
Ertragssteigerungen eintreten, wie sie im Bioener-
gieszenario bei allen Ackerkulturen angenommen 
wurden. Darüber hinaus könnten wichtige Krite-
rien der Nachhaltigkeit erfüllt werden. Im Szena-
rio B&U würden wiederum nur deutlich geringere 
technische Flächenpotenziale für Bioenergie zur 
Verfügung stehen. Als Folge der stärkeren Flächen- 
und Nahrungsmittelverknappung käme es aber zu 
noch höheren als den hier angenommenen Agrar-
preissteigerungen, was wiederum zu Produktions-
steigerungen und damit größeren Flächenpotenzia-
len für Bioenergie führen würde. 

Zusammenfassend wird aus den Ergebnissen zu 
den verschiedenen Szenarien deutlich, dass die 
technischen Flächenpotenziale für Bioenergie in 
Deutschland im Wesentlichen von der globalen 
Nahrungsmittelnachfrage einerseits und den welt-
weiten Ertragssteigerungen auf begrenzter Acker-
fläche andererseits abhängen. Die Regionen der 
Welt entwickeln sich dabei szenarienübergreifend 
in unterschiedliche Richtungen: Während Euro-
pa, Nordamerika und Südamerika erhebliche und 
stabile Flächenpotenziale für die Bioenergiepflan-
zenproduktion vorhalten können, besteht in Asien 
und Afrika ein zunehmender Importbedarf an Nah-
rungsmitteln aufgrund des hohen Bevölkerungs-
wachstums und eines zunehmenden Pro-Kopf-
Verbrauchs. Die dadurch entstehende Zunahme 
des Welthandels führt – unter der Annahme eines 
globalen Handelsausgleichs zur Sicherung der 
Welternährung – auch in Deutschland zu besse-
ren Absatzmöglichkeiten im Export und einer Ein-
schränkung der potenziellen Bioenergieflächen. Da 
Deutschland nicht bei allen Nahrungsmitteln am 
Weltmarkt wettbewerbsfähig ist, wird es ein nach-
haltiges Potenzial an Bioenergiepflanzen vor allem 
bei höheren Agrarrohstoff- und Energiepreisen be-
reitstellen können.

Im Teilprojekt 2 des Projekts „Globale und Regi-
onale räumliche Verteilung von Biomassepoten
zialen“ wurden mithilfe von komparativ-statischen 
agrarökonomischen Modellrechnungen globa-
le Flächenpotenziale für 134 Länder berechnet 
(GAPP-Simulationsmodell der Universität Hohen-
heim, GAPP: Globales Agrar-Produktions-Poten-
zial)). Bei allen Berechnungen galt die Prämisse, 
dass die globale Nahrungsmittelversorgung stets 

Vorrang hat und Staaten mit Flächenpotenzialen 
für nachwachsende Rohstoffe diese nur soweit 
nutzen, dass die globale Welternährung gesichert 
bleibt. Das exportbereinigte Flächenpotenzial er-
gibt sich daher aus der Annahme eines globalen 
Handelsausgleiches zur Sicherung der weltweiten 
Ernährung (Länder mit Flächenüberschuss liefern 
Nahrungsmittel an Länder mit negativen Flächen-
potenzialen).

Szenario 2010 2020 2050

National Export-
bereinigt

National Export-
bereinigt

National Export-
bereinigt

BAU 1  516 641 2  314 0 4  368 0

B 1  726 993 2  900 1  340 5  572 2  013

B&U 1  307 587 1  700 13,4 3  316 0

Zusätzliche national verfügbare und nach Bereinigung um Nahrungsmittelexporte  
nutzbare Flächenpotenziale für Bioenergie in 1  000 ha in Deutschland

Exkurs: Die Entwicklung der nationalen Flächenpotenziale Deutschlands  
unter Berücksichtigung des globalen Kontextes 
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(2) 
Fachagentur für Nachwachsende Rohstoffe 
e. V.: Was sind Energiepflanzen? (2009; www.
energiepflanzen.info/pflanzen)

(3) 
Ebda.

(4) 
Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten 53 (2009)

(5) 
Als degradierte Flächen werden Böden bezeich-
net, deren natürliche Merkmale, Strukturen und 
Funktionen wie die Bodenfruchtbarkeit und Was-
serrückhaltefähigkeit dauerhaft verändert oder 
zerstört wurden. Die Bodendegradation durch 
Wind oder Wasser kann durch Überweidung, 
Entwaldung, Landwirtschaft durch den Men-
schen verursacht werden. Der Begriff degradierte 
Flächen beinhaltet zudem aufgegebenes Acker-
land, Grenzertragsstandorte und Ödland. 

(6) 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit: Nationaler Aktionsplan Erneu-
erbare Energien (nREAP). – Berlin 2009 (www.
erneuerbare-energien.de/inhalt/46202)

(7) 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit: Eckpunkte für ein inte-
griertes Energie- und Klimaprogramm. – Berlin 
2007 (www.bmu.de/klimaschutz/downloads/
doc/40514.php)

(8) 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz: Nationaler Bio-
masseaktionsplan. – Berlin 2009 (www.bmelv.
de/SharedDocs/Standardartikel/Landwirt-
schaft/Bioenergie-NachwachsendeRohstoffe/
NachwachsendeRohstoffe/Biomasseaktions-
plan.html?nn=453788)

(9) 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit: Leitstudie 2008 – Wei-
terentwicklung der „Ausbaustrategie Erneu-
erbare Energien“ vor dem Hintergrund der 
aktuellen Klimaschutzziele Deutschlands und 
Europas. – Berlin 2008 (www.bmu.de/erneu-
erbare_energien/downloads/doc/42383.php)

(10) 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit: Energiekonzept der 
Bundesregierung. – Berlin 2010 (www.bmu.
de/energiekonzept/doc/46394.php)

Das größte Potenzial weist das Szenario 
Bioenergie auf, das von höheren Ertrags-
steigerungen und relativ großen Flächen-
potenzialen ausgeht. Hinsichtlich der an-
gebauten Kulturen 2020 haben vor allem 
Silomais zur Biogasproduktion und Holz 
aus Kurzumtriebsplantagen die größten 
Anteile. Aber auch Raps und Grünschnitt 
aus dem Aufwuchs von Grünland spielen 
eine wichtige Rolle. Damit können relevan-
te Mengen Strom, Wärme und Kraftstoffe 
produziert werden, um fossile Energieträger 
zu ersetzen und Treibhausgasemissionen 
zu verringern. Gleichwohl können die Bio-
energieziele der Bundesregierung (IEKP-
Ziele bzw. nREAP, Energiekonzept10) erwar-
tungsgemäß nicht allein durch die Nutzung 
von Energiepflanzen erreicht werden. Forst-
wirtschaftliche Biomassen und Reststoffe 
werden ebenfalls einen deutlichen Beitrag 
leisten können und müssen.

5	 Fazit

Biomassen aus landwirtschaftlichem An-
bau können einen wesentlichen Beitrag 
zur Energieversorgung in Deutschland leis-
ten, auch wenn die nationalen Ziele zum 
Anteil erneuerbarer Energien 2020 – den 
Abschätzungen zufolge – allein mit dem 
Energiepflanzenanbau nur teilweise erfüllt 
werden. Flächen zur Produktion von Bio-
masse stehen in allen drei Szenarien in grö-
ßerem Umfang zur Verfügung. Jedoch muss 
beachtet werden, dass die Flächenverfüg-
barkeit in Deutschland vor allem von der 
Entwicklung der Nahrungsmittelnachfra-
ge und den Ertragssteigerungen sowie der 
Nutzbarmachung degradierter Flächen in 
anderen Ländern abhängt, die nur schwer 
vorausgesagt werden kann. Insbesondere 
die Sicherung der Welternährung könnte 
die für die Bioenergiebereitstellung zur Ver-
fügung stehenden Flächen stark einschrän-
ken (siehe Exkurs). 
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Forstwirtschaftliche Biomassepotenziale  
und Reststoffpotenziale in Deutschland

1	 Einleitung

Mit einem Anteil von 70 % stellt die energe-
tische Nutzung von Biomasse bereits heute 
das Rückgrat der erneuerbaren Energien in 
Deutschland dar.1 Dank ihres breiten Ein-
satzspektrums (Strom, Wärme, Kraftstoffe) 
und der Vielfalt an Rohstoffen soll die Bio-
energie auch zukünftig einen wichtigen Bei-
trag zur Erreichung des in der EU-Richtlinie 
für Erneuerbare Energien2 sowie im Natio-
nalen Aktionsplan für erneuerbare Energi-
en3 festgelegten Ziels eines 18 % Anteils der 
erneuerbaren Energien am deutschen Brut-
toendenergieverbrauch im Jahr 2020 leisten.

Neben dem Anbau von Energiepflanzen 
stellen insbesondere forstwirtschaftliche 
Biomassen und Reststoffe vielversprechen-
de Ressourcen zur Erreichung der bundes-
politischen Energie- und Klimaschutzzie-
le dar.4 So ist in Deutschland nach wie vor 
Holz der mit Abstand wichtigste Bioener-
gieträger (in 2007 ca. die Hälfte der Pri-
märenergieproduktion aus Biomasse5) und 
wird es auch weiterhin bleiben. Insbeson-
dere Waldrestholz birgt ein beträchtliches 
Potenzial, das bisher kaum genutzt wird (s. 
Kap.  2). 

Eine sehr große Vielfalt an Rohstoffen bie-
ten biogene Reststoffe, deren energetische 
Verwertung aufgrund der im Vergleich zur 
Anbaubiomasse günstigeren Klimabilanzen 
und zur Minderung von Flächenkonkurren-
zen zukünftig stärker forciert werden soll-
ten.

Im Rahmen des Projektes „Globale und 
regionale räumliche Verteilung von Bio-
massepotenzialen“ wurden die technischen 
Brennstoffpotenziale für forstwirtschaft-
liche Biomassen sowie die wesentlichen 
Reststoffströme (Stroh, Exkremente der 
Nutztierhaltung, Bio- und Grünabfälle, In-
dustrierestholz, Altholz) in Deutschland 
bestimmt.6 Das technische Potenzial stellt 
eine Obergrenze für die potenziell dauer-
haft verfügbaren Biomassen dar und ist de-
finiert als Teil des theoretischen Potenzials, 
dass unter Berücksichtigung von techni-
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schen, strukturellen, gesellschaftlichen und 
ökologischen Restriktionen sowie gesetzli-
chen Vorgaben nutzbar ist.7 Als eine gesell-
schaftliche Begrenzung wird u. a. der Vor-
rang der stofflichen Nutzung berücksichtigt, 
da diese Vorgabe – ähnlich den technisch 
bedingten Eingrenzungen – als „unüber-
windbar“ angesehen wird. Die Höhe des 
technischen Potenzials ist demnach kein 
scharf definierter Wert, sondern von zahl-
reichen Randbedingungen und Annahmen 
abhängig.

Ziel von Potenzialanalysen ist es, die künf-
tige Verfügbarkeit von Biomassen für die 
energetische Nutzung einzuordnen und ggf. 
Erschließungsstrategien zur Erreichung der 
politischen Ziele (z. B. Integriertes Energie- 
und Klimaprogramm der Bundesregierung8, 
Nationaler Aktionsplan für erneuerbare 
Energien9, Energiekonzept10) zu entwi-
ckeln. Dabei stützten sich die Analysen in 
diesem Projekt auf die aktuellsten verfüg-
baren Daten (vorwiegend Stand 2007) und 
bilden damit den Status quo ab. Analog zu 
den im Beitrag „Biomassepotenziale aus 
dem Energiepflanzenanbau in Deutsch-
land“ in diesem Heft beschriebenen Po-
tenzialuntersuchungen für den Anbau von 
Energiepflanzen wurden auch für die land-
wirtschaftliche Reststofffraktion Stroh mit 
Hilfe des Szenarioansatzes verschiedene 
Möglichkeiten aufgezeigt, wie die Entwick-
lung des Strohpotenzials von 2007 bis 2020 
verlaufen könnte. 

2	 Forstwirtschaftliche Biomassen

In diesem Projekt umfasste das technische 
Potenzial von forstwirtschaftlichen Bio-
massen das bereits energetisch genutzte 
Derbholz (inkl. Rinde), Waldrestholz sowie 
den aktuell noch ungenutzten Zuwachs 
an oberirdischer Biomasse. Obwohl forst-
wirtschaftliche Biomassen bereits in er-
heblichem Umfang genutzt werden (z. B. 
stoffliche Nutzung ca. 37 Mio. t

atro
/a, Scheit-

holzfeuerungen ca. 6 Mio. t
atro

/a, atro: abso-
lut trocken11), bestehen noch weitere Aus-
bauoptionen. 
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holz angenommen und der entsprechende 
Holzbedarf aus dem technischen Potenzial 
ausgeklammert.

Waldrestholz wird in der Literatur sowie 
im Sprachgebrauch sehr unterschiedlich 
interpretiert. Die Definition in diesem Pro-
jekt lautete: Es besteht aus dem Kronen-
derbholz (gemessen vom Trennschnitt bis 
zum Mindestschaftdurchmesser von 7 cm), 
dem Reisholz (alle oberirdisch verholzten 
Teile mit einem Durchmesser von weniger 
als 7 cm) und kurzen Stammabschnitten 
(X-Holz). Aus Nachhaltigkeitsgesichtspunk-
ten werden das Stockholz (unterirdische 
Holzteile einschließlich des oberirdischen 
Stammstückes bis zum Fällschnitt) sowie 
Laub/Nadeln, Blüten und Fruchtstände 
nicht als Potenzial energetisch nutzbarer 
Biomasse angesehen. Die Ermittlung der 
Waldrestholzpotenziale erfolgte mit Hil-
fe von baumartspezifischen Faktoren so-
wohl für den statistisch erfassten als auch 
nicht erfassten Einschlag (z. B. Baumholz- 
Derbholz-Reisholz-Verteilungsfunktion, 
Rinden-/ Derbholzanteil). 

Die zur Ermittlung des aktuell ungenutzten 
Zuwachses entwickelten bundeslandspezi-

Methodik

Die Bestimmung der forstwirtschaftlichen 
Potenziale erfolgte mit Hilfe eines Excel-
basierten Modells auf Bundeslandebene 
(Abb.  1). Die Hauptdatengrundlage bilden 
die statistischen Daten der Bundeswaldin-
ventur 212, Statistiken zum aktuellen Holz-
einschlag (Holzmarktberichte 2002–200813) 
sowie eigene Hochrechnungen.

Die Holzmarktberichte liefern die bundes-
landspezifischen Anteile des bereits ener-
getisch genutzten Derbholzes (inkl. Rinde). 
Dieses besteht einerseits aus den in den 
Berichten ausgewiesenen Fraktionen „Ener-
gieholz“ und „nicht verwertetes Holz“ und 
andererseits aus dem nicht statistisch er-
fassten Derbholzeinschlag. Letzterer ist in 
Deutschland meist auf Privatwaldnutzung 
und weiteren nicht verzeichneten Brenn-
holzeinschlag zurückzuführen und steigt 
seit den letzten Jahren konstant an.14 Es 
wird von einem pauschalen Anteil von 10 % 
ausgegangen. Das heißt: 10 % der jährlich 
statistisch erfassten Menge werden zu-
sätzlich eingeschlagen, ohne verzeichnet 
zu sein. Generell wurde in dem Projekt ein 
Vorrang der stofflichen Nutzung von Derb-

Abbildung 1
Ablaufschema zur Bestimmung der forstwirtschaftlichen Biomassepotenziale

© DBFZ
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Hälfte des für die energetische Nutzung zur 
Verfügung stehenden Potenzials (etwa 12,8 
Mio. tatro/a bzw. 246 PJ/a) wird bereits ge-
nutzt. Das technische Potenzial von Wald-
restholz bzw. dem ungenutzten Zuwachs 
liegt bei ca. 8,6 bzw. 5,1 Mio.  tatro/a und bie-
tet daher noch ein großes Nutzungspoten-
zial (164 bzw. 101 PJ/a). Die Bundesländer 
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Bayern und Thüringen schlagen be-
reits heute ihren Zuwachs komplett ein und 
haben daher nur noch ungenutzte Potenzi-
ale im Bereich Waldrestholz (Abb. 2).

In Abbildung 3 sind die technischen Brenn-
stoffpotenziale in GJ pro ha Bundesland-
fläche dargestellt. Es wird deutlich, dass 
analog zu den Ergebnissen in Abbildung  2 
Bayern und Baden-Württemberg hohe 
Brennstoffpotenziale besitzen (ca. 20 GJ pro 
ha Bundeslandfläche und Jahr). Insgesamt 
stellen sie mit etwa 140 PJ/a und 72 PJ/a 
über 40 % des gesamtdeutschen Potenzials 
von ca. 511  PJ/a. Das kleinere Hessen hat 
erwartungsgemäß mit ca. 46 PJ/a ein deut-
lich geringeres Potenzial, verfügt jedoch mit 
rund 42 % über einen vergleichsweise ho-
hen Anteil Waldfläche an der Bundesland-
fläche (Bundesdurchschnitt 31 %).

fischen Produktionsmodellwälder berück-
sichtigen die durchschnittliche Verteilung 
von Laub-, Nadel- und Mischwald sowie die 
Altersstruktur der Bäume. Vom berechneten 
Gesamtzuwachs an oberirdischer Biomasse 
(Derbholz und Reisholz) werden anschlie-
ßend der statistisch erfasste sowie der nicht 
erfasste Holzeinschlag abgezogen (Durch-
schnitt der Jahre 2002 bis 2008). In einem 
letzten Schritt erfolgt die Einbeziehung von 
technischen Restriktionen, wie z. B. Mo-
bilisierungsraten und Ernteverluste sowie 
ökologische Aspekte. So werden mittels ei-
nes Geoinformationssystems Waldflächen 
verschiedener Naturschutzkategorien be-
rücksichtigt und der Grad des Nutzungsver-
zichts in diesen geschützten Gebieten fest-
gelegt. Weitere ökologische Restriktionen 
sind z. B. der Verbleib von 3 % Totholzanteil 
im Wald und der Verzicht auf 10  % des Zu-
wachses zur Sicherung des forstlichen Auf-
baubetriebs. 

Ergebnisse

Insgesamt ergibt sich für Deutschland ein 
technisches Brennstoffpotenzial von forst-
wirtschaftlichen Biomassen von rund 26,5 
Mio. tatro/a bzw. 511 PJ/a (Abb. 2). Fast die 

Bereits energetisch genutztes Derbholz
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Fraktion Mio. tatro/a PJ/a

Bereits energetisch 
genutztes Derbholz 12,8 246
Waldrestholz 8,6 164
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Summe 26,5 511

Abbildung 2
Verteilung der technischen Brennstoffpotenziale in den Bundesländern in Mio. tatro/a  
(Durchschnitt 2002–2008) 
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und Exkremente aus der Nutztierhaltung 
sowie die sonstigen Reststoffe Bio- und 
Grünabfälle, Industrierestholz und Altholz.

Die Ermittlung des technischen Brennstoff-
potenzials von Reststoffen erfolgt in zwei 
Stufen: Zunächst wird mit Hilfe von land-, 
forst- und abfallwirtschaftlichen Statistiken 
sowie Produkt-Reststoff-Verhältnissen und 
einwohnerspezifischen Anfallsraten das 
Gesamtaufkommen der jeweiligen Rest-
stofffraktionen berechnet. Anschließend 
erfolgt die Einbeziehung verschiedener 
vorwiegend technischer und ökologischer 
Restriktionen (z. B. Ernteverluste, Erschlie-
ßungsfaktoren, Humusbilanzen). 

Stroh

Als Stroh wird gemeinhin der bei der land-
wirtschaftlichen Produktion z. B. von Ge-
treide und Ölsaaten anfallende halmgut-
artige Ernterückstand bezeichnet. Die 
Potenzialermittlungen umfassten das Stroh 
vom Getreide- und Winterrapsanbau, wo-
bei Getreidestroh den deutlich größten Teil 
ausmachte. So wurden 2007 in Deutsch-
land auf insgesamt 6,2 Mio. ha Getreide 
und auf 1,5 Mio. ha Winterraps angebaut. 
Die Bestimmung des technischen Brenn-
stoffpotenzials von Stroh erfolgte zunächst 
für das Jahr 2007 auf Landkreisebene. Als 
Ausgangsdaten dienten die Statistiken über 
die Anbauflächen von Getreide und Win-
terraps sowie die jeweiligen Hektarerträge 
in den einzelnen Landkreisen. Zudem wur-
de das Potenzial für 2020 in Anlehnung an 
die Getreide- und Rapsanbauflächen der im 
Beitrag „Biomassepotenziale aus dem Ener-
giepflanzenanbau in Deutschland15“ be-
schriebenen drei Szenarien ermittelt.

Die Berechnung des Strohaufkommens er-
folgte basierend auf den Erntemengen von 
Getreidekörnern bzw. von Rapssaat über 
das Korn-Stroh-Verhältnis. Von dem anfal-
lenden Stroh steht jedoch nur ein Teil für 
die energetische Nutzung zur Verfügung, 
da es in der Landwirtschaft zur Erhaltung 
der Humusbilanz und für die Viehhaltung 
(Futtermittel, Einstreu) benötigt wird. In 
welchem Maße Stroh auf dem Acker blei-
ben sollte, hängt wesentlich von Standort, 
Fruchtfolge und Gabe sonstiger organischer 
Dünger ab. Aufgrund von Nachhaltigkeits-
gesichtspunkten wurde in dem Projekt ein 
im Vergleich zu anderen Literaturstudien 
relativ konservativer Wert von 20 % für den 

3	 Reststoffe

Neben der land- und forstwirtschaftlich be-
reitgestellten Biomasse stehen Nebenpro-
dukte, Rückstände und Abfälle biogenen 
Ursprungs für die energetische Nutzung zur 
Verfügung. Diese haben den großen Vorteil, 
dass durch ihre nachhaltige Verwertung 
Flächennutzungskonkurrenzen, die z. B. 
der Anbau von Energiepflanzen hervorru-
fen kann, weitgehend vermieden werden 
und daher durchgehend eine hohe Klima-
schutzwirkung erzielt werden kann. Neben 
dem bereits im vorherigen Kapitel beschrie-
benen forstwirtschaftlichen Reststoff Wald-
restholz wurden im Rahmen des Projekts 
noch fünf weitere Fraktionen untersucht: 
die landwirtschaftlichen Reststoffe Stroh 

Abbildung 3
Technisches Brennstoffpotenzial von forstwirtschaftlichen Biomassen 
(Durchschnitt 2002–2008)
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Die technischen Potenziale wurden für 
das Jahr 2007 für Rinder- und Schweine-
exkremente auf Landkreisebene bestimmt. 
Aufgrund einer uneinheitlichen Datenla-
ge wurde der Anfall von Hühnergülle und 

-festmist nur auf Bundeslandebene ermit-
telt. Hauptdatengrundlage bildeten Statis-
tiken zu Viehbeständen auf Landkreis- bzw. 
Bundeslandebene. Da die Nutzung bzw. 
Sammlung der Gülle nur für Bestände mit 
entsprechender Größe rentabel ist, flossen 
im Fall der Rindergülle nur Bestandsgrößen 
ab 50 Tieren und bei Schweinegülle ab 100 
Tieren in die Berechnungen ein.

Die Berechnung der technischen Brenn-
stoffpotenziale erfolgte mit Hilfe von An-
nahmen zum Anteil der Stallhaltung, zu 
Einstreumengen, zum tierartspezifischem 

energetisch nutzbaren Strohanteil ange-
nommen.

Für das Jahr 2007 ergibt sich demnach ins-
gesamt ein Strohaufkommen von ca. 32 
Mio. t

TM
, wovon 6,4 Mio. tTM für die energe-

tische Nutzung zur Verfügung stehen könn-
ten. Dies entspricht einem technischen 
Brennstoffpotenzial von 110 PJ. Weizen-
stroh trägt mit 41 % den größten Anteil bei, 
gefolgt von Winterraps und Gerste (jeweils 
23 %). In den drei Szenarien für 2020 fal-
len mit 5 bis 5,8 Mio. tTM geringere Mengen 
Stroh für die energetische Nutzung an (87 
bis 102 PJ). Dies ist auf die Szenarienannah-
men hinsichtlich der Anbauflächen von Ge-
treide und Winterraps zurückzuführen, die 
bis 2020 insgesamt abnehmen.16 So ist das 
Potenzial im Szenario „Bioenergie“ mit 87 
PJ am geringsten, weil auf den Non-Food-
Flächen der Anbau von Getreide und Raps 
zugunsten von Kurzumtriebsplantagen, 
Silomais und Zuckerrübe zurückgedrängt 
wird.

Die regionale Verteilung des Potenzials ent-
spricht den traditionellen Getreide- und 
Winterrapsanbaugebieten. Große Poten
ziale zeigen sich in Niedersachsen, im Nor-
den Mecklenburg-Vorpommerns und in 
Mitteldeutschland, hier vor allem in Sach-
sen-Anhalt (Abb.  4). Eine detaillierte Analy-
se des deutschlandweiten Strohpotenzials 
wird derzeit im Projekt „Basisinformationen 
für eine nachhaltige Nutzung von land-
wirtschaftlichen Reststoffen zur Bioener-
gieerzeugung“ durchgeführt.17 In diesem 
Verbundprojekt im Rahmen des BMU-För-
derprogramms zur Optimierung der ener-
getischen Biomassenutzung werden nach-
haltige Strohpotenziale auf Landkreisebene 
mittels Humusbilanzierung ermittelt. 

Exkremente aus der Nutztierhaltung

In der landwirtschaftlichen Nutztierhal-
tung fallen in großen Mengen Exkremente 
als Gülle, Festmist oder Jauche an, die der-
zeit – zur Rückführung der darin enthal-
tenen Nährstoffe – vorwiegend direkt als 
Wirtschaftsdünger auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen ausgebracht werden. Gülle 
und Mist enthalten jedoch einen hohen 
Anteil an Biomasse, der durch Vergärung in 
Biogasanlagen energetisch genutzt werden 
kann, wobei die Nährstoffe anschließend 
weiterhin als Wirtschaftsdünger (Gärrest) 
zur Verfügung stehen. 

Abbildung 4
Technisches Brennstoffpotenzial von Stroh 2007
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Hinzu kommen die rinderreichen Regionen 
im Süden und Südosten Bayerns (Abb.  5).

Bio- und Grünabfall

Unter Bioabfällen werden gemäß der Bio-
abfallverordnung Abfälle verstanden, die 
tierischen oder pflanzlichen Ursprungs 
sind und durch Mikroorganismen, boden-
bürtige Lebewesen oder Enzyme abgebaut 
werden können. Bei biogenen Reststoffen 
handelt es sich um ein sehr heterogenes 
Stoffgemisch, das zum einen aus privaten 
Haushalten sowie Gewerbe stammt und in 
Form von Küchen- und Kantinenabfällen 
bzw. Abfällen der Lebensmittelindustrie 
anfällt. Zum anderen gehören auch Grün-
abfälle aus der Garten-, Landschafts- und 
Parkpflege mit in diese Kategorie. 

Die Bio- und Grünabfälle werden deutsch-
landweit teils flächendeckend, teils lokal 
begrenzt über Sammelsysteme getrennt er-
fasst. Ein Teil der organischen Fraktion wird 
jedoch unsortiert über die Restmüllfraktion 
entsorgt. Da das Einsammeln der Abfälle 
von verschiedenen Unternehmen organi-
siert wird, konnten die regionsspezifischen 
Sammelquoten nicht in die Betrachtungen 
einbezogen werden. Obwohl die Entsor-
gung vorrangig in biologischen Behand-
lungsanlagen in Form der Kompostierung 
erfolgt, wurden in den vergangenen Jahren 
zunehmend Anlagen zur Vergärung von 
feuchten und leicht abbaubaren biogenen 
Fraktionen errichtet (u. a. aufgrund finan-
zieller Anreize im Rahmen der Stromver-
gütung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz).

Basierend auf einem Pro-Kopf-Aufkommen 
an Bio- und Grünabfall von 118 kg/EW*a 
sowie landkreisspezifischen Bevölkerungs-
zahlen wurde das technische Potenzial von 
Bio- und Grünabfällen für das Jahr 2007 
und 2020 auf Landkreisebene ermittelt. Da-
bei fand Berücksichtigung, dass ca. 25 kg/
EW*a biogene Abfallstoffe im Restmüll ver-
mischt vorliegen und nicht verwertet wer-
den können. Somit resultiert eine getrennt 
erfasste Fraktion von 93 kg/EW*a, wobei 
angenommen wurde, dass sich dieses Stoff-
gemisch zu jeweils 50 % aus Bio- bzw. Grün-
abfall zusammensetzt.18 

Während bei den Bioabfällen das gesamte 
Aufkommen für die Biogasgewinnung ein-
gesetzt wird, werden bei den Grünabfäl-
len lediglich 40 % der Abfallmenge vergärt 

Exkrementanfall sowie Biogasertrag. Insge-
samt ergibt sich für Deutschland eine ener-
getisch nutzbare Menge an Gülle bzw. Ein-
streu von 139 Mio. t. Daraus könnten ca. 4 
Mrd. m3 Biogas pro Jahr gewonnen werden, 
was einem technischen Brennstoffpotenzial 
von ca. 88 PJ/a entspricht. Der größte Teil 
hiervon stammt von Rinderexkrementen 
(ca. 55 PJ/a), gefolgt von Schweinegülle und 
-einstreu mit ca. 30 PJ/a. Das technische 
Brennstoffpotenzial von Hühnerexkremen-
ten ist mit ca. 3 PJ/a vergleichsweise gering. 
In der deutschlandweiten regionalen Vertei-
lung finden sich die größten Potenziale in 
den Viehhaltungsregionen Schleswig-Hol-
steins, im westlichen Niedersachsen und 
im Nordwesten von Nordrhein-Westfalen. 

Abbildung 5
Technisches Brennstoffpotenzial  
von Rinder- und Schweineexkrementen 2007
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industrie der einzelnen Bundesländer wie-
dergibt. Das technische Rohstoffpotenzial 
eines jeden Bundeslandes ergibt sich als 
Differenz von Reststoffaufkommen und 

-nutzung.

Insgesamt ergibt sich ein Industrierest-
holzaufkommen für Deutschland von etwa 
18  Mio. m³/a, was einem theoretischen 
Potenzial von etwa 168 PJ/a entspricht 
(Abb.  7). Ein großer Teil dieses Aufkom-
mens (ca. 12 Mio. m³/a) wird bereits stoff-
lich in der Industrie weiterverarbeitet und 
steht somit einer energetischen Verwer-
tung nicht mehr zur Verfügung. Das tech-
nische Brennstoffpotenzial liegt daher bei 
ca. 6  Mio.  m3/a bzw. 58 PJ/a. Den größten 
Anteil daran haben die Bundesländer Bay-

und 60 % thermisch verwertet, da diese 
auch holzige Bestandteile enthalten. Das 
jährliche Mengenaufkommen an Bio- und 
Grünabfällen in Deutschland 2007 beträgt 
ca. 7,6  Mio.  t Frischmasse. Werden hiervon 
Störstoffe, Sammelverluste und Wasserge-
halt abgezogen, ergibt sich ein technisches 
Rohstoffpotenzial von 2,9 Mio. t Trocken-
masse, was einem technischen Brennstoff-
potenzial von ca. 23 PJ entspricht. Bis 2020 
nimmt das Potenzial aufgrund des prognos-
tizierten Bevölkerungsrückgangs um ca. 2 % 
ab. Da das Aufkommen von Bio- und Grün-
abfällen direkt an die Bevölkerungszahlen 
gekoppelt ist, weisen insbesondere Bal-
lungsräume wie Berlin und das Ruhrgebiet 
große technische Potenziale auf (Abb.  6).

Industrierestholz

Industrierestholz fällt bei der stofflichen 
Nutzung von Holz an und umfasst alle 
Holzreste, die in Betrieben der holzbe- und 

-verarbeitenden Industrie anfallen. In der 
Regel handelt es sich hierbei um Hack-
schnitzel, Späne, Abschnitte, Stäube oder 
Rindenstücke. Das Reststoffaufkommen der 
Holzwirtschaft wird in großen Teilen be-
reits einer stofflichen Verwertung entweder 
direkt vor Ort oder in anderen Betrieben 
zugeführt. So werden Sägenebenprodukte 
sowohl in der Holzwerkstoffindustrie als 
auch in der Zellstoff- und Papierproduktion 
eingesetzt. Hackschnitzel dienen beispiels-
weise als Rohmaterial für die Herstellung 
von mitteldichten Holzfaser- und Grob-
spanplatten.

Bei der Ermittlung der technischen Brenn-
stoffpotenziale von Industrierestholz wurde 
das Restholzaufkommen in der Säge-, Holz-
werkstoff- sowie Zellstoff- und Papierin-
dustrie erfasst. Die Berechnung erfolgte für 
jede Holzverarbeitungsindustrie anhand 
des Rohstoffeinsatzes sowie der industrie
spezifischen Reststofffaktoren. Der zu-
grunde gelegte Rohstoffbedarf basiert auf 
deutschlandweiten Erhebungen aus dem 
Jahr 2006, die in der Clusterstudie Forst und 
Holz 2007 zusammenfassend dargestellt 
sind.19 

Das für Deutschland berechnete techni-
sche Rohstoffpotenzial wurde anschließend 
regionalisiert auf Bundeslandebene darge-
stellt. Als Basis hierfür diente ebenfalls die 
Clusterstudie Forst und Holz, die die Vertei-
lung des Rohstoffeinsatzes der Sägewerke, 
der Holzwerkstoff-, Zellstoff- und Papier-

Abbildung 6
Technisches Brennstoffpotenzial von Bio- und Grünabfällen 2007
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Es wurden die technischen Brennstoff-
potenziale von Altholz auf Bundeslan-
debene bestimmt. Da detaillierte Er-
mittlungen des Altholzaufkommens am 
Entstehungsort nicht vorliegen und auch 
schwer zu realisieren wären, stützte sich 
dessen Ermittlung auf die Erhebungen 
nach dem Umweltstatistikgesetz zu den bei 
den Betreibern von Abfallentsorgungsanla-
gen jeweils eingesetzten Abfallmengen.20 In 
einem ersten Schritt wurden die für Altholz 
in Frage kommenden Abfallschlüssel er-
mittelt, wobei neben reinen Holzfraktionen 
auch die Mengen von Abfallfraktionen be-
rücksichtigt wurden, in denen Holz nur als 
Mischfraktion auftritt (z. B. Verpackungen, 
Sperrmüll). Dabei erfolgte die Berechnung 
der absoluten Holzmengen mittels eines 
aus der Literatur gemittelten prozentualen 
Holzanteils.21

Insgesamt fallen in Deutschland jährlich 
etwa 9 Mio. tlutro an reinen Holzfraktionen 
und etwa 1,5 Mio. tlutro Holz aus gemischten 
Fraktionen an (Stand 2006). Es wurde da-
von ausgegangen, dass das anfallende Alt-
holz zu etwa zwei Dritteln energetisch ge-
nutzt wird. Für eine energetische Nutzung 
stünden daher insgesamt 7 Mio. tlutro bzw. 
6 Mio.  tatro zur Verfügung, was einem tech-
nischen Brennstoffpotenzial von Altholz 
von 110 PJ entspricht. Die größten Mengen 

ern und Baden-Württemberg mit 23,4 bzw. 
19,8  PJ/a (Abb.  7). Negative Ergebnisse bei 
den Potenzialbestimmungen, z. B. in Sach-
sen-Anhalt, ergeben sich aus einer inten-
siven Nutzung des Materials, die das Lan-
desaufkommen der Resthölzer übersteigt, 
weswegen Importe aus anderen Bundeslän-
dern notwendig werden. 

Altholz

Altholz fällt dort an, wo Holz aus dem Nut-
zungsprozess ausscheidet. Die Definition 
von Altholz und insbesondere die Abgren-
zung zu Industrierestholz sind dabei nicht 
immer einfach. In Anlehnung an die Ver-
ordnung über die Erzeugung von Strom aus 
Biomasse (BiomasseV) umfasst Altholz Ge-
brauchtholz und Industrierestholz, das als 
Abfall anfällt. Gebrauchtholz beinhaltet ge-
brauchte Erzeugnisse aus Holz, Holzwerk-
stoffe oder Verbundstoffe mit überwiegen-
dem Holzanteil und fällt dort an, wo Holz 
aus dem Nutzungsprozess ausscheidet, z. B. 
bei Baumaßnahmen (Gebäudeabbrüche, 
Neubauten, Renovierungen) und am Ende 
einer bestimmten stofflichen Nutzung (Alt-
möbel, Verpackungsmaterial). Auch ein Teil 
des Industrierestholzes fällt über Verwer-
tungs- und Entsorgungswege als Altholz an 
(z. B. Sägespäne einer Tischlerei ohne Ver-
wertung).

Theoretisches Brennstoffpotenzial
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Deutschland (2007):
Theor. Brennstoffpotenzial: 167,6 PJ/a
Techn. Brennstoffpotenzial:   58,0 PJ/a

Abbildung 7
Verteilung des theoretischen und technischen Brennstoffpotenzials von Industrierestholz in den 
Bundesländern für 2007
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Zur weiteren Einordnung der Potenziale er-
folgt zusätzlich der Vergleich mit den beste-
henden Bioenergiezielen (sektorweise).

In ihrem im August 2010 beschlossenen 
Nationalen Aktionsplan für erneuerbare 
Energien geht die Bundesregierung davon 
aus, dass das verbindliche nationale Ziel 
von 18 % erneuerbaren Energien am Brut-
toendenergieverbrauch 2020 erreicht wird. 
Der Plan schätzt zudem detailliert den 
Beitrag ab, der in Deutschland von jeder 
einzelnen Technologie zur Nutzung erneu-
erbarer Energiequellen im Hinblick auf die 
verbindlichen Ziele für 2020 erwartet wird. 
Für die Bioenergie werden folgende Beiträ-
ge für 2020 anvisiert: ca. 180 PJ im Elektri-
zitätssektor, ca. 475 PJ im Wärme- und Käl-
tesektor, ca. 230 PJ im Verkehrssektor. Die 
Beiträge liegen im Strom- und Wärmesektor 
über den bisherigen Zielen der Bundesre-
gierung, jedoch im Kraftstoffbereich darun-
ter. So benennt das Integrierte Energie- und 
Klimaprogramm für Strom einen Anteil von 
8 % bzw. ca. 140 PJ, für Wärme von 9,7 % 
bzw. ca. 390 PJ und für Kraftstoffe von 12 % 
(energetisch) bzw. ca. 280 PJ.23

Zur Bestimmung der Energiemengen, die 
basierend auf den Ergebnissen aus forst-
wirtschaftlichen Biomassen und Reststof-
fen bereitgestellt werden könnten, wurden 
die Energieträger entsprechend zuvor de-

fallen in den Bundesländern Bayern und 
Nordrhein-Westfalen an (Abb. 8).

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist 
zu beachten, dass der mengenmäßige An-
fall von Altholz lokal innerhalb erheblicher 
Bandbreiten schwankt. Er ist abhängig 
von der Einwohnerdichte, dem jeweiligem 
Wohlstand der Einwohner, der Art und 
Dichte der ansässigen Industriebetriebe so-
wie einer Vielzahl weiterer Kenngrößen. Die 
Aussagekraft der Bundeslandergebnisse ist 
aufgrund der großen Datenunsicherheiten 
stark eingeschränkt. So überrascht das gro-
ße Aufkommen an Altholz in Brandenburg, 
was jedoch ggf. mit aus Berlin und anderen 
Bundesländern entsorgten Mengen zu er-
klären ist. 

4	 Bedeutung der Potenziale

In der Summe beträgt das technische 
Brennstoffpotenzial aus Reststoffen und 
forstwirtschaftlichen Biomassen rund 900 
PJ/a, wobei es sich vorwiegend um tro-
ckene holz- und halmgutartige Biomassen 
handelt. Deren Nutzung wird vorwiegend 
im Wärmebereich erwartet. Im Vergleich: 
Der deutsche Primärenergieverbrauch lag 
2009 bei rund 13 400 PJ/a.22 

Reine Holzfraktionen Gemischte Fraktionen

Aufkommen an Altholz (Mio. tlutro/a)
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duktion von Biogas. Im Kraftstoffbereich 
bleibt abzuwarten, ob die Biokraftstoffe der 
zweiten Generation bis 2020 die Marktreife 
erreichen. Wenn ja, könnten auch hier die 
forstwirtschaftlichen Biomassen und Stroh 
einen signifikanten Beitrag leisten, wenn-
gleich dieser im Vergleich zu den Energie-
pflanzen relativ gering ausfallen dürfte. Für 
eine Gesamtbewertung sind generell die 
technischen Potenziale aus dem Energie-
pflanzenanbau einzubeziehen (siehe Bei-
trag „Biomassepotenziale aus dem Energie-
pflanzenanbau in Deutschland“).

5	 Fazit

Holz ist und bleibt der mit Abstand wich-
tigste Bioenergieträger in Deutschland, ins-
besondere im Wärmebereich (ca. 70  % der 
Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Ener
gien).24 Die Potenzialuntersuchungen im 
Rahmen des Projekts zeigen, dass bereits 
heute die Hälfte des technischen Potenzi-
als aus der Forstwirtschaft von insgesamt 
511 PJ/a energetisch verwertet wird. Bisher 
nicht genutzte Potenziale gibt es noch im 
Bereich Waldrestholz (ca. 164 PJ/a) sowie 
bei ungenutztem Zuwachs (ca. 101 PJ/a), 
wobei letzter vorwiegend in kleinen Pri-
vatwäldern zu finden und daher schwer zu 
mobilisieren ist. Das Bundesland mit dem 
größten technischen Brennstoffpotenzial 

finierter Annahmen ihren jeweiligen Nut-
zungspfaden zugewiesen. Es wird davon 
ausgegangen, dass sich die technischen 
Reststoffpotenziale bis 2020 nicht signifi-
kant ändern. Bei den forstwirtschaftlichen 
Biomassen besteht eine gewisse Unsicher-
heit, da die Einschlagzahlen in den letzten 
Jahren insbesondere aufgrund von Wet-
terextremen (z. B. Orkan „Kyrill“ im Januar 
2007) und absatzbedingten Rückkopplun-
gen vornehmlich aufseiten der stofflichen 
Holznutzung stark schwankten. Signifikan-
te Änderungen hinsichtlich bestehender 
Waldbaukonzepte bzw. bekannter Mobili-
sierungsprobleme im Privatwald, wo An-
passungen erst mittelfristig zu erwarten 
sind, stellen ferner erschwerende Parame-
ter für eine gesicherte Prognose dar.

In Abbildung 9 sind die ermittelten Ener-
giemengen bzw. das technische Bioener-
giepotenzial aufgeschlüsselt nach den 
Bereichen Strom, Wärme und Kraftstoffe 
dargestellt. So könnte der angestrebte Bei-
trag der Bioenergie im Wärmebereich von 
475 PJ bereits fast ausschließlich durch die 
Nutzung von forstwirtschaftlichen Biomas-
sen und Reststoffen erreicht werden. Auch 
im Strombereich kann etwas mehr als die 
Hälfte der im Nationalen Aktionsplan an-
gegebenen rund 180 PJ mit diesen Biomas-
sen realisiert werden, insbesondere durch 
den Einsatz tierischer Exkremente zur Pro-
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kaum genutzt. Hier gilt es geeignete Tech-
nologien zu entwickeln, um dieses heute 
aufgrund der relativ ungünstigen Substrat-
eigenschaften (z. B. Aschegehalt, im Ver-
gleich zu Holz erhöhte Stickstoff-, Schwefel- 
und Chlorgehalte) bisher kaum energetisch 
genutzte Substrat zukünftig besser verwer-
ten zu können. Auch auf der politischen 
Ebene müssen die notwendigen Vorausset-
zungen für eine umfassende Erschließung 
der Reststoffpotenziale geschaffen werden. 
So bedarf es neben der Bereitstellung sys-
tematischer, räumlich aufgelöster Informa-
tionen (u. a. zur Lokalisierung bedeutender 
Reststoffaufkommen) auch zielgerichteter 
Förderinstrumente. Insbesondere im Be-
reich der Biokraftstoffe der zweiten Gene-
ration müssen innovative Technologien wie 
Bio-Synthetic Natural Gas (SNG) oder Bi-
mass to Liquid (BtL) stärker gefördert wer-
den, da Biokraftstoffe mittelfristig die einzig 
praktikable Alternative zu fossilen Kraftstof-
fen darstellen.

an forstwirtschaftlichen Biomassen ist mit 
rund 140 PJ/a Bayern, wobei bereits 65 % 
dieses Potenzials genutzt werden und un-
genutzte Potenziale nur noch im Bereich 
Waldrestholz liegen. Generell unterliegt 
Holz bereits heute zahlreichen Nutzungs-
konkurrenzen, und mit der Etablierung der 
zweiten Generation an Biokraftstoffen wird 
der Druck voraussichtlich weiter wachsen.25

Im Gegensatz zur o. g. Holznutzung gibt es 
bei der energetischen Nutzung von Rest-
stoffen noch beträchtliche unerschlossene 
Potenziale. Die technischen Brennstoffpo-
tenziale von Stroh, Exkrementen, Bio- und 
Grünabfällen, Industrierestholz und Altholz 
summieren sich für Deutschland in 2007 
auf rund 390 PJ/a. Während die Potenziale 
von Industrierestholz und Altholz bereits 
über die Hälfte energetisch genutzt werden 
und auch die energetische Nutzung von 
Bio- und Grünabfällen sowie Exkrementen 
langsam aber stetig ansteigt, wird das ener-
getische Potenzial von Stroh aufgrund der 
fehlenden Nutzungstechnologien bisher 
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Wolfgang Urban

Raumbezogene Analyse des  
Technologiepfads Biogaseinspeisung durch  
Einsatz von Geoinformationssystemen  

1	 Das BMBF-Verbundprojekt  
„Biogaseinspeisung“

Knapper werdende fossile Ressourcen, in-
ternationale Klimaschutzverpflichtungen, 
die Gewährleistung der Versorgungssicher-
heit sowie eine gebotene Diversifizierung 
der Energieversorgung bestimmen die 
Energieversorgung der Zukunft. Die ener-
getische Nutzung von Biomasse gilt mit-
telfristig als ein wichtiges Standbein im 
Energiemix. Eine interessante Option stellt 
dabei die Erzeugung und Verwertung von 
Biogasen dar. Biogase werden heute vor-
wiegend dezentral in Blockheizkraftwerken 
(BHKW) zur Strom- und Wärmeerzeugung 
verwendet. Entstehende Abwärme wird 
dabei häufig unzureichend genutzt. Bei 
entsprechender Aufbereitung ist aber auch 
eine Einspeisung in das vorhandene Erd-
gasnetz möglich. Auf diese Weise kann das 
Biomasseangebot von der Energienachfra-
ge räumlich sowie zeitlich entkoppelt und 
ein deutlich größerer Anteil des Biomasse-
potenzials klimaschonend erschlossen wer-
den. Mit der Einspeisung des veredelten 
Biogases (Biomethan) eröffnen sich neue 
Nutzungspfade, wie die Verstromung in 
modernen Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen, die Verwendung als alternativer Kraft-
stoff oder die Nutzung in privaten Haushal-
ten. 

Das vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF)1 geförderte Ver-
bundprojekt „Biogaseinspeisung“ sollte 
das Klimaschutzpotenzial der Biogasein-
speisung realitätsnah evaluieren und die 
Hemmnisse analysieren, die einer Aktivie-
rung des Klimaschutzpotenzials im Wege 
stehen. Dazu wurden die Biomassebereit-
stellung sowie die Erzeugung, Aufbereitung, 
Einspeisung und Verteilung von Biogas über 
das Erdgasnetz grundsätzlich unter den 
konkreten räumlichen Gegebenheiten be-
trachtet. 

Diese Analyse erforderte die Berücksich-
tigung des Raumbezugs verschiedenster 
Informationen und Daten entlang der Pro-
zesskette vom Substratanbau bis zur Ein-
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speisung in das Erdgasnetz. Die räumlichen 
Bezüge bei der Realisierung von Einspei-
seprojekten beginnen bereits bei der Wahl 
des Standorts aus genehmigungsrechtli-
cher Sicht. Hier werden u.a. Belange des 
Natur- und Landschaftsschutzes berührt. 
Weiterhin ist ein Standort von infrastruk-
turellen Begebenheiten wie dem Anschluss 
an das Gasnetz sowie seiner verkehrlogis-
tischen Anbindung abhängig. Letztlich ist 
die Verfügbarkeit von landwirtschaftlichen 
Flächen zur Biomasseproduktion ein räum-
licher Aspekt, der die Wahl des Standorts 
maßgeblich beeinflusst. Zentrale Punkte 
des Projekts waren entsprechend die räum-
liche Modellierung des Technologiepfads 
und der Aufbau eines Geoinformationssys-
tems (GIS). 

Im Rahmen des Projekts wurde ein GIS-
Werkzeug entwickelt, das der Entschei-
dungsunterstützung im Planungspro-
zess von Biogaseinspeiseanlagen für 
unterschiedliche Zielgruppen (u.a. Projekt-
entwickler, Energieversorger, Landwirte, 
Investoren, Ingenieur- und Planungsbüros, 
Anlagenbauer) dient. Hierzu verbindet das 
System Geodaten zu Biomassepotenzia-
len, zur Standortsuche für einspeisende 
Biogasanlagen und zur Biomassetransport-
logistik mit Analysetools zur Planung und 
Auslegung von Biogasanlagen. Dies erfolgt 
auf der Basis der aktuellen Flächennutzung 
sowie der vorhandenen Infrastruktur. Das 
offene System erlaubt die Integration von 
Expertenaussagen und Modellabschätzun-
gen zu nachhaltig verfügbaren Biomassen. 
Mit Hilfe der gewählten Methodik lässt sich 
die Erschließung einer Region unter Be-
rücksichtigung der räumlichen Verteilung 
der Anbauflächen und einer eingeschränk-
ten Transportwürdigkeit der Biogassub-
strate über die Platzierung einer Vielzahl 
von Einzelanlagen im betrachteten Gebiet 
theoretisch abbilden. Der Einsatz von GIS-
Technologien ermöglicht hierbei eine mo-
dellhafte Verteilung der Anlagen sowie eine 
anlagenbezogene Bilanzierung der Treib
hausgasemissionen (THG), der verfügbaren 
Biogaspotenziale und der Kosten für deren 
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2	 Räumliche Grundlagen  
der Biogaseinspeisung

Die Ausweitung der energetischen Nutzung 
von Biomasse ist ein wichtiger Baustein in 
der Entwicklung nachhaltiger Energiesyste-
me. Im Gegensatz zur Wind- oder Sonnen-
energie hat Biomasse den Vorteil, dass sie in 
der Regel speicherbar ist und viele Verwen-
dungsmöglichkeiten bietet. 

Eine bedeutende Option der Verwendung 
von Biomasse ist die Erzeugung von Biogas. 
Die Erzeugung von Biogas aus Wirtschafts-
düngern (Gülle) und Bioabfällen ist bereits 
seit längerem etabliert. Die Potenziale bei 
diesen Rückständen sind jedoch begrenzt.3 
Insbesondere seit Einführung des NawaRo-
Bonus (Bonus für die Erzeugung von Strom 
aus nachwachsenden Rohstoffen) im EEG 
2004 hat die Erzeugung von Biogas aus 
Energiepflanzen einen erheblichen Schub 
erhalten. Neben der Ausweitung der Sub
stratbasis ergeben sich auch neue Perspek-
tiven für die Biogaserzeugung, wenn das 
Gas aufbereitet und in das konventionelle 
Erdgasnetz eingespeist wird. Potenziale für 
die Einspeisung sind erkannt und im In-
tegrierten Energie- und Klimaprogramm 
(IEKP) der Bundesregierung beziffert. So 
gehen aus den Beschlüssen von 2007 die 
ambitionierten Ziele von 6 bzw. 10 Mrd. m³ 
eingespeistem Biomethan für das Jahr 2020 
bzw. 2030 hervor. Wichtige Vorraussetzung 
für das Erreichen dieser Ziele ist die Erleich-
terung der Einspeisung in das Erdgasnetz, 
die mit der Novelle der Gasnetzzugangsver-
ordnung (GasNZV) und des EEG auf gesetz-
geberischer Seite erreicht werden soll.

Bis Ende 2010 sind in Deutschland ca. 69 
Anlagen mit einer jährlichen Produktions-
menge von 0,36 Mrd.  m³ aufbereitetem 
Biogas (Biomethan) am Netz.4 Damit wird 
deutlich, dass ein stärkerer Ausbau der Ka-
pazitäten und Anlagen zur Erreichung der 
politischen Ziele notwendig ist. Gleichzeitig 
stellt sich auch die Frage der raumplaneri-
schen Steuerung, denn sowohl die Wahl des 
Anlagenstandorts als auch die Substratver-
sorgung der Anlage geht mit raumbedeut-
samen Fragen einher. 

Grundsätzlich lässt sich der Technologie-
pfad der Biogaseinspeisung und -nutzung 
in die Phasen Substratbereitstellung, Bio-
gasgewinnung und -aufbereitung sowie 
Einspeisung in das Erdgasnetz einteilen. 
Jeder einzelne Prozesskettenabschnitt setzt 

Erschließung. Darüber hinaus können da-
mit nicht nur einzelnen Anlagen bilanziert, 
sondern auch das THG-Minderungspo-
tenzial, das Biogaspotenzial sowie der nö-
tige Investitionsbedarf für ganze Regionen 
ermittelt werden. Anwendung fanden die 
GIS-Werkzeuge in den zwei Modellregionen 
Niederrhein und Altmark. Für diese wurde 
das regionale Klimaschutzpotenzial unter 
Betrachtung verschiedener Szenarien er-
rechnet.

Auf Basis detaillierter, großmaßstäbiger 
Analysen zur Standortwahl und zur räum-
lichen Verteilung von Biomassen in den 
Modellregionen lieferte das Projekt eine 
Abschätzung des nachhaltig erschließbaren 
Biogaseinspeisepotenzials für Deutschland 
bis 2050. Ferner lieferte es Aussagen zur 
Emissionsminderung von Treibhausgasen 
in Abhängigkeit der Verwendung des Bio-
methans (Kraft-Wärme-Kopplung, Kraft-
stoff oder Wärmemarkt) bis 2050. Letzt-
endlich entscheidend für die erreichbare 
Emissionsminderung ist der Vergleich mit 
der jeweils substituierten Referenztechnik. 
Dabei ist neben den Änderungen auf der 
Angebotsseite im Bereich der Biomasse-
potenziale auch die Nachfrageseite – das 
sich ändernde Energiesystem – zu beach-
ten. Konkret bedeutet dies, dass sich die 
Technologien zur Strom- und Wärmeer-
zeugung im dynamischen Energiesystem 
bis 2050 ändern und somit der Einsatz von 
Biomethan im Strom-, Wärme- oder Mobili-
tätssektor vor diesem Hintergrund betrach-
tet werden muss.

Weitere Aufgaben des Projekts umfassten 
die Betrachtung unterschiedlicher Techno-
logien der Biogaserzeugung und der Gas-
aufbereitung, der zugehörigen Kosten und 
Margen sowie die Auswirkungen der Bio
gaseinspeisung auf den Netzbetrieb. Recht-
lichen Fragen bezüglich des Netzanschlus-
ses, zum Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), zur Erdgasbilanzierung und zum 
Raumordnungsrecht waren ebenfalls Be-
standteile des Projekts. 

Der vorliegende Beitrag gibt einen Einblick 
in die gewählte Methodik und beschreibt 
exemplarische Ergebnisse der GIS-gestütz-
ten Analyse zum THG-Minderungspoten-
zial durch den Technologiepfad Biogasein-
speisung.2 
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•	 Gasnetzinfrastruktur

	 –	 Wo gibt es potenzielle Einspeisepunkte 	
	 in das Erdgasnetz? 

	 –	 Welche Biogasmengen fallen am  
	 Einspeisepunkt an? 

	 –	 Kann es ökonomisch bzw. gasnetz- 
	 technisch sinnvoll werden, die Gas- 
	 netzinfrastruktur zur Erschließung von 	
	 Biogaseinspeisepotenzialen auszu- 
	 bauen? 

•	 Welche Suchräume für Biogasanlagen  
	 ergeben sich aus der Kombination der  
	 Ergebnisse der beschriebenen Frage- 
	 stellungen?

Zur Realisierung des Ausbaus der Bio
gaseinspeisung gemäß den politischen 
Zielen und der genannten Fragen steht die 
Raumplanung vor Herausforderungen, die 
auf regionaler Ebene zu lösen sind. Zu ihrer 
Lösung bzw. zur Beantwortung der genann-
ten Fragen bedarf es Methoden und Werk-
zeuge, die der Steuerung, Nachhaltigkeits-
analyse und Konfliktminimierung dienen. 
Erste methodische Ansätze und Werkzeuge 
auf Basis von Geoinformationstechnologi-
en liefert das hier vorgestellte BMBF-Pro-
jekt „Biogaseinspeisung“. 

3	 Geoinformationssysteme zur  
Betrachtung raumbezogener  
Aspekte der Biogaseinspeisung

Voraussetzung für eine realitätsnahe Be-
trachtung wesentlicher Fragestellungen bei 
der Biogaseinspeisung ist die Berücksichti-
gung ihres Raumbezugs. So finden sich die 
Elemente der Prozesskette als Objekte auf 
der Erdoberfläche wieder – begonnen bei 
den landwirtschaftlichen Flächen oder Tier-
haltungsstandorten über die Transportrou-
ten der Substrate hin zu den potenziellen 
Biogasanlagenstandorten sowie Einspeise-
punkten in das Gasnetz. 

Zur Modellierung der Prozesskette Biogas
einspeisung und zur softwaregestützten 
Verarbeitung räumlicher Daten und nicht 
räumlicher Daten eignen sich Geoinforma-
tionssysteme (GIS) in besonderer Weise. In 
Abgrenzung zu sonstigen Informationssys-
temen ist ein Geoinformationssystem auf 
Geodaten spezialisiert, womit jeder belie-
bigen geometrischen Form der Erdoberflä-
che kontextspezifische Sachinformationen 

sich aus vielen Einzelprozessen zusammen, 
beginnend von der Auswahl und Bearbei-
tung der Fläche im Bezugsgebiet über Ern-
te, Transport, Gaserzeugung, Einspeisung, 
Durchleitung bis zur letztendlichen energe-
tischen Nutzung. Bei Letzterer wird die ge-
wonnene Primärenergie in End- und Nutz-
energie umgewandelt. 

Mit der Verankerung dieser Prozesskette im 
(ländlichen) Raum ist eine Reihe von raum-
bezogenen Fragen aus unterschiedlichen 
Bereichen zu beantworten, z. B.:

•	 Landwirtschaftliche Potenziale

	 – 	Wo sind landwirtschaftliche Flächen 	
	 für die Produktion von Biomasse für 	
	 die Biogasanlagen im Raum verteilt?

	 –	 Wo lassen sich relevante Mengen  
	 Wirtschaftsdünger erschließen? 

	 –	 Welche Standorte für Konversions- 
	 anlagen lassen sich aus der räumlichen 	
	 Verteilung des Biomassepotenzials für 	
	 die Regionen ableiten? 

•	 Substratlogistik

	 –	 Wie sieht ein optimierter Biomasse- 
	 transport von der Fläche zur Biogas- 
	 anlage aus? 

	 –	 Gibt es räumliche, infrastrukturelle 	
	 Hemmnisse für den Transport von  
	 Biomasse?

	 –	 Wie hoch ist das Transportaufkommen? 	
	 Welche Belastungen für das Umfeld 	
	 treten auf? 

	 –	 Lassen sich aus der Biomassetransport- 
	 logistik Vorzugsräume für Biogas- 
	 anlagenstandorte ableiten? 

•	 Anlagengenehmigung

	 –	 Welche räumlichen Kriterien lassen 	
	 sich aus der Raumordnung, der Bauleit- 
	 planung und dem Genehmigungsrecht 	
	 sowie der aktuellen Flächennutzung für 	
	 die Standortfindung ableiten? 

	 –	 Gibt es rechtlich-raumbezogene  
	 Ausschlusskriterien für den Bau von  
	 Biogasanlagen? 

	 –	 Welche Auswirkungen haben die An- 
	 lagen auf die Schutzgüter des Bundes-	
	 naturschutzgesetzes?

Lassen sich aus den rechtlich-raumbezoge-
nen Ausschlusskriterien Schwerpunkträu-
me entwickeln? 
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4	 Methodik der GIS-gestützten  
Regionalanalyse

Das Klimaschutzpotenzial einer Region für 
den Technologiepfad Biogaseinspeisung 
bestimmt sich über die Biomassepotenziale 
und die Erschließbarkeit der Potenziale in 
einer Region (Abb. 2). Methodisch verläuft 
die Analyse einer Gesamtregion zunächst 
in zwei parallel verlaufenden Arbeitsschrit-
ten: der Standortrestriktionsanalyse und 
der Biomassepotenzialermittlung. Deren 
Ergebnisse werden in einem Folgeschritt 
miteinander verschnitten.

Standortrestriktionsanalyse

Die Standortwahl für Biogasanlagen erfolg-
te in den Modellregionen nach dem Prinzip 
einer Restriktionsanalyse und umfasste im 
Wesentlichen (genehmigungs-)rechtliche 
und infrastrukturelle Aspekte. Dazu wur-
den Geodaten aus dem Natur- und Land-
schaftsschutz (z. B. Naturschutzgebiete) 
und zu weiteren Schutzgütern (z. B. Was-
serschutzgebiete) herangezogen und diese 
Flächen als nicht verfügbar für die Errich-

unterschiedlichster Art zugeordnet werden 
können.5 Üblicherweise werden Geodaten 
in einem Geoinformationssystem als The-
men bzw. Schichten organisiert. Bei glei-
chem Raumbezug lassen sich die einzelnen 
Schichten überlagern und in einem ge-
meinsamen Kontext analysieren. Durch die 
Überlagerung bzw. Kombination mehrerer 
Schichten lässt sich somit ein Informations-
gewinn ableiten, so z. B. die Verschneidung 
von Ackerflächen mit Wasserschutzgebie-
ten, in den Auflagen für die landwirtschaft-
liche Produktion gelten. 

Zur Abbildung der Prozesskette im Raum 
(Abb. 1) sind (Geo-)Daten aus unterschied-
lichen Anwendungsbereichen in die GIS-
Applikation eingeflossen. Dazu zählen ins-
besondere Daten aus den Bereichen

–	 Landwirtschaft (landwirtschaftliche 
Flächen und Tierhaltungsstandorte),

–	 Verkehr (Straßennetzwerke),
–	 Flächennutzung sowie zum Natur-, 

Landschafts- und Gewässerschutz,
–	 Gasnetzinfrastruktur sowie Einspeise-

punkte und
–	 Kosten- und Technologiedatenbanken.

Abbildung 1
Räumliches Modell der Prozesskette Biogaseinspeisung

Quelle: Fraunhofer UMSICHT
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zum Gasnetz wurden über Web Service-
Technologien in das System eingebunden: 
Im Projekt konnten über eine definierte 
Schnittstelle die Standortsuchräume an 
eine Auskunftskomponente beim Gasnetz-
betreiber gesandt werden und um Attribute 
zur Entfernung, Richtung, Druckstufe und 
Gasqualität der nächsten Gasleitung er-
gänzt werden.

Das Ergebnis der regionalen Standortrest-
riktionsanalyse ist eine Menge potenzieller 
Standorte, die für Biogaseinspeiseprojekte 
bezüglich der beschriebenen Methodik ge-
eignet sind. Attributiv sind diese potenziel-
len Standorte mit Informationen zum Gas-
netz gekennzeichnet.

Bestimmung der Biomassepotenziale

Parallel zur Standortrestriktionsanalyse 
erfolgte die Bestimmung der Biomasse-
potenziale auf Basis landwirtschaftlicher 
Flächendaten, kombiniert mit kreisspezi-
fischen Durchschnittshektarerträgen. Die 

tung von Biogasanlagen gekennzeichnet. 
Des Weiteren erfolgte eine Analyse der ak-
tuellen Flächennutzung auf Basis digitaler 
Landschaftsmodelle (DLM) des Amtlichen 
Topographisch-Kartographischen Informa-
tionssystems (ATKIS). Das DLM beschreibt 
die Erdoberfläche über geotopographische 
Objekte und besteht aus mehreren Objekt-
klassen zur Beschreibung der aktuellen Flä-
chennutzung, z. B. Siedlungsflächen, Wald-
flächen, Gewässer und Straßen. 

Alle Objektklassen wurden entsprechend 
ihrer Eignung als Biogasanlagenstandort at-
tributiert (nicht geeignet, geeignet, Einzel-
fallprüfung) und zum Teil mit einem räum-
lichen Puffer versehen (Vorgehensschema 
s. Abb. 3). Siedlungsflächen wurden bei-
spielsweise entsprechend gesetzlicher Vor-
gaben (TA Luft) mit einem Puffer von 300 m 
versehen. Auf Basis dieser Analyse ergeben 
sich somit Bereiche, in denen die Installa-
tion einer Anlage möglich ist, und Bereiche, 
in denen aus (umwelt-)planerischer Sicht 
die Errichtung einer Biogasanlage mit Ziel-
konflikten einhergeht oder generell nicht 
möglich ist. In Kombination mit den Ana-
lyseschritten zum Natur- und Landschafts-
schutz liefert diese Vorgehensweise eine 
Auswahl an Standortsuchräumen (Positiv-
flächen).

Die so ermittelten Standortsuchräume (Po-
sitivflächen) werden abschließend auf ihre 
Eignung (z. B. Mindestgröße, Geometrie) 
zur Errichtung von Biogasanlagen geprüft. 
Die Eignungsprüfung von Standortsuchräu-
men erfolgte auch hinsichtlich einer Anbin-
dung an das Erdgasnetz. Fragestellungen 

Abbildung 2
Methodik der Regionalanalyse

Quelle: Fraunhofer UMSICHT

Abbildung 3
Schematische Darstellung der Standortrestriktionsanalyse 

Quelle: Fraunhofer UMSICHT
Vom Luftbild zum Standortsuchraum: Die aktuelle Flächennutzung (Luftbild links) wird hier exemplarisch anhand der DLM-Objektklasse 
Siedlungsfläche (altrosa, Mitte) attributiert. Diese ist mit einem Puffer von 300 m versehen, so dass sowohl die Siedlungsflächen als auch der 
Puffer im rechten Teil der Abbildung als Ausschlussfläche (rot) für den Bau von Biogasanlagen gekennzeichnet werden. Alle Objektklassen 
des DLM wurden entsprechend attributiv gekennzeichnet. Grüne Flächen stehen als potenzielle Anlagenstandorte (Standortsuchräume) für 
weitere Analysen zur Verfügung.
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mit den Potenzialdichtekarten verschnit-
ten. Dadurch erfahren die Standorte eine 
Gewichtung bezüglich des örtlichen Bio-
massepotenzials. Der Standort mit dem 
höchsten Biomassepotenzial kann nachge-
lagerten Einzugsgebietsanalysen zur Stand-
ortbilanzierung übergeben werden. Aus-
gangspunkt dieser Überlegungen ist, das 
gesamte Biomassepotenzial einer Region 
systematisch zu erschließen und zunächst 
die besten Standorte zu ermitteln.

5	 Methodik der Standortbilanzierung 
– Einzugsgebietsanalyse

Entsprechend ihrer Gewichtung über die 
Substratdichte erfolgt die Einzugsgebiets-
analyse der einzelnen Standorte. Der li-
mitierende Faktor bei der Definition des 
Einzugsgebiets ist die geringe Transport-
würdigkeit der Biogassubstrate. Das Ein-
zugsgebiet einer Anlage ist als der Bereich 
zu beschreiben, aus dem die Substrate für 
die Vergärung zur Verfügung gestellt wer-
den können (Abb. 5). Im Regelfall wurden 
maximale Transportentfernungen von 25 
km für Energiepflanzen (rote Flächen aus 
InVeKoS) und 5 km für Wirtschaftsdünger 
(orange Punkte: Tierhaltungsstandorte aus 
dem Kataster der Kreisveterinärämter) un-
terstellt, wobei sich die Transportkilometer 
auf das reale Straßennetz (Geodaten von 
TeleAtlas) beziehen. Die Transportentfer-
nungen lassen sich im Rahmen von Szena-
riobetrachtungen beliebig variieren. 

Innerhalb eines Einzugsgebiets wird die ge-
samte Prozesskette vom Acker bis zur Ein-
speisestelle (vgl. Abb. 2) hinsichtlich der 
Stoffströme, Kosten und Treibhausgasemis-
sionen bilanziert. Dazu wurde jedes ein-
zelne Prozesskettenelement mit Daten zu 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen hinterlegt. 
Die Summe der einzelnen Elemente führt 
zur Gesamtbilanz des Anlagenstandorts. 
Das Ergebnis umfasst somit Aussagen zu 
Mengen einspeisbaren Biomethans, zu den 
Kosten ihrer Erzeugung sowie zur Treib
hausgasbilanz des Gesamtpfads. 

In der Bilanzierung ist jeder Standort indi-
viduell zu betrachten, da sich die Charak-
teristik des Einzugsgebiets zwischen den 
einzelnen Gebieten unterscheidet. We-
sentliche Unterschiede liegen im Zuschnitt 
der landwirtschaftlichen Flächen (Größe, 
Form), den standortkundlichen Gegeben-

räumliche Verteilung des Wirtschaftsdün-
geraufkommens wurde über verschiede-
ne Statistiken (z. B. Datenbanken aus dem 
Genehmigungsverfahren nach Bundes-
Immissionsschutzgesetz) erfasst. Für jedes 
Biogassubstrat bzw. jede Feldfrucht kann 
eine Substratdichtekarte abgeleitet werden 
(Abb. 4). Die frei definierbare Kombination 
und Gewichtung der jeweiligen Substrat-
dichtekarten ermöglicht die Herausarbei-
tung von Substratschwerpunkträumen in 
Form von Potenzialdichtekarten. Hierbei ist 
zu beachten, dass die Potenzialdichtekar-
te keinerlei Aussagen über die tatsächliche 
Verfügbarkeit bestimmter Biogassubstrate 
enthält, jedoch einen deutlichen Hinweis 
auf die regionale Verteilung der in der Ver-
gangenheit angebauten Feldfrüchte bzw. 
der entsprechend bebauten Flächen gibt. 
Abgeleitet sind die Substratdichtekarten 
aus landwirtschaftlichen Flächendaten des 
Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsys-
tems (InVeKoS), verschnitten mit durch-
schnittlichen Ernteerträgen (veröffentlicht 
durch die Landesstatistikämter).

Die Prüfung der Substratverfügbarkeit bzw. 
die Implementierung agrarökonomischer 
Randbedingungen6 erfolgt zu einem spä-
teren Zeitpunkt im Rahmen der Standort-
bilanzierung. In einem abschließenden 
Schritt wurden die Standortsuchräume 

Abbildung 4
Substratdichtekarten für die Modellregion Niederrhein

Quelle: Fraunhofer UMSICHT

links: Kombination verschiedener Getreidearten, rechts Gülle  
(rot: hohe Substratdichte, grün: niedrige Substratdichte)



Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 5/6.2011 315

der Entfernung der Standorte zur Gasnetz-
infrastruktur traten keine nennenswerten 
infrastrukturellen bzw. räumlichen Hemm-
nisse zur flächendeckenden Erschließung 
der Regionen auf. Alle landwirtschaftlichen 
Flächen sind innerhalb der maximal zu-
lässigen Transportdistanz zu erreichen. Da 
durch das Modell eine Überlappung der 
Einzugsbereiche ausgeschlossen ist, sind 
die Potenziale aus der Tierhaltung jedoch 
nicht vollständig für den Technologiepfad 
Biogaseinspeisung zu erschließen.

Für die Standortbilanzierung ergibt sich 
eine Reihenfolge der Standorte über die 
Verschneidung der Standortsuchräume 
mit den Substratdichtekarten. Standorte 
mit der höchsten Substratdichte werden 
bevorzugt betrachtet und gehen entspre-
chend dieser Reihenfolge in die Einzugsge-
bietsanalyse ein. Nach erfolgter Analyse des 
Standorts mit der höchsten Substratdichte 
stehen die Flächen und Tierhaltungsstand-
orte innerhalb dieses Einzugsgebiets für die 
anderen Standorte nicht mehr zur Verfü-
gung, so dass sich Substratdichten für die 
anderen Standorte reduzieren. Durch die-
ses methodische Vorgehen wird die Region 
modellhaft schrittweise erschlossen, bis ein 
entsprechendes Abbruchkriterium (Anla-
gengröße) erreicht wird. Entsprechend die-
ser Methodik ergibt sich für die beiden Mo-
dellregionen die in Abbildung 6 dargestellte 
räumliche Verteilung von Biogasanlagen.

heiten und somit im Ertragspotenzial oder 
im Ausbaugrad der Verkehrsinfrastruktur. 

Besonders deutlich wird dieser Unterschied 
zwischen den beiden Modellregionen des 
Projekts. Die Altmark im Norden von Sach-
sen-Anhalt ist geprägt durch relativ große 
Ackerschläge mit einem eher geringen Er-
tragspotenzial und dünnen Verkehrswege-
netz. Die Region Niederrhein (Nordrhein-
Westfalen) hingegen hat historisch bedingt 
kleinere Ackerschläge, jedoch höhere 
landwirtschaftliche Erträge als die Altmark. 
Zusätzlich ist in dieser Region ein verdich-
tetes Verkehrswegenetz vorzufinden. Mit 
dieser unterschiedlichen Charakteristik ist 
auch der Einsatz von Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffen zwischen den Regionen unter-
schiedlich.

Der entscheidende Parameter für die Er-
mittlung von Biomethanmengen ist die 
Flächenverfügbarkeit, da innerhalb einer 
Region und auch eines Einzugsgebiets nicht 
alle landwirtschaftlichen Flächen gleicher-
maßen für die Produktion von Energie-
pflanzen zur Verfügung stehen. Konkurren-
zen um landwirtschaftliche Flächen haben 
einen regionalen, kleinräumigen Bezug 
und sind nur schwer abzubilden. Das Sys-
tem wird daher über externe Annahmen 
(Expertenaussagen, Agrarsektormodelle, 
Potenzialstudien) mit Werten für die Flä-
chenverfügbarkeit parametrisiert. Die Pa-
rametrisierung kann auf unterschiedlichen 
räumlichen Ebenen erfolgen (Region, Kreis, 
Gemeinde, Gemarkung).

6	 Ausgewählte Ergebnisse  
der Standortbilanzierungen und 
Regionalanalysen

Für die hier vorgestellten Beispielrechnun-
gen wurden maximale Transportentfer-
nungen von 5 km für Gülle bzw. 25 km für 
Energiepflanzen angenommen. Als weitere 
Annahme wurde davon ausgegangen, dass 
Mais als Substrat für die Vergärung ver-
wendet wird; das bedeutet, dass verfügbare 
Flächen im Modell mit Mais als Biogassub-
strat belegt worden sind. Bei der Standort-
findung sind maximal 10 km als Entfernung 
zum Gasnetz angenommen. 

Mit diesen Annahmen wurde für die Mo-
dellregionen eine Vielzahl potenzieller 
Standortsuchräume über die Standortres-
triktionsanalyse ermittelt. Bei der Prüfung 

Quelle: Fraunhofer UMSICHT

Abbildung 5
Ergebnis der Einzugsgebietsanalyse
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Da es sich bei der Beispielanalyse um mo-
dellhafte Betrachtungen handelt, ist nicht 
bekannt, welche Flächen für die Bioener-
gieproduktion zur Verfügung stehen. Der 
Prozess der Zufallsselektion wird daher 
mehrfach durchlaufen, so dass für jeden 
Durchlauf unterschiedliche Flächen selek-
tiert werden. Ferner wird durch die Zufalls-
selektion eine Fruchtfolge simuliert. Über 
die Bildung eines Mittelwerts der mehrfach 
bilanzierten Prozesskette lässt sich so eine 
durchschnittliche Aussage für das Einzugs-
gebiet hinsichtlich der o.g. Zielgrößen ablei-
ten. Zusätzlich zu den landwirtschaftlichen 
Flächen werden die Tierhaltungsstandorte 
mit mehr als 50 Großvieheinheiten inner-
halb des 5 km-Einzugsgebietsradius in die 
Einzugsgebietsanalyse integriert.

Die im jeweiligen Einzugsgebiet zufällig 
selektierten landwirtschaftlichen Flächen 
sowie Tierhaltungsanlagen stellen den Aus-
gangspunkt für die Prozesskettenbilanz 
dar. Die auf den einzelnen Ackerflächen 
potenziell erzielbaren Maiserträge (Erträ-
ge im langjährigen Durchschnitt) werden 
mit den verfügbaren Wirtschaftsdünger-
mengen (Gülle) im Einzugsgebiet einem 
Anlagenstandort zugeschlagen und auf-
summiert. Für jede Ackerfläche erfolgt eine 
Berechnung der Kosten für Anbau, Pflege 
und Ernte. Ebenso wird über den Einsatz 
von Betriebsstoffen (Düngemittel, Saatgut, 

In der Abbildung sind die Anlagenstandor-
te über das Symbol B gekennzeichnet. Die 
farbliche Unterscheidung (grün bzw. gelb) 
gibt einen ersten Hinweis über die Substrat
zusammensetzung am jeweiligen Standort: 
Bei gelb überwiegt der Einsatz von Wirt-
schaftsdünger (Gülle), bei grün werden 
vornehmlich nachwachsende Rohstoffe 
(NawaRo) als Eingangssubstrat eingesetzt. 
Am Niederrhein wurden fünf Gülle-Biogas-
anlagenstandorte und fünf NawaRo-Biogas-
anlagenstandorte ermittelt. In der Altmark 
beträgt die Gesamtanzahl der Standorte  13. 
Von diesen sind ebenfalls fünf Gülle-Bio-
gasanlagenstandorte und acht NawaRo-
Biogasanlagenstandorte. 

Jeder Standort und damit jedes Einzugsge-
biet wird über die gesamte Prozesskette bi-
lanziert, so dass als Ergebnis (Zielgrößen) 
erzeugbare Biomethanmengen, spezifische 
Gasgestehungskosten in ct/kWh und spe-
zifische THG-Emissionen in g CO

2
-Äqui-

valente je kWh, basierend auf einem an-
lagenspezifischen Substratinput, erhalten 
werden. 

Die Auswahl der Ackerflächen innerhalb 
eines Einzugsgebiets, auf denen Biogas-
substrate für den jeweiligen Anlagenstand-
ort angebaut werden, erfolgt zufällig; die 
verfügbare Ackerfläche wird durch externe 
Vorgaben vorgegeben, im konkreten Bei-
spiel über das Agrarsektormodell RAUMIS7. 

Abbildung 6
Optimierte Verteilung von Biogaseinspeiseanlagen in den Modellregionen Niederrhein und  
Altmark

Quelle: Fraunhofer UMSICHT
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methan nachhaltig erzeugt werden. Die-
sem Biogaseinspeisepotenzial wurde ein 
Grenzkostensatz von 10  ct/kWh  frei Ein-
speisestelle unterstellt. Damit wurden An-
lagen, die zu noch höheren Kosten produ-
zieren, nicht mehr berücksichtigt. Der hier 
genannte Grenzkostensatz ist allerdings 
weniger betriebswirtschaftlich begründet, 
sondern eher unter Abwägung klimaschutz-
politischer Forderungen und längerfristiger 
Marktentwicklungen gewählt worden.8   

Die Ergebnisse machen deutlich, dass 
hauptsächlich NawaRo-Biogasanlagen sub-
stanzielle Beiträge zum regionalen Biogas
einspeisepotenzial bereitstellen und dass 
in den Modellregionen derzeit noch nach-
haltig verfügbares Biogaspotenzial mit we-

Pflanzenschutz, Diesel) die THG-Bilanz be-
rechnet und für alle Flächen aufsummiert. 
Der Biomassetransport wird ausgehend von 
den Ackerflächen und Tierhaltungsstandor-
ten auf routingfähigen Geodaten (Straßen-
netzwerk) bilanziert. Die Bilanzierung der 
Transportaufwendungen beinhaltet auch 
eine GIS-gestützte Optimierung der Trans-
portlogistik, um möglichst geringe Kosten 
und Emissionen (Minimierung des Diesel-
verbrauchs), aber auch möglichst wenig 
infrastrukturelle Belastungen (Vermeidung 
Ortsdurchfahrten) zu verursachen. Basie-
rend auf diesen Daten werden die Stoff-
ströme, Kosten und Emissionen von der 
Ackerfläche bzw. dem Tierhaltungsstand-
ort bis zur Einspeisung für den jeweiligen 
Biogasanlagenstandort ermittelt, so dass 
im Ergebnis die aus dem verfügbaren Bio-
massepotenzial resultierende Anlagengröße 
(durchschnittliche Gasproduktionsleistung), 
die spezifischen Gasgestehungskosten und 
die THG-Emissionen entlang der Wert-
schöpfungskette berechnet werden können.

Die einzelnen Anlagenstandorte weisen 
in Abhängigkeit der lokalen Gegebenhei-
ten im Einzugsgebiet unterschiedliche 
Charakteristika auf, da sowohl die land-
wirtschaftlichen Flächen als auch die Tier-
haltungsstandorte und damit auch das 
Wirtschaftsdüngeraufkommen sowie deren 
Zusammensetzung schwanken. Folglich 
ist die Substratzusammensetzung (Ver-
hältnis bzw. Mengen von NawaRos und 
Wirtschaftsdünger) für jeden Anlagen
standort unterschiedlich. Abhängig von 
den Stoffströmen (Mengen und räumliche 
Verteilung) ergeben sich dann auch unter-
schiedliche Gestehungskosten und THG-
Emissionsminderungsbeiträge. Die Abbil-
dungen 7 und 8 zeigen das Ergebnis der 
standortbezogenen Bilanzierung für Kosten, 
Gasmengen und Emissionen der in Abbil-
dung 6 dargestellten Anlagenstandorte.

Die dargestellten Bilanzierungsergebnis-
se der einzelnen Anlagenstandorte in der 
jeweiligen Modellregion wurden für die 
Bilanzierung der gesamten Region zusam-
mengefasst. Auf diese Weise ist eine Ermitt-
lung des Biogaspotenzials, der Kosten  und 
des THG-Minderungspotenzials für die bei-
den Modellregionen Niederrhein und Alt-
mark möglich.

Für die hier betrachteten Beispielrechnun-
gen können am Niederrhein rund 22,3 Mio. 
und in der Altmark 43,4 Mio. Nm³/a Bio-

Abbildung 7
Spezifische Kosten und Biomethanmengen für jeden Anlagenstandort  
in den Modellregionen (Referenzjahr 2008)

Abbildung 8
Spezifische THG-Emissionen für jeden Anlagenstandort  
in den Modellregionen (Referenzjahr 2008)

Quelle: Fraunhofer UMSICHT

Quelle: Fraunhofer UMSICHT
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hohe Bedeutung zufällt. Der spezifische 
Strombedarf der technischen Komponen-
ten mit hohen THG-Emissionen nimmt mit 
steigender Anlagengröße überproportio-
nal ab und führt z. B. auch zu einer Über-
kompensation der vergleichsweise gering 
steigenden Transportaufwendungen. Als 
Schlussfolgerung lässt sich ableiten, dass 
große Biogaseinspeiseanlagen mit Gaspro-
duktionskapazitäten von 1  000 Nm³/h Bio-
methan und auch deutlich darüber hinaus 
nicht nur energieeffizienter, sondern auch 
spürbar klimafreundlicher arbeiten können. 
Diese Einschätzung gilt zumindest vor der 
aktuellen Zusammensetzung des Strommi-
xes (Referenzjahr 2009).

7	 Übertragung der regionalen  
Ergebnisse auf die Bundesebene 
und Integration in Energiesysteme

Die politische Motivation zur Ausweitung 
der Nutzung von Biomassen zur Energie-
erzeugung ist neben der Erhöhung der Ver-
sorgungssicherheit vor allem die Schonung 
fossiler Ressourcen und die Vermeidung 
von THG-Emissionen. Der Bestimmung des 
möglichen Beitrags des Technologiepfads 
Biogaseinspeisung zu diesen Zielen erfolg-
te durch das Wuppertal Institut auf Basis 
der oben beschriebenen GIS-gestützten 
Analysen. Dabei sind zur Beschreibung des 
THG-Emissionsminderungspotenzials der 
Verwendungspfad und die substituierte Re-
ferenztechnologie von entscheidender Be-
deutung. Biomethan kann demnach sowohl 
im Strom- und Wärme- als auch im Kraft-
stoffsektor Verwendung finden. 

Innerhalb des Projekts wurde daher die Fra-
ge gestellt, in welchem Sektor die höchste 
THG-Minderung erzielt werden kann. Die-
se Frage wurde vor dem Hintergrund eines 
sich über die Zeit ändernden Energiesys-
tems gestellt. Es war zu untersuchen, wie 
sich die Rahmenbedingungen durch das 
Energiesystem im Ausblick (bis 2050) ver-
ändern werden. Erst durch diese Betrach-
tung wird es möglich zu bewerten, in wel-
chem Sektor der Einsatz von Biomethan 
den größten Effekt auf den Klimaschutz 
durch Einsparungen von Treibhausgasen 
erreichen kann. Die Energiesystemanaly-
se ist dabei nicht als eine Prognose zu ver-
stehen, sondern vielmehr als Abschätzung 
von Entwicklungen unter bestimmten an-
genommenen Voraussetzungen („Wenn 

nigen Anlagenstandorten erschlossen wer-
den kann. In der Modellregion Niederrhein 
können beispielsweise bereits 90 % des 
gesamten NawaRo-Potenzials und ca. 21 % 
der verfügbaren Wirtschaftsdüngermengen 
über drei Anlagen und weitere 44 % über 
zwei Gülle-basierte Biogasanlagenstandor-
te erschlossen werden. In der Altmark sind 
ca. 78 % des gesamten NawaRo-Potenzials 
und ca. 24 % der verfügbaren Wirtschafts-
düngermengen über drei Anlagen er-
schließbar. 

Erwähnenswert sind auch die strukturellen 
Unterschiede zwischen den Regionen. In 
der Altmark sind im Vergleich zum Nieder-
rhein deutlich größere Anlagen möglich, da 
sowohl die Betriebsstrukturen als auch die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen deutlich 
großräumiger sind. Darüber hinaus führen 
regionale Unterschiede in der Tierhaltung 
zu unterschiedlichen Gasgestehungskosten. 

Die durchschnittlichen spezifischen Gasge-
stehungskosten sind in der Region Nieder-
rhein mit etwa 8,2 ct/kWhGas und in der 
Altmark mit etwa 7,8 ct/kWhGas anzuneh-
men. Die in der Altmark etwas geringer aus-
fallenden spezifischen Gasgestehungskos-
ten sind im Wesentlichen auf die größeren 
Anlagen zurückzuführen. 

Ergänzend wird deutlich, dass in den in den 
Modellregionen identifizierten NawaRo-
Biogasanlagen je erzeugte kWh Biomethan 
maximal etwa 100 g CO

2
-Äquivalente freige-

setzt werden, eine gute fachliche Praxis mit 
abgedeckten Gärrestendlager etc. vorausge-
setzt. Aufgrund der hohen THG-Gutschrif-
ten durch den Einsatz von Gülle weist die 
Biomethanproduktion in Gülle-Biogasanla-
gen bilanziell in der Regel keine THG-Emis-
sionen auf; einige energieeffiziente Anlagen 
können sogar als THG-Senke bezeichnet 
werden. Im Vergleich zu den vorgenannten 
THG-Emissionen für die Biomethanpro-
duktion werden bei der Verbrennung von 
fossilem Erdgas höhere THG-Emissionen 
(etwa 230  g  CO

2
-Äquivalente je kWhGas)9 

freigesetzt. Wie hoch der THG-Minderungs- 
bzw. Klimaschutzbeitrag des erzeugten 
Biomethans letztendlich ist, hängt ent-
scheidend von der späteren Nutzung ab – 
Kraft-Wärme-Kopplung, Kraftstoff, Wärme-
versorgung im häuslichen Bereich.

Bei genauer Analyse der THG-Emissionen 
zeigt sich, dass auch hier der Anlagenef-
fizienz einhergehend mit der Größe eine 
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8	 Fazit und Ausblick

Die Bundesregierung beschreibt mit dem 
Integrierten Energie- und Klimaprogramm 
(IEKP) und der gesetzgeberischen Umset-
zung in der Gasnetzzugangasverordnung 
anspruchsvolle Ziele für den Technologie-
pfad Biogaseinspeisung. Beabsichtigt ist die 
verstärkte Erschließung der Biogaspotenzi-
ale auf 6 % des aktuellen Erdgasverbrauchs 
im Jahr 2020 bzw. 10 % für das Jahr 2030. In 
konkreten Zahlen bedeutet dies, dass 2020 
6 Mrd. Nm³ bzw. 10 Mrd. Nm³ im Jahr 2030 
eingespeist werden sollen. Im Vergleich 
zum Stand Ende 2010 mit ca. 0,36 Mrd. Nm³ 
bedeutet dies eine Steigerung um den Fak-
tor 17 in den nächsten zehn Jahren.  

Die Umsetzung dieser Ziele hat somit eine 
hohe Raumbedeutsamkeit und zeigt sich als 
Wirkungen mit unterschiedlichem Flächen-
anspruch auf der regionalen Ebene. Dieser 
Anspruch umfasst den Bau von Biogas- und 
Einspeiseanlagen sowie den Anbau von 
Energiepflanzen auf landwirtschaftlichen 
Flächen mit Begleiterscheinungen wie 
einem erhöhten Biomassetransportauf-
kommen. Ist der Flächenanspruch für die 
Anlage noch als relativ gering zu bezeich-
nen, so zeigt sich die Raumbedeutsamkeit 
insbesondere durch den Bedarf an Flächen 
für die Substratbereitstellung. Es werden 
Methoden und Werkzeuge zur Analyse der 
Wirkungen auf den Raum und möglicher 
Zielkonflikte mit anderen Funktionen des 
Raums benötigt. 

Ein Werkzeug zur Analyse der raumbezo-
genen Wirkungen ist im Rahmen des Pro-
jekts „Biogaseinspeisung“ entwickelt und 
an zwei Modellregionen erprobt worden. 
Seine Ergebnisse zeigen, dass auch bei ma-
ximal restriktiver Auslegung der aktuellen 
Flächennutzung bzw. Standortwahl in bei-
den Modellregionen eine flächendeckende 
Erschließung der Substrate über die ermit-
telten Standortsuchräume möglich ist. Ab-
stände zu Schutzgebieten, Bebauung und 
Infrastrukturen stellen kein Hemmnis für 
die Erreichbarkeit der Biogasanlagenstand-
orte über das Straßennetz und somit auch 
nicht für die komplette Erschließung des 
landwirtschaftlichen Biomassepotenzials 
dar. Infrastrukturelle oder raumbezogene 
Hemmnisse können aus der Standortres-
triktionsanalyse für die untersuchten Mo-
dellregionen nicht abgeleitet werden.

..., dann ...“). Die Bandbreite möglicher 
Entwicklungen wird durch das Leitszena-
rio 200710 als einem sehr ambitionierten 
THG-Minderungsszenario und einer Refe-
renzentwicklung gemäß „Business as usual“ 
aufgespannt.

Die Betrachtungen bis 2050 zeigen, dass in 
beiden Szenarien viele Optionen zur THG-
Minderung und damit zum Klimaschutz 
existieren. Für Deutschland wurde unter 
Beachtung der Nachhaltigkeitskriterien aus 
dem BMU-Leitszenario sowie agrarökono-
mischer Gegebenheiten ein Biomasseein-
speisepotenzial von 3,9 Mrd. m3/a für 2020 
und 7 Mrd. m3/a für 2030 abgeleitet. Das 
hiermit verbundene THG-Minderungs-
potenzial liegt abhängig vom gewählten 
Nutzungspfad – KWK, Fahrzeugkraftstoff 
oder Wärmeerzeugung – zwischen 6 und 
17 Mio.  t CO

2
-Äquivalenten im Jahr 2020 

(2030: zwischen 9,7 und 30 Mio.  t). Gelingt 
es nicht, das Wirtschaftsdüngerpotenzial 
zu erschließen, sinkt die erzeugbare Menge 
Biogas auf 2,1 Mrd. m3 (2030: 6,4 Mrd. m3) 
sowie das Klimaschutzpotenzial auf Werte 
zwischen 4 und 15 Mio.  t CO

2
-Äquivalente 

(2030: zwischen 7 und 25 Mio.  t).

Als wichtige Randbedingung hierfür gilt, 
dass Biomethan, das nach der Biogasaufbe-
reitung und der Einspeisung ins Erdgasnetz 
zur Verfügung steht, nur dort zur Stromer-
zeugung eingesetzt wird, wo auch der größ-
te Teil der anfallenden Abwärme sinnvoll 
zur Substitution von fossiler Wärme ge-
nutzt werden kann. Als Konsequenz ergibt 
sich, dass die Einspeisung nicht zwingend 
der vorteilhafteste Pfad ist. Findet sich eine 
ortsnahe effiziente Nutzung der Abwärme, 
so kann durch die Verstromung von Bio-
gas auch ohne Aufbereitung und Einspei-
sung ein hoher Beitrag zum Klimaschutz 
erreicht werden. Das Projekt zeigt deutlich, 
dass langfristig insbesondere die reine Ver-
stromung von Biomethan – sei es dezentral 
nach Einspeisung oder lokal vor Ort – nicht 
der geeignete Weg ist, um den Energieträger 
zum höchsten ökologischen Nutzen ein-
zusetzen. Die gemeinsame Erzeugung von 
Strom und Wärme in Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen hat dagegen über die reine 
Minderung von Treibhausgasen hinaus eine 
wichtige Systemfunktion für den Umbau 
des Energiesystems, der zum Erreichen der 
Nachhaltigkeitsziele notwendig ist. 
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Schon heute ist in einigen Regionen eine 
hohe räumliche Dichte von Biogasanlagen 
vorzufinden, die, insbesondere einherge-
hend mit einem hohen Besatz an Tieren 
(Veredelungsregionen), zu weiteren Ziel-
konflikten führen. Negative Auswirkungen 
auf die Gewässerqualität und die Leistungs-
fähigkeit des Bodens werden teilweise be-
obachtet bzw. sind zu erwarten. Erhöhte 
Nährstofffrachten in Grund- und Oberflä-
chengewässern oder der Verlust von Humus 
in der obersten Bodenschicht werden als 
Auswirkungen bereits beschrieben. Mit ei-
ner kleinräumigen Verschärfung dieser und 
weiterer Auswirkungen ist auch vor dem 
Hintergrund des Klimawandels (u.a. Verän-
derung der Niederschlagsmengen, Starkre-
genereignisse, Dürreperioden) zu rechnen. 

Auch die Bioenergie muss sich hier einer 
kritischen Betrachtung stellen, um neben 
den Zielen im Bereich des Klimaschutzes 
andere Aspekte der Nachhaltigkeit zu er-
füllen. Geoinformationstechnologien kön-
nen, wie im Projekt gezeigt, als Instrument 
zur Bereitstellung von räumlich konkreten 
Daten und Entscheidungsgrundlagen ein-
gesetzt werden, um einen transparenten 
Planungsprozess auf verschiedenen Ebenen 
zu ermöglichen. Diese Ebenen umfassen 
einzelne bzw. vergleichende Standortanaly-
sen im Rahmen der Bauleitplanung bis zur 
Analyse auf Ebene der Regionalplanung.  

Die Standortsuchräume wurden GIS-ge-
stützt auf ihre Entfernung zum Gasnetz 
hin evaluiert. In den Modellregionen exis-
tiert kein Standortsuchraum, der weiter als 
10  km bis zur nächsten Gasleitung entfernt 
ist, weshalb davon ausgegangen werden 
kann, dass alle Standortsuchräume prinzi-
piell an das Gasnetz angeschlossen werden 
können. Das System ist so weit offen konzi-
piert, dass die Möglichkeit der Prüfung des 
Standortfaktors „Entfernung zum Gasnetz“ 
auch in anderen Regionen erfolgen kann. 
Grundsätzlich werden bundesweit verfüg-
bare (Geo-)Daten für die Analysen heran-
gezogen, so dass die Übertragbarkeit der 
Werkzeuge gewährleistet ist.

Das Biogaspotenzial und damit auch das 
Potenzial der Biogaseinspeisung ist vor al-
lem von der Flächenverfügbarkeit abhängig, 
die einerseits von agrarökonomischen, öko-
logischen und gesellschaftlich-politischen 
Rahmenbedingungen beeinflusst wird, an-
derseits jedoch genau darauf Auswirkun-
gen hat. Diese Wirkungen eines erhöhten 
Flächenanspruchs durch den Energiepflan-
zenanbau lassen sich über raumbezogene, 
flächenscharfe GIS-gestützte Analysen ei-
ner umfassenden Nachhaltigkeitsbewer-
tung zuführen.
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Anmerkungen
(1)
Das Verbundprojekt wurde von sieben Part-
nern unter Federführung von Fraunhofer UM-
SICHT bearbeitet. Eine Übersicht der Partner 
mit ihren jeweiligen Arbeitsschwerpunkten 
findet sich unter www.biogaseinspeisung.de. 

(2) 
Die vollständigen Projektergebnisse finden 
sich unter www.biogaseinspeisung.de/ergeb-
nisse/bericht/.

(3) 
Wuppertal Institut: Analyse und Bewertung 
der Nutzungsmöglichkeiten von Biomasse. - 
Wuppertal 2006

(4) 
Aktuelle Zahlen zum Stand von Biogasein-
speiseprojekten finden sich unter www.bio-
gaspartner.de.

(5) 
Geodaten sind digitale Informationen, denen 
auf der Erdoberfläche eine bestimmte räum-
liche Lage, etwa über ein Koordinatensystem, 
zugewiesen werden kann. Eine weitverbreitete 
Objektmodellierung in Geoinformationssyste-
men besteht darin, Geodaten einerseits mit 
ihrer geometrischen Form (z. B. shape), ande-
rerseits mit der zugehörigen Sachinformation 
(Attribute) abzulegen. Letztere können sich 
auch mit einer Referenz auf das geometrische 
Objekt beziehen. 

(6) 

Der Anbau einer Kulturart auf einer speziellen 
landwirtschaftlichen Fläche ist u.a. abhängig von 
den standortkundlichen Parametern (u.a. Boden, 
Niederschlag), der Fruchtfolge, der Ausrichtung 
des Betriebs sowie der Preislage auf den Agrar-
märkten. In Summe bilden diese Faktoren die 
agrarökonomischen Randbedingungen.

(7) 
RAUMIS = Regionalisiertes Agrar- und Umwel-
tinformationssystem; siehe auch Gömann, H., 
Kreins, P., Breuer, T.: Einfluss steigender Weltag-
rarpreise auf die Wettbewerbsfähigkeit des Ener-
giemaisanbaus in Deutschland. – Münster 2008. 
= Schriften der Gesellschaft für Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften des Landbaues, e. V. Bd. 
43, Seite 517-527

(8) 
Im Rahmen der hier vorgestellten Analysen der 
Klimaschutzpotenziale von eingespeistem Biogas 
wurde auf eine detaillierte Beschreibung der Er-
löse verzichtet. Die Vergütungsvorschriften sind 
gesetzlich im § 27 Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) geregelt. Die Neufassung vom 4. Juli 2008 
regelt für den Energieträger eine Grundvergütung 
und verschiedene Boni, deren Vorraussetzungen 
an die Anlagencharakteristik (Größe, Einsatzstoff 
und Anwendungsbereich des Biogases) geknüpft 
sind. Eine vollständige Beschreibung der Kos-
ten- und Erlösstrukturen für die Einspeisung von 
Biogas findet sich in der Studie „Kosten und 

Technologien der Biogasaufbereitung und Ein-
speisung in das Erdgasnetz“, die ebenfalls im 
Rahmen des Projekts entstanden ist (www.
biogaseinspeisung.de/ergebnisse/).

(9) 
CONCAWE; EUCAR: Well-to-Wheels analysis 
of future automotive fuels and powertrains in 
the European context. WELL-to-WHEELS Re-
port 2005

(10) 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit: Leitstudie 2007. Aus-
baustrategie Erneuerbare Energien (www.
bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/
leitstudie2007.pdf; 07.01.2011)
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Kathrin Ammermann
Andreas Mengel

Energetischer Biomasseanbau  
im Kontext von Naturschutz, Biodiversität,  
Kulturlandschaftsentwicklung

1	 Aktuelle Trends zum  
Biomasseanbau 

Aktuell beeinflussen verschiedenste „Trei-
ber“ den Wandel der Kulturlandschaften, 
wie z. B. der Klimawandel, der demographi-
sche Wandel und nicht zuletzt die Umstruk-
turierung der Energieversorgung durch den 
Ausbau der erneuerbaren Energien. Wäh-
rend der Ausbau der Windenergienutzung 
oder die Installation von sog. Photovoltaik-
Freiflächenanlagen insbesondere durch 
technische Anlagen ganz augenscheinlich 
unsere Landschaft verändern, vollziehen 
sich die mit dem Energiepflanzenanbau 
einhergehenden Wandlungen einerseits 
subtiler, andererseits aber im Hinblick auf 
die Größenordnungen der betroffenen Flä-
chen und Räume durchaus sehr wirkmäch-
tig. Die Tatsache, dass die Biomasseproduk-
tion Bestandteil der landwirtschaftlichen 
Nutzung ist, erschwert dabei eine exakte 
Abgrenzung der vom Anbau von Lebens- 
und Futtermitteln ausgehenden Auswir-
kungen von denen des Biomasseanbaus 
erheblich. Diese Problematik wird im Üb-
rigen nicht nur für Fragen der Zielfindung 
und Bewertung, sondern gleichermaßen für 
die Zuordnung von geeigneten Steuerungs-
ansätzen (siehe Kap. 5) relevant. 

Darüber hinaus ist zu bedenken, dass land-
schaftliche Veränderungen über die Betrof-
fenheit des Schutzguts „Landschaft“ hinaus 
offensichtlich auch Konsequenzen für an-
dere Schutzgüter nach sich ziehen. So sind 
die Auswirkungen landwirtschaftlicher In-
tensivproduktion auf landschaftliche Struk-
turen und in der Folge auf schutzwürdige 
Arten, Lebensgemeinschaften und Lebens-
räume schon in der Vergangenheit deutlich 
geworden und entsprechend belegt. Soweit 
sich der Anbau von Biomasse in diese In-
tensivproduktion einordnet (oder diese gar 
verstärkt), gehen damit auch die entspre-
chenden Beeinträchtigungen in gesteigerter 
Form einher.1

Kathrin Ammermann
Bundesamt für Naturschutz
Kompetenzzentrum Erneuer-
bare Energien und Naturschutz
Karl-Liebknecht-Straße 143
04277 Leipzig
E-Mail:  
kathrin.ammermann@bfn.de

Prof. Dr.-Ing. Dr. iur.  
Andreas Mengel
Universität Kassel
FB 6 Architektur, Stadt- und 
Landschaftsplanung
Henschelstraße 2
34109 Kassel
E-Mail:  
mengel@asl.uni-kassel.de

2	 Naturschutz, Biodiversität und  
Kulturlandschaftsentwicklung 

Die Zielsetzungen des Naturschutzes lei-
ten sich aus dem Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) ab. Demnach hat das Handeln 
des Naturschutzes einen umfassenden Flä-
chenanspruch und bezieht sich sowohl auf 
Flächen, die dem Naturschutz gewidmet 
sind (z. B. als Schutzgebiete), wie auch auf 
Flächen, die vorrangig einer anderen Nut-
zung dienen, z. B. der landwirtschaftlichen 
Produktion. Die Schutzziele sind auf eine 
dauerhafte Sicherung der biologischen 
Vielfalt, der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts (einschließlich der 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Natur-
güter) und der Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit sowie des Erholungswerts von Natur 
und Landschaft ausgerichtet. 

Der Gesetzgeber hat die biologische Vielfalt 
nunmehr (BNatSchG 2009) ausdrücklich 
als Zielbereich in § 1 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
benannt. Biologische Vielfalt umfasst da-
bei die Vielfalt innerhalb und zwischen 
den Arten sowie die Vielfalt an Formen 
von Lebensgemeinschaften und Biotopen 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Die zur dauer-
haften Sicherung der biologischen Vielfalt 
notwendigen Maßgaben werden im darauf 
bezogenen Absatz 2 in Form einer nicht 
abschließenden Aufzählung benannt. Die 
Bundesregierung hat sich in der Nationalen 
Strategie zur Biologischen Vielfalt darauf 
festgelegt, bis zum Jahr 2020 

–	 den Rückgang der Biodiversität zu stop-
pen, danach soll eine positive Trendent-
wicklung stattfinden2, und

–	 durch nachhaltige Nutzung unter Berück-
sichtigung der Anforderungen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege die 
biologische Vielfalt der Kulturlandschaf-
ten zu steigern.3 

Diese Ziele wurden neben dem gesetzli-
chen Auftrag des Bundesnaturschutzgeset-
zes auch aus internationalen Verpflichtun-
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tungskriterien zu entwickeln, denn diese 
Landschaften bestehen aus einem Geflecht 
unterschiedlichster Nutzungen, Funktio-
nen und naturräumlicher Bedingungen, sie 
verkörpern verschiedenste Ansprüche, Wer-
te und Assoziationen.4 

3	 Anteil erneuerbarer Energien und 
Ausbauziele 

Energiepflanzen sind in Deutschland be-
reits heute deutlich und teilweise auch in 
kritischem Umfang in unserer Kulturland-
schaft wahrnehmbar. Hintergrund für die 
zahlreichen gesetzlichen Initiativen sind 
internationale Vereinbarungen, dass die 
Industriestaaten ihre Treibhausgas-Emis
sionen bis 2050 um mindestens 80 % redu
zieren. Die Bundesregierung hat sich zu 
einer Reduktion der Treibhausgas-Emis-
sionen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 
verpflichtet.5  Bis zum Jahr 2020 hat die EU 
in der Richtlinie zur Förderung der Nut-
zung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len (2009/28/EG) als Gesamtziel einen 
Anteil von 20 % erneuerbaren Energien 
festgelegt; dies bedeutet für Deutschland 
einen Anteil von 18 %.6 Dafür sind erhebli-
che Fortschritte im Bereich der Energieeffi
zienz und Energieeinsparung notwendig 
sowie ein rascher Ausbau der erneuerbaren 
Energien. Als besonders wirksam für den 
Ausbau des Bioenergieanteils sind das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das sog. 
Biokraftstoffquotengesetz (BioKraftQuG), 
das Marktanreizprogramm (MAP) und das 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EE-
WärmeG) einzustufen. 2010 erreichten die 
erneuerbaren Energien einen Anteil von 
rund 11 % am Endenergieverbrauch.7 Damit 
hat sich der Anteil der Erneuerbaren seit 
1990 verfünffacht.

Bereits heute spielt die Biomasse unter den 
erneuerbaren Energien mit einem Anteil 
von rund 70 % eine wesentliche Rolle – und 
dies wird voraussichtlich auch zukünftig so 
bleiben. Rund 33 % des regenerativ erzeug-
ten Stroms werden aus Biomasse bereitge-
stellt; im Wärmebereich beträgt der Bio-
masseanteil sogar rund 92 %. Biokraftstoffe 
basieren vollständig auf dem Energieträger 
Biomasse. 

Die Anteile der Biomasse setzen sich aus 
verschiedenen Fraktionen zusammen. Da-
bei sind aus Naturschutzsicht 

gen abgeleitet, wie der Konvention über die 
biologische Vielfalt. 

Der Zielbereich des § 1 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG bezieht sich auf dauerhafte 
Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts einschließlich 
der Regenerationsfähigkeit und nachhal-
tigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter. 
Absatz 3 der Vorschrift enthält konkretisie-
rende Maßgaben, differenziert nach den 
Schutzgutbereichen Boden, Wasser bzw. 
Gewässer, Luft und Klima, Tiere und Pflan-
zen (einschließlich Lebensgemeinschaften, 
Lebensstätten und Biotope) sowie (sich 
selbst regulierende) Ökosysteme. Vorange-
stellt ist eine übergreifende Bestimmung 
zum Naturhaushalt und den Naturgütern. 
Im Gesamtkontext der Vorschrift wird deut-
lich, dass auch die Biodiversitätserhaltung, 
ungeachtet ihrer Hervorhebung in § 1 Abs. 
1 Nr. 1, Bestandteil des Naturhaushalts- und 
Naturgüterschutzes ist.

§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG stellt die Siche-
rung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
sowie des Erholungswerts von Natur und 
Landschaft zur Aufgabe. Akzentuierun-
gen finden sich in dem darauf bezogenen 
Absatz 4, der unter anderem als Zielmaß-
gabe die Bewahrung historisch gewachse-
ner Kulturlandschaften enthält. Historisch 
gewachsene Kulturlandschaften werden 
durch historische Nutzungsmuster und 
Strukturen geprägt. Der gesetzliche Zielauf-
trag erstreckt sich dabei auf Landschafts
typen bzw. (einmalige) Landschaftsausprä-
gungen, die als Bestandteil des natürlichen 
und des kulturellen Erbes dauerhaft gesi-
chert werden sollen.

Über diese besondere Zielmaßgabe hinaus 
ist zu berücksichtigen, dass mitteleuro-
päische Landschaften ganz überwiegend 
generell (unabhängig vom spezifischen 
Attribut des „historisch Gewachsenen“) als 
Kulturlandschaften anzusprechen sind. Es 
handelt sich also um Landschaften, die 
durch menschliche Nutzungen im weites-
ten Sinne geprägt werden. Die quantitativ 
nur noch gering vertretenen Naturland-
schaften hat der Gesetzgeber mit § 1 Abs. 
4 Nr. 1 BNatSchG einem eigenen Schutz-
auftrag unterstellt. Die nahezu universelle 
Verbreitung und die geringe Spezifizierung 
(„geprägt durch menschliche Nutzung“) 
machen es erforderlich, für die Kulturland-
schaften jenseits der Zielmaßgabe des §  1 
Abs. 4 Nr. 1 BNatSchG Ziel- und Bewer-
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die Erzeugung von Biodiesel und Pflanzen-
öl in den letzten Jahren leicht rückläufig, 
nachdem er bereits 2007 bei maximal 1,12 
Mio. ha gelegen hatte. Die Entwicklung 
ist insbesondere mit der Besteuerung von 
Biodiesel und Pflanzenöl zu erklären sowie 
mit der festgelegten sog. Biokraftstoffquote 
(derzeit 6,25 %). 

Da insbesondere flüssige Brennstoffe auf-
grund ihrer hohen Energiedichte auch für 
den Transport geeignet sind, kommt dem 
Handel in diesem Bereich eine bedeutende 
Rolle zu. Vor diesem Hintergrund – wenn 
auch mit Blick auf die Erzeugung von Strom 

– hat die intensive Diskussion über die 
Nachhaltigkeit insbesondere auch impor-
tierter flüssiger Bioenergieträger letztlich 
zur verbindlichen Einführung von Nach-
haltigkeitskriterien geführt. Dabei standen 
gleichermaßen Aspekte der Treibhausgas-
minimierung wie auch des Erhalts von Le-
bensräumen mit hoher Bedeutung für den 
Klima- und Biodiversitätsschutz im Zent-
rum der Diskussion (s. u.). 

Die Anzahl der Biogasanlagen hat sich 
seit 2005 etwa verdoppelt, die installierte 
Leistung stieg im gleichen Zeitraum noch 
schneller an (vgl. Abb. 2). Der Fachverband 
Biogas geht Ende 2010 von rund 6  000 Bio-
gasanlagen aus. 

– 	 der Anbau von Biomasse (sowohl für die 
Biokraftstoff- wie auch für die Biogas
erzeugung),

– 	 die Verwertung einiger Reststoffe 

– 	 wie auch die verstärkte Holznutzung

von besonderer Bedeutung. Im Folgenden 
soll der Biomasseanbau näher betrachtet 
werden. 

2010 wurden nach Angaben der Fachagen-
tur für nachwachsende Rohstoffe (FNR) 
auf etwa 1  834  000  ha Energiepflanzen 
angebaut. Den größten Anteil hatte dar-
an nach wie vor der Anbau von Ölsaaten, 
vorwiegend Raps (940  000  ha), gefolgt 
von Pflanzen zur Produktion von Bio-
gas (Mais, Getreide, Gräser). Diese ver-
zeichneten im Vergleich zum Vorjahr die 
stärksten Zuwächse, nach Angaben des 
Bundesministeriums für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) 
rund 200  000  ha. Die FNR geht von rund 
650  000  ha aus, die 2010 für den Anbau von 
Energiepflanzen zur Erzeugung von Bio-
gas genutzt wurden. Mit 4  000 ha ist auch 
die Produktion von Holz (mittels Kurzum-
triebsplantagen) erstmalig in dieser Statis-
tik aufgeführt (Abb.  1). 

Entsprechend der Entwicklung der Bio-
kraftstoffe ist auch der Anbau von Raps für 

Abbildung 1
Entwicklung des Anbaus nachwachsender Rohstoffe in Deutschland

Quelle: Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe, 2010: Entwicklung der Anbaufläche  
(www.nachwachsenderohstoffe.de/service/daten-und-fakten/anbau/?spalte=3) 
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neute Intensivierung des Anbaus festzustel-
len. Dazu trägt auch die Abschaffung der 
konjunkturbedingten Flächenstilllegung 
(endgültig im Jahr 2009) bei. Eine steigen-
de Nachfrage nach Nahrungs- und Futter-
mitteln sowie nach Energie führte zu einer 
Intensivierung der landwirtschaftlichen 
Produktion. Gleichzeitig ist ein vermehr-
ter Grünlandumbruch zu verzeichnen. Seit 
2003 sank der Grünlandanteil in Deutsch-
land um 3,8 %10. In einigen Ländern wie z. B. 
Niedersachsen, Bremen und Schleswig-
Holstein, Nordrhein-Westfalen und Meck-
lenburg-Vorpommern ist die 5 %-Grenze 
bereits deutlich überschritten. Der größte 
Zubau an Biogaskapazitäten war vor allem 
in den intensiven Tierhaltungsregionen zu 
verzeichnen ist; das sind auch die Regionen 
mit den bisher größten Grünlandverlusten. 

In den nächsten Jahren wird nach Szena-
rien des Bundesumweltministeriums der 
Anteil an Biomasse an der Endenergie noch 
weiter steigen und zum großen Teil aus na-
tionalen Quellen gedeckt werden. Im Natio
nalen Biomasseaktionsplan wird davon 
ausgegangen, dass für die stoffliche und 
energetische Biomasse im Jahr 2020 theore-
tisch rund 2,5 bis 4 Mio. ha Ackerfläche zur 
Verfügung stehen.11

Insbesondere hinsichtlich der prognosti-
zierten Holznachfrage wird 2020 von einer 
deutlichen „Holzlücke“ ausgegangen.12  
Diese könnte entweder durch erhöhten 

Mit Blick auf die Nachfrage an Einsatzstof-
fen ist auf die sehr unterschiedliche Ver-
teilung der Anlagen einzugehen. Während 
in Niedersachsen und Bayern die meisten 
Anlagen mit jeweils insgesamt über 420 MW 
installierter Leistung stehen (950 bzw. 1  691 
Anlagen), sind auf Landkreisebene mit 
mehr als 40 Anlagen jeweils der Kreis Clop-
penburg (Niedersachen), Borken in West-
falen sowie weitere Landkreise in Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und Bayern 
führend. In rund 90 % der Biogasanlagen 
kommt Mais – zumeist als Kosubstrat – zum 
Einsatz. In einigen Bundesländern, in de-
nen Mais ohnehin bereits große Flächenan-
teile ausmachte (z. B. als Futterpflanze), hat 
die Anbaufläche erneut zugenommen (z. B. 
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen). In Niedersachen 
wurde 2010 auf rund 28 % der Ackerfläche 
Mais angebaut, in einigen Landkreisen (z. B. 
Cloppenburg, Grafschaft-Bentheim) sogar 
auf über 40 % der Fläche8.

Die intensive landwirtschaftliche Flächen-
nutzung wurde bereits 2005 als eine der we-
sentlichen Gefährdungsursachen für einige 
Tiergruppen identifiziert9 sowie als eine der 
Hauptursachen für den Artenrückgang fest-
gestellt. Stand man vor einigen Jahren noch 
vor der Frage, wie eine zukünftige Land-
wirtschaft vor dem Hintergrund vermehr-
ter Aufgaben der Nutzung ausgestaltet sein 
könnte, so ist in den letzten Jahren eine er-
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Grünlandumbruch

Insgesamt ist seit 2003 der Grünlandanteil 
um 3,8 % gesunken. Die Auswertung von 
InVeKos-Daten13 zeigt, dass ca. die Hälfte 
der umgebrochenen Flächen für den Mais-
anbau genutzt werden.14 

Verstärkter Eintrag von Dünge- und  
Pflanzenschutzmitteln 

Verbunden sind derart intensive Kulturen 
mit einem hohen Einsatz an Betriebsmit-
teln (insb. Dünger) sowie Pflanzenschutz-
mitteln. Darüber hinaus kommt es regio-
nal zur verstärkten Ausbringung des sog. 
Gärrestes aus der Biogaserzeugung, ins-
besondere dann, wenn über die Größe der 
Anlagen keine geschlossenen Kreisläufe si-
chergestellt sind (Zukauf von Energiepflan-
zen). Entsprechend höhere Stoffeinträge 
sind in Böden sowie Grund- und Oberflä-
chengewässern festzustellen. 

Verstärktes Erosionsgeschehen

Einerseits ist zu beobachten, dass auch ge-
neigte Lagen für den Anbau von Mais ge-
nutzt werden, andererseits ist nach der Ern-
te von Mais der Boden oftmals unbedeckt 
(Schwarzbrache). Beides führt zu einem er-
höhten Erosionsrisiko.

Verengung von Fruchtfolgen

Unter den Energiepflanzen ist eine starke 
Konzentration auf die Kulturen mit den je-
weils höchsten Ertragspotenzialen festzu-
stellen. Auch wenn die Cross-Compliance-
Vorgaben (s. Kap. 5.2) eine dreigliedrige 
Fruchtfolge vorsehen, kann diese bei einer 
entsprechenden Humusbilanz auch um-
gangen werden. Eine Verengung bis hin zur 
Aufgabe von Fruchtfolgen ist insbesondere 
beim Maisanbau zu beobachten (Selbst-
verträglichkeit) und führt dazu, dass nicht 
nur bezogen auf ein Anbaujahr hohe Kon-
zentrationen von Mais zu verzeichnen sind, 
sondern auch über mehrere Jahre hinweg.

Negative spezifische Auswirkungen  
des Energiepflanzenanbaus

Da für die Erzeugung von Biogas andere 
Anforderungen an die Rohstoffe gestellt 
werden, ist z. B. eine frühere Ernte sinnvoll 
(sog. Milchreife) und ermöglicht eine zweite 
Kultur. Dies hat erhebliche negative Auswir-
kungen z. B. auf Bodenbrüter und Nieder-
wild, da Bearbeitungsgänge bzw. die Ernte 

Holzeinschlag und -import oder auch den 
Anbau von Holz in Kurzumtriebsplanta-
gen (KUP) auf landwirtschaftlicher Fläche 
gedeckt werden. Rund 1,3 Mio. ha würden 
dafür benötigt, die zu den o. g. Flächenan-
nahmen hinzukämen. Ob diese Entwick-
lung kommen wird, hängt jedoch maßgeb-
lich von der Bereitschaft der Landwirte zum 
Anbau ab.  

4	 Biomasseanbau – Chancen  
und Risiken 

Aus Naturschutzsicht kann der (intensive) 
Anbau von Energiepflanzen zu zahlreichen 
negativen Auswirkungen führen. Diese sind 
hinsichtlich ihrer Intensität im regionalen 
Kontext sehr unterschiedlich zu bewerten.

4.1	 Auswirkungen des Biomasseanbaus 

Flächenkonkurrenzen

Insbesondere regional zeigen sich die Wir-
kungen von Flächen- und Nutzungskon-
kurrenzen, nämlich dort, wo zahlreiche 
Biogasanlagen errichtet wurden (s. o.). Die 
Stoffströme sind sehr stark von wirtschaft-
lichen Überlegungen geprägt, und dabei 
spielt die Vergütung (Bonus-Regelung nach 
EEG) eine gewichtige Rolle. Im Konzert der 
Akteure ist zunehmend festzustellen, dass 
Agrarumweltprogramme oder die Teilnah-
me an Naturschutzprojekten zusehends 
unattraktiver und daher nicht mehr genutzt 
werden. Konkurrenzen treten jedoch auch 
mit der Erzeugung von Nahrungs- und Fut-
termitteln auf. 

Intensivierung 

Um hohe Biomasseerträge zu erzielen, wer-
den sehr intensive Kulturen angebaut, teils 
auch mit mehrmaliger Ernte pro Jahr. Dies 
ist oftmals mit einem hohen Einsatz an 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln verbun-
den sowie einer intensiven Bewirtschaftung. 
Auch im Grünland ist eine Intensivierung 
festzustellen, indem z. B. die Mahdfrequenz 
erhöht wird. Ehemals stillgelegte Flächen 
werden zudem intensiv genutzt. Eine we-
sentliche Zunahme des Anbaus von Ener-
giepflanzen ist seit 2004 mit der erstmaligen 
Einführung des Bonus für nachwachsende 
Rohstoffe im EEG zu verzeichnen. 
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de beim Mais, aber auch bei den Kurzum-
triebsplantagen –, dass diese aufgrund ihrer 
Höhe besonders landschaftsprägend sind. 
Wie stark sich dies negativ auswirkt, ist wie-
derum erheblich von den landschaftlichen 
Zusammenhängen sowie von der Ausdeh-
nung der Kulturen abhängig. 

Beeinträchtigung der Schutzgüter  
Boden, Wasser und Luft als Bestandteile des  
Naturhaushalts 

Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
ist insbesondere durch Einträge von Schad- 
und Reststoffen in den Boden sowie in 
Grund- und Oberflächengewässer betroffen. 
Bei der Biogasnutzung ist neben der zuneh-
menden Intensivierung der Bewirtschaf-
tung für die Produktion der nachwachsen-
den Rohstoffe auch das Ausbringen der 
Gärreste zu betrachten. Insbesondere beim 
Umbruch von Grünland, aber auch bei z. B. 
weiten Transportwegen und einem intensi-
ven Betriebsmitteleinsatz sind zudem die 
Treibhausgasbilanzen kritisch zu beurteilen. 

Eine Zuordnung, welche der Auswirkungen 
eine direkte Folge des Energiepflanzenan-
baus ist und welche durch die Produktion 
von Futter- und Lebensmitteln bedingt sind, 
ist schon deshalb schwierig, da oftmals erst 
bei der Ernte über die Verwendung der Kul-
tur entschieden wird. Dennoch macht hin-
sichtlich der Handlungsoptionen eine ge-
trennte Betrachtung durchaus Sinn. Denn 
einerseits werden Energiepflanzen mit ei-
ner anderen Motivation erzeugt, nämlich 
letztlich mit dem Ziel der Treibhausgas-
einsparung und der Erreichung der Klima-
schutzziele. Andererseits wird deren Anbau 
vor diesem Hintergrund auch mit anderen 
Instrumenten wie beispielsweise dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz unterstützt.

4.3	 Chancen und Handlungsbedarf

Gleichzeitig bietet die Produktion von Ener-
giepflanzen aus Sicht des Naturschutzes 
auch Chancen. Zu nennen wäre ein mögli-
cherweise breiteres Spektrum von Kultur
arten – auch solchen, die derzeit kaum 
noch genutzt werden. Ebenso sind An-
bauformen denkbar, die einen geringeren 
Einsatz von Dünger oder Pflanzenschutz-
mitteln erfordern. Durch die Anlage von 
Gehölzstreifen ist – je nach landschaftli-
chem Zusammenhang – eine Aufwertung 
monotoner Flächen zu erreichen. 

in Zeiträume fallen, die für die Aufzucht der 
Jungen schädlich sind.

4.2	 Bedeutung der Auswirkungen für 
Natur und Landschaft

Mit Blick auf die oben genannten Ziele zum 
Erhalt der biologischen Vielfalt, im Sinne ei-
nes Schutzes sowie einer nachhaltigen Nut-
zung, sind deutlich negative Auswirkungen 
festzustellen: 

Verlust an Arten und Lebensräumen

Die insbesondere regional festzustellende 
Verengung auf die jeweils ertragsreichste 
Kulturart sowie die intensive Form der Be-
wirtschaftung führen zu einem Verlust an 
Lebensräumen und in der Folge zu einem 
deutlichen Rückgang an Tier- und Pflan-
zenarten und deren Populationen. 

Insbesondere bodenbrütende Vogelarten 
(sowohl im Acker als auch im Grünland) 
sind eine Artengruppe, die sehr stark vom 
intensiven Energiepflanzenanbau bzw. 
Grünlandumbruch betroffen ist, ebenso 
wie Arten, die den Acker zur Nahrungs-
suche nutzen.15 Aber auch andere Arten-
gruppen (wie Blütenbesucher, Laufkäfer) 
nehmen nachweislich bei hohen Flächen
anteilen einer Kultur, z. B. bei 40 % bzw 66 % 
Maisanteil ab.16  Besonders der Umbruch 
von artenreichem und naturschutzfachlich 
wertvollem Grünland bringt für eine Viel-
zahl auch seltener und gefährdeter Arten 
den Verlust ihres Lebensraums mit sich.17

Beeinträchtigung der Kulturlandschaft 

Wahrnehmbar ist eine Veränderung der Kul-
turlandschaft zuerst über das Landschafts-
bild. Dieses wiederum ist eng mit der Erho-
lungsfunktion der Landschaft verbunden. 
Die oben beschriebenen Entwicklungen 
führen in der Summe zu einer Vereinheit-
lichung der Landschaft. Ob die Verände-
rungen als negativ empfunden werden, ist 
unterschiedlich. Während große Rapsfel-
der im Frühsommer wegen der Blüte und 
als „Bienenweide“ zumindest teilweise als 
Bereicherung empfunden werden, ist dies 
beim Mais in der Regel nicht der Fall. Re-
gional wird – oft seitens der Tourismusver-
bände – bereits die „Vermaisung der Land-
schaft“ beklagt. Dabei wirkt sich zum einen 
der Trend negativ aus, dass wenige Kulturen 
auf sehr großen Flächenanteilen angebaut 
werden, zum anderen jedoch auch – gera-
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5	 Steuerungsinstrumente zum  
natur- und landschaftsverträglichen 
Anbau von Biomasse 

Die Frage nach geeigneten Steuerungs
instrumenten im Kontext Biomasseanbau 
wird derzeit intensiv diskutiert. Gegenstand 
der Diskussion sind die verschiedensten 
steuerungspolitischen Wirkungsmechanis
men, also ebenso regulativ-ordnungsrecht-
liche wie anreizorientierte (hier insbeson-
dere im Rahmen der Ausgestaltung der 
Förderpolitik) und informelle Ansätze (etwa 
in Form von regionalen Entwicklungskon-
zepten im Kontext „Erneuerbare Energien“). 
Dabei sind es vor allem zwei Aspekte, die 
die Konzipierung und Umsetzung geeigne-
ter Steuerungskonzepte erschweren. Dies 
sind zum einen die enge Verzahnung von 
Biomasseanbau und „klassischer“ landwirt-
schaftlicher Nutzung (insbesondere Nah-
rungs- und Futtermittelanbau), die eine 
Fokussierung auf spezifische „Biomasse-
Steuerungsinstrumente“ teilweise ins Leere 
laufen lässt, zum anderen die häufig fehlen-
de Anknüpfung an Zulassungstatbestände 
beim Anbau von Biomasse im Unterschied 
zu den Zulassungsverfahren bei der Errich-
tung von Anlagen im Bereich erneuerbarer 
Energien (einschließlich Biomasseanlagen). 
Nachfolgend werden einige zentrale Steue-
rungsbereiche mit ihren jeweiligen Steue
rungspotenzialen in überblicksartiger Form 
vorgestellt. Auch wenn insbesondere auf 
raumbezogene bzw. „planerische“ Instru-
mente einzugehen ist, sind zuvor einige 
kurze Ausführungen über das generelle 
Steuerungsrepertoire erforderlich, weil, wie 
zu zeigen sein wird, gerade die Querverbin-
dungen zwischen Raumkulissen/Planung 
einerseits und Fördertatbeständen/Ord-
nungsrecht andererseits Gegenstand der 
Debatte sind. Auf die durchaus ebenfalls 
wichtigen instrumentellen Bereiche Bau-
leitplanung und Anlagenzulassung kann im 
Rahmen dieses Beitrags nicht eingegangen 
werden. 

5.1	 Agrarumweltrecht als erster  
flächendeckender Steuerungsansatz

Soweit sich der Biomasseanbau als land-
wirtschaftliche Nutzung darstellt, unterliegt 
er den Steuerungsmechanismen des (regu
lativen) Agrarumweltrechts und der Agrar-
förderpolitik (dazu Kap. 5.2). Das Agrar
umweltrecht wurzelt in unterschiedlichen 

Auch die energetische Nutzung von Mate-
rial, das bei Landschaftspflegemaßnahmen 
anfällt (sowohl krautige wie auch holzige 
Anteile), bietet Möglichkeiten der Realisie-
rung von Synergieeffekten, wenngleich die 
Einordnung dieser Materialien zwischen 
Abfall- und angebauten Biomassen noch 
umstritten ist. 

Allerdings zeigen die letzten Jahre, dass auf-
grund der möglichen Ertragserwartungen, 
aber auch der Preisschwankungen am Markt 
auf jene Kulturen zurückgegriffen wird, die 
bekannt und bewährt sind sowie außerdem 
auch anderweitig als nur zur Produktion 
von Bioenergie genutzt werden können. In-
sofern fallen die flächenhafte Zunahme von 
risikoreichen, d. h. potenziell umweltgefähr-
denden Kulturen wie z. B. Raps oder Mais 
auf Kosten umweltfreundlicherer Anbaufor-
men sowie die Umnutzung von Ackerland in 
Grünland besonders ins Gewicht.18

Insgesamt bedarf die zukünftige Ausrich-
tung der Biomasseproduktion einer stärke-
ren Ausrichtung an Naturschutzzielen:

•	 Die Ausgestaltung des Anbaus muss um-
fassend weiterentwickelt werden (Über-
tragung und Weiterentwicklung von 
Nachhaltigkeitsanforderungen, Weiter-
entwicklung der guten fachlichen Praxis 
sowie der Cross-Compliance-Regelungen, 
vermehrte Forschung zur Nutzung alter-
nativer Kulturen und Anbauformen).

•	 Reststoffe müssen vermehrt genutzt wer-
den, insbesondere auch Landschaftspfle-
gematerialien sollten eingeschlossen sein. 

•	 Verschiedene Politiken müssen weiter-
entwickelt werden, die anstelle mono-
funktionaler Optimierung (z. B. Energie-
ausbeute) integrative Ansätze wie den 
Erhalt der biologischen Vielfalt, der Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushaltes und 
das Landschaftsbild umfassen. 

Die aufgeführten Risiken und Chancen des 
Biomasseanbaus für die Sicherung der Qua-
lität von Natur und Landschaft hängen in 
erheblichem Maß von den konkreten Räu-
men, Flächen und Standorten ab, die zur 
Biomasseerzeugung genutzt werden. Es 
liegt daher auf der Hand, dass das zur Be-
rücksichtigung der Naturschutzziele einzu-
setzende Steuerungsinstrumentarium ins-
besondere auch in der Lage sein muss, eine 
raumbezogene Lenkung zu betreiben. 
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eine Präzisierung vorzunehmen. Neben 
der gesetzlichen Präzisierung „sollten Er-
mächtigungen für eine Bundesverordnung 
sowie für Landesverordnungen zur weite-
ren Konkretisierung verankert werden. Da 
in einigen Sachbereichen eine rein textliche 
Konkretisierung an ihre Grenzen stößt, soll-
ten auch entsprechende Fachkartendarstel-
lungen zur Operationalisierung der Steu-
erungsmaßgaben genutzt werden“ (s. zur 
Rolle der Landschaftsplanung näher Kap. 
5.5). Weiter werden die Verankerung einer 
ausdrücklichen Untersagungsmöglichkeit 
und eine verstärkte Vollzugskontrolle emp-
fohlen. Eine verstärkte Nutzung von Bera-
tungsansätzen wird dabei als flankierendes, 
nicht aber als alternatives Instrument ein-
gestuft.

Eine enge inhaltliche Verknüpfung besteht 
zwischen den naturschutzrechtlich veran-
kerten Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis und der Eingriffsregelung (§§ 13 ff. 
BNatSchG). Bei der Eingriffsregelung sind 
sowohl die positive Normierung von Ein-
griffstatbeständen als auch die Genehmi-
gungspflicht von Eingriffen mit Zuständig-
keit der Naturschutzbehörden (vgl. § 17 Abs. 
3 BNatSchG) für die Steuerungswirksam-
keit gerade auch im Bereich Landnutzung 
von erheblicher Bedeutung. Dementspre-
chend kommen die Autoren der besagten 
Studie zu dem Schluss, dass gerade vor 
dem Hintergrund der mit dem Biomasse-
anbau verbundenen Gefahren eines weite-
ren Grünlandumbruchs gesetzlich sicher-
gestellt werden sollte, „dass der Umbruch 
von Dauergrünland als Nutzungsänderung 
grundsätzlich dem Eingriffsbegriff unter-
fällt, sofern die weiteren Tatbestandsmerk-
male, insbesondere die Erheblichkeit der 
Beeinträchtigung, vorliegen. Die Natur
schutzbehörde prüft die Voraussetzungen 
und kommt bei positivem Ergebnis zu ei-
nem Kompensationserfordernis oder zur 
Untersagung. Dabei ist eine inhaltliche 
Abstimmung mit der entsprechenden GfP-
Regelung erforderlich“26. 

Weitere, hier nicht näher auszuführende 
regulative Steuerungsansätze sind etwa der 
gesetzliche Biotopschutz und der besonde-
re Artenschutz, den der Gesetzgeber über 
die Vorschrift des § 44 Abs. 4 BNatSchG 
ebenfalls mit der guten fachlichen Praxis 
verknüpft hat. In Abhängigkeit von der je-
weiligen Datenqualität bezüglich der Bio-
toptypenverbreitung und der Vorkommen 

fachgesetzlichen Kontexten, so etwa im 
Dünge- und Pflanzenschutzrecht, im Bo-
denschutzrecht, im Wasserrecht und im Na-
turschutzrecht. Zentraler flächendeckender 
Maßstab ist hier die Einhaltung der „guten 
fachlichen Praxis“ (gfP). So dürfen nach 
§ 3 Abs. 2 DüngG Düngemittel nur nach 
guter fachlicher Praxis angewandt wer-
den (siehe auch § 3 der 2006 neugefassten 
DüngeVO).19  Im Pflanzenschutzrecht sind 
die §§  2a, 6 PflSchG einschlägig, im Boden-
schutzrecht § 17 BBodSchG und im Natur-
schutzrecht § 5 Abs. 2 BNatSchG. 

Im Schrifttum wird am derzeitigen Rege-
lungsansatz der „guten fachlichen Pra-
xis“ Kritik geübt. Wesentliche Kritikpunkte 
sind die unzureichende Konkretisierung 
(im Gesetz und/oder im untergesetzlichen 
Regelwerk), die fehlende Ausrichtung auf 
Standortspezifika (Raumbezug) und eine 
mangelnde Vollziehbarkeit einschließlich 
fehlender Sanktionsmöglichkeit gegen Ver-
stöße.20 Aufgrund seiner breiten Schutzgut-
ausrichtung und seines flächendeckenden 
Ansatzes wäre an sich das Naturschutz-
recht prädestiniert, fachrechtliche Min-
deststandards für die landwirtschaftliche 
Nutzung (und damit auch für den Biomas-
seanbau) zu manifestieren. Gerade hier 
besteht derzeit jedoch erheblicher Fort-
entwicklungsbedarf.21 Auch mit der neuen 
bundesrechtlichen Vollregelung bleiben 
die Grundsätze der guten fachlichen Praxis 
im Naturschutzrecht nach Einschätzung 
von Möckel „weiterhin unbestimmt, sank-
tionslos und ohne behördliche Konkreti-
sierungs- sowie Anordnungsbefugnis“22. 
Hier müsse, so Köck, „künftig auch vom 
Gesetzgeber deutlich mehr getan werden“23. 
Für die ähnlich schwach instrumentierten 
Grundsätze der guten fachlichen Praxis in 
der rahmenrechtlichen Vorläuferregelung 
des BNatSchG hatte bereits Ginsky festge-
stellt, dass es insbesondere bei den Grund-
sätzen der standortangepassten Bewirt-
schaftung, der nachhaltigen Fruchtfolge, 
dem Grünlandumbruchverbot, dem Gebot 
der Erhaltung von Biotopen (vgl. nun § 5 
Abs. 2 Nr. 3 BNatSchG: „die zur Vernetzung 
von Biotopen erforderlichen Landschafts-
elemente“) und dem Gebot der verhältnis-
mäßigen Nutzung der Ressourcen an hin-
reichender Konkretisierung generell und für 
den Anbau nachwachsender Rohstoffe im 
Besonderen fehle.24 In einer von Mengel et 
al. veröffentlichten Studie25 wird denn auch 
empfohlen, im Bundesnaturschutzrecht 
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wirtschaft jenseits der gesetzlich festgeleg-
ten Mindeststandards.29 Zu den genannten 
agrarökonomischen Rahmenbedingungen 
zählen dabei auch die Fördertatbestände 
des EEG, die bei entsprechender Förderhö-
he bzw. entsprechenden Deckungsbeiträ-
gen zu einer verminderten Attraktivität der 
Agrarumwelt- bzw. Vertragsnaturschutzpro-
gramme führen können.30 Ein Steuerungs-
erfolg ist somit nur bei ausreichender (ab-
soluter und relativer) Fördermittelhöhe zu 
erwarten, darüber hinaus ist eine effiziente 
Ausgestaltung der Fördermaßgaben (Flä-
chenförderkulisse, Handlungs- und/oder 
Erfolgsausrichtung etc.) erforderlich.31 Bei 
der Ausgestaltung sollte zukünftig stärker 
auch auf Formen der energetischen Nut-
zung von Biomasse geachtet werden, die 
wirtschaftliche Perspektiven etwa für Ex-
tensivgrünland und andere extensive Land-
nutzungen eröffnen.32

5.3 	 Erneuerbare-Energien-Förderpolitik 
als spezifisches Steuerungspotenzial

Die Steuerungsmechanismen des EEG, das 
hier beispielhaft für die Steuerung im Kon-
text Energiepolitik herausgegriffen wird, 
bestehen zunächst generell in der Vergü-
tungspflicht für Strom, der aus Biomasse 
gewonnen wurde. Eine Spezifizierung er-
fährt dieser Vergütungsansatz durch ver-
schiedene Boni in Form von gesteigerten 
Vergütungsleistungen bei Erfüllung be-
stimmter tatbestandlicher Voraussetzungen 
(z. B. Bonus für nachwachsende Rohstof-
fe, Landschaftspflege-Bonus). Eine dritte 
Steuerungsebene stellt die Verknüpfung 
mit definierten Nachhaltigkeitskriterien als 
Voraussetzung für den Vergütungsanspruch 
dar. Für flüssige Biomasse ist hier die Bio-
massestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 
(BioSt-NachV) vom 23.7.2009 einschlä-
gig, die die entsprechenden Maßgaben 
der Erneuerbare-Energien-Richtline (RL 
2009/28 EG) umsetzt. Inhaltlich sind die in 
den §§ 4 bis 8 BioSt-NachV aufgestellten 
Anforderungen an den Schutz natürlicher 
Lebensräume, an eine nachhaltige land-
wirtschaftliche Bewirtschaftung und an 
das Treibhausgas-Minderungspotenzial zu 
erfüllen, wobei über die Einhaltung der An-
forderungen mit Hilfe von Zertifizierungs-
systemen ein Nachweis zu führen ist.33 Da-
bei bezweckt § 4 BioSt-NachV den Schutz 
von Flächen mit hohem Naturschutzwert, 
wozu bewaldete Flächen, Naturschutzzwe-

der entsprechenden Populationen besteht 
auch hier ein nicht zu vernachlässigendes 
Steuerungspotenzial.

5.2	  Agrarförderung als zweiter  
flächendeckender Steuerungsansatz

Neben den regulativen Steuerungsansät-
zen ist für jede Form landwirtschaftlicher 
Nutzung die Ausgestaltung der europä-
ischen Agrarpolitik von entscheidender 
Bedeutung. Dabei ist hinsichtlich der um-
weltpolitischen Auswirkungen zwischen 
der ersten und der zweiten Säule zu unter-
scheiden. Das auf Direktzahlungen fußen-
de Subventionsregime des Europäischen 
Landwirtschaftsrechts (einschließlich etwa 
des Umgangs mit Stilllegungsflächen)27 als 
erste Säule umfasst neben der Ausgestal-
tung der eigentlichen Fördertatbestände 
auch die Regelungen der sog. Cross Com-
pliance. Diese verbinden die Gewährung 
von Direktzahlungen mit der Einhaltung 
von Vorschriften aus den Bereichen Umwelt, 
Lebens- und Futtermittelsicherheit so-
wie Tierschutz. Durch die EG-Verordnung 
Nr. 73/2009 über gemeinsame Regeln für 
Direktzahlungen sind die Anforderungen 
neu justiert worden. Die in Anhang III fest-
gelegten Maßgaben verpflichten zu ent-
sprechenden nationalen Festlegungen (vgl. 
Direktzahlungen-Verpflichtungsgesetz und 
Direktzahlungen-Verpflichtungsverord
nung), die sich hinsichtlich ihrer sachli-
chen Ausrichtung als Mindeststandards der 
Landnutzung (analog der guten fachlichen 
Praxis) darstellen.28 Ungeachtet der Frage, 
inwieweit die entsprechenden Maßgaben 
inhaltlich genügen und ob die (verschärf-
ten) Vollzugskontrollen in der Praxis aus-
reichen, hängt die Steuerungswirksamkeit 
auch entscheidend von den agrarökonomi-
schen Rahmenbedingungen ab: Sowohl bei 
einer Kürzung der zur Verfügung stehenden 
Mittel als auch bei steigenden Preisen für 
landwirtschaftliche Produkte und dem da-
mit einhergehenden Verzicht auf (kriterien-
gebundene) Förderung besteht die Gefahr, 
dass die Steuerungsanreize ins Leere laufen. 

Die Abhängigkeit von den agrarökonomi-
schen Rahmenbedingungen gilt auch für 
die Agrarumweltmaßnahmen, die euro-
parechtlich in der sog. Verordnung zum 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
verankert sind. In Rede stehen hier freiwil-
lige umweltbezogene Leistungen der Land-
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für eine flächendeckende Einführung von 
Nachhaltigkeitsstandards für den gesamten 
Landwirtschaftssektor betrachtet werden.41

5.4	 Steuerungsmaßgaben auf quali-
fizierten Flächen: Schutzgebiete 

Eine besondere Form von Raumkulissen 
sind die Schutzgebiete des Naturschutz-
rechts (gegebenenfalls auch des Was-
serrechts). Insbesondere großflächige 
Schutzgebiete wie die Kategorien Land-
schaftsschutzgebiet (§ 26 BNatSchG) oder 
Biosphärenreservat (§ 25 BNatSchG), aber 
auch die Natura-2000-Schutzgebietskulisse 
mit ihren Vogelschutzgebieten  und Gebie-
ten nach Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
(sog. FFH-Gebieten; §§ 31 ff. BNatSchG) 
sind hier von Relevanz. Von besonderer 
Bedeutung für die Steuerungsleistung sind 
die konkreten Verordnungstexte, die im 
Hinblick auf die Biomassenutzung über-
prüft und gegebenenfalls fortentwickelt 
werden sollten, wobei beispielsweise die 
Tendenz zu verengten Fruchtfolgen und 
Monokulturen, die Beeinträchtigung von 
Nahrungshabitaten oder die Veränderun-
gen des Landschaftscharakters (z. B. durch 
Steigerung der Wuchshöhen) zu berück-
sichtigen wären. Generell (auch im Kontext 
anderer Energieträger bzw. weiterer poten-
zieller Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft) sind präzise Schutzzwecke und 
fallangepasste, substanzielle Regelungs-
maßgaben in Schutzgebietsverordnungen 
zu empfehlen.42 Intelligente Schutzgebiets-
systeme können durch geeignete planeri-
sche Instrumente (s. dazu Kap. 5.5 und 5.6) 
vorbereitet werden. Darin steckt ein erheb-
liches Rationalitätspotenzial, das in Ver-
bindung mit raumspezifischen Einzelver-
ordnungen und gegebenenfalls unterstützt 
durch die Förderpolitik (jenseits des ord-
nungsrechtlich Normierten) entscheidend 
zur Sicherung und Entwicklung der Qualität 
von Natur und Landschaft beitragen kann, 
jedenfalls auf einem Teil der Gesamtflä-
che. Werden entsprechende Verordnungen 
durch moderne Formen der Vermittlung 
umweltbezogener Sachverhalte begleitet 
(z. B. aktuelle und fallbezogene Informatio
nen über die jeweiligen Schutzgüter und 
Entwicklungsziele), lässt sich im besten Fal-
le von einem klassischen Wirkungsverbund 
naturschutzpolitischer Instrumente spre-
chen.

cken dienende Flächen und Grünland mit 
großer biologischer Vielfalt zählen. Einem 
besonderen Schutz unterstehen nach § 5 
BioSt-NachV auch Flächen mit einem ho-
hen Kohlenstoffbestand (Feuchtgebiete; 
Wald) sowie Torfmoore (§ 6 BioSt-NachV).34 
Mit im Wesentlichen gleichen Inhalt wie die 
BioSt-NachV wurde Ende September 2009 
die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverord-
nung verabschiedet. Entsprechende Maß-
gaben für die Nutzung fester und gasförmi-
ger Biomasse stehen zwar noch aus, doch 
dürften die Kriterien für flüssige Biomasse 
und die mit diesen gemachten Erfahrungen 
dabei eine wesentliche Grundlage bilden.35

In der naturschutzbezogenen Qualifizie-
rung der Fördervoraussetzungen steckt 
grundsätzlich ein erhebliches Steuerungs-
potenzial.36 Allerdings stellen sich zum ei-
nen vergleichbare Probleme wie bei der 
generellen Agrarförderpolitik im Hinblick 
auf die inhaltliche Zielgenauigkeit der För-
der- bzw. hier der Restriktionstatbestän-
de. So wird im Schrifttum darauf hinge-
wiesen, dass die EE-Richtlinie nur einen 

„bestimmten Ausschnitt der ökologischen 
Komponente der Nachhaltigkeit“ abde-
cke.37 Inhaltlich klärungsbedürftig ist da-
rüber hinaus unter anderem die konkrete 
Operationalisierung des Grünlandschutzes 
sowie des Schutzgebietskriteriums.38 Zum 
anderen bleibt auch die Praktikabilität der 
vorgesehenen Umsetzung der Maßgaben 
in Form von Zertifizierungssystemen und 
Umweltgutachtern zunächst ungewiss. 
Hinzu kommt ein Einwand, der mit der en-
gen Verknüpfung von Biomasseanbau und 
sonstiger landwirtschaftlicher Nutzung so-
wie mit dem Steuerungsansatz der Festle-
gung von Negativ- bzw. Restriktionsräumen 
zusammenhängt, nämlich die Gefahr von 
Verdrängungseffekten.39 Wird die Vergü-
tung ausgeschlossen, soweit der Anbau von 
Biomassepflanzen auf Restriktionsflächen 
stattfindet, so ist damit zwar eine Lenkung 
auf fachlich weniger problematische Flä-
chen verbunden. Es ist aber möglich, dass 
die vormals auf diesen Flächen vorgenom-
mene Form der Landnutzung in der Folge 
auf die Restriktionsstandorte ausweicht. 
Solche „indirekten Landnutzungsände-
rungen“ ließen sich möglicherweise durch 
eine Einbeziehung der gesamten landwirt-
schaftlichen Produktion in ein Raumku-
lissen- und Zertifizierungssystem lösen.40 
Die standörtliche Qualifizierung des Bio-
masseanbaus könnte insoweit als Anschub 
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schaftsplanung zwar vermehrt Beiträge zur 
fachlichen Aufarbeitung und räumlichen 
Abbildung von GfP-relevanten Sachverhal-
ten leistet. Dem sollte aber ein weiterer ei-
genständiger Konkretisierungsschritt (z. B. 
in Form von Fachkarten) folgen, der dann 
die formale Grundlage für eine administra-
tive Maßgabe bildet. 

Im Bereich der Typusschutzinstrumente hat 
die Landschaftsplanung insbesondere die 
Aufgabe, raumbezogene Daten über Arten 
und Biotoptypen aufzubereiten, darzustel-
len und konzeptionell einzubinden. Dies 
kann sich gerade auch auf solche Tier- und 
Pflanzenarten bzw. Lebensräume des Acker- 
und Grünlands beziehen, die im Hinblick 
auf Landnutzungsänderungen durch Bio-
masseanbau betroffen sind. Instrumente 
im Kontext Zulassungs-/Anzeigeverfahren 
sind dann relevant, wenn entsprechende 
naturschutzrechtliche Verfahrenstatbestän-
de Landnutzungsänderungen als Ausprä-
gung oder als Folge des Biomasseanbaus 
betreffen (z. B. Grünlandumbruch im Rah-
men der Eingriffsregelung). Sofern aus-
füllungsbedürftige Tatbestandsmerkmale 
vorliegen (z. B. Erheblichkeit), kann die 
Landschaftsplanung eine fachliche Unter-
setzung liefern. Bei den Schutzgebieten 
liegt die Bedeutung der Landschaftspla-
nung schließlich in der Herleitung eines 
fachlich begründeten Bedarfs vor dem 
Hintergrund der räumlich konkretisierten 
Ziele des Naturschutzes, der festgestellten 
Qualität von Natur und Landschaft und der 
ermittelten aktuellen bzw. potenziellen Be-
einträchtigungen. Zu solchen Beeinträch-
tigungen zählen auch negative Auswirkun-
gen des Biomasseanbaus. Eine inhaltlich 
leistungsfähige Landschaftsplanung würde 
eine ganz wichtige Rolle für eine rational 
abgeleitete Schutzgebietskonzeption für 
Kulturlandschaften spielen, die dem diffe-
renzierten Schutzgebiets-Instrumentenset 
angesichts der aktuellen Herausforderun-
gen durch die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien zu neuem Auftrieb in der praktischen 
Anwendung verhelfen könnte (zur ergän-
zenden Unterstützung durch die Regio
nalplanung s. Kap. 5.6). 

Der Ansatz der Verknüpfung der Land-
schaftsplanung mit natur- und landschafts-
bezogenen Förderinstrumenten ist nicht 
zuletzt durch die explizite Aufnahme in 
§  9 Abs. 3 Nr. 4 Buchst. c) BNatSchG (2009) 
gestärkt worden. Hier gilt eine ähnliche 

5.5	 Fachlich stringente Steuerungs- 
vorbereitung durch die Landschafts-
planung 

Der Landschaftsplanung kommt gemäß § 
9 Abs. 1 BNatSchG die Aufgabe zu, die Zie-
le des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege räumlich zu konkretisieren und die 
Verwirklichung dieser Ziele vorzubereiten. 
Ist die Zielkonkretisierung eine generelle 
Aufgabe mit Bedeutung für quasi alle natur-
schutzrelevanten Bereiche, kommt es bei 
der Umsetzungsvorbereitung auf die spezi-
fischen Handlungs- und Konfliktfelder mit 
dem jeweils einschlägigen Instrumenten-
kontext an. 

Greift man innerhalb der naturschutzrecht-
lichen Steuerungsmechanismen die Kate-
gorie der ordnungsrechtlich-regulativen 
heraus, so ist zwischen flächendeckenden 
Instrumenten (z. B. gute fachliche Praxis 
nach § 5 Abs. 2 BNatSchG), Typusschutz
instrumenten (z. B. der besondere Arten-
schutz nach §§ 44 ff. BNatSchG), Zulas-
sungsverfahren (z. B. Eingriffsregelung nach 
§§ 13 ff. BNatSchG) und den Schutzgebie-
ten mit ihren spezifischen Maßgaben für 
qualifizierte Räume (§§ 23 ff. BNatSchG) 
zu unterscheiden. Der Landschaftsplanung 
kommt für alle vier Gruppen eine vorberei-
tende bzw. unterstützende Bedeutung zu, 
allerdings in unterschiedlicher Form und 
Intensität.43 Bezüglich der guten fachlichen 
Praxis findet sich im Schrifttum die Forde-
rung nach einer standortbezogenen Kon-
kretisierung in der Landschaftsplanung.44 
Nach der hier vertretenen Auffassung ist 
der Ansatz, die Landschaftsplanung stärker 
als bisher für die Implementierung der Re-
geln der guten fachlichen Praxis zu nutzen, 
grundsätzlich zu unterstützen. Dabei muss 
allerdings nach der bereits angesprochenen 
Studie von Mengel et al. darauf geachtet 
werden, dass eine unmittelbare Bezugnah-
me im Sinne der Festlegung der jeweiligen 
raumkonkreten Standards durch einzelne 
Landschaftsrahmenpläne und kommunale 
Landschaftspläne „diese faktisch zu einem 
regulativen Instrument umformen“ würde. 

„Damit wäre ein grundlegender Wandel im 
Aufgabenverständnis verbunden, der sich 
nicht zuletzt auch in anderen Formen des 
Aufstellungs- und Beteiligungsverfahrens 
niederschlagen müsste.“45 Anstelle dieses 
nicht angestrebten Bedeutungswechsels 
der Landschaftsplanung sollte besser ein 
Weg gewählt werden, bei dem die Land-
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senutzung sind hier die Kategorien der 
Vorranggebiete (§ 8 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 ROG) 
und, in ihrer Steuerungswirkung abge-
schwächt, die Vorbehaltsgebiete (§ 8 Abs. 
7 S. 1 Nr. 2 ROG) zur Sicherung und/oder 
Entwicklung bestimmter Freiraumfunk-
tionen.47 Solche hier einschlägigen Frei-
raumfunktionen können der Arten- und 
Biotopschutz (im Sinne von Biodiversi-
tätssicherung), der Schutz des Bodens, des 
Wassers (Oberflächengewässer; Grundwas-
ser), die Erhaltung/Entwicklung von Kalt- 
und Frischluftsystemen, der vorbeugende 
Hochwasserschutz (siehe auch § 8 Abs. 5 
S. 1 Nr. 2 Buchst. d ROG) sowie der Schutz 
von Landschaften bestimmter Qualität (z. B. 
historisch gewachsene Kulturlandschaften; 
Landschaften mit hoher Bedeutung für Er-
leben und Wahrnehmen, ggf. einschließlich 
Erholungswert) sein. Hinzu kommen multi
funktionale Freiraumfunktionen, wie sie 
aus raumordnungsrechtlicher Sicht etwa 
den Regionalen Grünzügen zu Eigen sind. 
Perspektivisch ist auch an Ökosysteme 
und Landschaftsausprägungen zu denken, 
denen ergänzend zu spezifischen lokalen/
regionalen Freiraumfunktionen eine hohe 
CO

2
-Senkenfunktion zukommt (z. B. Grün-

land, Moore).

Steuerungstechnisch stellt sich für die The-
matik Biomasseanbau allerdings das Prob-
lem, dass es in der Regel keinen Genehmi-
gungstatbestand für die landwirtschaftliche 
Nutzung als Anknüpfungspunkt für die 
Berücksichtigung oder Beachtung der Aus-
sagen gibt48 (vgl. allerdings die besondere 
Situation beim Wechsel einer Nutzung im 
Sinne der Eingriffsregelung, z. B. Grün-
landumbruch, s. Kap. 5.1). Hinzu kommen 
Schwierigkeiten einer Steuerung aufgrund 
der Dynamik landwirtschaftlicher Anbau-
formen einschließlich kurzfristiger Ver-
wertungsentscheidungen (und der im Ver-
hältnis hierzu eher mittel- bis langfristig 
ausgerichteten Raumordnung), die bereits 
angesprochene problematische Differen-
zierung zwischen Biomasseanbau und klas-
sischer landwirtschaftlicher Nutzung sowie 
nicht zuletzt die Frage hinreichender Fein-
körnigkeit der räumlichen Planaussagen, 
soweit z. B. Regionalpläne im Maßstab 
1:100  000 erstellt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist insbesondere an 
folgende Formen der Nutzung von gebiets-
bezogenen Festlegungen der Raumordnung 
zur Steuerung des Biomasseanbaus zu den-

Argumentationslinie wie im Kontext gute 
fachliche Praxis, sei es generell im Be-
reich Agrarumweltmaßnahmen/Vertrags-
naturschutz oder spezifisch im Bereich 
Biomasseanbau/erneuerbare Energien. Für 
beide Bereiche wird in der Literatur eine 
stärkere Verknüpfung von Landschaftspla-
nung und Mitteleinsatz gefordert.46 Auch in 
diesem Fall sollte die Landschaftsplanung 
tatsächlich stärker auf fachlich-konzeptio-
nelle Beiträge in den besagten Steuerungs-
bereichen ausgerichtet werden, allerdings 
ohne dass diese zu einem unmittelbar 
rechtlich verbindlichen Entscheidungs
instrument für die Förderfähigkeit land-
wirtschaftlicher Nutzungen mutiert. Viel-
mehr sollte es auch hier darum gehen, dass 
die Landschaftsplanung aus naturschutz-
fachlicher Sicht Fördertatbestände raum-
bezogen aufbereitet (z. B. als Such- oder 
Risikoräume), die dann in einem weiteren 
Verfahrensschritt weiter so konkretisiert 
werden, dass daraus Einzelfallentscheidun-
gen abgeleitet werden können. 

Zu den sonstigen Ansätzen zählen etwa die 
unmittelbaren oder mittelbaren (z. B. als 
naturschutzfachlich-raumbezogene Grund-
lage für die Erstellung regionaler Energie-
konzepte) persuasiven Einwirkungsformen 
der Landschaftsplanung, bei denen durch 
Erarbeitung und Darstellung von Raum
kulissen auf besondere Qualitäten bzw. 
Empfindlichkeiten von Natur und Land-
schaft hingewiesen wird.

Jenseits der auf die einzelnen Landnutzer 
ausgerichteten Steuerungsansätze ist an die 
Bedeutung der Landschaftsplanung für die 
raumbezogene Gesamtplanung, also der 
Raumordnung und der Bauleitplanung zu 
denken. Soweit diese Planungen Relevanz 
für den Biomasseanbau entfalten (s. nach-
folgend Kap. 5.6), kann die Landschaftspla-
nung der naturschutzbezogenen Qualifizie-
rung unter besonderer Berücksichtigung 
der hier einschlägigen Schutzgüter und 
Raumempfindlichkeiten dienen.

5.6	 Steuerungsrahmen und Steuerungs-
anstöße durch Regionalplanung und 
Regionalentwicklung

In ihrer rahmensetzenden Funktion ist die 
Raumordnung und hier insbesondere die 
Regionalplanung gefragt, die anzustreben-
de Freiraumstruktur (§ 8 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 
ROG) planungsrechtlich festzulegen. Von 
zentraler Bedeutung im Kontext Biomas-
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sowohl im Hinblick auf die Maßstäblich-
keit – hier der Regionalplanung – als auch 
angesichts der Schwierigkeit, in diesem 
Rahmen inhaltlich tragfähige Aussagen zur 
räumlichen Eignung bzw. dem Ausschluss 
des Biomasseanbaus zu generieren, die 
unmittelbar auf den einzelnen Landnutzer 
einwirken.53 Im Unterschied zur möglichen 
Berücksichtigung von räumlichen Gege-
benheiten und planungsrechtlichen Fest-
legungen im Rahmen des differenzierten 
Zulassungsverfahrens für eine Biomasse-
anlage sollten Förder- und Restriktionsku-
lissen sowohl für den Landnutzer als auch 
für die prüfende Institution (z. B. Zertifizie-
rungsstelle) möglichst klar und eindeutig 
abzulesen sein. Eine regionalplanerische 
Festlegung könnte diese Klarheit aber nur 
um den Preis einer inhaltlich nicht immer 
tragfähigen Planaussage leisten. Insofern 
dürften die beiden zuerst vorgestellten 
Steuerungsansätze (Anstoßfunktion gegen-
über dem Fachrecht und Berücksichtigung 
im Zulassungsverfahren je nach Einzelfall) 
zu bevorzugen sein.

Eine weitere Form von Steuerungsanstö-
ßen durch die Träger der Regionalplanung 
liegt in informellen Ansätzen54, wie z. B. der 
Erstellung eines Regionalatlasses Erneuer-
bare Energien, der Erarbeitung von spezifi-
schen regionalen Entwicklungskonzepten 
oder der Einrichtung von Biomassestamm
tischen. Informelle Konzepte können die 
Aufgabe übernehmen, eine Leitbilddiskus-
sion zu initiieren, sich regionaler Stärken 
und Schwächen bewusst zu werden (z. B. 
besonders geeignete landwirtschaftliche 
Betriebsstrukturen, naturräumliche Aus-
gangsbedingungen) und mögliche Such- 
und Schwerpunkträume zu identifizieren. 
Die Kooperationsbereitschaft der betrof-
fenen Kommunen und Landnutzer dürfte 
allerdings stark davon abhängen, welche 
konkreten Anreize für die Mitarbeit an ei-
nem solchen Konzept vorhanden sind.55

6	 Resümee 

Die rasanten Entwicklungen beim Ausbau 
der Biomasseerzeugung und -nutzung zei-
gen in mehrfacher Hinsicht negative Aus-
wirkungen, z. B. auf der Landschaftsebene 
oder im Kontext Biologische Vielfalt. Dabei 
gibt es durchaus Ansätze einer naturver-
träglichen Ausgestaltung und einer dar-
auf ausgerichteten Steuerung. Gerade die 

ken. Zum einen ist mit der Festlegung vor 
allem von Vorranggebieten nicht nur eine 
instrumentelle Schutzfunktion gegenüber 
einer baulichen Inanspruchnahme entspre-
chender Flächen verbunden. Vielmehr ma-
nifestiert die entsprechende Planaussage 
auch die gesamtplanerisch abgestimmte 
Aussage einer besonderen Wertigkeit der 
jeweiligen Gebiete. Diese planungsrecht-
lich festgelegte Wertigkeitskulisse lässt sich, 
gegebenenfalls in Verbindung mit weiteren 
textlichen Festlegungen im Hinblick auf 
Empfindlichkeiten gegenüber spezifischen 
Landnutzungsformen (etwa Biomassean-
bau bestimmter Kulturen), auch als Anstoß 
verstehen, geeignete fachrechtliche Siche-
rungsformen wie z. B. Schutzgebietsverord-
nungen einzusetzen.49 Im Themenbereich 

„Biomasse“ wäre etwa eine Konzentration 
auf die Sicherung von Landschaftsräumen 
hoher Wertigkeit (und Empfindlichkeit) zu 
empfehlen, die bis dahin keinem fachrecht-
lichen Gebietsschutz unterliegen, wie dies 
im Einzelfall beispielsweise bei besonders 
strukturreichen Kulturlandschaften, engen 
Mittelgebirgstälern oder markanten Kup-
pen- und Hanglagen der Fall sein mag.50 
Zum anderen ist zu bedenken, inwieweit 
(insbesondere bei größeren Biomasseanla-
gen) im Rahmen des Zulassungsverfahrens 
die entsprechenden Festlegungen von Frei-
raumfunktionen im Umfeld der Anlagen als 
relevante Aspekte bei der Prüfung der Ge-
nehmigungsfähigkeit heranzuziehen sind, 
sofern Auswirkungen der Anlage auf diese 
Gebiete zu erwarten sind.

Schließlich wird im Schrifttum die Festle-
gung von Förderkulissen durch die Raum-
ordnung erwogen.51 Alternativ wird der 
Ansatz zur Prüfung vorgeschlagen, die Ein-
haltung der (gebietsbezogenen) Ziele der 
Raumordnung als Nachhaltigkeitskriterium 
im Rahmen der Biomassestrom- und der 
Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 
(soweit europarechtlich zulässig) bzw. einer 
entsprechenden (zukünftigen) Verordnung 
betreffend gasförmige und feste Stoffe zu 
verankern.52 Nach der hier vertretenen Auf-
fassung ist allerdings – ähnlich wie bei der 
Landschaftsplanung – Zurückhaltung bei 
Ansätzen geboten, die die Raumordnung 
zur Festlegung einer verbindlichen För-
der- oder Restriktionskulisse im Sinne der 
unmittelbaren Verknüpfung von regional-
planerischen Festlegungen und einer För-
derung durch das EEG (bzw. anderer För-
derinstrumente) nutzen möchten. Dies gilt 
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fall unterliegen. Zudem besteht das Prob-
lem, zielgenaue Rahmenbedingungen zu 
schaffen, da der Anbau der Energiepflan-
zen aus der Steuerungsperspektive sowie 
hinsichtlich seiner Auswirkungen oft nur 
schwer vom Anbau zur Erzeugung von Le-
bens- und Futtermitteln abzugrenzen ist. 
Dabei scheint ein Handeln sowohl hinsicht-
lich der räumlichen Steuerung als auch hin-
sichtlich der Ausgestaltung des Anbaus mit 
Blick auf zukünftige Ausbauziele dringend 
geboten, um neben den Zielen des Klima-
schutzes auch die des Naturschutzes ver-
wirklichen zu können. 

Steuerung bereitet allerdings in der prakti-
schen Umsetzung derzeit Schwierigkeiten. 
Zum einen stößt man hier auf Problemla-
gen, wie sie bereits generell im Zusammen-
hang mit Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft durch die Landwirtschaft 
bekannt sind. Dies betrifft insbesondere 
ungenügende und/oder vollzugsschwa-
che Maßgaben, die in Verbindung mit der 
hohen faktischen Kraft der ökonomischen 
Rahmenbedingungen (gerade auch in Form 
der Förderpolitik im Kontext erneuerbare 
Energien) häufig dazu führen, dass die ein-
schlägigen Schutzgüter bei den relevanten 
Landnutzungsentscheidungen im Einzel-
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Sicherung einer nachhaltigen  
Bioenergiebereitstellung
Räumlicher Steuerungsbedarf und  
Steuerungsmöglichkeiten durch die Regionalplanung

1	 Bioenergiebereitstellung – Aufgabe 
der Regionalplanung?

Mit dem Integrierten Energie- und Klima
programm (IEKP) verfolgt die Bundesregie-
rung die Ziele, eine nachhaltige Energiever-
sorgung sicherzustellen sowie die Emission 
von Treibhausgasen bis in das Jahr 2020 
substanziell zu reduzieren. Ein wesentli-
cher Baustein zur Erreichung dieser Ziele 
ist der Ausbau der Energieversorgung aus 
erneuerbaren Energieträgern. Das aktuelle 
Energiekonzept der Bundesregierung (2010) 
bildet dafür die Gesamtstrategie bis in das 
Jahr 2050.

Unter den erneuerbaren Energien nimmt 
Biomasse mit rund 70 % den höchsten An-
teil an der Endenergiebereitstellung ein.1 Zur 
Bereitstellung von Wärme leistet sie den be-
deutendsten Beitrag und den alleinigen zur 
Produktion von Kraftstoffen.2 Das Leitszena-
rio des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (BMU) zur 
Umsetzung der Energie- und Klimaziele der 
Bundesregierung geht näherungsweise von 
einer Verdoppelung der Anteile von Energie 
aus Biomasse am Endenergieverbrauch bis 
zum Jahr 2020 aus.3

Mit diesem Anstieg in den kommenden 20 
Jahren steht die Flächenverfügbarkeit im 
Fokus der gesellschaftspolitischen Diskus
sion.4 Wie für keine andere Form der erneu-
erbaren Energien wird für die Biomasse-
produktion Fläche in Anspruch genommen. 
2007 wurden auf insgesamt 1,77 Mio. ha 
Energiepflanzen angebaut, das waren rund 
10 % der Agrarfläche in Deutschland.5 Für 
das Jahr 2010 schätzt die Fachagentur für 
Nachwachsende Rohstoffe die Zahl der An-
baufläche von Energiepflanzen auf 1,8 Mio. 
ha.6 Flächenkonkurrenzen mit anderen 
Raumnutzungen sind ebenso zu erwarten 
wie Nutzungskonkurrenzen zur Nahrungs- 
und Futtermittelproduktion sowie zur stoff-
lichen Verwertung von Biomasse.7

Gemäß §  1  Abs.  1 Raumordnungsgesetz 
(ROG) ist es zentrale Aufgabe der Raumord-
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nung, für einzelne Raumnutzungen vorzu-
sorgen, unterschiedliche Anforderungen 
an den Raum aufeinander abzustimmen 
und Konflikte zwischen ihnen auszuglei-
chen. Im Kanon der davon angesproche-
nen Raumnutzungen dürfte nunmehr die 
Bioenergiebereitstellung einen – auch flä-
chenmäßig – wesentlich größeren Umfang 
einnehmen.8 Explizit sind die Planungsre-
gionen aufgefordert, Bedingungen für die 
nachhaltige Entwicklung der Bioenergiebe-
reitstellung zu schaffen und ihre Ausgestal-
tung planerisch-konzeptionell vorzuberei-
ten.9 Der Beirat für Raumordnung10 hebt die 
Bedeutung der regionalen Handlungsebene 
für die Implementierung integrativer und 
großräumiger Anpassungs- und Vermei-
dungsstrategien hervor.

Dieser Beitrag richtet sich insbesondere 
auf den Handlungsspielraum der Raum-
planung auf regionaler Ebene. Konkret wird 
aufgezeigt, ob und inwieweit für die Regio
nalplanung derzeit ein Handlungsbedarf 
besteht, die gesteigerte Bioenergiebereit-
stellung räumlich zu steuern, und wenn ja, 
welche Instrumente und Methoden ihr für 
diese Regulierung zur Verfügung stehen. In 
der Konsequenz werden weitere instituti-
onelle Rahmenbedingungen skizziert, die 
notwendig erscheinen, um bestehende Re-
gelungslücken zu schließen.

Grundlage für die Darstellungen bilden 
Ergebnisse aus dem Resortforschungs-
projekt „Globale und regionale räumliche 
Verteilung von Biomassepotenzialen – Sta-
tus quo und Möglichkeiten der Weiterent-
wicklung“ (BMVBS/BBSR). Die Autoren 
zeichneten im Rahmen dieses Projekts für 
die Identifizierung des raumplanerischen 
Handlungsbedarfs und die Bewertung der 
Handlungsmöglichkeiten der Raumpla-
nung in Deutschland verantwortlich.11 Die 
Planungsregion Westsachsen bildete, mit 
Referenz auf den fachlichen nationalen und 
internationalen Diskurs, den empirischen 
Untersuchungsraum.
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deutsamen Planungen und Maßnahmen zu 
beteiligen, Ziele der Regionalplanung sind 
zu beachten und sonstige Erfordernisse zu 
berücksichtigen. Allerdings bleibt die Be-
stimmung des Begriffs Raumbedeutsamkeit 
durch den Gesetzgeber hinreichend vage 
und lässt Interpretationsspielraum (vgl. 
§  3 Abs.  1 Nr.  6 ROG). Das Bundesverwal-
tungsgericht führt dazu aus, dass sich diese 
Beurteilung nach den tatsächlichen Um-
ständen des Einzelfalls zu richten habe.15 
Einige Landesgerichte schränken dies in ih-
ren Entscheidungen ein. So sind Vorhaben 
dann raumbedeutsam, wenn die von ihnen 
ausgehenden Wirkungen über den unmit-
telbaren Nahbereich hinausgehen.16 „Nur 
dann kann von einer ‚Raumwirkung’ ge-
sprochen werden, wohingegen Belastungen, 
die sich nur auf umliegende Grundstücke 
oder Teile eines Baugebietes erstrecken [...], 
unterhalb der Schwelle des größere Zusam-
menhänge erfassenden Rechts der Raum-
ordnung und Landesplanung verbleiben.“17 
Der unmittelbare Nahbereich wird im Rah-
men der Prüfung unterschiedlicher Planun-
gen und Vorhaben mit einem Abstand von 
bis zu 500 m angegeben.18 

Eine alleinige Fokussierung raumbedeutsa-
mer Auswirkungen auf jene, die über den 
unmittelbaren Nahbereich hinauswirken, 
ist jedoch nicht zielführend. Auswirkungen 
können auch innerhalb der Grenzen des 
unmittelbaren Nahbereichs wegen ihrer 
Art, Qualität oder räumlichen Ausdehnung 
innerhalb der Vorhabensgrenzen raumbe-
deutsam sein. Im Rahmen des Projekts wur-
den daher alle potenziell raumbedeutsa-
men Beeinträchtigungen der Umweltgüter 
und deren Landschaftsfunktionen betrach-
tet, sofern sie

–	 über den unmittelbaren Nahbereich 
(500  m) der Landnutzung/ Biomasseanla-
ge hinauswirken und/ oder

–	 aufgrund der räumlichen Ausdehnung in 
den Grenzen der Landnutzung/ Biomas-
seanlage und/ oder

–	 aufgrund der Qualität raumbedeutsam 
sind.

Aktuelle Planungspraxis

Entsprechend der skizzierten Komplexität 
des Themas sowie des fehlenden bzw. nicht 
eindeutigen Kompetenztitels zeigt auch 
eine bundesweite Befragung der Träger der 
Regionalplanung19 ein heterogenes Mei-

2	 Herausforderungen für  
die Regionalplanung

Komplexität

Für die räumliche Steuerung der Flächen
inanspruchnahme durch Windkraft- und 
Fotovoltaik-Freiflächenanlagen sowie zum 
Abbau fossiler Rohstoffe zur energetischen 
Nutzung wurden bereits verschiedene Steu-
erungsmöglichkeiten12 etabliert bzw. sind 
zumindest die Diskussion und die Umset-
zung vorangeschritten. Dagegen bestehen 
in der Literatur sowie in der Planungspra-
xis heterogene Ansichten zur Kompetenz 
der Regionalplanung im Bereich der Bio-
energiebereitstellung. Im Vergleich zu an-
deren Formen regenerativer Energien un-
terliegt diese allerdings auch einer Vielzahl 
an Bedingungen und bringt eine Vielzahl 
an Wirkungen hervor, nicht zuletzt wegen 
der komplexen Wechselbeziehungen in der 
Produktionskette. Die Herausforderungen 
für die Regionalplanung resultieren vor al-
lem aus dem breiten Spektrum an verwend-
baren Fruchtarten, Fruchtfolgen, Anbausys-
temen, Neben- und Reststoffen sowie aus 
der Wahl der Technologie, des Endenergie-
trägers und dem Stand der Technik.13 

Insofern ist die Bioenergiebereitstellung, 
wenn sie zu steuern ist, differenzierter zu 
steuern als andere Flächennutzungen für 
erneuerbare Energien. Zudem ist ihr Wirk-
raum größer, und zwar nicht nur wegen des 
Flächenbedarfs für die Biomasseproduk
tion, sondern auch, weil eine räumliche Di-
vergenz zwischen der Ressourcenbereitstel-
lung und -verwertung üblich ist. Die Größe 
von Einzugsgebieten, innerhalb derer der 
Transport von Rohstoffen zu einer Anlage 
wirtschaftlich ist, variiert nach Rohstoff und 
Technologie. Sie ist unter anderem abhän-
gig vom Anlagenstandort, von der Anlagen-
größe, der Rohstoffverfügbarkeit, den Roh-
stoffkosten und den -bereitstellungskosten. 
Darüber hinaus ist sie an den Abnahme-
preis der bereitgestellten Energie bzw. des 
bereitgestellten Energieträgers gebunden. 
Mithin ist der Wirkraum der Bioenergiebe-
reitstellung schwer zu bestimmen und auch 
regions- bzw. standortabhängig.14 

Raumbedeutsamkeit

Den Auftrag, sich diesen Herausforderun-
gen zu stellen, liefern §  1 Abs.  1 ROG und 
§  4 Abs.  1 ROG. Demnach sind die Träger 
der Regionalplanung (TdR) bei raumbe-
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Nordrhein-Westfalen spielt das Thema in 
den Regionalplänen hingegen keine Rolle. 
Im Regionalplan des Regionalen Planungs-
verbandes Donau-Wald (Bayern) wurde 
beispielweise das Thema „Energieversor-
gung“ mit der Fortschreibung des Regional-
plans aufgehoben.

Neben der Heterogenität zeigen die Befra-
gung sowie die Dokumentenanalyse der 
Regionalpläne, dass der Auftrag und der 
Handlungsbedarf seitens der Regionalpla-
nung zwar durchaus gesehen werden. Zu-
gleich herrscht jedoch offenkundig Unsi-
cherheit darüber, was im Rahmen der ihr 
aufgetragenen Kompetenzen getan werden 
kann und sollte. In der regionalplaneri-
schen Praxis bleibt das Thema Bioener-
giebereitstellung entsprechend entweder 
außen vor oder wird nur allgemein bespro-
chen.

Regionalplanerischer Handlungsrahmen

Das zentrale Instrument der Landespla-
nungen in Deutschland bilden die Lan-
desentwicklungspläne (LEP)24, aus denen 
konkrete Aufträge, Vorgaben oder Hand-
lungsanweisungen für die Regionalplanung 
ergehen. Eine im Rahmen des Projekts 
durchgeführte Dokumentenanalyse der ak-
tuellen LEPs zeigt, dass von den insgesamt 
13 Flächenländern in Deutschland nahezu 
die Hälfte bereits räumlich differenzierte 
oder zumindest qualitative Aussagen zum 
Umgang mit Biomasse zur energetischen 
Nutzung getroffen hat. In diesen Bundes-
ländern besteht für die Träger der Regional-
planung ein konkreter Handlungsauftrag. 
Dies bedeutet jedoch nicht zugleich, dass 
in diesen Ländern der Regionalplanung ein 
konkretes methodisches Verfahren zur An-
wendung vorliegt, um diesen Handlungs-
auftrag umzusetzen. Ein Umsetzungsvor-
sprung ist daher gegenüber den anderen 
Bundesländern nicht abzuleiten, wie die 
Ergebnisse aus der Befragung der Träger der 
Regionalplanung zeigen. In den LEPs der 
Länder Sachsen-Anhalt (2003 und 2010, 2. 
Entwurf)25 und Schleswig-Holstein (2008)26 
werden zwar keine räumlich differenzierten 
Aussagen für die Biomasseproduktion bzw. 
für Bioenergieanlagen getroffen. Dennoch 
ist die Regionalplanung in Sachsen-Anhalt 
aufgefordert, regionalplanerische Konzep-
te zur Umsetzung des Landesenergiekon-
zepts und des Klimaschutzprogrammes zu 
entwickeln (vgl. Grundsatz 77). In Schles-

nungsbild: 82 % der Befragten leiten grund-
sätzlich einen Handlungsbedarf ab, die 
Bioenergiebereitstellung durch raumbezo-
gene Planungen zu steuern. 60 % sehen sich 
grundsätzlich in der Verantwortung, jedoch 
nicht allein, sondern vor allem in Koopera-
tion mit anderen relevanten Fachbereichen 
bzw. -planungen (53 %; genannt werden v.a. 
Landwirtschaft und Landschaftsplanung) 
und in enger Abstimmung mit der Bau-
leitplanung auf kommunaler Ebene (40 %). 
Immerhin 15 % der Befragten leiten aus der 
verstärkten Bioenergiebereitstellung keine 
Aufgabe für die Regionalplanung ab.

Auch eine Dokumentenanalyse der bundes-
weit online veröffentlichten Regionalplä-
ne20 zeigt ein heterogenes Bild hinsichtlich 
der Thematisierung der Bioenergiebereit-
stellung: In keinem der Regionalpläne wer-
den dafür räumlich differenzierte Aussagen 
in Form von Gebietsausweisungen vorge-
nommen, weder für den Anbau von Bio-
masse für die energetische Nutzung noch 
für die Anlagen zur Bereitstellung von 
Bioenergie. In insgesamt 30 (rund 41 %) 
der betrachteten Pläne konnte gar keine 
Bezugnahme zum Umgang mit der Bio-
energiebereitstellung festgestellt werden. 
Wird in den Regionalplänen Bezug genom-
men, so stellt die Mehrzahl der Aussagen 
allgemeine Handlungsabsichten dar. Im 
Regionalplan der Planungsregion West-
sachsen (2008) wurde bspw. folgendes Ziel 
festgesetzt: „Auf die energetische Nutzung 
von Biogas (Deponiegase) und Biomasse 
ist hinzuwirken“ (Ziel 11.2.1). In lediglich 
neun Regionalplänen (rund 12 %) werden 
differenzierte Aussagen getroffen bzw. wird 
ein räumlicher Bezug zur Bioenergiebereit-
stellung hergestellt.21 Differenzierte Aussa-
gen zu dem Thema finden sich auch in den 
Entwürfen der Regionalen Raumentwick-
lungsprogramme in den Regionalen Pla-
nungsverbänden Westmecklenburg (2009) 
und Vorpommern22 sowie im Entwurf zum 
Teilregionalplan Regenerative Energien des 
Regionalverbands Nordschwarzwald (2007). 
In vier Regionalplänen wird die Erarbeitung 
von regionalen Energiekonzepten thema-
tisiert.23 Der heterogene Planungsstand 
scheint stark von der politischen Diskus-
sion und dem Planungsverständnis in den 
einzelnen Bundesländern geprägt zu sein. 
In Schleswig-Holstein, aber auch in Meck-
lenburg-Vorpommern, Bayern und Sachsen 
setzen sich die Träger der Regionalplanung 
aktiv mit diesem Thema auseinander. In 
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zuvorderst globale wirtschaftliche Entwick-
lungen, insbesondere internationale Preis-
entwicklungen auf den Rohstoff- und Ener-
giemärkten sowie Regulierungsinstrumente 
der europäischen und nationalen Subven
tionspolitik.

Unter Berücksichtigung dieser Setzungen 
wurde eine Methode entwickelt, mit der der 
Steuerungsbedarf am Fallbeispiel räumlich 
und sachlich differenziert ermittelt und in 
dieser Differenzierung den Steuerungsmög-
lichkeiten gegenübergestellt werden konnte.

Entsprechend den räumlichen Anforderun-
gen der gewählten Technologieketten wur-
den für die Ermittlung des Steuerungsbe-
darfs die jeweiligen ackerbaulichen sowie 
infrastrukturellen Potenziale ermittelt und 
kartographisch dargestellt (Abb. 1). Auf de-
ren Basis wurden in einem partizipativen 
Prozess expertenbasiert zwei gegenläufige, 
räumlich konkrete Extremszenarien für die 
Planungsregion entwickelt, mit dem Ziel, 
deren die Potenziale für die Bioenergiebe-
reitstellung möglichst maximal zu nutzen. 
Weitere Prämissen, die gesetzt wurden und 
für den regionalen Entwicklungswillen ste-
hen können, sind unter anderem:

•	 Bestehende Bioenergieanlagen in der Pla-
nungsregion Westsachsen werden nicht 
berücksichtigt.

•	 Die Produktion der Rohstoffe, mit Aus-
nahme von Holz und Stroh (nur geringer 
Anteil an Importen), erfolgt innerhalb der 
Grenzen der Planungsregion.

•	 Die gute fachliche Praxis (bei minimalen 
Fruchtfolgeeinschränkungen/maximaler 
Anbaukonzentration) wird eingehalten.

•	 Die Waldgebiete bleiben in ihrem Be-
stand unter Nutzung des Waldrestholzes 
erhalten.

•	 Die Folgen des Klimawandels bleiben un-
berücksichtigt.

Im nächsten Schritt wurden die potenziel-
len Umweltauswirkungen und Flächen-
konkurrenzen identifiziert, die sich aus 
den in den Szenarien gezeichneten Ent-
wicklungen ergeben. Sie wurden sodann 
unabhängig von der Gebietskulisse des 
Szenarios flächendeckend für die Planungs-
region geprüft. Die Prüfung der Umwelt-
auswirkungen erfolgte nach dem Prinzip 
der ökologischen Risikoanalyse. Diese ist 
der Methode der Strategischen Umweltprü-

wig-Holstein ist sie angehalten, „räumliche 
Leitbilder für die Nutzung geeigneter re-
generativer Energiequellen zu erarbeiten“ 
(Grundsatz 6 in Kapitel 3.5.1). Ähnlich ist sie 
in Sachsen mit dem Grundsatz 11.3 des LEP 
(2003) dazu aufgefordert, im Rahmen ihrer 
Moderations- und Koordinierungsaufgaben 
darauf hinzuwirken, „dass (…) der Anteil 
der energetischen Nutzung insbesondere 
von Biomasse (…) am Endenergieverbrauch 
entsprechend dem Klimaschutzprogramm 
und dem Energieprogramm des Freistaats 
Sachsen ausgebaut wird.“27 Ferner heißt es 
dort: „sofern dazu konzeptionelle Grund-
lagen vorliegen, sollen die Regionalpläne 
Festlegungen zur räumlichen Nutzung er-
neuerbarer Energien beinhalten.“

Insgesamt setzt sich die Heterogenität der 
Planaussagen zur Bioenergiebereitstellung 
in den LEPs fort. Mehrheitlich wird dort 
jedoch der Handlungsauftrag an die Regio-
nalplanung bestätigt, dessen konkrete Aus-
gestaltung aber meist offen gelassen.

3	 Methodik zur Identifizierung der 
Steuerungsmöglichkeiten

Um sowohl die instrumentellen als auch die 
methodischen Möglichkeiten der Regional-
planung möglichst konkret zu erfassen und 
zugleich der Komplexität des Themas zu 
begegnen, wurde die weitere Untersuchung 
im Projekt auf folgende Aspekte fokussiert:

•	 Insgesamt wurden neun Technologie-
ketten28 ausgewählt, wovon zwei bereits 
etabliert sind und sieben sich in der Ent-
wicklungs- bzw. Pilotphase befinden. Der 
Blick auf zukünftige Technologien er-
möglicht nicht nur die Abschätzung des 
aktuellen, sondern auch des zukünftigen 
räumlichen Steuerungsbedarfs.

•	 Der Schwerpunkt der Untersuchung wur-
de auf den Anbau von Energiepflanzen 
sowie auf Anlagen für die Bioenergiebe-
reitstellung gelegt.

•	 Um konkrete räumliche Wechselwirkun-
gen der Bioenergiebereitstellung identi-
fizieren und deren räumliche Signifikanz 
bewerten zu können, wurde die Unter-
suchung am Fallbeispiel der Planungsre
gion Westsachsen durchgeführt.

Ausgeklammert wurden in der Betrach-
tung Faktoren, die jenseits regionaler Ein-
fluss- und Wirkräume liegen. Dies betrifft 
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fluss nehmen könnten, um eine nachhalti-
ge räumliche Entwicklung sicherzustellen.

Die Ergebnisse der Untersuchung beziehen 
sich vornehmlich auf das gewählte Fall-
beispiel Westsachsen. Demnach sind die 
Erkenntnisse und abgeleiteten Handlungs-
empfehlungen nicht ohne weiteres über-
tragbar, insbesondere vor dem Hintergrund 
der Planungshoheit der Länder und eines 
heterogenen Planungsverständnisses. Den-
noch zeigt die Untersuchung grundlegend 
die Möglichkeiten zur räumlichen Steuer-
barkeit der Bioenergiebereitstellung durch 
die Regionalplanung auf, die Ausgangs-
punkt für die weitere fachliche und politi-
sche Diskussion sein können.

4	 Steuerungsmöglichkeiten 

Der Abgleich der Bedingungen und mög-
licher räumlicher Wirkungen der Bioener-
giebereitstellung mit den Zielen, Grund-
sätzen und sonstigen Erfordernissen des 
Regionalplans von Westsachsen zeigt, dass 
der Regionalplan zu wesentlichen Teilen 
des identifizierten Steuerungsbedarfs Aus-
sagen trifft, obwohl keine gesonderten text-
lichen oder zeichnerischen Festlegungen 
zur Bioenergiebereitstellung vorgenommen 
wurden. Somit wird zwar die Bioenergie-
bereitstellung nicht unmittelbar über den 

fung (SUP) des Regionalplans entlehnt und 
wurde für die Zwecke des Projekts weiter-
entwickelt. Auch die Prüfung der Flächen-
konkurrenzen orientierte sich an dieser Me-
thode. Jedoch erfolgte die Bewertung nicht 
anhand ordinaler Skalen, sondern basierte 
auf einem planerisch-argumentativen Ver-
gleich der Wirkungen der Bioenergiebereit-
stellung mit den Zielen und Grundsätzen 
sowie sonstigen Erfordernissen des Regio-
nalplans für Westsachsen.

Im Ergebnis der Potenzialermittlungen und 
der Folgenprüfung wurden Gunst-, Rest-
riktions- und Ausschlussgebiete für die be-
trachteten Anlagen sowie Fruchtarten bzw. 
Anbausysteme und damit der Steuerungs-
bedarf identifiziert. Die Ergebnisse wurden 
mit regionalen Experten aus raumrelevan-
ten Fachplanungen sowie der Landes- und 
Regionalplanung des Freistaats Sachsen 
diskutiert und angepasst.

Entsprechend dem identifizierten Steue-
rungsbedarf wurden die Steuerungsmög-
lichkeiten für die Regionalplanung einge-
schätzt sowie mögliche Steuerungslücken 
identifiziert. Neben dem Regionalplan 
werden als weitere Steuerungsmöglichkei-
ten institutionelle Regelwerke anderer Pla-
nungsebenen und Fachbereiche beleuchtet, 
auf die die Träger der Regionalplanung Ein-

Abbildung 1
Potenzialkarte für holzartige Biomasse in der Planungsregion Westsachsen

Quelle: eigene Abbildung nach DWD 1999, RPV 2007, LfULG Sachsen 2008a und b29
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gefordert31, ist bisher jedoch politisch nicht 
durchsetzbar.

Speziell im Freistaat Sachsen ist eine dif-
ferenzierte Steuerung über die Umwelt-
auswirkungen und mit Hilfe der Raum-
kategorie „Bereiche der Landschaft mit 
besonderen Nutzungsanforderungen“ in-
direkt möglich. Ein Großteil des im Pro-
jekt identifizierten Steuerungsbedarfs wird 
durch diese Kategorie und ihre Subkatego-
rien gedeckt. Die Grundlage dafür bietet die 
Aufforderung in Ziel 4.1.4 des LEP an die 
Planungsregionen, „soweit erforderlich, (…) 
Gebiete, in denen auf Grund der besonde-
ren Empfindlichkeit eines oder mehrerer 
Schutzgüter ein hohes Gefährdungsrisiko 
besteht, als ‚Bereiche der Landschaft mit 
besonderen Nutzungsanforderungen’ (…) 
auszuweisen und Festlegungen zu Art und 
Umfang der Nutzungen zu treffen.“32

Nachdem die Prüfung der Umweltauswir-
kungen des Biomasseanbaus ergeben hat, 
dass mit dem Energiepflanzenanbau auch 
bei Einhaltung der guten fachlichen Praxis33 
erhebliche Umweltauswirkungen zu erwar-
ten sind, sich diese der Art und Intensität 
nach aber nicht von den Umweltauswir-
kungen des Nahrungs- und Futtermittelan-
baus unterscheiden, ist in der Konsequenz 
zuallererst die Einhaltung der guten fachli-
chen Praxis in der Landwirtschaft sicherzu-
stellen. Dazu ist diese zunächst raumkon-
kret zu formulieren. So könnte zukünftig 
die Regionalplanung in Zusammenarbeit 
mit der Landesplanung durch eine Präzi-
sierung sowie Regionalisierung der guten 
fachlichen Praxis Einfluss auf die Minimie-
rung der ökologischen Auswirkungen neh-
men. Wegen der damit möglichen Abgren-
zung von honorierbaren Leistungen und 
Formulierung weiterer Agrarumweltmaß-
nahmen durch die entsprechenden Landes-
behörden könnten in Kooperation mit den 
Regionalen Planungsverbänden Sachsens 
förderfähige Gebietskulissen definiert wer-
den. Über sie kann ein Großteil der Um-
weltauswirkungen vermieden werden, die 
auch bei Einhaltung der guten fachlichen 
Praxis entstehen können. Voraussetzung ist 
eine verstärkte intersektorale und interre-
gionale Zusammenarbeit, bspw. zwischen 
den Regionalen Planungsverbänden des 
Freistaats Sachsen und dem Sächsischen 
Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und 
Gesundheit.

Regionalplan gesteuert, wohl aber werden 
es ihre Bedingungen und Wirkungen. Auf 
diese Weise regelt er 45 % der identifizierten 
Aspekte mit Steuerungsbedarf, die aus dem 
Anbau von Biomasse zur energetischen 
Nutzung resultieren, und 77 % der identifi-
zierten Aspekte mit Steuerungsbedarf, die 
aus der Flächennutzung von Bioenergiean-
lagen resultieren. Die relativ hohe Steue-
rungswirkung des Regionalplans Westsach-
sen resultiert aus

– 	 einem qualifizierten und inhaltlich breit 
aufgestellten Fachbeitrag Naturschutz 
und Landschaftspflege (Landschaftsrah-
menplan),

– 	 der engen Verknüpfung der Landschafts-
rahmen- mit der Regionalplanung und 
der weitgehenden Integration der Inhalte 
des Fachbeitrags in den Regionalplan so-
wie aus

– 	 der breiten Palette an umweltbezogenen 
Festlegungsmöglichkeiten im Regional-
plan.

Steuerungsmöglichkeiten des Biomassean-
baus, insb. in Kurzumtriebsplantagen 

Eine Sicherung von Flächen für den Anbau 
von Energiepflanzen durch die Regional-
planung erfolgt über die Ausweisung von 
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Land-
wirtschaft. Der Anbau von Energiepflanzen 
wird damit nicht separat vom Anbau von 
Nahrungs- oder Futtermitteln gesteuert. 
Das ist sachlich gerechtfertigt, nachdem 
die Prüfung der Umweltauswirkungen und 
Nutzungskonkurrenzen durch den Anbau 
von Energiepflanzen keine wesentlichen 
Unterschiede zur konventionellen Land-
wirtschaft erwarten lässt. Der sich ablei-
tende Steuerungsbedarf bezieht sich daher 
nicht ausschließlich auf den Anbau von 
Biomasse zur energetischen Verwendung, 
sondern kann auf den Anbau von landwirt-
schaftlichen Rohstoffen insgesamt bezogen 
werden. Die Art und Intensität der land-
wirtschaftlichen Produktion wie auch des 
Biomasseanbaus sind dabei durch die Re-
gionalplanung nur begrenzt direkt steuer-
bar. Eine detaillierte Einflussnahme auf den 
Anbau bestimmter Fruchtarten oder auf 
Bewirtschaftungsformen obliegt ihr somit 
nicht.30 Eine stärkere Differenzierung der 
Ausweisungskriterien und der Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft wird zwar 
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sind vorrangig durch Hecken, Gehölze und 
Kurzumtriebsplantagen zu strukturieren“.34 
Weiterhin könnten solche Plantagen wegen 
der optischen Wirkung als Zwischennut-
zung in Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
Waldmehrung textlich festgeschrieben wer-
den. Dies gilt auch für Vorranggebiete Land- 
und Forstwirtschaft sowie für Vorrangge-
biete Erholung/ Waldmehrung, die Teile 
des Braunkohleplans in der Planungsregion 
Westsachsen darstellen. So ist das Einfügen 
eines regionalplanerischen Grundsatzes 
wie bspw. „Großflächige Kurzumtriebsplan-
tagen sollten zur Gestaltung der Bergbau-
folgelandschaften eingesetzt werden“ denk-
bar und umsetzbar.

Eine rasche Auseinandersetzung der Träger 
der Regionalplanung mit den potenziellen 
räumlichen Wirkungen von Kurzumtriebs-
plantagen wird empfohlen, insbesondere 
solcher ab einer zusammenhängenden 
Fläche von 50 ha. Mit der Änderung des 
Bundeswaldgesetzes, nach der solche Plan-
tagen nunmehr keinen Wald im Sinne des 
Gesetzes darstellen, und mit weiteren For-
schungsaktivitäten zu ihrem Einsatz könnte 
alsbald mit einem verstärkten Anbau und 
in der Folge mit einem gesteigerten Hand-
lungsbedarf für die Regionalplanung ge-
rechnet werden.

Über die originären raumplanerischen Ins-
trumente hinaus konnte die Untersuchung 
herausstellen, dass andere Fachbereiche 
über wirksame Instrumente verfügen, um 
die Bioenergiebereitstellung auch im Sinne 
einer nachhaltigen räumlichen Entwick-
lung zu steuern. Eine engere raumordne-
rische Zusammenarbeit, wie in §  13 ROG 
gefordert, sollte daher gestärkt werden. 
So könnten beispielsweise die Träger der 
Regionalplanung in Sachsen, koordiniert 
durch die Landesplanung, gemeinsam mit 
dem Landesamt für Umwelt, Landwirt-
schaft und Gesundheit Kriterien für die 
Gebietsdifferenzierung im Entwicklungs-
programm für den ländlichen Raum (EPLR) 
festsetzen, nach der die Förderhöhe für die 
Bioenergiebereitstellung bemessen wird. 
Aus regionalpolitischer Sicht wäre es förder-
lich, im EEG, ähnlich wie für privilegierte 
Anlagen nach BauGB, regionale Flächen-
anteile nach einem gestaffelten Prozentsatz 
entsprechend der Größe der Anlage zu de-
finieren.

Nachdem nicht alle erheblich negativen 
Umweltauswirkungen vermieden werden 
können, erscheint es zudem sinnvoll und 
notwendig, die Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete Landwirtschaft insgesamt in die ver-
tiefende Prüfung der Strategischen Umwelt-
prüfung einzubinden (vgl. § 9 Abs. 1 ROG).

Einen besonderen Stellenwert bei der Be-
trachtung von Energiepflanzen und deren 
Steuerbarkeit nehmen Kurzumtriebsplan-
tagen (KUP) ein. Sie stellen grundlegend 
andere Anforderungen an den Raum als 
andere Fruchtarten und haben der Art 
nach andere Auswirkungen. Insbesondere 
mit großflächigen Kurzumtriebsplantagen 
können erheblich negative räumliche Wir-
kungen verbunden sein. Analog zu Erstauf-
forstungen, die nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
ab 50 ha einer UVP bedürfen, erscheint es 
folgerichtig, solche Plantagen ab einer ver-
gleichbaren Flächengröße ebenfalls als 
UVP-pflichtig zu definieren. Die Umwelt-
auswirkungen sind denen einer Erstauffors-
tung nahezu gleich. Darüber hinaus dürften 
die Kriterien nach Anlage 2 UVPG (insb. Nr. 
3) regelmäßig erfüllt sein. Auch dem Raum-
charakter nach wären sie, anders als Roh-
stoffe der konventionellen Landwirtschaft, 
ab einer Fläche von 50 ha als ein raumbe-
deutsames Vorhaben und somit als Aufgabe 
der Regionalplanung zu verstehen.

Der Eigenschaft nach würden Eignungsge-
biete aufgrund ihrer Ausschlusswirkung in 
anderen Gebieten ein handhabbares Inst-
rument darstellen, um Kurzumtriebsplan-
tagen gezielt zu steuern. Bisher bezieht sich 
diese Gebietsfestlegung jedoch auf Vorha-
ben und Maßnahmen, die städtebaulich 
nach §  35 Baugesetzbuch (BauGB) zu beur-
teilen sind (§ 8 Abs. 7 Nr. 3 BauGB), so dass 
sie somit nicht auf die land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung anzuwenden ist.

Darüber hinaus erweist sich die Integration 
von Zielen und Grundsätzen zur räumlichen 
Steuerung von kleinflächigen, streifenför-
migen Kurzumtriebsplantagen in beste-
hende Ziele und Grundsätze bzw. sonstige 
Erfordernisse wegen ihrer positiven ökolo-
gischen Auswirkungen von planungsprak-
tischer Relevanz. Eine mögliche textliche 
Ergänzung (kursiv) könnte bspw. im Regio
nalplan Westsachsen wie folgt vorgenom-
men werden: Ziel 4.4.4 im Regionalplan 
Westsachsen „Gebiete zur deutlichen An-
reicherung mit Hecken und Flurgehölzen 
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von Bioenergieanlagen zu rechnen ist und 
die Regionalplanung einem starken Hand-
lungsdruck gegenübersteht. Um den Hand-
lungsbedarf einschätzen zu können, ist sie 
auf zuverlässige Prognosen aus den tech-
nologischen, aber auch wirtschaftlichen 
Bereichen angewiesen. Aus raumplaneri-
scher Perspektive ist zurzeit schwer ersicht-
lich, ob die kritische Masse auf der Nach-
frageseite erreicht wird, um Anlagen zur 
Bereitstellung von Energie aus Biomasse 
über die Ausweisung von Eignungsgebieten 
räumlich konzentrieren zu müssen. Daher 
wird zum derzeitigen Untersuchungsstand 
die Ausweisung von Eignungsbieten für 
raumbedeutsame Bioenergieanlagen nicht 
empfohlen. Die regionalplanerische Ent-
scheidung über die Zulässigkeit von raum-
bedeutsamen Bioenergieanlagen sollte so-
mit im Einzelfall vorgenommen werden.

Grundsätzlich bietet sich auch eine Steue-
rungsmöglichkeit mittels Raumkategorien 
zur Ausweisung von Industrie- und Ge-
werbegebieten an. Nachdem bezüglich der 
ökologischen und landschaftlichen Aus-
wirkungen kein substanzieller Unterschied 
zwischen Anlagen zur Bereitstellung von 
Bioenergie und konventionellen Energie-
bereitstellungsanlagen auf Basis fossiler 
Rohstoffe festzustellen ist, kämen bereits 
ausgewiesene Industriestandorte sowie Ge-
werbeflächen für die Neuinstallation von 
großindustriellen Bioenergieanlagen in Fra-
ge. Sie würden auch den im Regionalplan 
für diese Gebiete formulierten Zielen, wie 
bspw. die Ansiedlung von Gewerbe und In-
dustrie vorrangig auf altindustriellen Stand-
orten, Industriebrachen in zentralen Orten 
oder Altstandorten der Braunkohleverede-
lung vorzunehmen, nicht entgegenstehen. 
Ein Vorteil der räumlichen Konzentration 
auf diese Gebiete würde sich zudem aus der 
Nähe zu möglichen Abnehmern der anfal-
lenden Wärme ergeben. Allerdings können 
großindustrielle Bioenergieanlagen nicht 
zwingend über dieses Instrument gesteu-
ert werden. Den besonderen technologi-
schen Anforderungen einer jeden Anlage 
an die Infrastruktur, die Energiebereitstel-
lung und -abnahme sowie den Rohstoff-
bedarf kann nicht jedes ausgewiesene Vor-
rang- und Vorbehaltsgebiet für Industrie 
und Gewerbe gerecht werden. Somit wäre 
eine ausschließliche Beschränkung von 
Bioenergieanlagen auf solche Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete unzulässig und bedarf 
daher weiterhin regionalplanerischer Ein-

Steuerungsmöglichkeiten von Anlagen

Für die Steuerbarkeit der räumlichen Ver-
teilung und Dichte von Bioenergieanlagen 
ist die Frage der Raumbedeutsamkeit ent-
scheidend. In der vorliegenden Untersu-
chung wurden ausschließlich Technologien 
mit einer Leistung von wenigstens 500 kW 
betrachtet, die einer Genehmigung nach 
Bundesimmissionsschutz (BImSchG) be-
dürfen.35 Privilegierte Anlagen nach §  35 
BauGB wurden nicht betrachtet. Aus der 
Genehmigungspflicht nach BImSchG könn-
te die Raumbedeutsamkeit der betrachte-
ten Anlagen abgeleitet werden, da davon 
ausgegangen werden kann, dass regelmäßig 
die Umweltgüter und die Landschaftsfunk-
tionen über den Nahbereich hinaus beein-
trächtigt werden könnten. Den Bau dieser 
Anlagen mit Blick auf die raumplanerischen 
Zielsetzungen zu prüfen und abzustimmen, 
wäre somit Aufgabe der Regionalplanung.

Wie Standort und Dichte von Bioenergiean-
lagen gesteuert werden können, wird fach-
lich kontrovers diskutiert. Ob die Steuerung 
raumbedeutsamer Anlagen ausschließlich 
über regionalplanerische Einzelfallent-
scheidungen oder über die Ausweisung von 
Raumkategorien erfolgen sollte, kann der-
zeit nicht sachgerecht beantwortet werden.

Für eine Ausweisung von Raumkategori-
en kämen dem Regelungsgegenstand nach 
Eignungsgebiete in Frage. Analogien zur 
Ausweisung von Räumen für Windener-
gieanlagen bieten sich an, können jedoch 
nicht pauschal übernommen werden. Der 
Vielfalt an Technologien zur energetischen 
Nutzung von Biomasse und ihrer Anfor-
derungen an den Raum, wie z.B. die inf-
rastrukturellen Voraussetzungen oder der 
Flächenbedarf, aber auch dem unterschied-
lichen Erscheinungsbild der einzelnen An-
lagen kann eine Kategorie nicht gerecht 
werden. Insofern müssten für spezifische 
Anlagentypen spezifische Eignungsgebiete 
ausgewiesen werden, was dem eigentlichen 
Ziel einer solchen Ausweisung widerspricht, 
ein praktikables Entscheidungsinstrument 
zu besitzen. Außerdem bedarf die Vornah-
me von Gebietsfestlegungen einer umfas-
senden planerischen Abwägung mit allen 
anderen im Regionalplan aufgeführten 
Grundsätzen und Zielen (juristische Belast-
barkeit). 

Dieser Aufwand ist nur dann begründet, 
wenn mit einer Vielzahl an Bauvorhaben 
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rationen zu vermeiden (vgl. § 19 Abs. 1 EEG; 
§  3b Abs.  2 UVPG).

Um sowohl den regionalpolitischen und 
raumplanerischen als auch den klimapoli-
tischen Zielen Rechnung zu tragen, sollten 
für den zukünftigen Umgang mit der Bio-
energiebereitstellung – unter Abwägung des 
sachgerechten Nutzens – weitere Grundsät-
ze im Regionalplan formuliert werden. Der 
folgende regionalplanerische Grundsatz 
wurde von Experten befürwortet: „Eine 
enge räumliche Verknüpfung zwischen dem 
Biomasseanbau und ihrer Verwertung in 
Bioenergieanlagen sollte angestrebt wer-
den.“

5	 Weiterentwicklung regional- 
planerischer Steuerungsansätze

Trotz der Steuerungsmöglichkeiten, die der 
Regionalplan bereithält, stoßen die Träger 
der Regionalplanung mit diesem stark for-
malisierten Instrument an zwei Grenzen: 
Zum einen ist er zu statisch, als dass mit 
ihm kurzfristig auf Entwicklungen reagiert 
werden könnte (Technologien, Anbau-
systeme, Marktentwicklungen etc.). Zum 
anderen ist er, um seine Lesbarkeit und 
somit seine Handhabbarkeit zu gewährleis-
ten, in der Zahl seiner Inhalte beschränkt. 

zelfallprüfungen. Grundsätzlich sind jedoch 
die für die Ausweisungsgebiete genannten 
Ziele auch für den Bau von Bioenergiean-
lagen anzuwenden. Vorbehaltsgebiete für 
Bioenergieanlagen in Form von textlichen 
Festlegungen für bestimmte Anlagetypen 
sind zwar denkbar, entfalten allerdings nur 
eine geringe räumliche Steuerungswirkung.

Bioenergieanlagen mit einer Leistung unter 
500 kW wurden in der Betrachtung als nicht 
raumbedeutsam verstanden und fallen da-
mit nicht in den Handlungsauftrag der Re-
gionalplanung.36 Allerdings könnte sich aus 
der Konzentration verbrauchernaher de-
zentraler Anlagen ein regionalplanerischer 
Steuerungsbedarf ableiten lassen. Neben 
den positiven Effekten eines dezentralen 
Ansatzes (Energieautarkie, Energieeffizienz) 
kann eine Kumulation kleinerer Anlagen 
ähnliche räumliche Auswirkungen her-
vorrufen wie zentrale Anlagen (bspw. Flä-
chenversiegelung oder Emissionen durch 
erhöhtes Verkehrsaufkommen und Betrieb 
der Anlage). Um einer solchen Konzentra-
tion regionalplanerisch entgegenzuwirken, 
könnten Dichteregelungen für Anlagen de-
finiert werden. Diese wären dann bei der 
baurechtlichen Genehmigung zu beachten. 
Die juristischen Möglichkeiten sind dahin-
gehend zu prüfen. Grundsätzlich versucht 
der Gesetzgeber bereits derartige Konzent-

Abbildung 2
Karte zum Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege: Pappeln und 
Weiden im Kurzumtrieb in der Planungsregion Westsachsen

Quelle: eigene Abbildung nach DWD 1999, RPV 2007, LfULG Sachsen 2008a und b38
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tenziale und Entwicklungsfolgen auf und 
bietet somit der Regionalplanung eine fle-
xible und handhabbare Grundlage zur Be-
wertung von raumbedeutsamen Maßnah-
men und Vorhaben sowie zur Vorbereitung 
gesamträumlicher Abwägungs- und Ent-
scheidungsprozesse. 

Das BEK bzw. die ihm zugrunde liegenden 
Fachbeiträge bieten den Trägern der Regio-
nalplanung schließlich in Form von Gunst-, 
Restriktions- und Ausschlussgebieten Such-
räume für die räumliche Steuerung zukünf-
tiger Entwicklungen an.

Die Untersuchung zeigt jedoch, dass für die 
Entwicklung eines BEK wesentliche Infor-
mationen fehlen, allen voran eine Abschät-
zung des energetischen Potenzials sowie 
des Energiebedarfs, insbesondere des Wär-
mebedarfs der regional ansässigen Indust-
rie und des Gewerbes. Aus diesem Mangel 
an Informationen wird, neben dem BEK, 
die Weiterentwicklung des bestehenden 
Planungssystems um informelle Prozesse 
durch eine Ergänzung der fachplanerischen 
Basis als sinnvoll angesehen (vgl. Abb.  3).

Agrarfachplanung

Am Fallbeispiel der Planungsregion West-
sachsen wird zum einen deutlich, dass die 
Integration landwirtschaftlicher Belange 
in die Regionalplanung planungsmetho-
disch gut zu bewerkstelligen ist, jedoch ei-
ner fachlichen Aufbereitung bedarf. Dies 
könnte im Rahmen einer Agrarfachplanung 
(AFP) geschehen. Nach Abschaffung der 
(informellen) Agrarstrukturellen Entwick-
lungsplanung (AEP) im Freistaat Sachsen 
zugunsten ganzheitlicher Programme für 
den Ländlichen Raum (ILE40/LEADER41) 
besteht hier eine Lücke. Inhaltlich könnte 
eine AFP durchaus an der vormaligen AEP 
ausgerichtet werden. Bezugsraum sollte 
die Planungsregion sein. Für die Planungs-
praxis sollte eine AFP neben den im Projekt 
ermittelten ackerbaulichen Gunstgebieten 
Informationen zur Agrarstruktur, zur land-
wirtschaftlichen Praxis und zu Trends in der 
landwirtschaftlichen Produktion bereitstel-
len.

Energiefachplanung

In Anlehnung an die Etablierung einer 
Agrarfachplanung wäre zum anderen eine 
Energiefachplanung (EFP) sinnvoll, um die 
grundlegenden Informationen zu beste-

Informelle Prozesse hingegen bieten die 
notwendige Flexibilität, um auf aktuelle 
Entwicklungsfragen umsetzungsorientiert 
reagieren zu können. Der Regionalplan bie-
tet dafür den Entwicklungsrahmen, bündelt 
Informationen und kommt seiner Funktion 
des Ausgleichs regionaler naturräumlicher, 
sozialer und wirtschaftlicher Interessen 
nach. Für die Sicherstellung einer nachhal-
tigen räumlichen Bioenergiebereitstellung 
sollten zukünftig bestehende Planungspro-
zesse um informelle Planungsansätze er-
gänzt werden (Abb. 3).

Biomasseentwicklungskonzept

Ein zentrales Instrument zur räumlichen 
Steuerung der Bioenergiebereitstellung 
könnte für die Regionalplanung ein Bio-
masseentwicklungskonzept (BEK) darstel-
len. Basierend auf den Inhalten des Regio-
nalplans Westsachsens (einschließlich des 
Landschaftsrahmenplans) sowie auf den 
Potenzialkarten für einzelne Fruchtarten37 
(vgl. Abb. 1) wurden folgende Fachbeiträge 
für ein solches mögliches BEK entwickelt:

•	 Im Fachbeitrag „Naturschutz und Land-
schaftspflege“ werden Restriktions-, 
Gunst- und Ausschlussräume dargestellt, 
die sich nach flächendeckender Prüfung 
der Umweltauswirkungen für den Anbau 
verschiedener Fruchtarten und für ver-
schiedene Anbausysteme der betrachteten 
Technologieketten ergeben (vgl. Abb.  2).

•	 Im Fachbeitrag „Raumnutzungen“ wer-
den Restriktions-, Gunst- und Aus-
schlussräume dargestellt, die sich aus 
der Analyse der Flächenkonkurrenzen für 
verschiedene Fruchtarten und Anbausys-
teme der betrachteten Technologieketten 
ergeben.

•	 Im Fachbeitrag „Infrastrukturelle Voraus-
setzungen“ werden Räume dargestellt, 
die sich aus der Analyse der infrastruktu-
rellen Einflussfaktoren der betrachteten 
Technologieketten ergeben.

Ein solches BEK könnte zukünftig als Bau-
stein für die Erstellung eines regionalen 
Energiekonzeptes39 dienen, dessen Auf-
stellung in einigen Landesentwicklungs-
plänen gefordert wird (s.o.). Die Stärken 
eines solchen BEK liegen weniger in seiner 
Steuerungswirkung, die bei einem nicht be-
hördenverbindlichen, informellen Instru
ment als eher gering einzuschätzen sind. 
Vielmehr zeigt es regionalspezifische Po-
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Informations- und Wissensaustausch

Schließlich sollte im Zuge der Ergänzung 
formeller Planungsprozesse um informel-
le Ansätze der interdisziplinäre Informa-
tions- und Wissensaustausch zwischen 
der Regionalplanung und den mit Fragen 
der Zukunftsforschung befassten Insti-
tutionen verbessert werden (vgl. Abb.3). 
Ziel sollte es sein, sich verstärkt über Ent-
wicklungstrends und ihre möglichen 
regionalen räumlichen Auswirkungen 
auszutauschen. Zu diesen Institutionen 
wären etwa der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen (SRU), der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen(WBGU) oder das 
Nationale Komitee für Global Change For-
schung (NKGCC) zu zählen.

henden, aber auch zukünftigen Technolo-
gien sowie die für die regionalplanerische 
Umsetzung notwendigen Daten zu sam-
meln, aufzubereiten und bereitzustellen. So 
wird die Erreichung der IEKP- bzw. Ziele des 
Energiekonzepts der Bundesregierung nicht 
nur durch die verfügbaren land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen sowie etwaigen 
Umweltauswirkungen und Flächenkonkur-
renzen bestimmt, sondern ist auch von der 
Wahl der Technologien abhängig. Denkbar 
wäre ebenso, dass die EFP über die Bereit-
stellung von Daten hinaus in enger Abstim-
mung mit den Zielen der Landesplanung 
Energiekonzepte auf Landesebene bereit-
stellt. Ob sich weiterhin private Akteure 
(Regionale Energieagenturen/Akteursnetz-
werke) als die geeigneten Ansprechpartner 
erweisen, um die bestehenden Informati-
onslücken zu schließen, wird sich zukünftig 
zeigen. Die Rolle der Statistischen Landes-
ämter ist in diesem Kontext zu klären.
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Abbildung 3
Erweiterung des Planungsprozesses für eine räumliche nachhaltige  
Bioenergiebereitstellung 

Quelle: eigene Abbildung
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die Träger der Regionalplanung jedoch vor 
der großen Herausforderung, adäquat auf 
die Entwicklungen zu reagieren, die mit 
der verstärkten Bioenergiebereitstellung 
einhergehen. Nachdem die Institutionali-
sierung eigenständiger Fachplanungen in 
den Bereichen Energie und Landwirtschaft 
zwar politisch diskutiert wird, jedoch nicht 
absehbar ist, sollte die Kompetenz vorerst 
der Regionalplanung zugesprochen werden.

Handlungsspielräume ergeben sich v.a. 
durch den Einsatz informeller Planungs-
prozesse, wie am Beispiel des Biomasse-
entwicklungskonzepts (BEK) dargestellt. 
Ein solches Planungskonzept bietet derzeit, 
wenn auch nicht behördenverbindlich, die 
notwendige Flexibilität, um auf kurzfristi-
ge Entwicklungen reagieren zu können. So 
können Suchräume für die Bioenergiebe-
reitstellung definiert und somit Kriterien 
für eine räumliche Entwicklung bestimmt 
werden. Darüber hinaus bietet ein solches 
Konzept die Möglichkeit, politische Zielvor-
stellungen mit den konkreten räumlichen 
Potenzialen abzugleichen und Aussagen 
zur Zielerreichung zu treffen. Auf diesem 
Wege könnte die Gefahr verringert werden, 
dass klima- und energiepolitische Ziele der 
Bundesregierung andere gesellschaftliche 
Ziele auf den nachgeordneten Steuerungs-
ebenen konterkarieren. Zugleich leistet die 
im Rahmen der Untersuchung entwickelte 
Methodik zur Aufstellung eines Biomasse-
entwicklungskonzepts einen Beitrag in der 
Diskussion um die Notwendigkeit der ver-
räumlichten Darstellung von Biomassepo-
tenzialen auf regionaler Ebene.

Zusammenfassend ist hervorzuheben, dass 
eine Regionalplanung mit einem aktuel-
len Regionalplan, einer integrierten Land-
schaftsrahmenplanung sowie einer breiten 
Palette an umweltbezogenen Festlegungs-
möglichkeiten eine wesentliche Grundlage 
bildet, um auf die Herausforderungen ei-
ner gesteigerten Bioenergiebereitstellung 
reagieren zu können und eine nachhaltige 
räumliche Entwicklung sicherzustellen. Um 
der Komplexität gerecht zu werden, die mit 
der Bioenergiebereitstellung verbunden ist, 
bedarf es darüber hinaus einer integrierten 
räumlichen Betrachtung. Vorgeschlagen 
wird ein regionales Energiekonzept als in-
formelle Ergänzung zur formellen rechts-
verbindlichen Rahmenplanungen in Lan-
des- und Regionalplänen. Intersektorale 
Planungen, insbesondere unter Einbezie-

6	 Fazit

Insgesamt zeigen die Ergebnisse der Unter-
suchung, dass die Bioenergiebereitstellung 
zwar bislang kaum expliziter Gegenstand 
der Regionalplanung ist. Vielmehr sind die 
Träger der Regionalplanung bei aller Hand-
lungsnotwendigkeit, die sie sehen, unsicher 
darüber, wie sie planerisch berücksichtigt 
werden könnte. Zugleich zeigt die Unter-
suchung, dass die Regionalplanung eine 
geeignete und zurzeit auch die einzige Ins-
tanz darstellt, um die Bioenergiebereitstel-
lung auf regionaler Ebene entsprechend 
den Zielen einer nachhaltigen räumlichen 
Entwicklung zu steuern. Dabei erweist sich 
der Regionalplan als zentrales Instrument. 

Die Ergebnisse der Untersuchung sind je-
doch dahingehend einzuschränken, als 
dass lediglich die theoretischen Steue-
rungsmöglichkeiten untersucht wurden. 
So wurde unterstellt, dass die vorgesehene 
Steuerungswirkung tatsächlich eintritt. Zu-
dem bleibt der Regionalplan auch in Zu-
kunft ein rahmensetzendes behördenver-
bindliches Ordnungsinstrument und stellt 
keineswegs ein Umsetzungsinstrument mit 
einer Verbindlichkeit gegenüber jedermann 
dar. Auch in Zukunft wird er beispielsweise 
auf den einzelnen Landwirt und sein An-
bauverhalten nur mittelbar wirken.

Vorschläge, die fachliche Basis des Regio-
nalplans mit einer Agrarfachplanung und 
Energiefachplanung zu stärken, verdeutli-
chen darüber hinaus das Dilemma, in dem 
sich die Raum- und insbesondere die Regi-
onalplanung derzeit befinden. Werden aus 
den vorab skizzierten Gründen zwei eigen-
ständige, starke Fachplanungen institutio-
nalisiert, kann dies auf der einen Seite eine 
Stärkung der koordinierenden Funktion der 
Regionalplanung bedeuten, auf der ande-
ren Seite ihre inhaltliche Schwächung zur 
Folge haben. Insbesondere würden bishe-
rige Verantwortungsbereiche der Regional-
planung zur Energieversorgung (Windener-
gieanlagen, Freiflächenfotovoltaik, Abbau 
fossiler Rohstoffe) in die Energiefachpläne 
integriert, wodurch die Regionalplanung 
wesentliche Kompetenzen und infolgedes-
sen möglicherweise auch an politischer 
Bedeutung und gesellschaftlicher Akzep-
tanz verlieren würde. Aufgrund einer zum 
Teil geringen Ausstattung mit finanziellen 
und personellen Ressourcen sowie fehlen-
der oder nicht aufbereiteter Daten stehen 
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Diskurs zur gegenwärtigen Privilegierung 
der landwirtschaftlichen Produktion von 
Nahrungsmittel und Rohstoffen (commo-
dity outputs) einen Beitrag zur Vermeidung 
zukünftiger Konflikte im Zusammenhang 
mit der Bioenergiebereitstellung in be-
stimmten Teilräumen leisten.

hung der Land- und Forstwirtschaft, kön-
nen diese unterstützen. Vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Bedeutung einer 
Bereitstellung von bisher (im Sinne der In-
wertsetzung) nicht oder nur unzureichend 
honorierten Ökosystemdienstleistungen 
durch die Landwirtschaft (non commodity 
outputs) könnte insbesondere ein kritischer 
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Till JenssenBioenergie – Möglichkeiten und  
neue Aufgaben für die Raumplanung

1	 Bioenergie: Wunderwaffe, Brücken­
technologie oder Fehlentwicklung?

Die Bioenergie stellt vor dem Hintergrund 
der Endlichkeit und Verteuerung konven­
tioneller Energieträger eine vielverspre­
chende Art der Energieumwandlung dar. 
Dank weitestgehend marktreifer und er­
probter Technologien sowie vielfältiger Ein­
satzmöglichkeiten zur Wärme-, Strom- und 
Kraftstofferzeugung bestehen gute Aussich­
ten, dass sie zukünftig einen wichtigen Bei­
trag zu einer diversifizierten Energieversor­
gung leistet. Ungeachtet dieser Vorzüge ist 
im Zuge der allgemeinen Feinstaubdiskus­
sionen oder in Bezug auf den „Flächenhun­
ger“ der Bioenergien auch deutliche Kritik 
laut geworden. Achim Steiner hält die un­
terschiedlichen Bewertungen am Beispiel 
der Mobilität fest: „Biokraftstoffe wurden 
von einigen als Wunderwaffe gegen den Kli­
mawandel ausgemacht, andere sehen sie 
als verhängnisvolle Fehlentwicklung, die 
zur Zerstörung der Wälder und zum Anstieg 
des Hungers führt“.1 

Angesichts dieser Bandbreite an Stand­
punkten zeigt der Wissenschaftliche Beirat 
der Bundesregierung Globale Umweltver­
änderungen (WBGU) einen Mittelweg in 
Richtung einer erneuerbaren Energiezu­
kunft auf: „Bei Vorliegen geeigneter Rah­
menbedingungen kann die nachhaltige 
Nutzung von Bioenergie aus Energiepflan­
zen bis etwa Mitte des Jahrhunderts eine 
wichtige Brückentechnologie für den 
Übergang in ein nachhaltiges Energiesys­
tem sein. Bis dahin werden voraussichtlich 
Wind- und Solarenergie so stark anwachsen, 
dass sie in ausreichender Menge zur Ver­
fügung stehen.“2 Während eine moderne, 
effiziente Nutzung von Rest- und Abfall­
stoffen insbesondere in Anlagen mit Kraft-
Wärme-Kopplung nach Ansicht des Beirats 
weitergeführt werden kann, erwartet er we­
gen konkurrierender Landnutzungen und 
geringerer Möglichkeiten zur Treibhausgas­
minderung nach 2050 einen Rückgang des 
Energiepflanzenanbaus.3

Bei der Auseinandersetzung mit den Vor- 
und Nachteilen der Bioenergie nimmt der 
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vorliegende Beitrag seinen Ausgangspunkt 
bei den räumlichen Implikationen der Bio­
energie. Zunächst wird in einer kurzen 
Übersicht aufgezeigt, dass die beschränkt 
vorhandenen Anbauflächen und Biomasse­
potenziale Grenzen setzen, ein starker 
siedlungsstruktureller Einfluss auf die öko­
nomische Tragfähigkeit und ökologische 
Wirksamkeit von Bioenergieanlagen besteht 
und bei der Realisierung von Vorhaben in 
gewisser Regelmäßigkeit Widerstände sei­
tens der Bevölkerung auftreten. Vor diesem 
Hintergrund kann eine hohe Raumwirk­
samkeit und insgesamt ein hohes Potenzial 
an räumlichen Nutzungskonkurrenzen at­
testiert werden. Zudem kann die Bioener­
gie in Bezug auf diese Aspekte als ambiva­
lenter Energieträger eingestuft werden. Für 
die Raumplanung, die sich die Koordina­
tion von ergänzenden, überlagernden und 
konkurrierenden Raumansprüchen auf 
die Fahnen geschrieben hat4, drängt sich 
deshalb eine stärkere Thematisierung und 
Steuerung der Bioenergie auf.

Basierend auf einem zusammenfassenden 
Überblick über die räumlichen Implikatio­
nen der Bioenergie werden Ansätze aufge­
zeigt, mit denen die Raumplanung Impul­
se für eine konsensuale, konfliktarme und 
nachhaltige Standort- und Anlagenplanung 
setzen kann. Es wird ein Aufgabenfeld ent­
worfen, in dem die Raumplanung zu ei­
nem „Transmissionsriemen“ wird, der da­
für sorgt, dass die globalen und nationalen 
Klimaschutzziele auch tatsächlich sowie 
nachhaltig und ausgewogen auf der regio­
nalen und kommunalen Ebene umgesetzt 
werden. Dazu wird ein ausgewählter Mix 
formeller und informeller Steuerungsmög­
lichkeiten für die Raumplanung diskutiert, 
der konzeptionelle, regulative und indivi­
duelle Elemente enthält.

2	 Raumplanung und Bioenergie

In vielen Diskussionen ist unter den Akteu­
ren der räumlichen Planung eine gewisse 
Zurückhaltung gegenüber ihren Möglich­
keiten zur Beeinflussung einer nachhalti­
gen Energieversorgung zu erkennen – ein­



Till Jenssen: Bioenergie – Möglichkeiten und neue Aufgaben für die Raumplanung356

Umwelt sowie des Potenzials der Bioenergie 
zur Treibhausgasminderung10 ist eine Ausei­
nandersetzung der räumlichen Planungen 
mit der Bioenergie angezeigt. Denn durch 
ihre zweifellos vorhandenen Möglichkeiten 
zur Reduzierung von Treibhausgasemissio­
nen kann die Nutzung der Bioenergie eine 
wichtige Komponente für eine nachhalti­
gen Raumentwicklung (§ 1 Abs. 2 ROG) sein.

(2) Die Nutzung von Wärme, Strom und 
Kraftstoffen – wenngleich sich dies nicht 
auf die Bioenergie beschränkt – und der 
Ausstoß von Treibhausgasemissionen sind 
in hiesigen Breitengraden und beim aktu­
ellen Lebensstil eine untrennbare Folge­
erscheinung der Daseinsgrundfunktionen 
Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bildung 
und Erholung und damit einer durch die 
Raumplanung ermöglichten Bodennutzung.

(3) Die Konkurrenz unterschiedlicher Flä­
chenansprüche im Allgemeinen bzw. die 
Abwägung über die Biomassenutzung ge­
genüber anderen Nutzungen im Speziellen 
(Wohnen, Landwirtschaft, Tourismus etc.) 
kann nicht allein durch sektorale Planun­
gen geleistet werden, sondern bedarf einer 
überfachlichen Koordination und des ge­
bündelten Wissens aus den Sozial-, Wirt­
schafts- und Ingenieurswissenschaften.

3	 Ambivalente Bioenergie

Wie aus Tabelle 1 deutlich wird, reichen die 
räumlichen Implikationen der Bioenergien 
von rohstoffseitigen Aspekten (also des Bio­
masseangebots) bis zur räumlichen Vertei­
lung der Energienutzer (also den potenziel­
len Nachfragern nach Bioenergie). Während 
sich der Beitrag „Sicherung einer nachhal­
tigen Bioenergiebereitstellung“ (Gaasch et 
al.) in diesem Heft mit den Steuerungsmög­
lichkeiten für eine nachhaltige Biomasse­
produktion befasst, fokussiert sich dieser 
Beitrag auf die Steuerung der Nachfragesei­
te (unterer Teil der Tabelle).

Zunächst einmal stellt das verfügbare Bio­
masseangebot einen begrenzenden Faktor 
dar. Je nach Verständnis, berücksichtigten 
Sortimenten, zugrunde liegendem Ener­
giebedarf (aktuell oder zukünftig) und 
Maßstabsebene lassen sich in Deutschland 
zwischen 7 und 17 % des Energiebedarfs 
durch Biomasse decken.13 Darüber hinaus 
lässt sich (erwartungsgemäß) feststellen, 
dass eine Abhängigkeit der Biomassepo­

schließlich der Steuerung der Bioenergie. 
Dies betrifft gleichermaßen die kommuna­
le und regionale Planungsebene.5 Philipp 
Röhnert interpretiert dies als Erfahrung aus 
den rasanten Entwicklungen im Bereich 
der Windenergie und den Schwierigkeiten 
der Raumplanung, diesen Entwicklungen 
nachzukommen. Folglich ordnet er dieses 
Verhalten als „nachhaltige Förderung der 
Nutzung von Biomasse“6 ein. Und auch 
Hans-Peter Tietz stellt am Beispiel der Elek­
trizität fest: „Es ist nicht selbstverständlich, 
dass sich die Raumplanung als räumlich 
integrierte Gesamtplanung um Standorte 
und Trassen für die Stromversorgung küm­
mert.“7

Gleichzeitig fehlt es in Deutschland an einer 
öffentlichen Fachplanung für (erneuerbare) 
Energien.8 Vielmehr ist „zu beachten, dass 
in der Bundesrepublik Deutschland die 
energiefachliche Planung in den Händen 
der (liberalisierten) Energiewirtschaft liegt. 
Die Energiepolitik greift lediglich über öko­
nomische Anreize und Marktregulierung in 
den Energiesektor ein“9. Folglich wird von 
der These ausgegangen, dass ein gewisses 
Planungsvakuum herrscht. 

Mit den folgenden drei Aspekten werden 
Argumente aufgezeigt, warum sich die 
Raumplanung stärker in die Steuerung der 
Bioenergie „einmischen“ sollte und damit 
einen Teil dieses Vakuums ausfüllen kann:

(1) Wegen der elementaren Bedeutung des 
Klimas für Gesellschaft, Ökonomie und 

Bereich Kriterium Implikation

Angebot

Biomassepotenzial Hohe Rohstoffpotenziale im ländlichen Raum

Konkurrenz

Zunehmende Nutzungskonkurrenzen sind zu erwarten, 
insbesondere durch Energiepflanzenanbau

Auswirkungen auf Preise für land- und forstwirtschaftliche 
Güter sowie insbesondere Lebensmittelpreise sind 
umstritten11

Sichtbarkeit der 
Anbauflächen

Bei Energiepflanzen sind (je nach Ort und Art der 
Anbaukultur) erhebliche Veränderungen des Stadt- 
und Landschaftsbildes zu erwarten, bei Nutzung von 
Ernterückständen, Neben- und Abfallprodukten fallen diese 
gering aus12

Nachfrage

Städtebauliche 
Dichte

Hohe Dichten reduzieren die Netzverluste

Hohe Dichten begünstigen die ökonomische Tragfähigkeit 

Hohe Dichten reduzieren Treibhausgasemissionen

Nutzungsmischung
Verbessert die ökonomische Machbarkeit (insbesondere 
im Neubau)

Transportdistanz
Großer Einfluss auf Kosten

Geringer Einfluss auf Treibhausgasemissionen

Anlagenstandort
Zum Teil aufwendige Standortsuche wegen Anforderungen 
an Umwelt-, Landschafts- und Anwohnerschutz

Tabelle 1
Räumliche Implikationen der Bioenergie 

Quelle: eigene Darstellung
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oder die Aufenthalts- und Wohnqualität 
eines Quartiers) in dichten Siedlungsfor­
men schlechter ausfallen. Der vorliegende 
Beitrag ist deshalb keineswegs ein Plädoyer 
für die Umsetzung einer bedingungslosen 
Dichte im Namen des Klimaschutzes, son­
dern tritt für die Realisierung einer verhält­
nismäßigen Dichte ein, die damit auch ei­
nen Beitrag zum Klimaschutz leisten kann.

Im Vergleich zur städtebaulichen Dichte 
wirkt sich die Transportdistanz in einem 
untergeordneten Umfang (2–5 %) auf die 
Klimabilanz der Bioenergie aus. Dies mag 
auf den ersten Blick zu dem Schluss verlei­
ten, dass die Bioenergienutzung auch bei 
langen Transportdistanzen sinnvoll ist. Aber 
dabei wird zum einen der transportindu­
zierte Kostenunterschied21 vernachlässigt 
und zum anderen wiederum die Ambiva­
lenz der Bioenergie sichtbar. Wenn nämlich 
der Brennstoff Biomasse aus den potenzi­
algünstigen Räumen über weite Transport­
distanzen in hoch verdichtete Siedlungen 
geliefert wird, sind dies Nachhaltigkeits­
importe, die einer idealtypischen Versor­
gungsstruktur im Sinne einer vollständigen 
Integration aller Daseinsgrundfunktionen 
innerhalb eines Territoriums, also einer im­
portunabhängigen Energieversorgung wi­
dersprechen. Die Anlieferung von Bioener­
gieträgern sollte also über möglichst kurze 
Transportdistanzen erfolgen.

Die Raumplanung nimmt mit ihrem klassi­
schen Instrumentarium ganz wesentlichen 
Einfluss auf die zukünftigen Raum- und 
Siedlungsstrukturen und damit auch auf 
die räumliche Verteilung des zukünftigen 
Energiebedarfs. Diese Steuerung wirkt sich 
freilich nicht nur auf die Einsatzmöglich­
keiten von Bioenergietechnologien aus, 
sondern schafft gleichzeitig auch die Rah­
menbedingungen für andere Versorgungs­
technologien und Infrastrukturen. Nichts­
destotrotz können aus den dargestellten 
Befunden drei strategische Grundprinzipi­
en für eine kosten- und klimaeffiziente Nut­
zung der Bioenergie abgeleitet werden:

(1)	 Die Bioenergie sollte in die Bestands­
siedlungen mit hohen städtebaulichen 
Dichten gelenkt werden (günstige raum- 
und siedlungsstrukturelle Voraussetzun­
gen nutzen).

(2)	 Der Siedlungsneubau sollte mit mög­
lichst hohen städtebaulichen Dichten 
und gemischten Nutzungsstrukturen 

tenziale von der Raumstruktur besteht.14 
Mit zunehmender Besiedlung und Dichte 
sinken diese Potenziale deutlich, während 
sie besonders in ländlich geprägten Kreisen 
wegen der hohen Anteile der Wald-, Acker- 
und Dauergrünlandflächen hoch sind. So 
konnte am Beispiel Baden-Württembergs 
nachgewiesen werden, dass ländliche Krei­
se im Vergleich zu anderen Kreistypen15 
über ein um den Faktor 2 (verdichtete Krei­
se) bis 7 (Kernstädte) höheres (einwohner­
spezifisches) Potenzial verfügen.16 Folglich 
können Siedlungen in dicht besiedelten 
Räumen zur Deckung ihres Energiebedarfs 
deutlich weniger Biomasse innerhalb ihrer 
eigenen Gemarkung bereitstellen und einer 
energetischen Nutzung zuführen. Korres­
pondierend dazu kann auch bei der Erzeu­
gung von Bioenergie nachgewiesen werden, 
dass sie überwiegend im ländlichen Raum 
stattfindet: Über 60 % der installierten Leis­
tung sind dort zu verordnen.17 Für günstige 
Voraussetzungen zur Nutzung der Bioener­
gie im ländlichen Raum spricht außerdem, 
dass mit „Bioenergiedörfern“18 bereits ein 
replizierbares Konzept entwickelt und 
erprobt wurde. Vor diesem Hintergrund 
kommt Wolfgang Brücher im Umkehr­
schluss zu einem eindeutigen Befund: „Die 
EE [erneuerbaren Energien] eignen sich in 
der Tat nicht für [...] Ballungsräume.“19

Wendet man sich jedoch den nachfragesei­
tigen Voraussetzungen zu, kommt man zu 
einem anderen Bild. Zwar ist auch hier die 
Siedlungsstruktur eine wesentliche De­
terminante, allerdings mit umgekehrter 
Wirkrichtung: Die bauliche Dichte bedingt 
durch einen insgesamt geringeren Wär­
mebedarf pro Wohneinheit sowie kleine­
re Verluste bei der Wärmeverteilung eine 
energetische Effizienz und verbessert da­
mit auch die ökonomische Tragfähigkeit 
und Klimabilanz der Bioenergie. So fallen 
deren ökonomisch-ökologischen Werte in 
dichten Siedlungsstrukturen um den Fak­
tor 4 günstiger aus. Insbesondere in Neu­
baugebieten mit verhältnismäßig geringen 
Wärmebedarfsdichten ist es darüber hinaus 
möglich, durch die Einbindung öffentlicher 
und gewerblicher Objekte eine signifikante 
Reduzierung der Bereitstellungskosten zu 
erzielen.20

Andererseits können andere energierele­
vante Indikatoren (etwa Staub-Emissionen), 
aber auch städtebauliche Kriterien (bspw. 
die Versorgung mit Grün- und Freiflächen 
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Eine zusammenfassende Übersicht über ei­
nige Steuerungsansätze ist Tabelle 2 zu ent­
nehmen; sie ist dabei keinesfalls abschlie­
ßend, sondern enthält ausgewählte Aspekte.

Konzeptionelle Ansätze 

Konzeptionelle Steuerungsansätze zielen 
darauf ab, Ideen zu entwerfen und Chancen 
zu kreieren, mit denen gute Rahmenbedin­
gungen für eine nachhaltige Bioenergienut­
zung geschaffen werden. Zwar haben die 
drei im Folgenden vorgestellten Instrumen­
te eine ausgeprägte analytische Komponen­
te – sie geben Aufschluss über Möglichkei­
ten, Grenzen und Folgewirkungen in der 
Region oder in der Gemeinde –, gleichzeitig 
können sie aber auch dazu eingesetzt wer­
den, um energie- und raumpolitische Ziele 
und Strategien zu entwickeln. Sie können 
durch die Kraft ihrer Argumente überzeu­
gen. Insofern stellen sie technische und 
umsetzungsorientierte Lösungsansätze dar. 

•	 Energienutzungspläne

Vor dem Hintergrund der Ölkrise wurden 
Gemeinden und Energieversorger von der 
Bundesregierung erstmals 1977 aufgefor­
dert, Energiekonzepte – damals noch als 
Energieversorgungskonzepte tituliert – zu 
erstellen.23 In den Folgejahren wurde eine 
Vielzahl an Konzepten vorwiegend für öf­
fentliche Liegenschaften erarbeitet. Nach­
dem sich die Welle in den 1990er Jahren 
deutlich abgeschwächt hatte, ist dieser An­
satz in letzter Zeit verstärkt wieder aufge­
griffen worden, diesmal jedoch intensiver 
vor dem Hintergrund der Klimaproblema­
tik. Energiekonzepte sind nun immer häu­
figer Energie- und Klimaschutzkonzepte24 
und widmen sich verstärkt den Einsatz­
möglichkeiten erneuerbarer Energien: „Zu 

durchgeführt werden (günstige raum- 
und siedlungsstrukturelle Voraussetzun­
gen schaffen).

(3)	 Die Anlieferung der Bioenergieträger 
sollte über möglichst kurze Transport­
distanzen erfolgen (Radien der Versor­
gungsströme minimieren).

Diese Aspekte gewinnen insbesondere für 
die netzgebundene (Nah-/Fern-)Wärmever­
sorgung zunehmend an Bedeutung, da die 
technische Machbarkeit22 und die ökono­
mische Tragfähigkeit dieser Systeme bei 
zukünftig steigenden Gebäudestandards 
mit immer geringerem Wärmebedarf ver­
schlechtert werden. Gleichzeitig wird mit 
ihnen auch der Bodenschutzklausel (§  1a 
BauGB) und einer nachhaltigen Raument­
wicklung (§  1 Abs. 2 ROG) Rechnung getra­
gen.

4	 Möglichkeiten zur Steuerung der 
Bioenergie

Aus dem Vorangegangenen wird deutlich, 
dass Bioenergie mit zahlreichen räum­
lichen Anforderungen einhergeht. Mit in­
dividuellen, regulativen und kooperativen 
Instrumenten ist die Raumplanung aus 
Sicht des Autors dazu prädestiniert und 
aufgerufen, sich stärker mit Fragen einer 
zukunftsfähigen Energieversorgung aus­
einanderzusetzen und in den räumlichen 
Abstimmungsprozess einzugreifen. Denn 
durch ihre strategische Ausrichtung auf 
Langfristziele und ihre koordinierende 
Funktion kann sie den Ausbau der Bioener­
gie weiter vorantreiben, ihn effizient und 
nachhaltig ausgestalten und dabei helfen, 
die lokalen Potenziale zur Erreichung der 
globalen Klimaschutzziele auszuschöpfen. 

Ansatz Handlungstyp Instrumente

konzeptionell
Kreation von 

Ideen und Chancen:
entwerfend

Energienutzungspläne
Technik- und 

Klimafolgenanalyse
Gelegenheitsfenster

regulativ
Schaffung günstiger 

Rahmenbedingungen:
regelsetzend

Standortsteuerung von 
Bioenergieanlagen

Verbrennungsverbote
Anschluss- und  

Benutzungszwang

individuell

Realisierung von 
wirtschaftlicher 

Tragfähigkeit und 
gesellschaftlicher 

Akzeptanz: 
verhandelnd und 

fördernd

Vertragliche
Vereinbarungen

Partizipation
Finanzielle
Förderung

Tabelle 2
Steuerungsansätze und Instrumente zum Ausbau der Bioenergie

Quelle: eigene Darstellung
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Freiburg wird dies beispielsweise für jedes 
Neubaugebiet per Grundsatzbeschluss ein­
gefordert.27 Schließlich kann auf diese Weise 
ein konsistentes System eingeführt werden, 
bei dem detaillierte Teilkonzepte (Ener­
gietechnikpläne) aus dem Gesamtkonzept 
(Energienutzungsplan) entwickelt werden. 
Eine mögliche Alternative ist die Integration 
(bio-)energierelevanter Themen in Stadtent­
wicklungskonzepte.28 

•	 Technik- und Klimafolgenanalyse

Unterstützend zu Energienutzungsplänen 
kann ein Instrumentarium eingesetzt wer­
den, mit dem eine systematische (aber pro­
jektorientierte) Technikfolgenabschätzung 
bauland- und energiepolitischer Vorhaben 
vorgenommen werden kann. Ein solches 
Instrumentarium lehnt sich an die Metho­
dik der Infrastrukturfolgerechnung29 an. 
Dabei können beispielsweise angedach­
te Neubaugebiete oder in der Diskussion 
befindliche Versorgungsanlagen auf ihre 
Klimabilanz untersucht und ihr Anteil an 
den Gesamtemissionen dargestellt wer­
den. Im Zuge der Prüfung von Alternativen 
kommt der Bioenergie im Rahmen solcher 
Kalkulationen eine besondere Rolle zu, da 
sie unter moderaten ökonomischen Belas­
tungen zu einer signifikanten Treibhausgas­
reduzierung beitragen kann. 

Um einen praktikablen Einsatz zu ermögli­
chen, müssen komplexe Zusammenhänge 
und datenaufwendige Rechnungen durch 
standardisierte Datengrundlagen und 
Schätzverfahren vereinfacht werden. Die 
um eine Technik- und Klimafolgenanalyse 
erweiterte Form der Infrastrukturfolgrech­
nung kann als ein Instrument eingesetzt 
werden, das die Abwägungen auf kommu­
naler und regionaler Ebene unterstützt. 

jeder strategischen Planung gehört ein ge­
wisses Maß an Wissen über den aktuellen 
Stand: Wer sind unsere größten Energiever­
braucher? Was sind unsere Potenziale? – sei 
es Biomasse aus der Region oder sinnvoll 
ausgerichtete Dachflächen“.25 Grundla­
ge von Energiekonzepten ist deshalb eine 
zuverlässige und ausreichende Datenlage. 
Hierbei sind Kenntnisse zum Energiebedarf 
und zu regionalen Energieerzeugungspo­
tenzialen erforderlich, die mit allgemein 
verfügbaren Informationen zu Technolo­
gien verknüpft werden können. Dies führt 
im Ergebnis zu einer Bilanz (Status quo), 
die als Ausgangspunkt für Szenarioberech­
nungen dienen kann.

Auf kommunaler und regionaler Ebene wird 
durch Aufstellung solcher Konzepte zum 
Beispiel geprüft, wie viel Biomasse eine 
Region verträgt, um anschließend Strate­
gien, Maßnahmen(-bündel) und Investi­
tionsplanungen zu erörtern. Letztendlich 
können diese zu Energienutzungsplänen 
ausgebaut werden, wie sie von Gerhard 
Hausladen konzipiert und bereits erprobt 
wurden.26 In ihnen werden Technologie­
konzepte zu Bestands- und Neubaugebie­
ten, Anbauflächen und bestehenden Inf­
rastrukturen konkret räumlich zugeordnet 
sowie deren Prioritäten dargestellt (Abb. 1). 
Energienutzungspläne verfügen über keine 
Bindungswirkung im baurechtlichen oder 
raumordnerischen Sinn, sondern entfalten 
(durch kommunal- oder regionalpolitische 
Beschlüsse) ihre Wirkung durch Selbstbin­
dung (Behördenverbindlichkeit).

Per Grundsatzbeschluss (Selbstbindungs­
wirkung) ist es außerdem möglich, für jedes 
Neubaugebiet (mit einer bestimmten Größe) 
ein eigenes Konzept, einen “Energietech­
nikplan“ erstellen zu lassen. In der Stadt 

Abbildung 1
Energienutzungspläne

Quelle: Hausladen, G.: Vortrag bei der Fachtagung „Ländlicher Raum – den Wandel gestalten“ der Bayerischen Verwaltung für Ländliche 
Entwicklung, Lindau, 17. Mai 2010 (www.landentwicklung.bayern.de/fachtagung/38211/linkurl:2.pdf, S. 40-51; 10.12.2010)

Energie-Nutzungsplan

(inkl. Maßnahmenpaket)

Energie-Potenziale

vorhandene Energie-
Infrastruktur

Energie-Verbrauchs-
dichte

Verbrauch IST
88  230 MWh

Einspar-
potenzial
32  430 MWh

Solarthermie
Heizungsunter-

stützung
23  436 MWh

Biogas heute produziert
16  573 MWh

= 13 % der landwirtschaftl.
Flächen

Photovoltaik
48  875 MWh

Holz bereits genutzt
11  000 MWh

Holz Potenzial
7  270 MWhAbwärme/Abwasser

1  897 MWh
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•	 Standortsteuerung von  
Bioenergieanlagen

Wie oben beschrieben, kann durch die 
Ermittlung von Gelegenheitsfenstern die 
Umsetzung von Bioenergievorhaben be­
günstigt werden. Über die Aufnahme in 
Energienutzungspläne hinaus kann dies im 
Sinne einer Angebotsplanung zur Flächen­
sicherung von Versorgungsanlagen (§ 5 Abs. 
2 Nr. 4 BauGB; § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB; § 8 
Abs. 5 Nr. 3 ROG) auch durch Festsetzung 
bzw. Darstellung in Bebauungs-, Flächen­
nutzungs- oder Regionalplänen erfolgen: 

„Die Identifikation großräumiger und regio­
naler Eignungs- und Vorranggebiete (wie 
sie z. B. als Eignungsgebiete für Windkraft 
bereits bestehen) stellt hier eine zukünftige 
Handlungsoption dar“.31 Im Vergleich zur 
informellen Darstellung kann die Bindungs- 
und Steuerungswirkung der Standortsteue­
rung von Bioenergieanlagen dadurch deut­
lich erhöht werden.

Zur Qualifizierung der Standorte bietet das 
Darstellungs- und Festsetzungsinstrumen­
tarium des Baugesetzbuches darüber hi­
naus beispielsweise die Möglichkeit, ober- 
und unterirdische Leitungen zu sichern 
(§  9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB), Flächen mit Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten zu belasten (§ 9 
Abs. 1 Nr. 21 BauGB) oder bauliche Maß­
nahmen vorzugeben, die den Einsatz er­
neuerbarer Energien ermöglichen (§  9 Abs. 
1 Nr. 23 BauGB). Bei Letzteren – die auf den 
Neubau begrenzt sind – wird die Frage auf­
geworfen, ob nur solche Maßnahmen inbe­
griffen sind, die im Festsetzungskatalog des 
§  9 enthalten sind (beispielsweise Dach­
form, Dachneigung, Gebäudestellung oder 
Firstrichtung), die darüber hinausgehen 
(Statik des Daches, Leerleitungen, Lager­
räume für Pellets etc.) oder ob sogar die In­
stallation der Anlage selbst vorgeschrieben 
werden kann.32

In der Planungspraxis wird eine formale 
Standortsteuerung aber kritisch gesehen 

– etwa weil die Möglichkeit besteht, Ent­
wicklungen an anderen Orten zu blockie­
ren (dies betrifft vor allem Vorrang- und 
Eignungsgebiete), oder die Schwierigkeit 
aufgeworfen wird, „alle wesentlichen As­
pekte hinreichend zu berücksichtigen“33.
Eine gezielte räumliche Steuerung unter­
bleibt somit häufig und die Zulässigkeit von 
Anlagen wird dementsprechend durch Ein­
zelfallbetrachtungen (etwa durch Außenbe­
reichsprivilegierung, Zielabweichungs- oder 

Durch eine Technik- und Klimafolgenana­
lyse ist es möglich, klima- und kosteneffizi­
ente Technologien zu identifizieren und im 
Rahmen von Energienutzungsplänen ver­
räumlicht darzustellen.

•	 Identifikation und Öffnung von Gelegen­
heitsfenstern

Ein besonderes Augenmerk sollte bei der 
Erstellung von Energienutzungsplänen 
darüber hinaus auf der Identifikation von 
Gebieten liegen, in denen nur für einen 
bestimmten Zeitabschnitt günstige Voraus­
setzungen für die Einführung von Bioener­
gieanlagen bestehen, etwa wenn aufgrund 
des Alters eine flächendeckende Umrüs­
tung der Heizungsanlagen ansteht oder ein 
fossil betriebenes Heiz(kraft)werk außer Be­
trieb genommen wird. Die Raumplanung 
kann mit ihrem räumlichen Detailwissen 
dabei helfen, dass solche Gelegenheiten 
nicht verpasst werden. Sie kann dazu bei­
tragen, „Gelegenheitsfenster“ zur Einfüh­
rung der Bioenergie zu nutzen, und sollte 
deshalb vielversprechende Versorgungsfälle 
in möglichst frühen Planungs- und Beteili­
gungsstadien identifizieren und Bioener­
gieanlagen gezielt dorthin lenken. Ein gu­
tes Beispiel für die Öffnung eines solchen 
Gelegenheitsfensters ist das Wohnquartier 
Karlsruhe-Rintheim, wo Abwärme einer 
nahe gelegenen Raffinerie genutzt wird.30 
Grundlage für ein systematisches Vorgehen 
ist freilich ein einheitlicher Beurteilungs­
rahmen, den es zu entwickeln gilt. Die an­
schließende Steuerung kann durch infor­
melle Energienutzungspläne (siehe oben), 
durch formale Regelungen (siehe Abschnitt 
Regulative Ansätze) oder vertragliche Ver­
einbarungen (siehe Abschnitt Individuelle 
Ansätze) erfolgen. 

Regulative Ansätze

Die Idee bei regulativen Steuerungsan­
sätzen ist es, durch hoheitliches Handeln 
strukturelle Rahmenbedingungen so zu 
setzen, dass Bioenergievorhaben effizient 
und in einer nachhaltigen Weise durchge­
führt werden können. Ganz konkret kann 
die Bioenergie (Erzeugungsanlagen) mit re­
gulativen Ansätzen auf geeignete Standor­
te gelenkt, können Verbote ausgesprochen 
oder kann zur Nutzung der Bioenergie ver­
pflichtet werden.
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BImSchG über ortsrechtliche Vorschriften 
für Teilgebiete einer Gemeinde ein Verbren­
nungsverbot zu erlassen.40 Der Ausschluss 
bestimmter Technologien führt freilich nicht 
zwangsläufig zu einer Nutzung von Bioener­
gietechnologien.41 Umgekehrt können Ver­
brennungsverbote vielmehr dazu eingesetzt 
werden, um besonders schutzwürdige Ge­
biete (beispielsweise Luftkurorte oder Talla­
gen) zu schützen.

•	 Anschluss- und Benutzungszwang

Wurde die Bioenergie auf geeignete Stand­
orte gelenkt und die Nutzung auf örtlich 
angepasste und nachhaltige Technologien 
beschränkt, steht mit dem Anschluss- und 
Benutzungszwang ein scharfes Instrument 
zur Verfügung. Mit ihm kann den Bewoh­
nern über gemeindliche Satzungen42 der 
Anschluss an ein Nah- und Fernwärmenetz 
vorgeschrieben, die Wärmeabnahme einer 
Bioenergieanlage gesichert und somit letzt­
endlich die wirtschaftliche Tragfähigkeit 
hergestellt bzw. gefördert werden. In Baden-
Württemberg zum Beispiel ist auch der all­
gemeine Klimaschutz als Begründung zu­
lässig.43 Durch eine Öffnungsklausel hat der 
Bundesgesetzgeber die Länder ermächtigt, 
den Anschluss- und Benutzungszwang auch 
über den Bebauungsplan auszusprechen. 
Ohne landesrechtliche Regelung, wie sie 
z. B. Hamburg umgesetzt hat, ist die Kom­
bination mit dem Bebauungsplan jedoch 
nicht möglich.44 Bei der Nutzung dieses Ins­

Raumordnungsverfahren) geregelt. Damit 
hängt die Realisierung von Bioenergieanla­
gen im hohen Maße von den zuständigen 
Genehmigungsbehörden ab.34 Vor diesem 
Hintergrund kann festgehalten werden, 
dass Untersuchungsbedarf besteht, ob und 
wie eine Standortsicherung und Angebots­
planung für Bioenergieanlagen vorgenom­
men werden kann.35

Abbildung 2 stellt einen Ausschnitt des Teil­
regionalplanentwurfs Regenerative Ener­
gien für die Region Nordschwarzwald dar, 
mit dem eine weitreichende formale Steu­
erung erneuerbarer Energien regionalpla­
nerisch verankert werden sollte.36 Ein zent­
rales Charakteristikum ist die symbolhafte 
Darstellung von Vorbehaltsgebieten für fes­
te Biomasse- und Biogasanlagen, allerdings 
ohne eine räumliche Konkretisierung (ge­
bietsscharfe Abgrenzung) vorzunehmen. 
An diesem Vorgehen wurde deutliche Kritik 
geübt, so dass der Regionalverband nun 
eine Überarbeitung vornimmt, mit der die 
formalen Regelungen in ein informelles 
Energiekonzept überführt werden.37

Empfehlenswert erscheint es vor diesem 
Hintergrund, zunächst eine informelle Aus­
weisung zu testen und diese Steuerung im 
Erfolgsfall auf formale Pläne auszuweiten. 
Sofern eine formale Darstellung erwünscht 
ist, sollten hierfür Vorbehaltsgebiete ge­
wählt werden, da Vorrang- und Eignungs­
gebiete eine sehr starke Ausschlusswirkung 
nach sich ziehen38 und damit die Gefahr ei­
ner Überregulierung in sich bergen.

•	 Verbrennungsverbote

Um von den vielfältigen Bioenergietechno­
logien örtlich angepasste und nachhaltige 
Konzepte zur Anwendung zu bringen, be­
steht die Möglichkeit, über Festsetzungen 
im Bebauungsplan ein Verbrennungsverbot 
auszusprechen. Dabei ist zu beachten, dass 
nur Energieträger ausgeschlossen werden, 
nicht aber technische Parameter der Konver­
sionsanlage (Brennwerttechnik, Wirkungs­
grade etc.) vorgegeben werden können. Der 
Ausschluss kann an Emissionswerten festge­
macht werden. Ob dazu allerdings die Treib­
hausgasemissionen herangezogen werden 
können, ist wegen der globalklimatischen 
Bedeutung äußerst fraglich. Unzulässig ist 
in jedem Fall der Ausschluss von Kaminen 
und Kachelöfen, wenn diese nur gelegent­
lich genutzt werden.39 Eine weitere Möglich­
keit besteht darin, mit Bezug auf § 49 Abs. 3 

Abbildung 2
Vorbehaltsgebiete Biomasse und Biogas im Entwurf des Teilregionalplans 
Regenerative Energie für die Region Nordschwarzwald

Quelle: Regionalverband Nordschwarzwald: Teilregionalplan Regenerative Energien 
(www.nordschwarzwald-region.de/PDF/Karte.pdf; 24.08.2010)
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•	 Vertragliche Vereinbarungen

Vertragliche Vereinbarungen können in ver­
schiedenen Ausführungen realisiert werden. 
Eine Variante sind privatrechtliche Kaufver­
träge. Die Nutzung und die Wirtschaftlich­
keit der Bioenergie können mit ihrer Hilfe 
gefördert werden, etwa indem verschiede­
ne Sachentscheidungen – Immobilienkauf 
und Anschluss an das Holzheizkraftwerk 

– verknüpft werden. Dies wurde beispiels­
weise bei der Umsetzung eines Holzheiz­
kraftwerks in Ostfildern praktiziert. Die 
Kaufinteressenten eines Grundstücks hat­
ten hier nur die Möglichkeit, sich auf einen 
Anschluss an das Nahwärmenetz einzulas­
sen oder vom Immobilienkauf abzusehen.48 
Auf diese Weise können bei Vertragsab­
schlüssen Kleinkostensituationen geschaf­
fen werden, die Konsumentscheidungen 
erleichtern. Ähnliches kann auch durch 
Contracting-Verträge erzielt werden, bei de­
nen es im Fall bereits vermieteter Immobi­
lien jedoch in der Regel einer Vereinbarung 
zwischen Vermieter und Mieter bedarf.49

Weiterhin stellen öffentlich-rechtliche 
Vertragslösungen eine vielversprechende 
Möglichkeit zur Realisierung von Bioener­
gievorhaben dar. Dabei handelt es sich um 
städtebauliche Verträge (§ 11 BauGB) und 
vorhabenbezogene Bebauungspläne (§ 12 
BauGB). Städtebauliche Verträge, die zwi­
schen Privaten und der öffentlichen Hand 
geschlossen werden, sind frei in ihren Re­
gelungsinhalten. Der Vorteil des vorhaben­
bezogenen Bebauungsplanes besteht darin, 
dass er nicht an den Festsetzungskatalog 
des § 9 BauGB gebunden ist.50

•	 Bewohnerbeteiligung

Durch Vertragslösungen allein können vie­
le Hindernisse aber nicht ausgeräumt wer­
den. So zeigt die Realisierungspraxis von 
Bioenergievorhaben sehr deutlich, dass 
die fehlende Akzeptanz der Bewohner die 
Realisierung ganz maßgeblich erschweren 
kann. Die fehlende Akzeptanz wird oft am 
Anlagenstandort festgemacht, beruht häu­
fig auf Befürchtungen vor Geruchs-, Fein­
staub- und Verkehrsbelastungen und ist 
(wegen bestehender Versorgungssysteme) 
speziell für die Umsetzung in Bestandsge­
bieten von zentraler Bedeutung.51 Durch 
eine fundierte „technische“ Standortpla­
nung ist es möglich, die Belastungen einer 
Bioenergieanlage auf ein Mindestmaß zu 
verringern.52 Dies kann die „soziale“ Pla­

truments bestehen allerdings Vorbehalte in 
Bezug auf die Vermarktungschancen der Im­
mobilien.45 Zudem unterliegen die rechtli­
chen Rahmenbedingungen zu erneuerbaren 
Energien einem dynamischen Wandel und 
kann ihre Umsetzung in der Bauleitplanung 
neue Schwierigkeiten aufwerfen.46

•	 Ausschluss anderer Versorgungssysteme

Die Förderung von Bioenergieanlagen kann 
umgekehrt auch durch einen teilweise 
praktizierten Ausschluss alternativer Ver­
sorgungssysteme vorgenommen werden 
(etwa indem keine Erdgas-Leitungen ge­
legt und der Bau von Kellern unterbunden 
wird). Beide Vorgehen können das Risiko 
langer Aufsiedlungszeiträume und damit 
einhergehender Unsicherheiten in Bezug 
auf den wirtschaftlichen Betrieb einer Bio­
energieanlage freilich nicht beheben.

Fazit: Auch wenn eine Vielfalt an Darstel­
lungs- und Festsetzungsinstrumenten be­
steht, kann insgesamt festgehalten werden, 
dass einige Regelungen und ihr Umfang 
umstritten, in der Praxis nicht erprobt oder 
letztinstanzlich nicht gerichtlich abgesi­
chert sind. Knackpunkt bei dieser Parallel­
diskussion in der Regional- und Bauleitpla­
nung ist, ob der globale Klimaschutz eine 

„bodenrechtliche“ Steuerung legitimiert 
oder ob primär andere städtebauliche bzw. 
regionalplanerische Gründe vorliegen müs­
sen.47 Daraus resultiert eine Rechtsunsi­
cherheit, die der Breitenanwendung dieser 
Instrumente bisher im Wege stand.

Individuelle Ansätze

Wegen der Rechtsunsicherheiten beim 
Einsatz regulativer Ansätze und weil die 
Entwicklung schlüssiger Konzepte nicht 
zwangsläufig zur Umsetzung einer nach­
haltigen Bioenergie führt, ist es geboten, 
auch über individuelle Steuerungsansätze 
nachzudenken. Mit diesen Ansätzen wird 
insbesondere auf Vertragslösungen abge­
zielt. Sie umfassen im weiteren Sinne aber 
auch Instrumente, mit denen die Positio­
nen und Interessen der beteiligten Akteure 
angesprochen, kommuniziert bzw. verhan­
delt werden können. Dadurch können Bei­
träge zur Sicherung der wirtschaftlichen 
Tragfähigkeit und zur Verbesserung der ge­
sellschaftlichen Akzeptanz von Bioenergie­
projekten geleistet werden.
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und das (zwischenzeitlich ausgesetzte59) 
Marktanreizprogramm (MAP). Darüber hi­
naus gibt es in den Bundesländern eine 
Vielzahl weiterer Programme zur Förderung 
von Energieeffizienz und erneuerbaren 
Energien60, ebenso auf regionaler und kom­
munaler Ebene61. Wegen der angespannten 
öffentlichen Haushaltslagen ist eine Auf­
stockung der bestehenden Förderkulisse 
allerdings oft nicht möglich. In einigen 
Bundesländern gibt es dementsprechend 
auch keine regionalen oder kommunalen 
Förderprogramme. Über eine räumliche 
Verortung (in Kombination mit der Erstel­
lung von Energienutzungsplänen oder der 
Identifikation von Gelegenheitsfenstern) 
können aber bestehende finanzielle För­
derungen gezielt auf besonders geeignete 
Gebiete gelenkt werden. Die Gemeinde Sa­
lach beispielsweise hat im Rahmen einer 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahme (§ 
136 Abs.  1 BauGB) die Vergabe von Moder­
nisierungszuschüssen an die Nutzung von 
Nahwärme (industrielle Abwärmenutzung) 
gekoppelt.62 Im Sinne querschnittsorien­
tierter Förderprogramme bietet sich auch 
die verstärkte Nutzung von Städtebauförde­
rung, Programmen der ländlichen Entwick­
lung oder Mitteln aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
an.63 Eine querschnittsorientierte Förde­
rung kann letztlich dazu beitragen, dass re­
gionale bzw. kommunale Kriterien stärkere 
Beachtung finden und Technologien nicht 
nach dem „Rasenmäherprinzip“, sondern 
standortabhängig gefördert werden. So bie­
tet sich die Förderung von Biomasse-Klein­
feuerungsanlagen in städtischen Gebieten 
vor allem im Zusammenhang mit der Ver­
wendung von Feinstaubfiltern an, um die 
Feinstaubbelastungen zu begrenzen.

nung ergänzen, jedoch nicht ersetzen.53 
Zwar unternehmen viele Betreiber den Ver­
such, Informationen an die Bewohner zu 
vermitteln, doch findet eine partizipative 
Beteiligung unter Einbezug professioneller 
Moderatoren meist nicht statt. Dies wird oft 
mit einem hohen Kostenaufwand begrün­
det. Dieses Argument verliert anhand des 
für ein Fallbeispiel ermittelten Anteils von 
0,7 % an den Investitionskosten54 jedoch an 
Gewicht. Die Raumplanung ist wie keine 
andere Disziplin geeignet, die technische 
und soziale Standortplanung mit partizipa­
tiven, fairen und transparenten Verfahren 
durchzuführen. 

Ein wichtiges Element von Partizipation 
kann die Entwicklung von Zielsystemen 
und eine Auseinandersetzung mit Leitbil­
dern sein.55 Gerade von bereits realisier­
ten Bioenergiedörfern ist bekannt, dass 
die Umsetzung unter dem Leitbild „Bio­
energiedorf“ die Grundlage für ein hohes 
Maß an Identifikation der Bewohner gelegt 
und zu einer gegenseitigen Aktivierung 
der Bewohner für das Bioenergieprojekt 
geführt hat (Abb. 3).56 Auch andere Um­
setzungsbeispiele veranschaulichen, dass 
Partizipationsprozesse57 zu erfolgreichen 
Ergebnissen führen können. Im Rahmen 
kommunaler und regionaler Leitbildpro­
zesse kann erörtert werden, ob bzw. unter 
welchen Bedingungen die Bewohner dazu 
bereit sind, Klimaschutz auf lokaler Ebe­
ne, in ihrem direkten Lebensumfeld zu be­
treiben. Es können z. B. die bundespoliti­
sche Zielvorstellungen heruntergebrochen 
(bspw. die Reduktion treibhauswirksamer 
Gase um 40 % bis 2020 als Oberziel und die 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer Ener­
gieträger am Endenergieverbrauch auf 18 % 
bis 2020 als Unterziel) sowie Maßnahmen 
zur Zielerreichung (etwa der Bau eines 
Holzheizkraftwerks) geplant und ergrif­
fen werden. Solche Zielsysteme gilt es auf 
allen Planungsebenen zu entwickeln und 
mit den Vorstellungen der Raumplanung 
zu harmonisieren: „Der klimapolitisch an­
gestrebte Ausbau erneuerbarer Energien ist 
in den Rahmen der Leitbilder und Hand­
lungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland einzupassen.“58

•	 Finanzielle Förderung

Finanzielle Förderung wird fast bei jedem 
Bioenergievorhaben in Anspruch genom­
men, insbesondere die Vergütung nach 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

Abbildung 3
100 % Erneuerbare Energien als regionales 
Leitbild

Quelle: de ENet: Wegweiser in eine erneuerbare 
Zukunft (2009; www.100-ee.de); Illustrator: C. 
Hoppenbrock



Till Jenssen: Bioenergie – Möglichkeiten und neue Aufgaben für die Raumplanung364

Abbildung ist zusätzlich dargestellt, dass es 
zu (Ziel-)Konflikten innerhalb der ökolo­
gischen und sozialen Dimension kommen 
kann. Nur wenn alle vier Zieldimensionen 
erreicht werden und in sich ausgewogen 
sind, besteht näherungsweise eine optima­
le Versorgung mit Bioenergie.

Aus der Ambivalenz und der hohen Raum­
wirksamkeit der Bioenergie ergibt sich, 
dass der Diskurs um die Gestaltung einer 
zukunftsfähigen Energieversorgung so­
wie deren tatsächliche Umsetzung quer­
schnittsorientiert und ressortübergreifend 
koordiniert werden sollte. Die Raumpla­
nung kann ganz maßgeblich dazu beitra­
gen,

– Synergien mit anderen Einrichtungen der 
technischen Ver- und Entsorgungsinfra­
struktur zu generieren,

– günstige Voraussetzungen hinsichtlich der 
zukünftigen Wärmenachfrage (Förderung 
baulicher Dichten und Nutzungsmischung) 
zu schaffen,

– sowohl Gelegenheitsfenstern als auch Effi­
zienzkriterien Rechnung zu tragen,

– Langfristthemen (z. B. den Biomasseanbau 
auf Brachflächen64) frühzeitig zu antizipie­
ren und zu fördern sowie

– konsensuale, konfliktarme Standort- und 
Ausbauplanungen zu erreichen.

Um einen solchen Paradigmenwechsel voll­
ziehen zu können, ist es erforderlich, die 
unterschiedlichen Planungsverständnisse, 
Strategien und Instrumentarien der betei­
ligten Akteure in der Energiewirtschaft und 
Raumplanung umfassender zu analysieren, 
aufeinander abzustimmen und weiterzu­
entwickeln. Ziel sollte es sein, jene Strate­
gien zu identifizieren, zu qualifizieren und 
in Anwendung zu bringen, die gleichzeitig 
dazu beitragen, die Energieversorgung und 
die Raumstrukturen nachhaltig auszuge­
stalten.

5	 Neue Herausforderung – bewährte 
Ansätze

Als integrierte Gesamtplanung verfügt die 
Raumplanung über mehr Möglichkeiten, 
die Bioenergie zu fördern, zu begrenzen 
und nachhaltig auszugestalten, als es auf 
den ersten Blick erscheinen mag. Gleich­
zeitig ist aber auch zu erwarten, dass die 
Auseinandersetzung mit den widersprüch­
lichen Raumansprüchen der Bioenergie 
zu schwierigen und unbequemen Diskus­
sionen zwischen den verschiedenen Ak­
teuren (Planung, Politik, Energiewirtschaft, 
Bewohner) führen wird, die technische 
Analyse eine Weiterentwicklung bestehen­
der Kompetenzen erfordert und dass die 
Anwendung des bestehenden Raumpla­
nungsinstrumentariums auf die Bioener­
gie vielfach erst erprobt werden muss. Eine 
Raumplanung, die sich der Koordination 
verschiedener Raumansprüche sowie einer 
nachhaltigen Raumentwicklung annehmen 
möchte, kann die Bioenergie jedoch nicht 
ausblenden.

Es ist deutlich geworden, dass ein solcher 
Ausbau von Bioenergietechnologien mit 
einer Vielzahl räumlicher Widersprüche 
verbunden ist. Die technische Machbarkeit, 
die ökonomische Tragfähigkeit, die öko­
logische Wirksamkeit und die soziale Ak­
zeptanz der Bioenergie stehen sich je nach 
Teilaspekt und Rahmenbedingung kon­
gruent oder konkurrierend gegenüber. Wie 
Abbildung 4 illustriert, kann in Anlehnung 
an die Begrifflichkeiten der Wirtschaftspo­
litik deshalb von einem „magischen Viereck 
der Bioenergie“ gesprochen werden. In der 

soziale
Akzeptanz

ökologische
Wirksamkeit

ökologische
Tragfähigkeit

technische
Machbarkeit

Abbildung 4
Magisches Viereck der Bioenergie

Quelle: eigene Darstellung
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Klaus EinigKapazität der Regionalplanung zur Steuerung 
der Produktion und Nutzung von Biomasse

1	 Einleitung

Seit gut zehn Jahren boomt die Biomas-
senutzung in Deutschland. Bioenergie ist 
im Wärmebereich die wichtigste und im 
Strombereich nach der Windenergie die mit 
Abstand bedeutendste regenerative Ener-
gieform. Diese Expansion hat ihren Preis: 
eine zunehmende Flächeninanspruchnah-
me durch die Errichtung von Biomassever-
wertungsanlagen und den Anbau von Ener-
giepflanzen. So vergrößerte sich die Zahl 
der Biogasanlagen von 1992 bis 2010 von 
139 auf etwa 6  000 Anlagen.1 Gleichzeitig hat 
sich auch die Flächennutzung im Umfeld 
dieser Anlagen gewandelt. Mais, der in über 
90 % der Biogasanlagen als Ko-Substrat ein-
gesetzt wird, und Raps, der eine zentrale 
Rolle bei der Herstellung von Biokraftstof-
fen spielt, sind heute die dominierenden 
landwirtschaftlichen Energiepflanzen. Seit 
2005 schwankt die Anbaufläche von Raps 
zwischen 1,3 bis 1,5 Mio. ha. Während in 
den meisten europäischen Nachbarlän-
dern die Anbaufläche für Mais stagniert, hat 
sie sich in Deutschland von 2008 bis 2010 
von 1,74 auf 2,29 Mio. ha ausgedehnt.2 In 
besonders betroffenen Teilräumen wird 
bereits vor einer „Vermaisung“ der Kul-
turlandschaft gewarnt.3 Deutschlandweit 
wurden 2008 insgesamt 17 % der Agrarflä-
che für den Anbau von Energiepflanzen in 
Anspruch genommen. Aber auch die Wald-
fläche ist betroffen. Immer mehr Holz wird 
für energetische Zwecke genutzt. Die Zahl 
großer Biomassekraftwerke, die vorrangig 
Holz verfeuern, nimmt kontinuierlich zu 
und der Bestand von Pelletheizungen ist 
seit 2000 von 3  000 auf 140  000 Anlagen an-
gewachsen. Biomasse wird aber nicht nur 
für energetische Zwecke genutzt, auch rein 
stoffliche Verwendungen nachwachsender 
Rohstoffe (NawaRo) haben an Bedeutung 
gewonnen. Aktuell ist ihr Einsatz in der In-
dustrie im Vergleich zu fossilen Ausgangs-
stoffen zwar noch nachrangig. In der che-
mischen Industrie wurden 2007 mehr als 
2  Mio. t eingesetzt – bei einem Importanteil 
von 60 bis 70 %. Je umfangreicher fossile 
Ausgangsstoffe allerdings durch klimaneut-
rale Biomasse ersetzt werden, desto größer 
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wird auch die Flächeninanspruchnahme für 
den NawaRo-Anbau in Deutschland ausfal-
len. Von 280  000 ha im Jahr 2008 soll sich 
der Anbau stofflich genutzter NawaRo bis 
2020 etwa verdoppeln.4

Verantwortlich für diesen Boom sind ne-
ben der Preissteigerung fossiler Energie-
träger vor allem die finanzielle Förderung 
durch die Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU, die Einführung des NawaRo-Bonus im 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), die 
Mineralölbefreiung für Biokraftstoffe und 
andere Marktanreizprogramme. In Zukunft 
will die Bundesregierung den Ausbau der 
Biomasseproduktion noch weiter forcieren.

Zur nationalen Umsetzung des im Dezem-
ber 2005 verabschiedeten Biomasse-Ak
tionsplans der EU hat die Bundesregierung 
im April 2009 den nationalen Biomasseak-
tionsplan verabschiedet, um den Bioener-
gieanteil an der Energieversorgung von 
Deutschland durch Ausweitung und Inten-
sivierung des Anbaus land- und forstwirt-
schaftlich erzeugter Biomasse deutlich zu 
vergrößern.5 Im August 2009 wurde ein wei-
terer Aktionsplan zur Förderung der stoffli-
chen Nutzung nachwachsender Rohstoffe 
vorgelegt.6 Das im gleichen Jahr verabschie-
dete Aktionsprogramm „Energie für morgen 

– Chance für ländliche Räume“ soll durch 
Maßnahmenbündelung den Ausbau der 
Bioenergie im ländlichen Raum unterstüt-
zen.7 Flankiert werden diese Pläne durch 
den im August 2010 beschlossenen Natio-
nalen Aktionsplan für erneuerbare Energie 
und das im September 2010 beschlossene 
Energiekonzept der Bundesregierung.8 Zu-
sammen bilden sie eine nationale, sektor-
übergreifende Biomassenutzungsstrategie, 
deren vorrangiges Ziel es ist, die geplante 
Ausweitung der Biomasseproduktion in 
Deutschland auf einem nachhaltigen Weg 
zu erreichen.9 

Positive Effekte bringt der Biomasseaus-
baupfad für den Klimaschutz, die Nach-
haltigkeit der Energieproduktion und regi-
onale Wirtschaftskreisläufe. Seine Risiken 
werden als verhältnismäßig gering einge-
stuft10, denn im Vergleich mit der aktuellen 
Pflanzenproduktion der konventionellen 
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fachlicher Praxis der Landwirtschaft), die 
Weiterentwicklung geltender Cross-Com-
pliance-Vorschriften und die Neuausrich-
tung von Förderprogrammen an Umwelt-
kriterien wird die Biomasseproduktion und 

-nutzung in Deutschland nicht auf Nach-
haltigkeitskurs gebracht werden können.20 
Vielmehr muss im Schulterschluss mittels 
Instrumenten der räumlichen Planung der 
Biomasseausbaupfad intensiver als bis-
her gesteuert werden.21 Auch Vertreter der 
Regionalplanung bestätigen diese Einschät-
zung. Ihre Befragung hat ergeben, dass 60 % 
der antwortenden Planer die Regional-
planung verantwortlich für die Biomasse
regulierung sehen.22 Wie die Steuerungska-
pazität der Regionalplanung allerdings zu 
beurteilen ist, wird kontrovers diskutiert. 
Eine Fallstudie für die Planungsregion West-
sachsen kommt zu dem Ergebnis, dass viele 
negative Umweltwirkungen der Biomasse-
produktion und -verwertung durch Fest-
legungen der Regionalplanung minimiert 
und sogar positive Synergien befördert 
werden können.23 Skeptischer wird ihr Ver-
mögen zur Beeinflussung des Energiepflan-
zenanbaus eingeschätzt24, deutlich positiver 
wird ihre Kapazität zur Standortsteuerung 
von Biomasseverwertungsanlagen bewer-
tet.25 Welche Steuerungsleistung die Regio-
nalplanung verspricht, wird in diesem Bei-
trag diskutiert.

2	 Zukünftiger Flächenbedarf für die 
Biomassenutzung

Bis 2020 wird von der Bundesregierung an-
visiert, etwa 11 % des erwarteten Primär-
energiebedarfs von Deutschland über die 
energetische Nutzung von Biomasse zu 
decken. Für realistisch wird sogar ein An-
teil von bis zu 15 % gehalten.26 Um dieses 
Ziel zu erreichen, müssten Energiepflanzen, 
soll ein gleichbleibend hoher Selbstversor-
gungsgrad mit Nahrungs- und Futtermit-
teln garantiert bleiben, je nach Szenario auf 
etwa 2,5 bis 4 Mio. ha der Agrarfläche von 
Deutschland angebaut werden.27 Der Anteil 
der Anbaufläche für Energiepflanzen an der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche würde sich 
damit von 1,7 Mio. ha (14,2 % der Ackerflä-
che Deutschlands) in 2009 bis 2020 unter 
Umständen mehr als verdoppeln. Nach-
wachsende Rohstoffe werden aber nicht 
nur zu Energiezwecken auf der Agrarfläche 
angebaut, sondern auch für stoffliche Ver-

Landwirtschaft unterscheidet sich der An-
bau von Energiepflanzen und NawaRo nur 
unwesentlich.11 Es werden aber auch zahl-
reiche Gefahren wahrgenommen. Eine 
nachhaltige Gestaltung des Biomasseaus-
baupfads ist daher nicht selbstverständ-
lich.12 

Durch die Erhöhung des Flächenumfangs 
der Biomasseproduktion und die Steige-
rung der Bewirtschaftungsintensität kommt 
es zu verschiedenen Folgeeffekten:

•	 Umstrukturierung der land- und forst-
wirtschaftlichen Produktion, die erhebli-
che Veränderungen des Musters der Flä-
chennutzung sowie des Landschaftsbilds 
nach sich ziehen13 

•	 Auswirkungen auf den Stoff- und Ener-
giehaushalt von Ökosystemen sowie de-
ren Biodiversität14 

•	 Verstärkung von Konzentrationseffekten 
in der Landwirtschaft durch die Förde-
rung intensiv geführter Kulturen und Be-
triebssysteme15 und eine Zunahme des 
Transportverkehrs im ländlichen Raum16 

•	 Intensivierung der Nutzungskonkurrenz 
zwischen alternativen Verwendungsmög-
lichkeiten von Biomasse und des Wettbe-
werbs um die begrenzt verfügbare land-
wirtschaftliche Nutzfläche17 

•	 Ausdehnung der Flächeninanspruchnah-
me im globalen Rahmen, um die Biomas-
senachfrage von Deutschland zu befriedi-
gen18 

Flächen- und Umwelteffekte des Biomasse-
ausbaupfads resultieren zum einen aus der 
Erzeugung pflanzlicher oder tierischer Bio-
masse auf der Fläche und zum anderen aus 
der Errichtung und dem Betrieb von Anla-
gen der Biomasseverwertung. Neben diesen 
beiden Hauptwirkungsfeldern sind zusätz-
lich der Transport der Biomasse zwischen 
Produktionsflächen und Verwertungsanla-
gen und die Ableitung der erzeugten Ener-
gie vom Ort der Erzeugung zum Abnehmer 
durch Leitungsnetze zu berücksichtigen. 

Es muss damit gerechnet werden, dass zu-
künftig auf einer immer größeren Fläche 
in Deutschland Biomasse für energetische 
und stofflich-industrielle Zwecke mit ge-
steigerter Bewirtschaftungsintensität ange-
baut wird.19 Allein durch strengere Auflagen 
des Agrarrechts (z. B. die umweltorientier-
te Neuausrichtung der Grundsätze guter 
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Jahr 1992 auf 13 % im Jahr 2008 angewach-
sen ist. Szenariostudien gehen davon aus, 
dass sich die Zunahme der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche bis 2020 verlangsamen wird. 
Dies hätte eine verringerte Inanspruchnah-
me der Landwirtschaftsfläche zur Folge. 
Unklar bleibt hingegen die zukünftige Um-
wandlungsquote von Landwirtschaftsfläche 
in Wald. 

Während es bei der Agrarfläche bis 2020 
mindestens zu einer Verdopplung der Flä-
cheninanspruchnahme für die Biomasse-
produktion kommen wird, lässt sich der 
Umfang der Flächeninanspruchnahme des 
Waldes nicht genau dimensionieren, da 
die Holzentnahme für energetische oder 
stoffliche Zwecke praktisch auf der gesam-
ten Waldfläche stattfindet.31 Die Waldfläche 
wird daher in ihrer Gesamtheit vom gestei-
gerten energetischen Verwertungsdruck be-
troffen sein.

Das Biomassepotenzial der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche ist im Vergleich zur Land-
wirtschafts- und Waldfläche verhältnismä-
ßig gering.32 Da sie zu etwa 46 % versiegelt 
ist33, sind für die Biomassenutzung vor 
allem unbebaute Brachen und minderge-
nutzte Flächen potenziell geeignet. Deren 
Fläche wird auf etwa 5  600 km2 geschätzt, 
was einem Anteil von ca. 12 % der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche des Jahres 2004 
entspricht.34 Allerdings ist die technische 
Erschließung dieses Biomassepotenzials 
schwierig, da in Frage kommende Flächen 
verhältnismäßig klein sind und restriktive 
Auflagen ihre Nutzung erschweren. Diese 
hemmenden Faktoren verringern die Wirt-
schaftlichkeit der Biomassenutzung auf 
Siedlungs- und Verkehrsflächen erheblich.35 

Der zukünftige Ausbau der Biomassepro-
duktion und ihrer energetischen Verwer-
tung betrifft somit in erster Linie den Flä-
chenbestand der Landwirtschaft und des 
Waldes. Ihre Inanspruchnahme durch den 
Anbau von Energiepflanzen und NawaRO 
und den Bau von Biomasseverwertungsan-
lagen muss die Regionalplanung somit vor-
rangig steuern.

3	 Steuerungspotenzial der Regional-
planung

Während die Landesplanung ermächtigt ist, 
abstrakte Vorgaben zum Ausbau der Bio-
energie und zur Biomassenutzung für das 

wendungen. Etwa 0,3 Mio. ha der Agrar-
fläche werden für den Anbau von NawaRo 
genutzt, um technische Öle, Schmiermittel, 
Hydrauliköle und Grundstoffe für die Oleo-
chemie zu gewinnen.

Von den 12 Mio. ha Ackerfläche in Deutsch-
land wurden 2007 bereits knapp 17 % für 
den Anbau von Energie- und Industrie-
pflanzen genutzt. Bei der Verdopplung der 
Flächeninanspruchnahme für Zwecke der 
Biomasseproduktion läge 2020 der Anteil 
bereits bei fast 40 % der landwirtschaftli-
chen Nutzfläche. Neben dieser wird vor al-
lem Wald intensiv für stoffliche und energe-
tische Zwecke genutzt. Seine Fläche nimmt 
etwa ein Drittel der Grundfläche Deutsch-
lands ein. Die heutige Bioenergieproduk-
tion basiert zum größten Teil auf dem 
Energieträger Holz. Von den 2008 verwer-
teten 125 Mio. Festmetern (fm) Waldholz 
und sonstigen Holzrohstoffen wurden 43 % 
energetisch eingesetzt und 57 % für stoffli-
che Zwecke verwendet.28 Das Holzlager des 
Waldes nimmt in den nächsten Jahren sogar 
weiter zu, so dass eine Steigerung der Holz
ernte möglich ist, ohne die Nachhaltigkeit 
zu gefährden.29 Wird sich allerdings wie er-
wartet die jährliche Nachfrage nach Holz 
für energetische Zwecke bis 2020 um die 
Hälfte erhöhen, kann die Nachfrage trotz 
gesteigerter Holzernte nicht mehr allein aus 
heimischen Wäldern gedeckt werden. Die 
für das Jahr 2020 berechnete Versorgungs-
lücke liegt in einer Größenordnung von 
30  Mio. fm.30 Holzimporte werden daher 
immer wichtiger.

In welchem Umfang die Biomasseproduk-
tion in Deutschland weiter ausgedehnt 
werden kann, wird vor allem durch den 
Bestand der Landwirtschafts- und Wald-
fläche determiniert, der allerdings nicht 
statisch ist. So hat sich die landwirtschaft-
liche Nutzfläche von 1992 bis 2008 um 
3,7 % verringert, insbesondere durch bau-
liche Inanspruchnahme, aber auch durch 
Umwandlung in Wald. 2008 entfiel auf die 
Landwirtschaft mit 53 % aber immer noch 
der größte Anteil der Bodenfläche von 
Deutschland, während etwa 30 % von Wald 
bedeckt sind. Die Waldfläche hat sich von 
1992 bis 2008 um 2,7 % ausgedehnt, pro Jahr 
durchschnittlich um 176  km2, was etwa der 
Fläche der Stadt Karlsruhe entspricht. Sehr 
dynamisch hat sich auch die Siedlungs- 
und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche 
Deutschlands entwickelt, die von 11 % im 
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und verknüpfen diese mit Instrumenten, 
um Rechtsfolgen für die Adressaten der Zie-
le zu setzen.36 In diesem Sinne entspricht 
ein Regionalplan nicht einem einzelnen 
Instrument, sondern einem Instrumen-
tenverbund. Um sein Steuerungspotenzial 
abschätzen zu können, ist zwingend eine 
instrumentenspezifische Perspektive erfor-
derlich.37 

Der Regionalplan als Instrumentenverbund

Ein Instrumentenverbund entspricht einer 
Kombination verschiedener Rechts- und/
oder Handlungsformen, die zur Erreichung 
eines bestimmten Ziels38 bzw. zur Beein-
flussung eines spezifischen Regulierungs-
objekts eingesetzt werden.39 Im Falle eines 
Regionalplans sollen durch den Einsatz ei-
nes Instruments oft unterschiedliche Ziele 
erreicht werden, weshalb von einem mul-
tiplen Instrumente-Ziele-Mix gesprochen 
werden kann.40 

Welche Instrumente in einem Regional-
plan zur Steuerung der Produktion und 
Nutzung von Biomasse einsetzbar sind, 
ist nicht nur von den Planungszielen und 
der Instrumentenwahl der regionalen 
Planungsversammlung und der Behörde 
abhängig, die den Regionalplan im Auf-
trag der Planungsversammlung erarbeitet, 
sondern hängt entscheidend von den ge-
setzlichen Normen des Landes (Landes-
planungsgesetz, Planzeichenverordnung) 
und den verbindlichen Vorgaben des Lan-
desentwicklungsplans ab. Die Zusammen-
setzung des instrumentellen Werkzeugkas-
tens der Regionalplanung wird aber auch 
entscheidend durch die Regelungen des 
Raumordnungsrechts des Bundes sowie 
die verfassungsrechtliche Abgrenzung des 
raumordnungsrechtlichen Kompetenztitels 
gegenüber dem Bodenrecht bestimmt.

Zur Steuerung der Bioenergieproduktion 
werden in Regionalplänen überwiegend 
textliche Festlegungen eingesetzt. Eine Re-
gionalplananalyse, die für 80 in Kraft be-
findliche Regionalpläne und 20 Entwürfe 
das Steuerungsthema „Erneuerbare Ener-
gien“ untersuchte, hat für 43 Regional-
pläne textliche Festlegungen und nur für 
einen Regionalplanentwurf zeichnerische 
Festlegungen zur positivplanerischen Be-
einflussung der Bioenergie ermittelt.41 In 
der Studie wurden die negativplanerischen 
zeichnerischen Instrumente der Regional-
planung allerdings nicht systematisch er-

gesamte Landesgebiet in ihren Landesent-
wicklungsplänen zu formulieren, besteht 
die Aufgabe der Regionalplanung darin, 
diese Vorgaben auf Ebene einzelner Teil-
räume zu konkretisieren. Ihr wichtigstes 
Instrument hierzu ist der Regionalplan. Auf 
der Grundlage komplexer Abwägungsent-
scheidungen entwirft ein Regionalplan ein 
gesamträumliches, überfachliches und zu-
sammenfassendes Entwicklungskonzept für 
einen Teilraum, das durch Festlegungen zur 
Raum-, Siedlungs-, Freiraum- und Infra-
struktur für seine Adressaten in eine raum-
ordnungsrechtliche Verbindlichkeit über-
führt wird. Da die Regionalplanung keine 
Fachplanung darstellt, kann die räumliche 
Entwicklung der Biomasseproduktion und 
ihrer Verwertung in Anlagen nicht allein 
aus einer sektoralen Perspektive themati-
siert werden. Vielmehr sind diese Themen 
gleichrangig neben anderen raumrele-
vanten Belangen zu behandeln. Denn die 
gesetzliche Aufgabe der Regionalplanung 
besteht nach dem Raumordnungsgesetz 
darin, die Interessen und das Gewicht von 
sich im Raume stoßenden aktuellen wie zu-
künftigen Raumnutzungen wahrzunehmen, 
Vorsorge für einzelne Raumfunktionen zu 
treffen und die in Konkurrenz zueinander 
stehenden Raumnutzungsinteressen in ei-
nen gerechten Ausgleich zu bringen. Diese 
integrative, bereichsübergreifende Perspek-
tive macht die Regionalplanung zu einer 
räumlichen Gesamtplanung und die plane-
rische Koordination und Lenkung raumbe-
deutsamer Vorhaben auf überörtlicher Ebe-
ne zu ihrer primären Aufgabe. Dabei darf 
sie die Bodennutzung nicht im Detail re-
geln. Theoretisch wäre die Regionalplanung 
somit geeignet, die Flächennutzungskon-
flikte zu bewältigen, die sich aus einer er-
heblich ausgeweiteten Flächeninanspruch-
nahme durch Biomasseproduktion und 

-verwertung für energetische und stoffliche 
Zwecke ergeben. Praktisch hängt ihr Koor-
dinationsvermögen und Konfliktlösungs-
potenzial von der Steuerungskapazität der 
Instrumente ab, die in einem Regionalplan 
zum Einsatz gebracht werden können.

Das räumliche Entwicklungs- und Ord-
nungskonzept jeden Regionalplans wird 
aus einem komplexen Zielsystem gebil-
det, das sich allerdings nicht von selbst 
implementiert. Zu seiner Erreichung sind 
vielmehr Umsetzungshilfen in Form von 
Instrumenten erforderlich. Regionalpläne 
definieren zukünftig zu erreichende Ziele 
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ze gebieten etwas, „wenn auch nicht strikt, 
sondern nur relativ“.44 

Eine Limitierung erfährt die Steuerungs-
kapazität des Raumordnungsrechts durch 
ihre Beschränkung auf raumbedeutsame 
Vorhaben und Maßnahmen. Nur wenn 
eine Planung oder Maßnahme raumbe-
deutsam ist, unterliegt sie unmittelbar den 
Bindungswirkungen des §  4 ROG.45 Sie sind 
raumbedeutsam, wenn durch sie die räum-
liche Entwicklung oder Funktion eines Ge-
biets beeinflusst wird oder sich Auswirkun-
gen auf bestimmte Ziele der Raumordnung 
ergeben. Dies bestimmt sich nach den 
tatsächlichen Umständen des Einzelfalls 
und wird ausschließlich nach Raumord-
nungsrecht, d.  h. nach §  3 Abs. 1 Nr. 6 ROG 
beurteilt. Auch für Vorhaben im Außen-
bereich gelten keine anderen rechtlichen 
Maßstäbe.46 Eine Planung oder Maßnahme 
darf aber nicht nur isoliert betrachtet wer-
den. In der Summe kann auch ein auf den 
ersten Blick nicht raumbedeutsames Vorha-
ben in Kombination mit bereits realisierten 
Projekten die räumliche Entwicklung oder 
Funktion eines Gebiets erheblich beeinflus-
sen. Bei einer hohen Vorbelastung wird die 
Schwelle der Raumbedeutsamkeit bereits 
früher überschritten. Insofern müssen bei 
der Beurteilung der Raumbedeutsamkeit 
auch kumulative Effekte berücksichtigt 
werden.47 

Regionalpläne enthalten neben textlichen 
Festlegungen auch zeichnerische Dar-
stellungen, die Bindungswirkungen eines 
Ziels oder Grundsatzes der Raumordnung 
auslösen können. Flächenausweisungen 
werden vom Bundesgesetzgeber als Raum-
ordnungsgebiete bezeichnet. Sie vermögen 
direkt rechtliche Bindungswirkungen eines 
Ziels oder eines Grundsatzes der Raum-
ordnung auszulösen. Durch das Raumord-
nungsgesetz von 1998 wurden Raumord-
nungsgebiete erstmals in das Bundesrecht 
aufgenommen und Vorrang-, Vorbehalts- 
und Eignungsgebiete unterschieden:48 

Vorranggebiete sind solche Gebiete, die für 
bestimmte, raumbedeutsame Funktionen 
vorgesehen sind und andere raumbedeut-
same Nutzungen in diesem Gebiet aus-
schließen, soweit diese mit den vorrangigen 
Funktionen und Nutzungen nicht vereinbar 
sind. Da Vorranggebiete eine strikte Aus-
schlusswirkung gegenüber diesen nicht er-
wünschten Nutzungen entfalten, weisen sie 

fasst. Während nur 39 % der rechtskräftigen 
Regionalpläne Festlegungen zur Bioenergie 
enthalten, weisen 60 % aller untersuchten 
Entwürfe solche auf.42 

Rechtlicher Charakter der Instrumente

Auf die Adressaten des Regionalplans be-
zogen geht es um die Frage, in welchem 
Ausmaß seine Instrumente deren Verhal-
tensspielraum rechtsverbindlich begren-
zen dürfen und die Biomasseproduktion 
und Verwertung in Anlagen untersagen 
oder auch ermöglichen können. Raum-
ordnungsrechtlich werden die verbindli-
chen Instrumente eines Regionalplans in 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erforder-
nisse der Raumordnung unterteilt. Diese 
Instrumententypen ziehen unterschiedli-
che Rechtsfolgen für ihre Adressaten nach 
sich.43 Raumordnungsrechtlich verbindlich 
wirken nur die Festlegungen in einem Re
gionalplan, die eindeutig Kriterien der Er-
fordernisse der Raumordnung erfüllen, wie 
sie durch §  3 ROG (Raumordnungsgesetz) 
1998 erstmals präzise definiert wurden: 

• 	 Ziele der Raumordnung lösen bei ihren 
Adressaten eine strikte Beachtenspflicht 
aus, die diese nicht durch Abwägung oder 
Ermessensausübung überwinden kön-
nen. 

• 	 Grundsätze der Raumordnung sind Vor-
gaben für nachfolgende Abwägungs- oder 
Ermessensentscheidungen. Sie begrün-
den eine Berücksichtigungspflicht für 
ihre Adressaten und können daher im 
Rahmen einer nachfolgenden Abwä-
gungsentscheidung überwunden werden. 

• 	 Sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
repräsentieren in Aufstellung befindli-
che Ziele der Raumordnung, Ergebnisse 
förmlicher landesplanerischer Verfahren 
(ROG) und landesplanerische Stellung-
nahmen. In jedem Fall wird nur eine Be-
rücksichtigungspflicht ausgelöst. 

Ziele der Raumordnung verlangen von ih-
ren Adressaten eine zwingende Befolgung 
der Vorgabe, während Grundsätze der 
Raumordnung nur eine möglichst hohe 
Realisierung der Norm fordern und eine 
Berücksichtigung des Belangs in der Abwä-
gung verlangen. Grundsätze wirken somit 
wie ein Optimierungsgebot. Durch Ziele der 
Raumordnung werden die Adressaten da-
her stärker gebunden. Aber auch Grundsät-
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vatrechts eingeführt. Diese Regelung über-
springt die planerische Konkretisierung 
durch andere öffentliche Planungen und 
verknüpft die verbindlichen Vorgaben ei-
nes Regionalplans direkt mit der Genehmi-
gungsentscheidung. Dort ist zu prüfen, ob 
ein geplantes raumbedeutsames Vorhaben 
öffentlicher oder privater Planungsträger in 
Übereinstimmung mit den Aussagen eines 
Raumordnungsplans steht. 

Für Vorhaben, die einem Genehmigungs-
vorbehalt unterliegen, muss ein Projekt erst 
in einem förmlichen Verfahren zugelassen 
bzw. genehmigt werden, bevor es realisiert 
werden darf.52 Direkter Adressat verbindli-
cher Festlegungen eines Regionalplans ist 
allerdings nicht der Vorhabenträger, son-
dern die Behörde, die für das Planfeststel-
lungs- oder Genehmigungsverfahren zu-
ständig ist. In diesem Sinne bindet §  4 Abs. 
1 S. 2 Nr. 2 ROG 1998 die zuständige öffent-
liche Stelle und nicht den privaten Projekt-
träger. Spricht ein Ziel der Raumordnung 
gegen ein bestimmtes Vorhaben, kann eine 
Behörde das Vorhaben nicht genehmigen 
bzw. planfeststellen.53 Aufgrund der Beach-
tenspflicht von Zielen der Raumordnung 
für Genehmigungsbehörden stehen diese 
außerhalb ihrer Abwägungsentscheidungen 
und können somit nicht weggewogen wer-
den. Bei Grundsätzen der Raumordnung ist 
hingegen eine Überwindung im Rahmen 
einer nachvollziehenden Abwägung mög-
lich, wenn anderen Belangen ein höheres 
Gewicht beigemessen wird. 

Mit §  4 Abs. 3 ROG 1998 wurden die Perso-
nen des Privatrechts, die öffentliche Auf-
gaben erfüllen und auf deren Planung und 
Maßnahmen die öffentliche Hand eine 
bestimmten Einfluss hat, mit öffentlichen 
Stellen gleichgestellt. Grundsätzlich sind 
nur diese Personen des Privatrechts bei 
ihren raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen direkt an Ziele und Grundsät-
ze der Raumordnung gebunden, vergleich-
bar wie andere öffentliche Stellen. Sonsti-
ge Personen des Privatrechts – seien dies 
Grundstücksbesitzer, Landwirte, private 
Biomassekraftwerksbetreiber oder ehe-
malige öffentliche Energieunternehmen – 
sind in der Regel kein direkter Adressat der 
Raumordnung. Gegenüber privaten Vorha-
benträgern wirkt die Raumordnungspla-
nung somit in den meisten Fällen über den 
Umweg der Bindung einer Fachplanung, 

die Rechtsqualität von Zielen der Raumord-
nung auf.

Vorbehaltsgebiete repräsentierten Gebiete, 
in denen bestimmten, raumbedeutsamen 
Funktionen bei der Abwägung mit konkur-
rierenden raumbedeutsamen Nutzungen 
ein besonderes Gewicht beizumessen ist. 
Vorbehaltsgebiete sind als bloße Grund-
sätze der Raumordnung anzusehen. Als 
Optimierungsgebot sind sie nur mit einem 
relativen Abwägungsvorrang gegenüber 
anderen Belangen ausgestattet. Vorbehalts-
gebiete stellen somit das Ergebnis einer 
landesplanerischen Zielfindung dar, für die 
noch keine abschließende Abwägung statt-
gefunden hat.

Eignungsgebiete sollen bestimmte, raumbe-
deutsame Maßnahmen steuern, die städte-
baulich nach §  35 BauGB zu beurteilen sind 
und an anderer Stelle im Planungsraum 
ausgeschlossen werden. Nach herrschender 
Meinung entspricht die innergebietliche 
Wirkung eines Eignungsgebiets einem Vor-
behaltsgebiet und hat daher die Rechtsqua-
lität eines Grundsatzes der Raumordnung. 
Die außergebietliche Ausschlusswirkung 
von Eignungsgebieten entspricht hingegen 
einem Ziel der Raumordnung.

Als weiteren Sondertyp sieht das Raumord-
nungsgesetz noch Vorranggebiete mit einer 
kombinierten Ausschlusswirkung vor. Sie 
stellen den restriktivsten Raumordnungsge-
bietstyp dar, da sie inner- wie außergebiet-
lich die Bindungswirkung eines Ziels der 
Raumordnung entfalten.

Adressaten der Regionalplanung

Die rechtliche Wirkung textlicher und 
zeichnerischer Festlegungen in Regio-
nalplänen ist nicht bei jedem Adressaten 
gleich. Hauptadressaten der Regionalpla-
nung sind traditionell öffentliche Stellen.49 
In erster Linie werden diejenigen öffentli-
chen Stellen gebunden, die raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen plane-
risch vorbereiten, selbst durchführen oder 
Genehmigungsentscheidungen über diese 
treffen. Raumordnung zielt in diesem Sinne 
auf die Schaffung eines Ordnungsrahmens 
für die Pluralität öffentlicher Planung50.

Von Festlegungen der Raumordnung gehen 
aber auch auf Personen des Privatrechts 
Bindungswirkungen aus.51 Mit §  4 Abs. 1 
S. 2 Nr. 2 ROG 1998 wurde eine mittelbare 
Zielbeachtenspflicht für Personen des Pri-
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masseproduktion und -verwertung zu 
energetischen oder stofflichen Zwecken 
wird dadurch erheblich geschwächt, dass 
Raumordnungsklauseln für viele Fach-
gesetze des Energierechts fehlen. So ent-
halten beispielsweise das Erneuerbare-
Energien-Wärme-Gesetz (EEWärmG), das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) oder 
das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) keine 
Raumordnungsklausel.57 

Die kombinierte Steuerung durch Raum-
ordnungs- und Fachrecht betrifft in erster 
Linie raumbedeutsame Vorhaben und kei-
ne alltäglichen Flächennutzungsaktivitäten 
der Landwirtschaft. Sie ist daher primär 
für die Standortsteuerung baulicher An-
lagen der Biomasseverwertung und Bio-
energieproduktion von Relevanz. Da sol-
che Anlagen einer Genehmigung bedürfen, 
kann in Kombination mit einer Raumord-
nungsklausel durch die Ausweisung von 
Raumordnungsgebieten der Standort ihrer 
Errichtung beeinflusst werden. Die Geneh-
migung von Biomasseverwertungsanlagen 
wird durch Landesbauordnungen und das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz geregelt.58 
Die Genehmigung von Biomasseverwer-
tungsanlagen wurde mit der Privilegierung 
ihres Baus im Außenbereich erleichtert. 
Aufgrund der Brand- und Explosionsge-
fahr der Anlagen handelt es sich aber um 
kein vereinfachtes Genehmigungsverfah-
ren. Zentral ist die planungsrechtliche Be-
urteilung der Zulässigkeit einer Anlage am 
vorgesehenen Standort gemäß §§  30 bis 38 
BauGB. In diesem Zusammenhang ist auch 
zu prüfen, ob ein geplantes Vorhaben den 
Vorgaben der Raumordnung entspricht. 

Anlagen zur energetischen Biomassenut-
zung wurden 2004 in den BauGB-Katalog 
der privilegierten Vorhaben im Außenbe-
reich aufgenommen. Durch die Privilegie-
rung soll jede energetische Nutzung von 
Biomasse im unbeplanten Außenbereich 
gefördert werden, um einen Beitrag zum 
Klimaschutz, zur Ressourcenschonung und 
zu einer effizienten Energienutzung zu leis-
ten und den Strukturwandel in der Land-
wirtschaft zu unterstützen, ohne dabei den 
Schutz des Außenbereichs zu vernachlässi-
gen.56 Die Privilegierungsvorschrift ist un-
gewöhnlich differenziert und enthält meh-
rere Tatbestandsmerkmale, die erfüllt sein 
müssen, soll ein Vorhaben im Außenbereich 
als privilegiert gelten. Der Gesetzgeber hat 
damit negativen Entwicklungen vorbeugen 

eines verbindlichen Bauleitplans oder die 
Entscheidung einer Genehmigungsbehörde. 

Anders ist die Lage zu beurteilen, wenn 
eine Raumordnungsklausel die Bindungs-
wirkung einer verbindlichen Festlegung ei-
nes Regionalplans auch auf Personen des 
Privatrechts ausdehnt. Alle gesetzlichen Re-
gelungen außerhalb von Raumordnungsge-
setzen, die darauf abzielen, den raumord-
nerischen Inhalten gegenüber Adressaten 
Geltung zu verschaffen, die nicht unmit-
telbar Beachtens- oder Berücksichtigungs-
pflichten des Raumordnungsrechts unter-
liegen, werden als Raumordnungsklauseln 
bezeichnet.54 In diesen Fällen erzielt das 
verbindliche Erfordernis der Raumordnung 
allerdings nur dann Außenverbindlichkeit, 
wenn die betroffenen Privatpersonen bei 
der Aufstellung des Regionalplans beteiligt 
worden sind. 

Von zentraler Bedeutung für die Steuerung 
von Biomasseverwertungsanlagen ist die 
Raumordnungsklausel nach §  35 Abs. 3 S. 
3 BauGB, die einen Planvorbehalt für be-
stimmte im Außenbereich privilegierte Vor-
haben implementiert. Die raumordnungs-
rechtliche Bindungswirkung eines Ziels der 
Raumordnung wird durch diese qualifizier-
te Raumordnungsklausel verstärkt, indem 
sich die Bindungswirkungen eines Ziels 
der Raumordnung im Außenbereich aus-
schließlich nach den Regelungen dieser bo-
denrechtlichen Vorschrift bestimmen.55 Die 
Regionalplanung wird ermächtigt, durch 
Ausweisung positiver Raumordnungsge-
biete privilegierte Biogasanlagen auf die 
ausgewiesenen Vorrang- oder Eignungs-
gebiete zu konzentrieren und den übrigen 
Planungsraum von ähnlichen raumbedeut-
samen Vorhaben freizuhalten. Öffentliche 
Belange stehen einer im Außenbereich 
privilegierten Biomasseverwertungsanlage 
sofort entgegen, wenn durch Vorrang- oder 
Eignungsgebiete an anderer Stelle in der 
Region für diese Nutzung geeignete Stand-
orte angeboten werden.

Prinzipiell ist nach §  4 Abs. 5 ROG 1998 so-
gar eine Verstärkung einer raumordnungs-
rechtlichen Bindungswirkung durch eine 
Raumordnungsklausel möglich. Auch diese 
Aufrüstung ist dann allerdings rein fachge-
setzlicher Natur.56 

Die Steuerungskapazität des Raumord-
nungsrechts in Bezug auf die Regulierung 
der Flächeninanspruchnahme für die Bio-
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ten landwirtschaftlichen Bodennutzungen, 
was zur Folge hat, dass für ihre regional-
planerische Steuerung zentrale Ermächti-
gungsgründe fehlen.

Anders sieht dies bei der Forstwirtschaft 
aus. Die Bewirtschaftung des Waldes, die 
Anbau, Pflege und Abschlag zum Zweck 
der Holzgewinnung umfasst, unterliegt im 
Vergleich zur Landwirtschaft einer umfas-
senderen Regulierung durch die Waldge-
setze von Bund und Ländern. So existiert 
nicht nur eine forstliche Rahmenplanung, 
die verbindliche Bewirtschaftungsvorga-
ben trifft, es besteht auch mit der Rahmen-
vorschrift des §  9 BWaldG und den landes-
gesetzlichen Ausfüllungsvorschriften ein 
Genehmigungsvorbehalt für die Rodung 
und Umwandlung von Wald in andere Nut-
zungsformen. Waldumwandlungen und 
Erstaufforstungen ab einer gewissen Größe 
sind zudem einer Umweltverträglichkeits-
prüfung zu unterziehen. Eine Erstauffors-
tung ist nach §  10 BWaldG ebenfalls ge-
nehmigungspflichtig. Deren Genehmigung 
kann versagt werden, wenn Erfordernisse 
der Raumordnung dagegen sprechen.63 Bei 
der Genehmigungsentscheidung hat die 
Forstbehörde nach §  9 Abs. 1 S. 2 BWaldG 
ein Planungs- und Bewirtschaftungser-
messen nach Maßgabe eines umfassenden 
Abwägungsgebots.64 Im Vergleich zur land-
wirtschaftlichen Produktion sind die recht-
lichen Möglichkeiten der Regionalplanung 
somit deutlich günstiger, um die forstliche 
Flächennutzung durch verbindliche Fest-
legungen zu beeinflussen. Allerdings zeigt 
sich auch hier im Detail, das Art und In-
tensität der forstwirtschaftlichen Flächen-
nutzung nur in sehr engen Schranken zum 
Thema einer regionalplanerischen Regulie-
rung gemacht werden können.

4	 Kompetenzrechtliche Abgrenzung 
zwischen Bodenrecht und Raum-
ordnungsrecht

Die Schlüsselfrage ist, ob das Raumord-
nungsrecht dazu ermächtigt, verbindliche 
Vorgaben mit bodenrechtlichem Inhalt in 
Regionalplänen zu formulieren, so dass die 
Biomasseproduktion in Bezug auf ihre Art 
und Intensität der Flächennutzung gesteu-
ert werden kann. Eine Antwort gibt die vom 
Verfassungsrecht gezogene kompetenzrecht-
liche Unterscheidung zwischen dem Bo-
denrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG) und dem 

wollen, wie sie mit der Privilegierung von 
Vorhaben zur Windkraftnutzung verbunden 
waren.60 Sind diese Kriterien erfüllt, besteht 
ein Genehmigungsanspruch.

Anders sieht es mit jenen Flächennutzungs-
aktivitäten aus, deren Art und Intensität 
in der Regel nicht durch Vorgaben einer 
räumlichen Planung gesteuert werden und 
für die auch kein Genehmigungsvorbehalt 
existiert. Betroffen ist praktisch die ge-
samte landwirtschaftliche Produktion, d. h. 
die unmittelbare Bodenertragsnutzung 
aufgrund planmäßiger eigenverantwortli-
cher Bewirtschaftung. Als Landwirtschaft 
bestimmt §  201 BauGB den Ackerbau, die 
Wiesen- und Weidewirtschaft einschließlich 
der Tierhaltung und die gartenbauliche Er-
zeugung, den Erwerbsobstbau, den Wein-
bau sowie die berufsmäßige Imkerei und 
Binnenfischerei. Die landwirtschaftliche 
Nutzung umfasst ausschließlich die Boden-
bewirtschaftung und die mit der Bodennut-
zung verbundene Tierhaltung, um pflanzli-
che oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen. 
Darunter fällt auch die Energieerzeugung 
mit Hilfe der Pflanzenproduktion, nicht 
jedoch die Erzeugung von Windenergie.61 
Nach Änderung des Bundeswaldgesetzes 
werden Kurzumtriebsplantagen nach §  2 
Abs. 2 BWaldG nicht mehr dem Wald zuge-
rechnet, sondern der Landwirtschaft. Ein 
sehr großer Teil der Erzeugung von Bio-
masse durch Anbau von nachwachsen-
den Rohstoffen und Energiepflanzen fällt 
somit unter den Landwirtschaftsbegriff. 
Erfolgt ihr Anbau im Rahmen einer land-
wirtschaftlichen Bodennutzung, ist in der 
Regel keine Genehmigung der Nutzung 
erforderlich. Die Einholung der Ernte in 
der Landwirtschaft entspricht keiner Ent-
nahme wild lebender Pflanzen, für die ein 
Genehmigungsvorbehalt nach §  39 Absatz 
4 BNatSchG besteht. Durch die Privilegie-
rung der Landwirtschaft im Naturschutz-
recht nach §  18 Abs. 2 BNatSchG ist die 
alltägliche land- und forstwirtschaftliche 
Bodennutzung nicht als Eingriff anzusehen, 
soweit sie die Ziele und Grundsätze des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege be-
rücksichtigt, was praktisch mit Einhaltung 
der Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis der Fall ist. Faktisch werden damit vie-
le Maßnahmen der alltäglichen land- und 
forstwirtschaftlichen Bodennutzung von 
der Eingriffsregelung freigestellt.62 In die-
sem Sinne existieren weder ein Plan- noch 
ein Genehmigungsvorbehalt für die meis-
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ten öffentlicher Planungsträger und Zulas-
sungsbehörden eingewirkt werden, um da-
durch indirekt (mittelbar) das Verhalten von 
Flächennutzungsakteuren zu beeinflussen. 
Die mittelbare Wirkung einer Festlegung 
setzt voraus, dass ihre Rechtsfolge über an-
schließende Pläne und/oder Zulassungs-
entscheidungen an jene Akteure vermittelt 
wird, die selbst nicht durch diese verbindli-
che Festlegung zu binden sind.75 

Traditionell wird deshalb davon ausgegan-
gen, dass Festlegungen in Raumordnungs-
plänen nicht gegenüber Personen des Pri-
vatrechts direkt verbindlich sind.76 Diese 
Sichtweise ist allerdings mittlerweile durch 
die Fortentwicklung des Raumordnungs-
rechts und die Rechtsprechung als überholt 
anzusehen. Heute werden auch Ziele der 
Raumordnung als Außenrechtsvorschriften 
mit Außenwirkung angesehen.77 Die verän-
derte Rechtslage kommt vor allem in den 
Regelungen des §  4 ROG und des §  35 Abs. 3 
BauGB zum Ausdruck und betrifft in erster 
Linie Ziele der Raumordnung. 

Ziele der Raumordnung sind mittlerweile im 
Kontext des §  35 BauGB außenverbindlich.78 
Ursprünglich waren die Ziele der Raumord-
nung nur im Beispielkatalog der öffentlichen 
Belange des §  35 Abs. 3 S. 1 BauGB als poten-
zielles Zulassungshindernis für ein Vorhaben 
im Außenbereich gelistet. Heute dürfen nach 
§  35 Abs. 3 S. 2 Hs. 1 BauGB raumbedeutsa-
me Außenbereichsvorhaben den Zielen der 
Raumordnung nicht mehr widersprechen. 
Nun werden nicht nur die in §  4 Abs. 3 ROG 
aufgeführten Personen des Privatrechts 
durch Ziele der Raumordnung gebunden, 
sondern allen privaten Rechtsträgern wird 
eine unmittelbare Zielbeachtenspflicht für 
raumbedeutsame Außenbereichsvorhaben 
auferlegt.79 Berücksichtigt man in diesem 
Zusammenhang noch ergänzend, dass mit 
der Novellierung des ROG 1998 eine weitrei-
chende Ermächtigung der Raumordnungs-
planung für die Steuerung im Außenbereich 
privilegierter, raumbedeutsamer Vorhaben 
eingeführt wurde, so hat der Gesetzgeber 
mit §  35 Abs. 3 S. 1 BauGB eine Regelung 
geschaffen, die bewirkt, dass textliche oder 
zeichnerische Ziele der Raumordnung in ei-
nem Regionalplan unmittelbar auf die Vor-
habenzulassung durchschlagen. Festlegun-
gen in Regionalplänen entfalten somit über 
die Sphäre ihrer ursprünglichen Adressaten  – 
öffentliche Stellen und ausgewählte Private, 
die im öffentlichen Auftrag tätig sind – recht-

Raumordnungsrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 
GG). Die auf diesen unterschiedlichen Kom-
petenztiteln beruhenden Planungsgesetze 
sind lückenlos voneinander abzugrenzen.65 

Regelungen, die unmittelbar Grund und 
Boden zum Gegenstand haben, werden 
unter dem gemeinsamen Dach des Boden-
rechts zusammengefasst.66 Zum Boden-
recht gehören nach Aussage des Rechtsgut-
achtens des Bundesverfassungsgerichts von 
1954 alle Vorschriften, die den Grund und 
Boden unmittelbar zum Gegenstand recht-
licher Ordnung haben und die rechtlichen 
Beziehungen des Menschen zu Grund und 
Boden regeln.67 Obwohl mittlerweile auch 
die Raumordnung neben dem Bodenrecht 
in den Bereich der konkurrierenden Ge-
setzgebung fällt, werden ihre Kompetenz-
titel weiterhin analog zur ursprünglichen 
Unterscheidung des Bundesverfassungsge-
richts abgegrenzt.68 Nach dieser Sichtweise 
umfasst der Kompetenztitel des Raumord-
nungsrechts keine Regelungen, die Grund 
und Boden unmittelbar zum Gegenstand 
haben.69 Zwar ist anerkannt, dass die Festle-
gungen in Raumordnungsplänen in erheb-
lichem Umfang Bedeutung für die Nutzung 
von Grund und Boden haben70, allerdings 
ergehen nach traditionellem Verständ-
nis durch Raumordnungspläne keine un-
mittelbaren, sondern nur mittelbare Bin-
dungswirkungen in Bezug auf die Nutzung 
von Grund und Boden aus.71 Aufgrund der 
Zuständigkeitsverteilung des Grundgeset-
zes kann auf der Grundlage des Raumord-
nungsrechts kein Raumordnungsträger zu 
einem bodenrechtlichen Durchgriff er-
mächtigt werden.72 Die rechtsverbindliche 
Bestimmung von Flächennutzungen ist 
nicht Aufgabe der Raumordnungsplanung, 
ihre verbindlichen Festlegungen dürfen 
nicht unmittelbar die rechtlichen Bezie-
hungen des Menschen zum Grund und Bo-
den betreffen.73 So erfolgt eine Steuerung 
durch die Regionalplanung nicht direkt, 
sondern indirekt als Kontextsteuerung bzw. 
Meta-Regulierung.74 Der Mechanismus der 
Meta-Regulierung ist eine effektive Mög-
lichkeit, um Einfluss auf die Art und Inten-
sität der Flächennutzung auszuüben, ohne 
sich direkt an die eigentlichen Flächennut-
zer wenden zu müssen. Dies macht Meta-
Regulierung allerdings in der Umsetzung 
anfällig. Ein Regionalplan muss praktisch 
auf zwei Ebenen Verhaltensanpassungen 
sehr unterschiedlicher Akteure bewirken. 
Direkt (unmittelbar) muss auf das Verhal-
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können aber auch Aussagen zur zukünfti-
gen Entwicklung einer Bestandsnutzung 
formulieren und aktivplanerische Elemente 
enthalten. 

Durch negativplanerische Festlegungen in 
einem Regionalplan lassen sich vor allem 
bauliche Anlagen, die der Verwertung von 
Biomasse dienen (Biogasanlagen, Biomas-
sekraftwerke), aus bestimmten Gebieten 
und Bereichen ausschließen. Eine Ermäch-
tigung zur Beeinflussung der Art und Inten-
sität der Biomasseproduktion in der Fläche 
ist hingegen nicht gegeben. Praktisch wäre 
dies der Fall, wenn als Anknüpfpunkt der 
Steuerung durch den Regionalplan ein Ge-
nehmigungsvorbehalt für eine Nutzung 
existiert und ein bodenrechtlicher Kom-
petenztitel durch eine Raumordnungs-
klausel vermittelt wird. In der Regel liegen 
diese rechtlichen Ermächtigungsgrundla-
gen aber nur vor, wenn es faktisch um die 
Zulassung von Vorhaben und Maßnahmen 
geht, nicht jedoch, wenn alltägliche Flä-
chennutzungsaktivitäten der Land- und 
Forstwirtschaft das Thema sind, die im 
Rahmen von Vorgaben der guten fachlichen 
Praxis, naturschutzrechtlicher Verordnun-
gen und sonstiger gesetzlicher Vorschriften 
des Pflanzenschutzes oder der Düngung 
geregelt werden. Enthalten Regionalpläne 
trotzdem die Bodennutzung regulierende 
Festlegungen, ohne auf eine entsprechen-
de bodenrechtliche Ermächtigungsgrund-
lage verweisen zu können, bleiben diese 
Plansätze ohne Rechtsfolge, da sie weder 
einen Adressaten verbindlich binden noch 
außenwirksame Handlungsanweisungen 
vorgeben. Beispielsweise kann die Regio
nalplanung nicht als Ziel der Raumord-
nung großräumige Monokulturen von 
Energiepflanzen abwenden, die Vielfalt des 
Landschaftsbilds als Ergebnis einer breiten 
Fruchtfolge erhalten oder Höhenbegren-
zungen für Energiepflanzen bestimmen.86 
Der Versuch eines Regionalplans, mit einer 
Festlegung als Grundsatz der Raumord-
nung, „den Anbau regional kulturfrem-
der Pflanzen, eine Industrialisierung der 
landwirtschaftlichen Anbaumethoden (…) 
sowie die Schaffung einer nachteiligen 
Konkurrenzsituation zur Nahrungsmittel-
produktion“87 zu vermeiden, ist deshalb zur 
Wirkungslosigkeit verdammt. Ähnlich pro-
blematisch ist die Festlegung von Brenn-
stoffen oder Substraten, die in Biomasse-
verwertungsanlagen zum Einsatz kommen 
dürfen, durch eine verbindliche Regelung 

liche Wirkungen im Außenrechtsverhältnis 
zu Subjekten des Privatrechts. 

Die vergrößerte Außenwirksamkeit von Zie-
len der Raumordnung geht allerdings nicht 
auf das Raumordnungsrecht selbst zurück. 
Erst die Raumordnungsklausel des §  35 
Abs. 3 S. 3 BauGB transformiert ein Ziel der 
Raumordnung über dessen eigentlichen 
raumordnungsrechtlichen Wirkungsbereich 
hinaus und verleiht ihm damit „die Bin-
dungskraft von Vorschriften, die Inhalt und 
Schranken des Eigentums im Sinne von Art. 
14 Abs. 1 Satz 2 GG näher bestimmen“.80 
Diese Fusion von boden- und raumord-
nungsrechtlichen Kompetenzen hat einen 
Paradigmenwechsel eingeleitet.81 Zumin-
dest für Vorhaben, die nach den Vorgaben 
des §  35 Abs. 3 S. 3 BauGB im Außenbereich 
genehmigt werden, stellen Eignungsge-
biets- und Vorranggebietsausweisungen mit 
kombinierter Ausschlusswirkung und die 
sie weiter ausdifferenzierenden textlichen 
Ziele der Raumordnung eine Inhalts- und 
Schrankenbestimmung des Grundeigen-
tums dar. Dies gilt nicht in gleichem Maße 
für Vorgaben, die die alltägliche Flächen-
nutzung der Land- und Forstwirtschaft zum 
Thema haben. Hier existieren keine Raum-
ordnungsklauseln, die eine regionalplane-
rische Vorgabe mit einer Außenwirksamkeit 
gegenüber Land- und Forstwirten ausstat-
ten.

5	 Positiv- und negativplanerische 
Steuerungsansätze

Neben dem Rechtscharakter ist die Wir-
kungsweise eines Instruments entschei-
dend von seinem Lenkungsansatz abhän-
gig. Zu dessen Klassifikation hat sich in 
der Planungsforschung die Unterschei-
dung von positiv- und negativplanerischen 
Instrumenten durchgesetzt.82 

5.1 Negativplanerische Instrumente

Negativplanerische Instrumente eines Re-
gionalplans bestimmen einen Bestands-
schutz für bereits vorhandene Nutzungen 
und verbieten Adressaten verbindlich be-
stimmte Verhaltensweisen bzw. schließen 
auf bestimmten Standorten raumbedeutsa-
me Vorhaben aus, die mit der Bestandsnut-
zung nicht harmonieren.83 Entscheidend ist 
ihre Negativwirkung84, die sogar unmittel-
bar nutzungssteuernd ausfallen kann.85 Sie 
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der Erhaltung eines schützenswerten Land-
schaftsbilds, der Konservierung typischer 
Kulturlandschaftsstrukturen oder der Ent-
wicklung eines Biotopverbundsystems. Re-
gionalplanerische Festlegungen als Gebiete 
zum Schutz von Natur und Landschaft sind 
in nahezu allen Regionalplänen verbrei-
tet und treten sowohl als Vorrang- wie als 
Vorbehaltsgebiet auf. In vielen Fällen grei-
fen die Ausweisungen bereits naturschutz-
rechtlich als Landschaftsschutzgebiet oder 
Naturschutzgebiet gesicherte Flächen auf. 
Biogasanlagen oder Biomassekraftwerke 
können in verbindlichen Plansätzen des 
Regionalplans, die die Steuerungsfunktion 
von Raumordnungsgebieten weiter konkre-
tisieren, als mit der gesicherten Bestands-
nutzung unverträgliche konkurrierende 
Nutzungsform identifiziert werden. 

So kann ein Vorranggebiet für Natur und 
Landschaft eine Biogasanlage an einem be-
stimmten Standort ausschließen, wenn das 
raumbedeutsame Vorhaben die geschütz-
ten Nutzungsformen innerhalb des Gebiets 
negativ beeinträchtigt. Stellt sich die Lage 
vor Ort allerdings nicht so problematisch 
dar, bleibt das raumbedeutsame Vorhaben 
trotzdem ausgeschlossen, wenn es im Wi-
derspruch zu einem Ziel der Raumordnung 
steht.93 

Mit einem Vorbehaltsgebiet kann kein prin-
zipieller Ausschluss von Vorhaben erreicht 
werden, da diese innergebietlich nur die 
Rechtsnormqualität eines Grundsatzes der 
Raumordnung aufweisen und deshalb eine 
konkurrierende Nutzungsform nur im Ein-
zelfall abwenden und in der Regel nur er-
schweren können.

Festlegungen von regionalen Grünzügen 
und Grünzäsuren

Grünzüge und Grünzäsuren sind ein Bei-
spiel für multifunktionale Festlegungen. 
Sie finden vor allem in der Nachbarschaft 
von Siedlungen ihren Einsatz und dienen 
in erster Linie der Verhinderung eines Zu-
sammenwachsens von Siedlungen oder 
der Ausdehnung des Siedlungsraums in 
einer bestimmten Richtung. Durch die ge-
bietliche Ausweisung von regionalen Grün-
zügen und Grünzäsuren wird nicht eine 
spezielle Freiraumfunktion gesichert, son-
dern der gesamte Freiraum mit all seinen 
unterschiedlichen Funktionen vor der In-
anspruchnahme durch bauliche Nutzun-
gen bewahrt. Da sie vor allem in Gebieten 

im Regionalplan. Solche Festlegungen ge-
hen über den raumordnungsrechtlichen 
Kompetenztitel der Regionalplanung weit 
hinaus und weisen daher einen überschie-
ßenden Erklärungsgehalt auf.88 Dass dies 
ein Teil der Regionalplanungspraxis anders 
sieht, belegt eine empirische Regionalplan-
analyse.89 In zwölf Regionalplänen konnten 
Versuche zur verbindlichen Festlegung des 
Energieträgers Holz, in sechs zur Verwen-
dung von Stroh und in vier Plänen zum Ein-
satz von Gülle in Biomasseverwertungsan-
lagen dokumentiert werden.

Zwar darf ein Regionalplan fordern, dass 
strukturarme Ackerfluren durch ein Netz 
von Kurzumtriebsplantagen gegliedert wer-
den sollen. Die Anlage entsprechend struk-
turierender Streifen von Plantagen kann be-
troffenen Landwirten aber nicht durch die 
Festlegung eines Ziels der Raumordnung 
und die Ausweisung eines Vorranggebiets 
vorgeschrieben werden, denn Pflanzgebote 
gehören nicht zum raumordnungsrechtli-
chen Instrumentenrepertoire.90 

Negativplanerische Festlegungen zur Be-
einflussung der Biomassenutzung betreffen 
in erster Linie den Freiraum. Das Raumord-
nungsrecht ordnet dem Freiraum keine pri-
mär oder gar exklusiv naturschützerische 
Funktion zu, denn Freiraum erfüllt neben 
ökologischen Funktionen auch zahlreiche 
anthropogene Zwecke.91 Ausweisungen 
zum Freiraum können somit auch Nutzun-
gen zum Ziel haben, die „naturschutzrecht-
lich als Eingriff zu bezeichnen wären“.92 Aus 
Perspektive der Raumordnung erfüllt der 
Freiraum somit gleichermaßen Funktionen 
für den Menschen wie für den Naturhaus-
halt.

Rechtsverbindliche Festlegungen, insbe-
sondere im Zusammenhang mit der Aus-
weisung von Raumordnungsgebieten, 
versuchen jeweils einzelne Freiraumfunk-
tionen zu schützen, vor Inanspruchnahme 
durch konkurrierende Nutzungen zu be-
wahren oder ihre funktionsgemäße Nut-
zung und Entwicklung zu gewährleisten. 
Sie haben überwiegend den Schutz der 
ökologischen Freiraumfunktionen zum Ziel.

Festlegungen zum Schutz von Natur und 
Landschaft

Textliche und zeichnerische Festlegungen 
zum Schutz von Natur und Landschaft die-
nen dem Schutz wertvoller Biotoptypen, 
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der ordnungsgemäßen Landbewirtschaf-
tung in erster Linie ökonomische Aspek-
te. Umweltbelange werden meistens nur 
in sehr allgemeiner Form angesprochen.94 
In nur wenigen Ländern ist die Regional-
planung zur Ausweisung einer Gemeinde-
funktion „Landwirtschaft“ ermächtigt. Sie 
soll absichern, dass in einem Ortsteil oder 
einer ganzen Gemeinde die Landwirtschaft, 
insbesondere die Viehhaltung, in ihrer Ent-
wicklung gesichert wird und bei der Ent-
wicklung der Bauleitplanung auf die Land-
wirtschaft besonders Rücksicht genommen 
wird. 

Als Raumordnungsgebiete kommen vor 
allem Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für 
Landwirtschaft zum Einsatz. Im Sinne des 
klassischen Freiraumschutzes sollen Aus-
weisungen zum Funktionsbereich Land-
wirtschaft in erster Linie konkurrierende 
Nutzungen abwehren und wertvolle Pro-
duktionsstandorte für die landwirtschaft-
liche Nutzung sichern. In diesem Sinne 
profitiert auch der Energiepflanzenanbau 
von der ausschließenden Kraft negativpla-
nerischer Raumordnungsgebiete. Vorrang- 
und Vorbehaltsgebietsausweisungen für 
Landwirtschaft können sich auch gegen die 
Flächeninanspruchnahme für Naturschutz- 
und Freizeitzwecke richten. Ausweisungen 
in Regionalplänen zielen somit primär auf 
die Erhaltung und Sicherung der Nutzungs-
form Landwirtschaft und schützen damit 
die landwirtschaftlichen Produktionsbe-
dingungen und deren Umweltvorausset-
zungen. Aussagen zu Art und Intensität der 
landwirtschaftlichen Produktion finden 
sich selten. Eine weitergehende Steuerung 
des Anbaus von Energiepflanzen, wie der 
völlige Ausschluss des Maisanbaus oder 
seine Beschränkung durch verbindliche 
Obergrenzen, ist durch den Kompetenzti-
tel des Raumordnungsrechts nicht gedeckt. 
Auch ein Ausschluss von Biomasseverwer-
tungsanlagen kann durch Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft nicht 
erreicht werden. Da sie der Förderung der 
Landwirtschaft dienen, ermöglichen sie 
eher deren Bau.

Vergleichbar sind regionalplanerische Vor-
rang- und Vorbehaltsgebiete zum Funk-
tionsbereich Forstwirtschaft, die zum 
Standardrepertoire der Regionalplanung 
gehören. Da Waldnutzungsformen oft eine 
höhere Naturnähe aufweisen und auch oft 
eine Spezialfunktion von ihnen erfüllt wer-

mit hohem Siedlungsdruck zum Einsatz 
kommen, müssen sie mit einer hohen Bin-
dungswirkung ausgestattet sein, um gegen-
über den konkurrierenden Raumansprü-
chen ihren Schutzzweck durchsetzen zu 
können. In den meisten Fällen haben sie 
daher den Rechtscharakter von Vorrangge-
bieten. Sie eignen sich prinzipiell für den 
Ausschluss raumbedeutsamer Biomasse-
verwertungsanlagen, insbesondere wenn 
deren Standort im unbebauten Außenbe-
reich vorgesehen ist.

Festlegungen zum Grund- und  
Oberflächenwasserschutz und zum  
vorbeugenden Hochwasserschutz

Weit verbreitet sind Vorrang- und Vorbe-
haltsgebietsausweisungen zum Grund- und 
Oberflächenwasserschutz. Sie dienen dem 
langfristig orientierten Trinkwasserschutz 
und der vorsorgenden Sicherung von Ge-
bieten der Trinkwassergewinnung. Durch 
Festlegung von Vorrang- oder Vorbehalts-
gebieten zum Hochwasserschutz kann ein 
vorbeugendes Nutzungsmanagement auf 
überschwemmungsgefährdeten Bereichen 
betrieben werden, um eine Erhöhung des 
Schadenspotenzials – z. B. durch weitere 
Bebauung – zu verhindern oder das Rück-
haltevermögen von Retentionsräumen zu 
verbessern und Auen zu renaturieren. In 
durch Raumordnungsgebiete gesicherte 
überschwemmungsgefährdeten Bereichen 
kann der Bau von Biomasseverwertungsan-
lagen ausgeschlossen werden. In Grenzen 
ist auch eine Beeinflussung der Flächen-
nutzung möglich, insbesondere die Unter-
stützung von Grünlandumbruchverboten. 
Es können auch Entwicklungsziele für die 
Gestaltung des Retentionsraums formu-
liert werden. Praktisch stellt sich ihr Voll-
zug allerdings sehr schwierig dar, da durch 
den Regionalplan keine aktivplanerischen 
Anpassungspflichten ausgelöst werden. 
Sie können daher nicht direkt eine Rena-
turierung von Auen, die Ausdehnung von 
Polderflächen oder die Rückverlegung von 
Deichen bewirken.

Festlegungen zur Land- und Forstwirtschaft

In Regionalplänen sind Ausweisungen zum 
Funktionsbereich Land- und Forstwirt-
schaft sehr weit verbreitet. Sie fallen in den 
Ländern allerdings sehr unterschiedlich 
aus. Textliche Zielformulierungen verfolgen 
häufig unter Bezugnahme auf den Begriff 
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lation ausgestattet werden.96 Positivpla-
nerischen Instrumenten wird deshalb ein 
Gestaltungscharakter attestiert. Sie werden 
als eine aktivplanerische Steuerungsform 
angesehen.97 Die Positivplanung ist ein 
Mittel der Entwicklungsplanung, während 
eine Regionalplanung, die sich vorrangig 
negativplanerischer Instrumente bedient, 
als Ordnung- und Sicherungsplanung auf-
gefasst wird. 

Allerdings fördert die Positivwirkung einer 
Festlegung im Regionalplan die Durchset-
zung der Zielnutzung nicht in vergleich-
barem Maße, wie dies von einem Bebau-
ungsplan her bekannt ist. Hier führt die 
positivplanerische Festlegung einer Nut-
zung zu einem Anspruch auf bauplanungs-
rechtliche Zulassung, wenn ein Vorhaben 
den geforderten Kriterien gerecht wird.98 
Positivplanerische Steuerungsansätze kön-
nen allerdings nicht ohne weiteres den An-
bau von Energiepflanzen oder nachwach-
senden Rohstoffen einfordern oder fördern. 
Dies hängt vor allem mit dem fehlenden 
bodenrechtlichen Durchgriff der Raumord-
nung zusammen. 

Eine zentrale Rolle könnten positivplaneri-
sche Ansätze zur Standortlenkung des Baus 
von Biomasseverwertungsanlagen spielen, 
z. B. durch Ausweisung von Vorrang- und 
Eignungsgebieten für die Biomassenut-
zung.99 Durch ihre Ausweisung können zwar 
Vorhaben erneuerbarer Energieproduktion 
gefördert werden, gleichzeitig ist es aber 
nicht möglich, mit diesem Instrument auch 
Flächennutzungskonflikte zwischen „Tank 
und Teller“ zu lösen.100 Durch den Einsatz 
positivplanerischer Raumordnungsgebiete 
lassen sich vor allem Standorte, die beson-
ders geeignet sind, für den Bau von Bio-
masseverwertungsanlagen sichern. Bisher 
werden sie von der Regionalplanungspraxis 
aber erst sehr selten für diesen Steuerungs-
zweck eingesetzt. 

Vorranggebiete für  
Biomasseverwertungsanlagen

In Nordrhein-Westfalen betreibt die Regio
nalplanung eine Standortsteuerung von 
großen Biomassekraftwerken über die Aus-
weisung von Gewerbe- und Industrieberei-
chen (GIB), die Vorranggebieten entspre-
chen. Im Entwurf des Regionalplans für die 
Planungsregion Westmecklenburg wird als 
Ziel der Raumordnung und im Regional-
plan der Region Stuttgart als Grundsatz der 

den muss (z. B. der Lawinenschutz), kann 
der Schutz ihrer natürlichen Funktionen 
in Einzelfällen ein höheres Gewicht erfah-
ren als der Schutz ihrer Nutzungsfunktio-
nen. Da Waldflächen in der Regel nicht als 
Standort für Biomasseverwertungsanlagen 
in Frage kommen, werden Raumordnungs-
gebiete für die Forstwirtschaft eher zu de-
ren Ausschluss eingesetzt. Eine Steuerung 
der Holznutzung für energetische oder 
stoffliche Zwecke ist nicht durch den Kom-
petenztitel der Raumordnung gedeckt.

Ausschlussgebiete für  
Biomasseverwertungsanlagen

Bisher legitimieren erst drei Länder zur 
Ausweisung von Ausschlussgebieten in Re-
gionalplänen (Bayern, Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz). Allerdings werden Aus-
schlussgebiete bisher nicht für Biomasse-
verwertungsanlagen eingesetzt, sondern 
vorrangig zur Steuerung von Windkraftan-
lagen und selten zur Lenkung des Rohstoff-
abbaus. Ein Ausschlussgebiet definiert für 
eine Planungsregion den Raum, in dem be-
stimmte raumbedeutsame Vorhaben nicht 
zugelassen werden dürfen. Für das restliche 
Planungsgebiet erfolgt keine Aussage. Aus 
raumordnungsrechtlicher Sicht ist diese 
Praxis problematisch, da der Realisierung 
der ausgeschlossenen Vorhaben an anderer 
Stelle in der Planungsregion nicht aktivpla-
nerisch unterstützt wird. Ein solcher Pla-
nungsansatz, dessen Zweck primär in der 
Verhinderung von Anlagen besteht, wird als 
Negativplanung gewertet. Unproblematisch 
wäre hingegen die Kombination von Aus-
schlussgebieten mit Vorrang- oder Vorbe-
haltsgebieten, die den Anlagen ausreichend 
Raum verschaffen.

5.2 Positivplanerische Instrumente

Positivplanerische Instrumente in Regio
nalplänen gebieten bzw. ermöglichen 
Adressaten bestimmte Formen der Flächen-
nutzung bzw. legitimieren zu einer Planung 
bestimmter raumbedeutsamer Vorhaben 
und erleichtern deren Genehmigung.95 Ein 
positivplanerisches Instrument kann zur 
Hinwegsetzung über eine Bestandsnut-
zung ermächtigen und neue, bisher nicht 
praktizierte Handlungs- oder Nutzungsfor-
men ermöglichen oder diese von den Ad-
ressaten sogar verbindlich einfordern. Ein 
geplantes Vorhaben kann sogar gegenüber 
der Bestandsnutzung mit einer Vorrangre-
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Vergleich zu anderen landwirtschaftlichen 
Kulturen deutlich höhere Masseerträge lie-
fert.105 Vorzugsgebiete können allerdings 
nicht als positivplanerisches Instrument ge-
wertet werden, da sie im rechtlichen Sinne 
keine Verbindlichkeit aufweisen und daher 
einem raumbedeutsamen Vorhaben nicht 
zur Zulassung und Realisierung verhelfen 
können. 

Eignungs- und Vorranggebiete mit  
kombinierter Ausschlusswirkung

Eine Kombination von positiv- und nega-
tivplanerischer Steuerung ermöglichen 
Eignungsgebiete und Vorranggebiete mit 
kombinierter Ausschlusswirkung. Der Plan-
vorbehalt des §  35 Abs. 3 Satz 3 BauGB er-
möglicht für die gemäß §  35 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB im Außenbereich privilegiert zu-
lässigen raumbedeutsamen Vorhaben eine 
raumordnerische Standortsteuerung durch 
Ausweisung von Eignungs- und Vorrangge-
bieten mit kombinierter Ausschlusswirkung. 
§  35 Abs. 3 Satz 2 Hs. 1 BauGB bestimmt, 
dass raumbedeutsame Vorhaben, die ent-
weder nach Abs. 1 privilegiert oder nach 
Abs. 2 den sonstigen Vorhaben zuzurech-
nen sind, Zielen der Raumordnung nicht 
widersprechen dürfen. Ein Widerspruch 
liegt vor, wenn das Maß der Raumbeein-
flussung einen bestimmten Grad erreicht 
hat und zwischen dem raumbedeutsamen 
Vorhaben und dem Ziel der Raumordnung 
eine „Gegensätzlichkeit im Sinne einer Un-
vereinbarkeit besteht“.106 Aufgrund ihrer ge-
ringen Größe sind im Außenbereich privile-
gierte Biomasseverwertungsanlagen häufig 
nicht raumbedeutsam107 und unterliegen 
in diesen Fällen keiner Bindungswirkung 
durch Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung. Denn auf der Grundlage des §  35 
Abs. 3 S. 3 BauGB kann ein Regionalplan 
grundsätzlich nicht-privilegierte wie privi-
legierte Vorhaben der Biomasseverwertung 
durch Ausweisung von Eignungsgebieten 
oder Vorranggebieten mit kombinierter au-
ßergebietlicher Ausschlusswirkung steuern, 
solange diese raumbedeutsame Projekte re-
präsentieren.

Durch Ausweisung von Konzentrations-
zonen in Regionalplänen kann ein Träger 
der Regionalplanung die Eignungs- oder 
Vorrangflächen bestimmen, wo privilegier-
te und nicht-privilegierte Biomassever-
wertungsanlagen günstige Bedingungen 
für ihre Realisierung antreffen. Wurde die 

Raumordnung festgelegt, dass nicht-privi-
legierte Biomasseverwertungsanlagen, die 
nicht in einem räumlich-funktionalen Zu-
sammenhang mit einem Landwirtschafts-
betrieb stehen, in Industrie- und Gewerbe-
gebieten zu errichten sind.101 

Für Biogasanlagen kommt diese Form der 
räumlichen Steuerung allerdings nur für 
sehr große Vorhaben in Frage. Der Bau 
nicht-privilegierter Biomasseverwertungs-
anlagen ist nämlich nicht nur in Gewer-
be- und Industriegebieten möglich, wie sie 
GIB-Ausweisungen in der Regel vorsehen. 
Wenn ihre Verträglichkeit gesichert ist, sind 
Biogasanlagen auch in anderen Baugebie-
ten nach der Baunutzungsverordnung zu-
lässig, z. B. in Dorfgebieten nach §  5 Abs. 2 
Nr. 1 BauNVO im Rahmen eines land- oder 
forstwirtschaftlichen Betriebs, nach §  5 Abs. 
2 Nr. 6 BauNVO als sonstiger nicht wesent-
lich störender Gewerbebetrieb sowie als 
Versorgungsfläche nach §  9 Abs. 1 Nr. 12 
BauGB. 

Vorbehaltsgebiete für  
Biomasseverwertungsanlagen

Der erste Versuch zur Steuerung von Bio-
masseverwertungsanlagen mit Vorbe-
haltsgebieten wurde im Regionalverband 
Nordschwarzwald geplant.102 Da Vorbe-
haltsgebiete nur einen Grundsatzcharak-
ter aufweisen, können sie keinen Vorrang 
durchsetzen. Sie verschaffen raumbedeut-
samen Biomassekraftwerken und Biogasan-
lagen nur ein erhöhtes Gewicht gegenüber 
konkurrierenden Nutzungen. Auch ein au-
ßergebietlicher Ausschluss kann nicht in 
Kombination mit einem Vorbehaltsgebiet 
erreicht werden. Aufgrund von Kritik im Be-
teiligungsverfahren ist die Ausweisung von 
Vorbehaltsgebieten für Biomasseverwer-
tungsanlagen vom Regionalverband mitt-
lerweile aufgegeben worden.103 

Vorzugsgebiete für Kurzumtriebsplanungen

Prinzipiell kann die Regionalplanung auch 
unverbindliche Planzeichen zur Darstel-
lung von Gebieten in ihren Plänen auswei-
sen, die besonders für den Anbau von Ener-
giepflanzen geeignet sind. Ein Beispiel sind 
Vorzugsgebiete für Kurzumtriebsplanun-
gen104, die bisher allerdings noch nicht von 
der Regionalplanungspraxis aufgegriffen 
wurden. Sie dienen primär dazu, Landwir-
te über jene Standorte zu informieren, auf 
denen die Erzeugung von Energieholz im 



Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 5/6.2011 383

Rechtswirkungen des §  35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
eine Inhalts- und Schrankenbestimmung 
des Eigentums im Sinne von Art. 14 Abs. 1 S. 
2 GG erreicht.113 

Bisher wird von der Regionalplanung aller-
dings weder eine kombiniert positiv-nega-
tivplanerische Steuerung mittels Eignungs- 
noch mit Vorranggebieten praktiziert. Da 
bislang nur ein sehr geringer Anteil der 
Biomasseverwertungsanlagen die Schwel-
le der Privilegierung überschreitet, wird 
die Notwendigkeit einer raumordnungs-
rechtlichen Steuerung mit Vorrang- oder 
Eignungsgebieten analog zur Steuerung 
der Windkraftnutzung bisher nicht für er-
forderlich gehalten.114 Prinzipiell wäre eine 
solcher Steuerungsansatz raumordnungs-
rechtlich aber möglich.115 Eine Steuerung 
mit Eignungsgebieten bzw. Vorranggebie-
ten mit kombinierter Ausschlusswirkung 
ist nur dann gerechtfertigt, wenn durch die 
räumliche Konzentration der raumbedeut-
samen Vorhaben erhebliche negative Um-
weltwirkungen oder problematische land-
schaftsästhetische Effekte verringert oder 
abgewendet werden können oder günstige 
Bedingungen für die Erschließung eines 
erneuerbaren Energieträgers erst durch die 
Sicherung einer räumliche Konzentration 
der Anlagen herstellbar sind. Im Bereich der 
Windkraftnutzung, für die diese Form der 
Steuerung entwickelt wurde, ist es verträg-
licher, große Windkraftanlagen an wenigen 
Standorten in der Region zu konzentrieren, 
als sie dispers im Raum zu verteilen. Im Fal-
le von Biomasseverwertungsanlagen gibt 
es keine Argumente, die für eine Anlagen-
konzentration sprechen. Sie muss vielmehr 
als ein Grund zur Intervention eingestuft 
werden. Denn gerade durch eine Ballung 
von Biomasseverwertungsanlagen in ei-
nem Teilraum kommt es in dessen Umfeld 
zu negativen Flächennutzungseffekten. So 
nimmt hier der Maisanbau überhand und 
extensive Nutzungsweisen werden durch 
den erhöhten örtlichen Biomassebedarf 
und den damit einhergehenden Nutzungs-
druck systematisch verdrängt. Hiervon 
sind vor allem Grünlandstandorte betrof-
fen. Beispielsweise durch Kumulation ei-
ner größeren Zahl privilegierter Biomas-
severwertungsanlagen in einem Ort kann 
die Schwelle der Raumbedeutsamkeit 
ohne weiteres überschritten werden.116 Die 
räumlich-funktionale Bindung von Biomas-
severwertungsanlagen an eine Hofstelle 
sowie die Beschränkung von einer Anlage 

Planungsregion flächendeckend und syste-
matisch auf ihre Eignung für den Bau von 
Biomasseverwertungsanlagen untersucht, 
kann sie im Regionalplan je nach vorlie-
gender Ermächtigung durch den Landesge-
setzgeber entweder Eignungsgebiete oder 
Vorranggebiete mit einer außergebietlichen 
Ausschlusswirkung ausweisen. Der Träger 
der Regionalplanung hat allerdings sicher-
zustellen, dass sich die im sonstigen Pla-
nungsgebiet ausgeschlossenen Vorhaben 
auf den positivplanerischen Eignungs- oder 
Vorrangflächen gegenüber konkurrierenden 
Nutzungen durchsetzen können. Er muss 
aber nicht nur dafür Sorge tragen, dass 
den Biomasseverwertungsanlagen in den 
Konzentrationszonen in substanzieller Wei-
se Raum verschafft wurde110, sondern hat 
auch die Auswahl- und Ausschlussgründe 
schlüssig dargestellt sind.111 Dem Regio-
nalplan hat deshalb ein gesamträumliches 
Planungskonzept zugrunde zu liegen, das 
den allgemeinen Anforderungen des pla-
nungsrechtlichen Abwägungsgebots ge-
recht wird.112 

Mit der Ausweisung von Eignungs- und Vor-
ranggebieten mit kombinierter Ausschluss-
wirkung wird ein positiv- und ein negativ-
planerischerer Steuerungsansatz verknüpft. 
Innergebietlich, werden die Zulassungsvo-
raussetzungen von raumbedeutsamen Bio-
masseverwertungsanlagen auf Standorten 
der Eignungs- bzw. Vorranggebiete günstig 
beeinflusst, so dass hier geplante Anlagen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit genehmigt 
werden können. Ein Eignungsgebiet weist 
aber nur den Rechtscharakter eines Grund-
satzes der Raumordnung auf, weshalb nur 
Vorranggebiete in der Lage sind, sicher 
konkurrierende Nutzungen und raumbe-
deutsame Vorhaben von diesen Standorten 
abzuwehren. Außergebietlich, d. h. in der 
verbleibenden Planungsregion ist mit der 
Ausweisung von Eignungs- und Vorrang-
gebieten eine strikte Ausschlusswirkung 
verbunden, die andere bestehende oder ge-
plante Nutzungen vor Beeinträchtigungen 
durch Biomasseverwertungsanlagen mit 
der Qualität eines Ziels der Raumordnung 
schützt und daher eine negativplaneri-
schen Steuerungsintention verfolgt.

Insbesondere die Ausweisung von Vor-
ranggebieten mit einer kombinierten au-
ßergebietlichen Ausschlusswirkung weist 
Außenverbindlichkeit auf, so dass die 
Raumordnungsgebietsausweisung mit den 
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soll. Eine Verknüpfung mit Vorrang- oder 
Eignungsgebieten macht hier wenig Sinn, 
da die Erreichung einer Konzentrationswir-
kung von Anlagen im Bereich der Bioener-
gie ja gerade vermieden werden soll.

Ein weiterer Vorschlag für eine Zielfestle-
gung im Regionalplan setzt an dem in der 
Region anzustrebenden Anteil der Bioener-
gie am Gesamtaufkommen der erneuerba-
ren Energie an. Der maximal oder minimal 
anzustrebende Anteil könnte durch ein 
Ziel der Raumordnung bestimmt werden. 
Denkbar wäre auch eine Beschränkungen 
der maximal zulässigen Anbaufläche für 
Biomasse in einer Region durch ein Ziel der 
Raumordnung.123 Raumordnungsrechtlich 
sind diese Varianten von Zielen der Raum-
ordnung wahrscheinlich wirkungslos, da sie 
keinen Adressaten bestimmen, die für das 
Handlungsergebnis direkt verantwortlich 
sind. Eine Bindungswirkung der Ziele der 
Raumordnung könnte deshalb nicht ausge-
löst werden. Die Ziele haben somit eher ei-
nen symbolischen Charakter, da sie Absich-
ten und Wünsche der Politik konkretisieren. 
Soll in der Region ein abgestimmtes kollek-
tives Handeln für den Ausbau der erneuer-
baren Energiebasis erreicht werden, bietet 
es sich an, den erzielten Konsens durch 
Festlegung von Zielen im Regionalplan zu 
fixieren. 

6	 Informelle Steuerungsansätze und 
regionale Energiekonzepte

Öffentliche Planung im kooperativen Staat 
muss ein für Konsensbildungsprozesse of-
fenes Instrumentarium der Steuerung be-
sitzen. Vertreter kommunikativer Planung 
setzen sich deshalb verstärkt für eine Flan-
kierung hierarchischer Steuerungsformen 
durch kooperative Planungsansätze ein. In-
formelle, auf Freiwilligkeit basierende Ins
trumente sind daher mehr und mehr in den 
Blick der Planungsforschung und der Re
gionalplanungspraxis geraten.124 Die koope-
rative regionale Zusammenarbeit nimmt 
zu, „weil es immer mehr Probleme gibt, die 
sich von einzelnen Akteuren allein und im 
herkömmlichen Institutionengefüge nicht 
oder nur suboptimal lösen lassen“.125 Der 
traditionelle ordnungspolitische Ansatz 
der Regionalplanung mit seinem Vorrang 
regulativer Instrumente ist allerdings nicht 
überholt. Seine Flankierung durch koope-
rative Instrumente wird für erforderlich ge-

je Betrieb kann einer solchen Ballung nicht 
vorbeugen, wenn unabhängig voneinan-
der mehrere eigenständige Betriebe im Ort 
eine privilegierte Biogasanlage planen. Bis-
her wird die Anlagenkonzentration durch 
räumliche Planungsinstrumente aber nicht 
gesteuert.117 

Ein Konzentrationserfordernis für die Len-
kung von Biogasanlagen, die in Kombina-
tion mit landwirtschaftlichen Betrieben er-
richtet werden sollen, lässt sich somit nicht 
belegen.118 Deshalb kann der Einsatz von 
Eignungsgebieten bzw. Vorranggebieten mit 
kombinierter Ausschlusswirkung der Regio
nalplanung nicht pauschal zur Steuerung 
von Biomasseverwertungsanlagen empfoh-
len werden.119 Für große Biomassekraftwer-
ke und für nicht im räumlich-funktionalen 
Zusammenhang mit einem landwirtschaft-
lichen Betrieb oder einer Betriebsgemein-
schaft stehende große Biogasanlage bietet 
sich dagegen eine Standortlenkung durch 
Raumordnungsgebiete an. 

Instrumente zur Mengensteuerung

In der Regionalplanungspraxis werden 
bisher erst in wenigen Einzelfällen Men-
genziele eingesetzt. Mengensteuernde In-
strumente sind eine spezielle Anwendung 
der parametrischen Steuerung. Ein opera-
tionalisiertes Ziel (Parameter) wird nach-
geordneten Adressaten vorgegeben, aber 
die Art und Weise der Zielerreichung bleibt 
diesen weitgehend selbst überlassen.120 
Bisher kommen Mengenziele vor allem bei 
Festlegungen zur Steuerung des Umfangs 
der kommunalen Baulandausweisung oder 
des Wohnungsbaus zum Einsatz.121 Im Be-
reich der Steuerung der Biomassenutzung 
liegen bisher keine Erfahrungen vor. Ein 
Vorbild könnte das Landesraumordnungs-
programm von Niedersachsen (in der Fas-
sung vom 8. Mai 2008) liefern, das als Ziel 
der Raumordnung für ausgewählte Kreise 
eine ausreichende Ausweisung von Vor-
ranggebieten für Windkraftnutzung fordert, 
deren Umfang so bemessen sein muss, dass 
verbindlich vorgegebene MW-Mindestwer-
te für Windenergienutzung von einzelnen 
Kreisen erreicht werden.122 Analog könnte 
man sich auch ein Ziel der Raumordnung 
in einem Regionalplan vorstellen, dass de-
tailliert für einzelne Gemeinden oder Krei-
se einer Region bestimmt, welche Leistung 
von Biomasseverwertungsanlagen bis zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt installiert sein 
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7	 Schluss

Gegenüber land- wie forstwirtschaftlichen 
Flächennutzungen ist die Steuerungska-
pazität der Regionalplanung eher als li-
mitiert zu charakterisieren, was vor allem 
auf das verfassungsrechtliche Verbot eines 
direkten bodenrechtlichen Durchgriffs zu-
rückzuführen ist. Die Festlegungen der Re-
gionalplanung entwickeln allein aus dem 
Raumordnungsrecht keine unmittelbare 
Außenverbindlichkeit gegenüber Land-
wirten oder Waldbesitzern.129 Die konkrete 
alltägliche land- und forstwirtschaftliche 
Flächennutzung kann die Regionalplanung 
daher nicht ausgestalten.130 

Die Steuerung von Verwertungsanlagen für 
Biomasse fällt hingegen klar in den Kompe-
tenzbereich der Regionalplanung. Für die 
Windkraftnutzung entwickelte Steuerungs-
ansätze, die eine Ausweisung von Kon-
zentrationszonen mit einem Anlagenaus-
schluss im verbleibenden Planungsraum 
kombinieren, kommen für die Steuerung 
von Biomasseverwertungsanlagen nicht in 
Frage. Bei Biogasanlagen muss vielmehr 
eine Anlagenkonzentration bewusst abge-
wendet werden, um negative Flächennut-
zungseffekte in ihrem Umfeld (großflächige 
Maismonokulturen) abzuwehren. Die pla-
nungsrechtlich angestrebte räumlich enge 
Anbindung einer Biogasanlage an einen 
landwirtschaftlichen Betrieb zielt auf eine 
dezentrale Anlagenverteilung in der Pla-
nungsregion. So lassen sich auch die Trans-
portwege zwischen Biogasanlage und An-
bauflächen klein halten. Die Standortwahl 
großer Biomassekraftwerke und nicht land-
wirtschaftlicher Biogasanlagen lassen sich 
sinnvoll mit Vorranggebieten auf raumord-
nerisch verträgliche Standorte lenken. Vor-
raussetzung ist eine ausreichende „Vorha-
benschärfe“ der Ziele der Raumordnung.131 
Um zukünftig eine raumverträgliche Einzel-
fallsteuerung von Anlagen zur Bioenergie-
produktion und eine nachhaltigere Förde-
rung des Ausbaus der Biomasseproduktion 
bewirken zu können, ist die Nachrüstung 
zahlreicher Energiegesetze mit einer Raum-
ordnungsklausel nötig. Und bei der Wei-
terentwicklung von Förderprogrammen ist 
dafür Sorge zu tragen, dass die Belange der 
Raumordnung besser integriert werden.

halten, um eine verbesserte Beteiligung und 
Aktivierung öffentlicher wie privater Akteu-
re zu erreichen. Regionale Energiekonzepte 
sind so ein informelles Instrument, das 
auf einem kooperativen Ansatz basiert. §  3 
des brandenburgischen Gesetzes zur Re-
gionalplanung und zur Braunkohlen- und 
Sanierungsplanung (RegBkPlG) definiert 
regionale Energiekonzepte als regionale 
kooperative Steuerungsansätze, die in ei-
ner Bestandsaufnahme die regionalen Po-
tenziale für die Energieeinsparung und den 
Ausbau erneuerbarer Energien ermitteln, 
Leitbilder und Ziele für die Entwicklung der 
Region erarbeiten sowie Maßnahmen und 
Zeitpläne für die Umsetzung formulieren. 
Bei regionalen Energiekonzepten überwiegt 
die Entwicklungsfunktion. Dem Aufbau ei-
nes Netzwerks der zentralen Energieakteure 
kommt eine wichtige Bedeutung zu.126 

Nachdem regionale Energiekonzepte in den 
1970er und 80er Jahren eine erste Blütepha-
se erlebten, ist mit dem forcierten Ausbau 
der erneuerbaren Energien in Deutschland 
aktuell ihre Renaissance zu beobachten. 
Insbesondere in der Regionalplanung sollen 
sie wieder eine tragende Rolle spielen. Der 
Bund und einzelne Länder unterstützten 
bereits die Erarbeitung regionaler Energie-
konzepte.127 Erste Beispiele demonstrieren, 
wie im Kontext der Regionalplanung durch 
die kooperative Erarbeitung von regio
nalen Energiekonzepten auch der Ausbau 
der Bioenergie gefördert werden kann.128 
Ihre Bedeutung darf aber auch nicht über-
schätzt werden. Bei kooperativ erarbeiteten 
Konzepten können weder die Zielakzeptanz 
noch der Zielvollzug gegen den Willen der 
Beteiligten durchgesetzt werden. Beides 
setzt vielmehr Freiwilligkeit und gleichbe-
rechtigte Mitbestimmung voraus. Regionale 
Energiekonzepte thematisieren aber nicht 
nur Fragen, in denen eine Einigung leicht 
fällt. Viele behandelte Aspekte sind sehr 
konfliktträchtig: An welchen Standorten der 
Region sollen noch umstrittene Windkraft- 
oder Biomasseverwertungsanlagen errich-
tet werden? Wo besteht ein Ausbaubedarf 
der Stromleitungen? Solche Planungspro-
bleme lassen sich nur selten auf koopera-
tivem Wege lösen und auf Grundlage eines 
informellen Konzepts regeln. Hier ist auch 
weiterhin eine Absicherung und Flankie-
rung durch traditionelle hierarchische Re-
gelsteuerung durch den Regionalplan erfor-
derlich.
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